15. Landschaftsversammlung 2020-2025 m‘

Qualitat fir Menschen

An die Mitglieder Kéln, 15.04.2021
des Sozialausschusses Frau Stenzel

Fachbereich 71

Sozialausschuss

Dienstag, 27.04.2021, 9:30 Uhr

Koln, Horion-Haus, Rhein/Ruhr/Erft

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur 2. Sitzung lade ich herzlich ein.
Wahrend der Sitzung sind Sie telefonisch zu erreichen unter Tel. Nr. 0221-809-6011.

Falls es Ihnen nicht mdéglich ist, an der Sitzung teilzunehmen, bitte ich, dies umgehend
der zustdndigen Fraktionsgeschaftsstelle mitzuteilen, damit eine Vertretung rechtzeitig
benachrichtigt werden kann.

Die Sitzung findet als Prasenzveranstaltung statt. Bei Betreten des Gebaudes
und des Sitzungsraumes sowie widhrend der gesamten Dauer der Sitzung, auch
am Sitzplatz, ist eine FFP2-Maske zu tragen. Diese kann beim Sprechen
kurzzeitig abgesetzt werden.

Durch die Verwaltung werden weitere HygienemaBnahmen getroffen.
Bitte begeben Sie sich nicht zum Sitzungsort, wenn

e Sie Symptome einer Erkadltungskrankheit aufweisen,

e Sie in den letzten 14 Tagen Kontakt zu einem Menschen hatten, der an
COVID-19 erkrankt ist, oder

e Siein den letzten 10 Tagen aus einem ausldndischen RKI-Risikogebiet (mit
veranderter Virusvariante) zuriickgekehrt sind, es sei denn, Sie waren nach
diesem Aufenthalt in einer 10-tagigen Quarantidne oder haben einen
negativen Abstrich erhalten und sind somit nicht an COVID-19 erkrankt.

Beratungsarten: B = Beschluss, E = empfehlender Beschluss, K = Kenntnis



Tagesordnung

Offentliche Sitzung Beratungsgrundlage

1. Anerkennung der Tagesordnung

2. Niederschrift Gber die 1. Sitzung vom 23.02.2021

3. "Die Krise als Chance nutzen"/ Erster Teilbericht 15/143/1 K folgt
Berichterstattung: ELR Limbach

4, Das Onlinezugangs- und das E-Government-Gesetz als ein 15/206 K folgt
Treiber der Digitalen Transformation des LVR
Berichterstattung: LVR-Dezernent Janich

5. Férderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff. SGB IX 15/195 B
Berichterstattung: LVR-Dezernentin Prof. Dr. Faber

6. Inklusionsbarometer 2020 15/190 K
Berichterstattung: LVR-Dezernentin Prof. Dr. Faber

7. Rechtsformanderung der Bundesarbeitsgemeinschaft der 15/174 K
Integrationsamter und Hauptfirsorgestellen (BIH)
Berichterstattung: LVR-Dezernentin Prof. Dr. Faber

8. Teilhabeverfahrensbericht 2020 15/187 K
Berichterstattung: LVR-Dezernent Lewandrowski

9. Sozialbericht NRW 2020 - 5. Armuts- und 15/188 K
Reichtumsbericht
Berichterstattung: LVR-Dezernent Lewandrowski

10. Sachbericht des Verbundprojektes TexLL von LVR und LWL 15/199 K
Berichterstattung: LVR-Dezernent Lewandrowski

11. Pflegefamiliengeld - landeseinheitliche Ausgestaltung der 15/193 K
Leistungen der Eingliederungshilfe flir Kinder und
Jugendliche mit Behinderung in Pflegefamilien
Berichterstattung: LVR-Dezernent Lewandrowski

12. Inklusive Bauprojektférderung - Bauprojekt Familie Hetzel 15/202 K
Berichterstattung: LVR-Dezernent Lewandrowski

13. Anfragen und Antrage

Beratungsarten: B = Beschluss, E = empfehlender Beschluss, K = Kenntnis



14. Bericht aus der Verwaltung

15. Verschiedenes

Mit freundlichen GriBen
Die Vorsitzende

Zsack-Moéllmann

Beratungsarten: B = Beschluss, E = empfehlender Beschluss, K = Kenntnis



TOP 1 Anerkennung der Tagesordnung



15. Landschaftsversammlung 2020-2025

LVR &

Qualitat fir Menschen

Niederschrift

Uber die 1. Sitzung des Sozialausschusses
am 23.02.2021 in Kdéln, Horion-Haus

Anwesend vom Gremium:

Ccbu

Cleve, Torsten

Hermes, Achim

Dr. Leonards-Schippers, Christiane
Nabbefeld, Michael

Petrauschke, Hans-Jirgen

Renzel, Peter

Stolz, Ute

Kipphardt, Guntmar

SPD

Bozkir, Timur

Kox, Peter
Kucharczyk, Jirgen
Schmerbach, Cornelia
Scho-Antwerpes, Elfi
Zander, Susanne

Biindnis 90/DIE GRUNEN

Haacke, Wolfgang
Peters, Jlrgen

Schéfer, Ilona
Zsack-Méllmann, Martina
FDP

Nilchter, Laura
Pohl, Mark Stephen

AfD
Nietsch, Michael
Die Linke.

Detjen, Ulrike

flir: Wérmann, Josef

Vorsitzende



FREIE WAHLER/Volt

Dr. Grumbach, Hans-Joachim

Die FRAKTION

BuBieck, Petra

Verwaltung:

Herr Lewandrowski LR 7

Frau Prof. Dr. Faber LR 5

Frau Esser Fachbereichsleitung 72
Herr Beyer Fachbereichsleitung 53
Frau Edelburg 54.60

Frau Kaltenbach 41.20

Herr Naylor 40.01

Frau Stenzel 71.11 (Protokoll)
Gaste:

Herr Kunze AfD, Geschaftsflihrung



Tagesordnung

Offentliche Sitzung Beratungsgrundlage
1. Anerkennung der Tagesordnung

2. Verpflichtung sachkundige Blirger*innen

3. Bestellung der Schriftflihrung des Sozialausschusses 15/21 8B

4, LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN- 15/41 K

Behindertenrechtskonvention: Entwurf Jahresbericht 2020

5. Anderungsvereinbarung zur Verwaltungsvereinbarung 15/39 E
"Anlauf- und Beratungsstelle" vom 28. Dezember 2016"

6. Finanzierung Werkstattrate Deutschland e.V. 15/30 K

7. Vorstellung des Dezernats Soziales - Aufgaben und 15/24 K
Arbeitsschwerpunkte

8. Vorstellung des Dezernats Schulen, Inklusionsamt, Soziale 15/8 K
Entschadigung - Aufgaben und Arbeitsschwerpunkte

9. Jahresbericht LVR-Inklusionsamt 2019/2020 15/9 K
10. Férderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff SGB IX 15/32 B
11. Beschlusskontrolle

12. Anfragen und Antrage

13. Bericht aus der Verwaltung

14. Verschiedenes

Beginn der Sitzung: 09:30 Uhr

Ende der Sitzung: 11:40 Uhr



Offentliche Sitzung

Punkt 1
Anerkennung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird anerkannt.

Punkt 2
Verpflichtung sachkundige Biirger*innen

Die Vorsitzende verpflichtet Frau Schmerbach (SPD), Frau BuBieck (Die FRAKTION) und
Herrn Dr. Grumbach (Freie Wahler/Volt) zur gesetzmadBigen und gewissenhaften
Wahrnehmung ihrer Aufgaben als sachkundige Blirger*innen in den Gremien der
Landschaftsversammlung Rheinland.

Punkt 3
Bestellung der Schriftfiihrung des Sozialausschusses
Vorlage Nr. 15/21

Der Sozialausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Der LVR-Dezernent Soziales wird zum Schriftfihrer fir den Sozialausschuss bestellt. Ihm
wird die Mdglichkeit eingeraumt, die Schriftfiihrung auf Mitarbeitende des
Landschaftsverbandes Rheinland zu lbertragen.

Punkt 4

LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention: Entwurf
Jahresbericht 2020

Vorlage Nr. 15/41

Auf Nachfrage von Frau Schmerbach und Herrn Dr. Grumbach berichtet Herr
Lewandrowski, dass eine Vorlage nur dann mit einer Erganzung in leichter Sprache
versehen werde, wenn in der Beratungsfolge auch der Inklusionsausschuss vorgesehen
sei. Hintergrund sei, dass der Inklusionsausschuss zusammen mit seinem Beirat tage und
mit der leichten Sprache die Lesbarkeit fiir alle gewdahrleistet werden soll.

Frau Esser berichtet zu den Anderen Leistungsanbietern, dass es mittlerweile einen
weiteren Anbieter gebe, und zwar die Alexianer in Aachen, die sowohl den
Berufsbildungsbereich als auch den Arbeitsbereich anbéten. Die Vereinbarungen mit zwei
weiteren Anbietern stiinden kurz vor der Unterschrift. Die Gesprache mit weiteren
Interessenten wirden fortgefiihrt. Sie geht davon aus, dass es nach der Pandemie
weitere Abschllisse geben werde.

Herr Lewandrowski berichtet, dass es zum inklusiven Sozialraum ein Modellprojekt mit
ausgewahlten Mitgliedskérperschaften geben werde. Die Verwaltung beféande sich zurzeit
in der Stellenbesetzung.

In der Vorlage wird eine Verfassungsbeschwerde von Personen aus der Corona-
Risikogruppe vor dem Bundesverfassungsgericht erwahnt, der aktuelle Sachstand der
Verfassungsbeschwerde ist nicht bekannt. Herr Lewandrowski erganzt, dass Menschen



mit Behinderung zunachst bei den Corona-Regelungen nicht im Fokus gestanden hatten,
was sich mittlerweile geandert habe. Er hofft auf eine héhere Priorisierung der Menschen
mit Behinderung bei der Impfung.

Frau Schafer bittet in einer der nachsten Sitzungen um eine umfassende
Berichterstattung zum persénlichen Budget.

Frau Prof. Dr. Faber erganzt, dass die Férderschiler*innen jetzt endlich auch im Fokus
der Landesregierung seien und hofft auf zligige Impfungen von Lehrkraften,
Therapeut*innen und Pflegepersonal der Férderschulen.

Der Entwurf des Jahresberichtes 2020 zum LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention wird gemaB Vorlage-Nr. 15/41 zur Kenntnis genommen.

Nach Beratung in allen Fachausschiissen im LVR ist abschlieBend eine Beschlussfassung
durch den Ausschuss fir Inklusion geplant.

Punkt 5

Anderungsvereinbarung zur Verwaltungsvereinbarung "Anlauf- und
Beratungsstelle" vom 28. Dezember 2016"

Vorlage Nr. 15/39

Herr Dr. Grumbach fragt nach der Begrindung der unterschiedlichen Fristen; die
Antragsfrist soll am 30.06.2021, die Bearbeitungsfrist der Stiftung am 31.12.2022 enden.

Herr Naylor gibt an, dass sowohl die Errichter als auch der Lenkungsausschuss der
Stiftung die Fristen so gesetzt hdtten und betont, dass auch die beiden
Landschaftsverbande eine Antragsfrist bis 31.12.2022 beflirwortet hatten.

Der Sozialausschuss betont ausdriicklich, dass er eine verlangerte Antragsfrist bis zum
31.12.2022 fir sehr wiinschenswert halte.

Der Sozialausschuss fasst einstimmig bei Enthaltung der Fraktion Freie Wahler/Volt
folgenden empfehlenden Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Anderungsvereinbarung zur Verwaltungsvereinbarung
"Anlauf- und Beratungsstellen der Stiftung Anerkennung und Hilfe" vom 28.12.2016
gemaB Vorlage Nr. 15/39 mit dem Ministerium fir Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW
zu schlieBen.

Punkt 6
Finanzierung Werkstattrate Deutschland e.V.
Vorlage Nr. 15/30

Herr Lewandrowski erlautert, dass sowohl die LAG der Werkstattrate NRW sowie die
Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstattrate Deutschland e.V. (WRD e.V.) einen Bericht
Uber die Verwendung der im Vorjahr erhaltenen Mittel erstellen missten, der den
Landschaftsverbanden Ubersandt werde. Dies ermdgliche eine Priifung, ob die Mittel
zweckentsprechend verwendet worden seien. Er schlagt vor, Vertretungen des WRD e.V.
und der LAG in den Sozialausschuss einzuladen, sobald die ersten Berichte vorlagen.

Die Vorsitzende bittet in diesem Zusammenhang in einer der nachsten Sitzungen auch
um einen Bericht Uber die Frauenbeauftragten in den WfbM.

Frau Esser erlautert ergédnzend, dass flir die LAG Werkstattrate inzwischen erste



Verwendungsnachweise vorlagen, die einen sachgerechten Umgang mit den zur
Verfliigung gestellten Mitteln zeigten, aber auch den Einfluss von Corona auf die von der
LAG Werkstattrate geplanten MaBnahmen. Dies musse bei der Neuverhandlung der
Vereinbarung zum 01.07.2021 bericksichtigt werden.

Hinsichtlich der Frauenbeauftragten sei zu berlicksichtigen, dass diese verpflichtend erst
mit dem BTHG in allen WfbM eingesetzt worden seien; die erste Wahlzeit ende in diesem
Jahr. Hier sei ein Unterstlitzungs- und Austauschbedarf der gewdhlten Vertreterinnen
deutlich geworden, so dass auch hier die Bildung einer LAG mittelfristig zu erwarten sei.
Gerne kdénnten Vertreter*innen der LAG Werkstattrate sowie eine Frauenbeauftragte in
eine der nachsten Sitzungen des Sozialausschusses eingeladen werden, um Ulber ihre
Arbeit und Erfahrungen zu berichten.

Der Bericht der Verwaltung Uber die Finanzierung der Uberregionalen
Interessenvertretungen der Werkstattbeschaftigten, hier insb. Werkstattrate Deutschland
e.V. ab 1.1.2021, wird gemaB Vorlage Nr. 15/30 zur Kenntnis genommen.

Punkt 7
Vorstellung des Dezernats Soziales - Aufgaben und Arbeitsschwerpunkte
Vorlage Nr. 15/24

Herr Lewandrowski stellt anhand einer PowerPoint Prasentation das Dezernat Soziales
vor. Die Prasentation ist als Anlage 1 beigefligt.

Auf Nachfrage von Herrn Kucharczyk verweist Herr Lewandrowski auf den jahrlichen
BAGUS Kennzahlenvergleich, der jeweils im Sozialausschuss vorgestellt werde und auch
Angaben zur Altersstruktur enthalte.

Herr Renzel fragt nach weitergehenden Zahlen zum ambulanten und stationdren
Wohnen. Auch hier verweist Herr Lewandrowski auf den BAGUS Benchmarkingbericht,
der die Zahlen- und Kostenentwicklung beschreibe. Dieser Bericht werde dann von der
Verwaltung fir jede Mitgliedskdrperschaft im Rheinland regionalisiert aufgeschliisselt. Die
Entwicklung der Fallkosten werde von der Verwaltung naturlich auch bei den
Haushaltsberatungen aufgezeigt.

Frau Kaltenbach stellt aus dem Dezernat Kinder, Jugend und Familie ihre Abteilung vor,
die fur Eingliederungshilfeleistungen fir Kinder in Kindertageseinrichtungen und der
Frihférderung zustandig ist. Die Prasentation ist ebenfalls als Anlage 2 beigefligt.

Die Vorsitzende bedankt sich flir den Vortrag und regt an, dem Sozialausschuss zu
gegebener Zeit auch einen inhaltlichen Uberblick tber die Leistungen fir die Kinder vor
Ort zu geben.

Herr Lewandrowski erganzt, dass die neuen Leistungen gemaB AG-SGB IX NRW einer
Evaluation unterlagen, eine Kostenerstattung der Mehrkosten der beiden
Landschaftsverbande bzw. ein Konnexitdtsausgleich im AG-SGB IX NRW durch das Land
NRW jedoch nicht vorgesehen sei. Daher haben die beiden Landschaftsverbdande
zusammen mit vier ausgewdhlten Mitgliedskérperschaften Verfassungsbeschwerde beim
Verfassungsgerichtshof in Miinster eingelegt, das Verfahren lauft noch.

Auf Nachfrage von Herrn Peters erldutert Frau Kaltenbach, dass es im Bereich der
Frihférderung eine Landesvereinbarung flir die Komplexleistungen mit einheitlichen
Standards und einen Landesrahmenvertrag flir die solitare Frihférderung gebe. Dabei
werde auch Rlcksicht auf die Besonderheiten der einzelnen Anbieter genommen. Die
Komplexleistung lasse nur wenig Spielraum zu, da hier auch die Krankenkassen als
Kostentrager beteiligt seien. Die solitare Frihférderung hingegen liege in der alleinigen
Verantwortung der Landschaftsverbande.



Der Sozialausschuss nimmt die Aufgaben und Arbeitsschwerpunkte des Dezernates
Soziales gemaB Vorlage Nr. 15/24 zur Kenntnis.

Punkt 8

Vorstellung des Dezernats Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschadigung -
Aufgaben und Arbeitsschwerpunkte

Vorlage Nr. 15/8

Frau Prof. Dr. Faber stellt das Dezernat 5 vor, auch diese Prasentation ist als Anlage 3
beigefiigt. AuBerdem ist eine Aktualisierung der in der Prasentation dargestellten Zahlen
fir den Fachbereich 54- Soziale Entschdadigung als Anlage 4 beigefiigt.

Frau Prof. Dr. Faber erganzt auf Nachfrage von Herrn Peters, dass nach § 56
Infektionsschutzgesetz zum einen Arbeitgeber einen Entschadigungsanspruch haben,
wenn der Arbeitgeber den Lohn fortgezahlt hat, der/die Arbeitnehmer*in aber aufgrund
einer behdrdlich angeordneten Quarantane die Arbeitskraft nicht erbringen kann; dies gilt
auch fir Selbstandige. AuBerdem kann der Arbeitgeber eine Erstattung beantragen, wenn
der/die Beschaftigte die Arbeitskraft aufgrund der Kinderbetreuung nicht zur Verfiigung
stellen kann und es keine andere Mdglichkeit der Kinderbetreuung gibt; dies ist jedoch
der geringere Anteil der Antrage.

Herr Beyer ergdnzt zum Kiindigungsschutz, dass der LVR ca. 20% der Kiindigungen
versage, in der Regel bei personenbedingten Kiindigungen. Bundesweit gesehen sei ein
Anstieg der Kindigungen aufgrund des Strukturwandels in der Autoindustrie zu
verzeichnen. Bisher sei kein signifikanter coronabedingter Anstieg von Kiindigungen zu
verzeichnen.

Der Ausschuss nimmt die Vorlage 15/8 zur Kenntnis.

Punkt 9
Jahresbericht LVR-Inklusionsamt 2019/2020
Vorlage Nr. 15/9

Herr Beyer erldutert anhand von ausgewdhlten Beispielen aus dem Jahresbericht die
Arbeit des Inklusionsamtes.

Auf Nachfrage von Frau Schmerbach und Frau Schifer berichtet er ergéanzend, dass
die Ausgleichsabgabe zurzeit noch stabil sei. Allerdings sei Grundlage der Berechnung die
Beschdftigung schwerbehinderter Menschen des Vorjahres, von daher werden sich die
Auswirkungen der Coronapandemie auf die Beschaftigung schwerbehinderter Menschen
erst verzdgert zeigen.

Laut dem Referentenentwurf des Teilhabestdrkungsgesetzes sollen zukiinftig auch
Menschen, die sich schon im Arbeitsbereich der Werkstatten oder eines anderen
Leistungsanbieters befinden, Uber das Budget flir Ausbildung geférdert werden kénnen.
Damit erhalten sie die Mdéglichkeit, eine nach dem Berufsbildungsgesetz oder dem Gesetz
zur Ordnung des Handwerks anerkannte Berufsausbildung oder eine Fachpraktiker-
Ausbildung aufzunehmen. Hierzu werde es im Jahr 2022 eine Vorlage geben. Auch in
Inklusionsbetrieben gebe es Ausbildungsverhdltnisse, diese wiirden in den Férdervorlagen
auch regelmdBig ausgewiesen. Er hofft, dass es zukiinftig mehr Inklusionsbetriebe geben
werde, die bereit seien, einen Ausbildungsplatz anzubieten.

Durch eine immer alter werdende Gesellschaft steigt auch die Zahl der
schwerbehinderten Menschen (s. auch Anstieg von 50.000). Gleichzeitig sinkt dabei die



Beschaftigungsquote der schwerbehinderten Menschen im 6ffentlichen Dienst durch den
Rentenbezug der alteren Jahrgange.

Die Ausfihrungen zum Jahresbericht des LVR-Inklusionsamtes 2019/2020 werden gemaB
Vorlage Nr. 15/9 zur Kenntnis genommen.

Punkt 10
Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff SGB IX
Vorlage Nr. 15/32

Frau Prof. Dr. Faber weist auf die im Vergleich zu der vorherigen Wahlzeit angepasste
Vorlage hin. Der Sozialausschuss werde nachrichtlich Gber die Erweiterung bestehender
Inklusionsbetriebe informiert und beschlieBt nur noch die Einrichtung neuer Betriebe.

Auf Nachfrage von Herrn Nietsch erldutert Herr Beyer das Genehmigungsverfahren fir
Inklusionsbetriebe und sagt zu, das Verfahren in einer der nachsten Sitzungen ausfihrlich
darzustellen.

Der Sozialausschuss fasst einstimmig bei Enthaltung der Fraktion AfD folgenden
Beschluss:

Der Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff SGB IX wie in der Vorlage Nr.
15/32 dargestellt wird zugestimmt.

Punkt 11
Beschlusskontrolle

Die Beschlusskontrolle wird zur Kenntnis genommen.

Punkt 12
Anfragen und Antrdge

Keine Wortmeldungen.

Punkt 13
Bericht aus der Verwaltung

Aus Zeitgrinden verweist Herr Lewandrowski auf die ausfiihrlichen Sprechzettel, die
als Anlage 5 zum Protokoll genommen werden:

Dezernat Soziales:

-Referentenentwurf Teilhabestdrkungsgesetz

-Krisenstab Dez. 7

-Bewaltigung der Corona-Pandemie inkl. Anlage: Auswertung WfbM zu coronabedingten
Abwesenheiten

-Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Leistungsberechtigten des § 67 SGB XII.

Dezernat Kinder, Jugend und Familie:
-Mehraufwendungen infolge der Coronapandemie.



Punkt 14
Verschiedenes

Keine Wortmeldungen.

Solingen, den 01.04.2021 Kdln, den 03.03.2021

Die Direktorin des Landschaftsverbandes
Die Vorsitzende Rheinland

In Vertretung

Zsack-Mo6llmann Lewandrowski
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Folie 1

Kéln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss
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Landschaftsverband Rheinland

LVR-Dezernat Soziales G mein: s
Qualitat fur Menschen

Das LVR-Dezernat Soziales

= Trager der Eingliederungshilfe (SGB IX):
» Umfassend zustandig fur die Fachleistungen zur Unterstitzung von erwachsenen
Menschen mit Behinderung im Rheinland
o z.B. zur sozialen Teilhabe am Leben in der Gesellschaft oder zur Teilhabe an Arbeit
» fur Kinder und Jugendliche mit Behinderung, die auBerhalb ihrer Herkunftsfamilie
betreut werden
o in Pflegefamilien, Internaten und besonderen Wohnformen

= Blinden- und Gehorlosengeld nach Landesgesetz (GHBG)

= Uberortlicher Triger der Sozialhilfe (SGB XII):
> Leistungen zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten, wie z.B.
Wohnungslosigkeit
> Leistungen zur Hilfe zur Pflege flr gesetzlich definierte Zielgruppen

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 2



Landschaftsverband Rheinland
LVR-Dezernat Soziales

Qualitat fir Menschen

Zahl der Leistungsberechtigten (LB) Iin
ausgewahliten zentralen Zielgruppen

60.000

35.000

I )

7.500

LB mit Unterstlitzung LB mit Leistungen zur Leistungen nach GHBG LB mit Leistungen der

bei Wohnen und Alltag Teilhabe an Arbeit Hilfe zur Pflege und in
besonderen soz.
Schwierigkeiten

Kéln, 23. Februar 2021

Sozialausschuss

Folie 3



Landschaftsverband Rheinland

LVR-Dezernat Soziales

Qualitat fir Menschen

rganigramm
es LVR-

N
70.10 \\ LVR-Dezernat 7
Strategischer Stab Sl
) | Landesrat / LVR-Dezernent
Leitung: y Dirk Lewandrowski
Martina Krause : Verzimmer: Andrea Sloot
Nbst. 6899 / Nbst. 7001 Fax 7070

70.20
Stab BTHG
Leitung:

Heike Briining-Tyrell
Nbst. 6495

ezernates

LVR-Fachbereich 71
Ressourcen

Leitung: Claudia Manns
Vorzimmer: Ilona Vomrath
Nbst. 7100/ 7101

LVR-Fachbereich 72
Eingliederungshilfe I ‘
Leitung: Annette Esser (V)
Vorzimmer: Elke Langlotz
Nbst. 7200/ 7201

LVR-Fachbereich 73
Eingliederungshilfe IT

Leitung: Dr. Dieter Schartmann
Vorzimmer: Maria van Nahmen
Nbst. 7300/ 7301

LVR-Fachbereich 74
Sozialhilfe /
Fachliche Ressourcen

Leitung: Gabriele von Berg
Vorzimmer: Britta Fiirst
Nbst. 7400/ 7401

Soziales

Stabstelle 71.01.

IT-Koordination

Abteilungen71.10 -71.30

GL Personal,
Zentrale Dienstleistungen,
Registratur,
Abrechnung,
Haushalt,
Altenpflege-
ausgleichsverfahren

Abteilungen
72.10- 72.60

Regionalabteilungen

Abteilung 72.70

Steuerung und Qualitatssicherung
der allgemeinen Leistungen
abe am Arbeitsleben,
Vergiitung und Entgelte der
Leistungen nach SGB IX

Insgesamt rund 800 Mitarbeiter*innen

Abteilungen
73.10-73.50

Regionalabteilungen

Abteilung 73.60

Kinder und Jugendliche,
Leistungen zur Betreuung
in Pflegefamilien und
liber Tag und Nacht

Abteilung 73.70

der allgemeinen Leistungen

zur Sozialen Teilhabe,
Hilfsmittel, Hochschulhilfen,
Wohnraumhilfen, Medi:
Hilfen z. Verstandigung

Steuerung und Qualitatssicherung

che REHA,

Abteilungen
74.10- 74.60

Hilfe zur Pflege,

Hilfe in anderen Lebenslagen,
F gelte, Ver Y
Bauten fremder Trager,
Einzelverhandlungen Entgelte,
Rechtsdienst,
Deutsche im Ausland,
GHBG, Blinden!| e,

Hilfe zur Gesundheit,

§ 67 SGB XII,
Frauenh&user,
NW-Projekt,

Kéln, 23. Februar 2021

Sozialausschuss
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Landschaftsverband Rheinland !
LVR-Dezernat Soziales

Qualitat fir Menschen

Leistungen des Dezernates "Soziales" 2021 (in mio.€)

90 57

15
170 =

Gesamtvolumen:
3,25 Milliarden Euro

® Eingliederungshilfe m SGB Xl m Altenpflegeausbildung

® GHBG ® Verwaltung B [nnovative Angebote

Kdln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 5



Landschaftsverband Rheinland

LVR-Dezernat Soziales

Fachbereich 71 - Ressourcen

tabstelle 71 01
T-Koordination

Christian Mannott
\ Nbst. 6504 /

_h —

LVR-Fachbereich 71
Ressourcen

Leitung: Claudia Manns
Vorzimmer: Ilona Vomrath
Nbst. 7100/ 7101

Abteilung 71.10
GL Personal, Zentrale

Abteilung 71.20

Abteilung 71.30
Haushalt, Altenpflege-

Dm;:gies'ts:a"::lgen' Abrechnung ausgleichsverfahren
Georg Gruber (V) IT\;]tLZ?.dG\é%g?t Pas&ct.)a ItB;'a'éJSnE;ng
Nbst. 6477 st.
Team 71.11
Team 71.31
Personal, Team 71.21 Haushalt
Organisation Team 1
Stellenplan ) . Pascal Brduning
Christoph Frébel Nbst. 4338
Jonas Fahl Nbst. 7083
Nbst. 6509
Team 71.12 Team 71.22 Team 71.32
Allg. Verwaltung, Team 2 Altenpflege-
Registratur, ECM ausgleichsverfahren
N.N.
Kai Fritzen Nbst. --- : ;
Nbst. 6363 T'u:ingggg‘g
st.
Team 71.23
Team 3
André Knips
Nbst. 7047

Kéln, 23. Februar 2021

Sozialausschuss

Folie 6
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Landschaftsverband Rheinland Lv R

LVR-Dezernat Soziales G mein: s
Qualitat fur Menschen

Die Aufgaben des Fachbereichs 71 — Ressourcen

Querschnitts-Funktionen zur Sicherstellung der Aufgabenerfiillung
> Stabsstelle IT-Koordination (71.01)
o IT-Projekten, IT-Dienstleistungen, Betreuung Fachverfahren (dezernats-tubergreifend)
> Personal- und Raumangelegenheiten (71.10)
o Zentrale Dienste, Personalthemen fur rund 800 Mitarbeiter*innen
o Administrative Betreuung Sozialausschuss
o Koordination Kooperation mit Mitgliedskorperschaften
» Abrechnung (71.20)
o Abrechnungen der Transfer-Leistungen mit Einrichtungen und Diensten
» Haushalt (71.30)
o Planung und Bewirtschaftung des 3,25 Milliarden-Euro-Haushalts des Dezernates 7
o Altenpflege-Umlage

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 7



Landschaftsverband Rheinland
LVR-Dezernat Soziales

Fachbereich 72 - Eingliederungshilfe I

LVR-Fachbereich 72
Eingliederungshilfe I

Leitung: Annette Esser (V)
Vorzimmer: Elke Langlotz
Nbst. 7200/ 7201

Abteilung72.70

Sozialausschuss

Nadine Klaperski

Abteilung 72.10 . Abteilung 72.30 Abteilung 72.40 Abteilung 72.50 ;
Krefeld, Abteilung 72.20 Stadteregion Wuppertal, Oberbergischer- Has U At Steuerung und
Monchengladbach, Diisseldorf, Aachen, Kreis Mettmann, Kreis, Leverkusen, Qualititssicherung der
Kreis Viersen e s Kreis Heinsberg Solingen Remscheid, AuBerrheinisch allgemeinen L eistungen zur
. Rheinisch-Berg.- Teﬂlg_abe am Arbeitsleben,
Marion Wormann Ellen WblmmerfLuders Rolf Miller Christiane Schépe Kreis Jiirgen Noch Vlirggzﬂzget:.nﬂali“tgglae&er
Nbst. 6463 st @3 Nbst. 6385 Nbst. 7843
o . . Stefanie Heinrichs Nbst. 6338
Nbst. 7145 Olaf Bauch
Nbst. 7180
Team 72.21 Team 72.41 Team 72.61
Team 72.11 Team 72.31
Krefeld Diisseldorf 1 Aachen 1 Wuppertal R‘I[;&ze;m_?ﬂzéfgl-_ Leverkusen,
. Simonea Andrade Kreis, AuBerrh.: Baden- Team 72.71
Lars Goerres Christoph Weber Diiz i [Leel e Agurcia Remscheid Baweurl;nthle{l?giﬁfgﬁd— Arbeit und
Nbst. 6386 Nbst. 6270 Nhst. 6972 yern, Beschiftigung,
st. : Nbst. 7234 Pfalz, Saarland Abrechnung von SGB
Bjdérn Trachsel IX-Leistungen
Team 72.22
Monchengladbach Diisseldorf 2 Rachen2 Team 72.42 Nbst. 6349 Karsten Porcher
R Nbst. 6302 Hans Schmitz Kiirten
Stefan Stéhr infri i = ) Team 72.52 Nbst. 6919
Nbst. 6849 Winfried Lange SRl LElmer Sonja Elkes Oberberg.-Kreis
st. Nbst. 7186 Nbst. 6904 Nbst. 6455
. : Team 72.62 T S
Tim Skambraks AuBerrh.: Ez £k
Team 72.13 'I;(Iaa_m_72.2_3_ Team 72.33 Team 72.43 Nbst. 7279 Brandenburg, Berlin, Einzelverhandlungen von
Viersen Rhein-Kreis Kreis Heinsberg o=t Bremen, Hessen, Entgelten,
Neuss Solingen Hamburg, Inveztitionskn_sten.lj:e—
Sandra Taubert d Astrid Lenzen Silvia Braun \Tﬂfx’.‘r‘rjﬂaﬁ; Leri?t:u::gggfir:e; S%B.Ix
Nbst. 6429 Andre Jaeger Nbst. 6908 Nbst. 6814 Niedersachsen,
Nbst. 7172 Elk Schleswig-Holstein,
Sachsen, Sachsen- Ingo Kohlgraf
Anhalt, Thiiringen Nbst. 6491

Folie 8
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Landschaftsverband Rheinland Lv R

LVR-Dezernat Soziales G mein: s
Qualitat fur Menschen

Die Aufgaben des Fachbereichs 72 - Eingliederungshilife I

> Einzelfallhilfe fir Menschen mit Behinderung aus den Regionen
o Krefeld, Monchengladbach, Kreis Viersen (72.10)
o Dusseldorf, Rhein-Kreis-Neuss (72.20)
o Stadteregion Aachen, Kreis Heinsberg (72.30)
o Wuppertal, Kreis Mettmann, Solingen (72.40)
o Oberbergischer Kreis, Remscheid, Rheinisch-Bergischer Kreis (72.50)
o Leverkusen, Leistungserbringung auBerhalb des LVR-Gebietes (72.60)
> Steuerung / Qualitatssicherung Leistungen zur Teilhabe an Arbeit (72.70)

o BUndelung konzeptioneller /strategischer Fragen zur Teilhabe an Arbeit:
Zielvereinbarungen Werkstatten, Leistungs- und Vergutungsvereinbarungen
Werkstatten / Andere Anbieter / Budget fur Arbeit / Zuverdienst

o Entgeltverhandlungen mit Einrichtungen und Diensten der EGH

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 9



Landschaftsverband Rheinland

LVR-Dezernat Soziales

I

Qualitat fur Mensc'ﬁ

Abteilung 73.10
Duisburg, Essen

Fachbereich 73 - Eingliederungshilfe 11

Abteilung 73.20
Koln

LVR-Fachbereich 73
Eingliederungshilfe II

Leitung: Dr. Dieter Schartmann
Vorzimmer: Maria van Nahmen

Nbst. 7300/ 7301

Abteilung 73.30
Bonn, Miilheim,
Oberhausen, Rhein-
Sieg-Kreis

Abteilung 73.40
Diiren, Euskirchen,
Rhein-Erft-Kreis

Abteilung 73.50
Kreis Wesel, Kreis
Kleve

Natalie Jerkovic

Wolfgang Mdrsch

Susanne Uhlman

Raissa Schopmans

Nbst. 6841 Nbst. 6406
1pEE BT Nbst. 6323
Tear_n 73.12 Team 73.22 Team 73.32 Team 73.42
Duisburg Koln 2 Bonn Kreis Euskirchen,
) . ) Diiren
Marius Volmering . Daniel Faust
Nicole Assenmacher
Nbst. 6546 Nbst. 6031
Nbst. 6463 Ute Kersch
Nbst. 6826
Team 73.13 Team 73.23 Team 73.33
Essen I Kéln 3 Miilheim,
Oberhausen
Gerrit Sell Vera Wasmuth
Nbst. 6445 Andreas Nitsche
Nbst. 6916 Nbst. 6957

Ulrich Liiking Thomas Peters . i i
. Melanie Sewell Daniela Buheitel
Nbst. 6855 Nbst. 6835 Jirgen Langenbucher
Nbst. 6403 Nbst. 6343 Nbst. 6375
Team 73.41 Team /3.51
Team 73.11 TeaT 73.21 T_eam_73.31 ) Rhein-Erft-Kreis, Kreis Wesel
Essen II Kéin 1 Rhein-Sieg-Kreis Diiren

Frank Méres
Nbst. 6431

Abteilung 73.60
Kinder und
Jugendliche,
Leistungen zur
Betreuung in
Pflegefamilien und
iiber Tag und Nacht

Bianca Esch
Nbst. 7605

Team 73.52
Kreis Kleve 1

Andrea Boldan
Nbst. 7241

Team /3.53
Kreis Kleve 2

Sebastian Jacobs
Nbst. 7012

Team 73.61
Team 1
Dirk Meyrahn
Nbst. 7684

Abteilung 73.70

Steuerung und
Qualitatssicherung der

allgemeinen Leistungen

zur Sozialen Teilhabe,
Hilfsmittel,
Hochschulhilfen,
Wohnraumhilfen,

Medizinische REHA, Hilfen

2. Verstandigung

Uwe Ladatsch
Nbst. 6342

Team 73.62
Team 2

Corinne Breidenbach
Nbst. 7116

Team /3.71

Hochschulhilfen,
Hilfsmittel

Susanne Jonen
Nbst. 6830

Kéln, 23. Februar 2021

Sozialausschuss
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Landschaftsverband Rheinland

LVR-Dezernat Soziales G mein: s
Qualitat fur Menschen

Die Aufgaben des Fachbereichs 73 - Eingliederungshilfe 11

> Einzelfallhilfe fir Menschen mit Behinderung aus den Regionen
o Duisburg, Essen (73.10) o Koéln (73.20)
o Bonn, Mulheim, Oberhausen, Rhein-Sieg-Kreis (73.30)
o Kreis Duren, Kreis Euskirchen, Rhein-Erft-Kreis (73.40)
o Kreis Wesel, Kreis Kleve (73.50)
> Abteilung fur Kinder und Jugendliche mit Behinderung in Pflegefamilien
und Betreuung uber Tag und Nacht (73.60)
> Steuerung / Qualitatssicherung Leistungen zur sozialen Teilhabe (73.70)
o Hilfsmittel o medizinische Reha
o Hochschulhilfen o Wohnraumbhilfen
o Hilfen zur Verstandigung

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 11
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Landschaftsverband Rheinland !

LVR-Dezernat Soziales i nnie: e
Qualitat fur Menschen

Zur Illustration: Ausgewahlte Unterstutzungsleistungen der
Eingliederungshilfe

AN Teilhabe an Arbeit - zum \TVoKhunreermefiitj_r

Beispiel i ' WfbM
eispiel in einer <inder und
Erwachsene

Unterstltzung beim selbst-
bestimmten Wohnen und im Alltag (Peer-)Beratung >

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 12



Landschaftsverband Rheinland

LVR-Dezernat Soziales G mein: s J
Qualitat fur Menschen

Fachbereich 74 - Sozialhilfe / fachliche Ressourcen

LVR-Fachbereich 74
Sozialhilfe /
Fachliche Ressourcen

Leitung: Gabriele von Berg
Vorzimmer: Britta Flirst
Nbst. 7400/ 7401

Abteilung 74.20 Abteilung 74.60
Abteilung 74.10 Heimentgelte, Abteilung 74.40 Abteilung 74.50 Medizil?isci‘l-
Hilfe zur Pflege, Verwendungsnachweise, Abteilung 74.30 Deutsche im Ausland, § 67 SGB XII, P Raeasiale
Hilfe in anderen Bauten fremder Tréger, Rechtsdienst GHBG, Blindenhilfe, Frauenhauser, Fach‘:‘lienst (MPD)/
Lebenslagen Einzelverhandlungen Hilfe zur Gesundheit NW-Projekt litit
Entgelte Christina Rodert (V) Qualita
Markus Schulzen Nbst. 6105 Sonja Pellmann-Honig Andreas Zimmermann (V) Beate Kubn
Nbst. 7740 Susanne Klein Nbst. 6535 Nbst. 6698 Nbst 6460Y
Nbst. 2085 :
Team 74.11 Team 74.21
q . . Team 74.31 Team 74.51 Tz 744 @1
pilfezunbiieas, Heimentgelte fiir Rechts- Team 74.41 feam Qualitat
§ 43a SGB XI Pflegeeinrichtungen angelegenhaiten GHBG, Blindenhilfe Leistungen nach
Monika Jacob und Einrichtungen ! § 67 SGB XII ff. Sebastian Wagner
der Jugendhilfe Kostenerstattung g
Nbst. 6734 g et Mt Gabriele Hildebrandt Nbst. 7608
etra Munker Nbst. 6538 Angela Wilms
Thomas Moorkamp Nbst. 6955 N%st. e
Nbst. 2348
Team 74.12
Hilfe zur Pflege,
§ 43a SGB XI
e — VEEIm ekt Team 74.32 Team 74.52
Nbst. 6114 VP'“f““g von Rechts- _ Team74.42 §67 SGB XII,
HRTETR L angelegenheiten II, Hilfe zur Gesundheit, Frauenhauser,
nachweisen Grundsatz- Deutsche im Ausland -Proj
: NW-Projekte
angelegenheiten
Stephan Budde Wolfgang Herold
Team 74.13 Nbst. 7731 Rahel Kruse Nbst. 6407 Stephanie Baum
Pflegefachdienst Nbst. 7184 Nbst. 7213
Alexander Engelhardt
Nbst. 6782 Team 74.23
Bauten fremder
Trager
Annette Seurer
Nbst. 7738

Kéln, 23. Februar 2021

Sozialausschuss

Folie 13
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Landschaftsverband Rheinland

LVR-Dezernat Soziales G mein: s
Qualitat fur Menschen

Die Aufgaben des Fachbereichs 74 - Sozialhilfe 1II /
fachliche Ressourcen

> Uberortlicher Triager der Sozialhilfe
o Hilfe zur Pflege, Hilfe in anderen Lebenslagen (74.10)

o Heimentgelte Pflege und Jugendhilfe, Verwendungsnachweise, Bauten fremder
Trager (74.20)

o GHBG und Blindenhilfe, Hilfe zur Gesundheit, Deutsche im Ausland (74.40)
o Leistungen zur Uberwindung sozialer Schwierigkeiten, Frauenhduser (74.50)

» Bundelung fachlicher Ressourcen fiur FB 72/73/74
o Rechtsdienst (74.30)
o Medizinisch-psychosozialer Fachdienst (MPD) mit Team Qualitatspriufungen (74.60)

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 14
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Landschaftsverband Rheinland

LVR-Dezernat Soziales G mein: s
Qualitat fur Menschen

Die Aufgaben des Strategischen Stabs 70.10

» Steuerungsunterstutzung / strategisches Controlling
o Koordination Zielvereinbarungsprozess mit LVR-Landesdirektorin

o Berichtswesen zum Leistungsgeschehen in Eingliederungs- und Sozialhilfe nach
innen und auBen

o Datenberichte, Analysen, sozialwissenschaftliche Untersuchungen
o Betriebswirtschaftliche Analysen und Stellungnahmen
o EGH-Kennzahlenvergleich der BAGUS, Datenmeldung Wohnhilfen ans MAGS,
Koordination Finanzevaluation des BMAS zum BTHG
> Fachliche Offentlichkeitsarbeit
o Redaktion / Betreuung Online: 2 Newsletter, 3 web-Auftritte
o Publikationen zu Fachthemen, Veranstaltungen
o interne Kommunikation / Intranet o Leichte Sprache

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 15
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LVR-Dezernat Soziales G mein: s
Qualitat fur Menschen

Die Aufgaben des Stabs BTHG 70.20

» Umsetzungsprojekt BTHG im LVR

o dezernatsubergreifende Bundelung und Koordination der BTHG-
Umsetzungsaufgaben

o Projektstruktur mit Arbeitsgruppe und PLA (mit LR 7, LR 4, LR'in 2, ELR)

o Aktuell: Umstellung II - personenzentrierte Umstellung der Leistungs- und
Finanzierungssystematik, derzeitiger Schwerpunkt: besondere Wohnformen

> BMAS-Modellprojekt TexLL zur Erprobung der Trennung der Leistungen und des
neuen Leistungssystems nach BTHG (Kooperationsprojekt mit LWL)

> BMAS-Modellprojekt NePTun zur Abgrenzung von Pflege- und Eingliederungshilfe-
Leistungen

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 16
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Landschaftsverband Rheinland !

LVR-Dezernat Soziales G mein: s
Qualitat fur Menschen

Das LVR-Dezernat Soziales — auf einen Blick

Hilfe-Plan

Ziele: 1. e ——
2. - twe

3. ——— A

2

individuelle

Leistungen

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 17



Landschaftsverband Rheinland
LVR-Dezernat Soziales

Qualitat fir Menschen

Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

Foto: Das LVR-
Gebadude K 8 in der
Dr.-Simons-Str. 2 in
Koln-Deutz

Koln, 23. Februar 2021 Sozialausschuss Folie 18
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WICHTIG

Leistungen fiir Kinder mit
(drohender) Behinderung
bis zum Schuleintritt

LVR-Dezernat
| Kinder, Jugend und Familie

Qualitat fir Menschen



LVR-Landesjugendamt
AuftragKindeswohl m
LVR-Dezernat Kinder, Jugend und Familie

Qualitat fur Menschen

Neu ab 2020: Die Leistungen des LVR auf einen Blick

[ Heilpadagogische Leistungen ]

/ N

<
Gemeinsam mit Als separate
medizinischen Leistungen Heilpadagogische
(,Komplexleistung Leistungen
Frihférderung™) )
- / [ \
Mobil oder ambulant ,Solitare™ Leistung (mobil oder | | In der In der In der
in zugelassenen ambulant) in entsprechenden Regel- Kinder- Heilpédago
Einrichtungen* Einrichtungen* Kita tagespflege -gischen
Kita
Kranken-
kassen
* z.B. in Interdisziplinaren Friihférderstellen ** 7 B. in Frihforderstellen

Folie 2



LVR-Landesjugendamt
AuftragKindeswohl m
LVR-Dezernat Kinder, Jugend und Familie

Qualitat fur Menschen

Vertragliche Grundlagen
Die Landesrahmenvereinbarung (interdisziplinare Friihforderung)
und der Landesrahmenvertrag miissen neben einer Weiterentwicklung

auch in den Einzelvertragen mit den Anbietern umgesetzt werden.

Herausforderung:

Die derzeitige Ausgangslage ist sehr heterogen. Anbieter méchten gerne auf
die neue Vereinbarung umstellen, weil diese zusatzliche Optionen in der
Abrechnung bietet. Allerdings ist es haufig schwierig, die damit verbundenen
Leistungsinhalte auch tatsachlich umzusetzen.

Die eingereichten Konzepte zeigen, dass Anbieter die neue Ausrichtung in der
personenzentrierten Forderung noch nicht verinnerlicht haben.

Im Bereich der interdisziplinaren Frihforderung muss zusatzlich zunachst auf
der Bank der Kostentrager in den Einzelverhandlungen auch eine Einigkeit mit
den Krankenkassenverbanden herbeigeflihrt werden.

Folie 3



LVR-Landesjugendamt
AuftragKindeswohl m
LVR-Dezernat Kinder, Jugend und Familie

Qualitat fur Menschen

Abteilung 41.20 - Transferleistungen fir Kinder und
Jugendliche

Fachthementeam

» Beratung in Grundsatzangelegenheiten
» VerglUtungsmanagement

> Qualitatsmanagement

» Anlei-Anwendungsbetreuung

» Rechnungssachbearbeitung

Regionalteams

> Fallmanagement
» Sachbearbeitung

Rechtsangelegenheiten

Folie 4
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LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, 2@4

Soziale Entschadigung Qualitat fir Menschen

h Cb valita fir Menschen

Dezernat Schulen, Inklusionsamt,
Soziale Entschadigung

Individuell fordern -
Teilhabe ermaoglichen

1
2 _ o
“— T
T C @©
L © —
a2 s

i
=
C>n:
(g0]
-l

Prof. Dr. Angela Faber (Landesratin LR 5)



LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt,
Soziale Entschadigung

)
>3
]

Qualitat fir Menschen

Agenda

1. FB 51 - Querschnitt
2. FB 52 - Schulen
3. FB 53 - LVR-Inklusionsamt

4. FB 54 - Soziale Entschadigung

52

24

23.02.2021

Folie 2
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LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, !
Soziale Entschddigung

Qualitat fir Menschen

uerschnitt

Zustandig fur IT-Koordi-
nation

e 470 Mitarbeitende in Zentralverwaltung
e 750 Mitarbeitende in LVR-Schulen
Personal
Haushalt ’
Recht

23.02.2021 Folie 3
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LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, .
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

tuelle und zukunftige Herausforderungen

Haushalts- & Personalplanung
« Doppelhaushalt 2022/2023

Digitalisierung
« Mobiles Arbeiten (Zentralverwaltung)

- Digitale Schule

Personalaufwuchs

- insbesondere FB 54 - Infektionsschutzgesetz

23.02.2021 Folie 4



LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, m
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

Schulen

52

Trager von 38 Forderschulen, einschl. Frihforderung,

zwei Schulen fur Kranke und einem Berufskolleg

 Verantwortlich fur

Notwendigen Schulraum
Schultragerpersonal (~750 Mitarbeitende)
in den Schulen und im Internat
Schulerbeférderung

Sachausstattung

Verwaltung und Betrieb der Gebaude

und Liegenschaften

23.02.2021

Folie 5
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LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, !
Soziale Entschddigung

Qualitat fir Menschen

LVR-Schullandkarte

23.02.2021

Folie 6



LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, m
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

Mehr als Schultrager... 55

e Bedarfe der Schuler*innen mit Behinderung stehen im
Mittelpunkt

e Ganzheitliches Konzept aus Padagogik, Therapie & Pflege

e Aktiver Unterstutzer der Inklusion im Schulbereich

e Beratung und Unterstlitzung Ratsuchender

durch Schulen und Schulverwaltung

o Befahigung der Akteure im

Gemeinsamen Lernen

e LVR-Inklusionspauschale

23.02.2021 Folie 7



LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, m
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

Aktuelle und zukunftige Herausforderungen 55

e Infektions- und Gesundheitsschutz an den Schulen
e Schulentwicklungsplanung bei steigenden Schulerzahlen

e Entwicklung und Steuerung von 41 AuBendienststellen im

Rheinland durch regionale Ausrichtung der Verwaltung

e Heilmittelerbringung an LVR-Schulen

* Unterstutzung der schulischen Inklusion

23.02.2021 Folie 8
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LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, !

Soeiale Entschadigung Qualitat fir Menschen

LVR-Inklusionsamt

Schaffung neuer
Arbeits- und
Ausbildungsplatze

Erhebung der
Ausgleichsabgabe

\/ Offentlichkeits-
R arbeit

Schulung und

Ubergang Berufliche Teilhabe Begleitende
Schule-Beruf ? schwerbehinderter Hilfen -
und gleichgestellter Finanzielle
Menschen Forderung
Technische \
Beratung BEM und

/\_ _\\ Pravention

Férderung von

Inklusionsbetrieben Besonderer

Kiindigungsschutz

23.02.2021 Folie 9
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LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, !
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

Beraten und Begleiten

Fachberatung fiur Inklusion bei den Kammern
« Service fur Arbeitgeber aus einer Hand
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Vorlage Nr. 15/8:
~Vorstellung des Dezernates Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschadigung -
Aufgaben und Arbeitsschwerpunkte™

Hier: D. Fachbereich 54 - Soziale Entschadigung
Aktualisierung der Daten fiir das Jahr 2020 (Seiten 21 u. 22)

Daten 1 — Die Menschen

Zum 31. Dezember 2020 erhielten insgesamt 7.737 im Rheinland lebende Berechtigte
Versorgungsleistungen. Davon sind 4.905 unmittelbar Beschadigte und 2.832 Betroffene
als Angehorige und Hinterbliebene. 4.219 der Leistungsberechtigten erhielten Leistungen
nach dem BVG und 3.518 nach den Sondergesetzen, davon 3.197 nach dem OEG.

Im Bereich der KOF standen zum 31. Dezember 2020 2.046 Menschen im Bezug von
Leistungen. Der Anteil der Frauen an den Leistungsberechtigten insgesamt betrug rund
639%o. Bei den Leistungsberechtigten nach dem BVG waren es 63%, bei den Sondergeset-
zen 629%o (rd. 66% im Bereich des OEG).

Daten 2 - Finanzieller Aufwand

Im Bereich der KOF weist das Rechnungsergebnis in der PG 035 ,Soziale Entschadigungs-
leistungen fur Kriegsopfer und ihnen gleichgestellte Personen" flir das Jahr 2020 Aufwen-
dungen von rund 28,5 Mio. Euro und Ertréage in H6he von knapp 23 Mio. Euro aus. Bei den
Aufwendungen stellen die Kosten der vollstationaren Hilfe zur Pflege mit rund 16,5 Mio.
Euro den groBten Teil der Transferaufwendungen dar. Im Bereich der Ertrage ist dies die
Erstattung durch den Bund mit ebenfalls rund 16,5 Mio. Euro. Daneben stehen flirsorgeri-
sche Leistungen, die vom Land NRW finanziert werden. Diese werden nicht im LVR-Haus-
halt abgebildet, da eine direkte Abrechnung mit dem Land erfolgt. In 2020 waren dies rund
12,3 Mio. Euro.

Fir die Aufgabenwahrnehmung des SER erhalt der LVR zum Ausgleich der ihm entstehen-
den Aufwendungen vom Land einen Belastungsausgleich. Die Zuweisungen des Landes
werden in der Produktgruppe 075 des LVR-Haushalts abgebildet. Zusammen mit

den Ertrédgen aus der Arztlichen Kooperation waren dies {iber 7,3 Mio. Euro in 2020.

Die Aufwendungen flr die der KOV werden ebenfalls nicht im Haushalt des LVR abgebildet,
sondern unmittelbar in den Landes-oder Bundeshaushalt gebucht.

In 2020 betrugen die Leistungen insgesamt rund 71,36 Mio. Euro, die sich wie folgt
aufteilen (nach Leistungsgesetzen):

Leistungsgrundlagen Leistungssummen in Mio. €

BVG 31,47
OEG 22,45
IfSG 16,43
StrRehaG u. VwRehaG 0,82
ZDG 0,19
Gesamt 71,36

! Der Jahresabschluss fiir das Jahr 2020 in der KOF war zum Zeitpunkt der Erstellung der Vorlage noch nicht
vollsténdig abgeschlossen. Somit beziehen sich die Zahlen auf die Perioden 1-12/2020. Die Sonderperioden so-
wie die Spitzabrechnung der Erstattung mit dem Bund sind in den angegebenen Betragen noch nicht enthalten.
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Referentenentwurf Teilhabestirkungsgesetz

Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) hat am 22./23. Dezember 2020 den
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Starkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen (Teilhabestarkungsgesetz) an Leistungstrager, Leistungserbringerverbande und weitere
Organisationen versandt, um diesen bis zum 8. Januar 2021 Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben. Geandert werden sollen Regelungen insbesondere des SGB XII, SGB IX und damit
in Zusammenhang stehende Regelungen der SGB II und SGB I. In der Kabinettssitzung am 3.
Februar 2021 wurde dann der entsprechende Regierungsentwurf verabschiedet. Der Entwurf
wird nun dem Bundesrat zur weiteren Beratung zugeleitet.

Die BAGUS hat am 08.01.2021 gemeinsam mit dem Deutschen Stadtetag und dem Deutschen
Landkreistag eine Stellungnahme abgegeben. Darin begriiBen sie die vorgesehenen Anderun-
gen grundsatzlich. Sie bedauern allerdings, dass die Zusage des BMAS, die Anderungen der
Zustandigkeitsregelungen kurzfristig gemeinsam mit Landern und kommunalen Spitzenver-
bénden zu erértern, bislang nicht umgesetzt wurde. Auch war die Frist zur Stellungnahme
erneut sehr kurz angesetzt, dies auch noch tGber die Weihnachtstage und den Jahreswechsel.
Daher war eine Einbeziehung der Mitglieder nur beschrankt méglich.

Fir den LVR sind vor allem 3 Veranderungen wichtig:

1. Leistungsberechtigter Personenkreis:

Grundlegend ist die beabsichtigte Regelung des leistungsberechtigten Personenkreises
in der Eingliederungshilfe. In Artikel 25a Bundesteilhabegesetz (BTHG) wurde fiir § 99
SGB IX eine Regelung zur Neudefinition dieses Personenkreises (SGB IX Teil 2) aufge-
nommen, die durch ein spateres Bundesgesetz konkretisiert und zum 1. Januar 2023
in Kraft gesetzt werden sollte. Die gesetzlichen Kriterien flir die Berechtigung zu Leis-
tungen der Eingliederungshilfe im SGB IX Teil 2 (§ 99 SGB IX) sollten in einer Arbeits-
gruppe beim BMAS ,Leistungsberechtigter Personenkreis® durch Orientierung an den
Begrifflichkeiten des Ubereinkommens der Vereinten Nationen (iber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) und der Internationalen Klassifikation der
Funktionsfahigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) der Weltgesundheitsorganisati-
on angepasst werden. Ziel bleibt weiterhin, bei der Neufassung eine Ausweitung oder
Einschrankung des derzeit leistungsberechtigten Personenkreises zu vermeiden.

Fir die Praxis bedeutsam(er) als der Gesetzeswortlaut sind die konkretisierenden For-
mulierungen in der neuen Rechtsverordnung des Bundes, die die bisherige Eingliede-
rungshilfe-Verordnung ablésen soll. Diese ist in der genannten Arbeitsgruppe gleich-
falls besprochen worden. Eine vollstandige Einigung des Wortlauts einer neuen Ver-
ordnung konnte aber nicht erreicht werden. Die zunachst vorgesehene Weitergeltung
der heutigen Eingliederungshilfe-Verordnung ist daher unvermeidbar und fir die Praxis
unverzichtbar.

2. Budget flr Ausbildung
Kinftig sollen auch Menschen, die sich schon im Arbeitsbereich der Werkstatt fir be-
hinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters befinden, Gber das Budget
flr Ausbildung geférdert werden (beim LVR bereits modellhaft praktiziert). Damit er-
halten sie die Mdglichkeit, eine nach dem Berufsbildungsgesetz oder dem Gesetz zur
Ordnung des Handwerks anerkannte Berufsausbildung oder eine Fachpraktiker-
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Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42r HwO aufzunehmen. Fir diese Menschen wird damit
neben dem Budget flr Arbeit eine weitere Mdglichkeit geschaffen, eine Erwerbstatig-
keit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzunehmen. Allerdings erscheinen die forma-
len Bildungsziele angesichts des Personenkreises sehr hoch. Eine Vielzahl der Beschaf-
tigten im Arbeitsbereich besitzt keinen Hauptschulabschluss. Die beruflichen Bildungs-
angebote, die durch ein Budget flr Ausbildung erreicht werden sollen, sollten ,,nach
unten" gedffnet werden kénnen (z. B. modulare Ausbildungsinhalte), um das Budget
flr Ausbildung fir eine gréoBere Zahl von Beschaftigten im Arbeitsbereich der Werk-
statt zu ermdéglichen. Auch die Zuweisung der Zustandigkeit an die Eingliederungshilfe
ist hier kritisch zu sehen. Berufliche Ausbildung ist ureigene Aufgabe der Agentur fir
Arbeit; im vorliegenden Gesetzesentwurf wird ihr hingegen nur noch die Unterstiitzung
bei der Suche nach einem / Vermittlung eines Ausbildungsplatzes zugewiesen. Dies
wird auch von der Leistungstragerseite in ihrer 0.g. Stellungnahme vom 08.01.2021 so
gesehen.

. Gewaltschutzkonzepte

Daruber hinaus wird erstmals der Terminus des ,Gewaltschutzes® im § 37a SGB IX
neu verankert. Die Leistungserbringer von Teilhabeleistungen miissen geeignete MaB-
nahmen treffen, um Menschen mit (drohenden) Behinderungen wirksam vor Gewalt zu
schitzen. Rehabilitationstrager und Integrationséamter sollen geeignete MaBnahmen
vereinbaren, z.B. durch Gemeinsame Empfehlungen und bei der Zusammenarbeit im
Rahmen der Bundesarbeitsgemeinschaft flir Rehabilitation (BAR) oder anderer trager-
Ubergreifender Strukturen auf die Umsetzung hinwirken. Flr die Teilhabe am Arbeits-
leben ist dieses Thema bereits seit Jahren in den Zielvereinbarungen mit den rhein.
WfbM aufgegriffen; auf dieser Basis wurde dann in 2019 eine Rahmenzielvereinbarung
MAGS / beide LVe / LAG WfbM und LAG Werkstattrate getroffen, der inzwischen so-
wohl die einzelnen WfbM als auch die Werkstattrate beigetreten sind.

Weitere Regelungen

Es ist eine Uberarbeitung der Aufgabenzuweisungen an die Kommunen vorgesehen.
Das Bundesverfassungsgericht hatte den Durchgriff des Bundes im SGB XII bean-
standet. Die kommunalen Spitzenverbande haben die Aufhebung der Zustandigkeits-
bestimmung in § 3 Abs. 2 SGB XII sowie der Bestimmung der sachlichen Zustdndigkeit
in § 97 SGB XII seit der Féderalismusreform 2006 wiederholt angemahnt. Dem kommt
der Entwurf nun nach.

Das Teilhabestarkungsgesetz soll bundesweit einheitliche Zutrittsregelungen fir Assis-
tenzhunde schaffen. Darlber hinaus soll die Ausbildung von Hunden zum Assistenz-
hund finanziell unterstlitzt werden. Dazu werden die §§ 12e-12| Behindertengleichstel-
lungsgesetz (BGG) neu eingefihrt.

Mit verschiedenen Anderungen im SGB II sollen die Zugénge zu Hilfen (Schuldner-oder
Suchtberatung) und anderen Unterstitzungsmaoglichkeiten flir Menschen mit Behinde-
rungen verbessert werden.

Digitale Gesundheitsanwendungen sollen in den Leistungskatalog der Leistungen zur
medizinischen Rehabilitation aufgenommen werden (§§ 42 Abs. 2 Nr. 6a; 47a SGB IX
neu). Dazu zdhlen Apps mit medizinischem Nutzen, die Uber die Funktion einer Kom-
munikationsplattform hinausgehen, positive Versorgungseffekte flir die Patientinnen
und Patienten haben und in das Verzeichnis fir digitale Gesundheitsanwendungen
beim Bundesinstitut fir Arzneimittel und Medizinprodukte aufgenommen wurden.

In den Leistungskatalog der Hilfe zur Pflege in § 63 SGB XII werden auch digitale Pfle-
geanwendungen aufgenommen. Dariber hinaus wird eine Definition digitaler Pfle-
geanwendungen in § 64 j SGB XII neu eingeflgt.

In § 142 Abs. 3 SGB IX wurde eine Klarstellung zur Berlicksichtigung von Einkommen
bei der Forderung ,hauslicher Ersparnisse" fur Volljahrige vorgenommen.
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Krisenstab Dez. 7

Bereits mit Beginn der Pandemie im Marz 2020 musste damit gerechnet werden, dass der
LVR durch ordnungspolitische MaBnahmen, praventive SchutzmaBnahmen und/oder einen
hohen Ausfall von Personal in seiner Leistungsfahigkeit wesentlich eingeschrankt wird. Um die
erforderlichen pandemiebezogenen Entscheidungen im LVR treffen zu kénnen, zu biindeln und
MaBnahmen umzusetzen, wurde der Praventions- und Krisenstab (PuK) unter dem derzeitigen
Vorsitz der Dezernatsleitung Personal und Organisation eingerichtet. Der PuK trifft bzw. ver-
anlasst alle administrativ-organisatorischen MaBnahmen im Zusammenhang mit der Pande-
mie - die Umsetzung der MaBnahmen erfolgt in den bestehenden Organisationsstrukturen der
Dienststellen.

Im Dezernat 7 mit rund 800 Mitarbeitenden zeigte sich friihzeitig, dass angesichts der Viel-
zahl und der Geschwindigkeit der umzusetzenden MaBnahmen und Entscheidungen die Ein-
richtung eines dezernatsinternen Krisenstabes sinnvoll ist, um auf die immer neu auftreten-
den Problemlagen zu reagieren und die geeigneten MaBnahmen im Dezernat ziigig zu ergrei-
fen bzw. umzusetzen.

Der im Dezernat 7 eingerichtete Krisenstab setzt sich zusammen aus der Dezernatsleitung
Soziales, Vertreter*innen der Geschaftsleitung, des Personalrates sowie der IT-Koordination.
Die Vertreter der Geschaftsleitung, Herr Gruber und Herr Fahl, nehmen zugleich die Funktion
der ortlichen Pandemiebeauftragten wahr, die als Schnittstelle zum PuK fiir einen nahtlosen
Informationsfluss zwischen den beiden Gremien sorgen.

Zu Beginn der Pandemie traf sich der dezernatsinterne Krisenstab taglich, inzwischen tagt er
einmal woéchentlich im Anschluss an den PuK.

Durch die Besetzung des Krisenstabes mit verschiedenen Hierarchieebenen und Kompetenzen
ist es gelungen, die notwendigen Entscheidungen und MaBnahmen zur Aufrechterhaltung des
Dienstbetriebes und zum Gesundheitsschutz der Mitarbeitenden zu beschleunigen und somit
die Auswirkungen der Pandemie flr das Dezernat 7 in Grenzen zu halten.

Besonders hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die schnelle Ausweitung der Tele-
/Heimarbeit, die maBgeblich zur Begrenzung der Infektionszahlen und zur Reduzierung der
Krankenstatistik im Dezernat 7 beigetragen hat sowie die erfolgreiche Durchfihrung der Um-
zige von rd. 800 Mitarbeitenden in die finf Interimsobjekte am Deutzer Hafen im ersten
Halbjahr 2020. Innovativ wurden daneben z. B. Personalauswahlgesprache und Begutachtun-
gen digital als Videokonferenzen durchgeftihrt.
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Bewaltigung der Corona-Pandemie

Bei der Bewaltigung der Folgen der Corona-Pandemie stand — wie schon in der Vorlage 14/4713
ausgefiihrt — die Ausbalancierung zwischen den Anspriichen auf Teilhabe und dem Gesund-
heitsschutz im Fokus. Unter der Pramisse ,So viel Teilhabe wie méglich, so viel Gesundheits-
schutz wie nétig" wurden die Leistungen fur Menschen mit Behinderungen soweit wie mdglich
aufrecht gehalten, um das Recht auf Teilhabe trotz Pandemie umzusetzen. Wenn die Leistungen
nicht in der gewohnten Form erbracht werden konnten, wurden sie in Absprache zwischen dem
LVR und den Leistungserbringern ggfs. in anderer Form und/ oder an anderen Orten erbracht.

So wurde zum Beispiel bei den Leistungen der sozialen Teilhabe im Rahmen der ambulanten
Unterstiitzung beim selbststdandigen Wohnen wieder die Mdglichkeit eingeraumt, verstarkt
elektronische Medien zu nutzen oder den Kontakt zu den Leistungsberechtigten per Telefon zu
halten anstatt zwingend einen persénlichen Kontakt vorzuschreiben. Auch wurde von der zwin-
genden persodnlichen Quittierungspflicht Abstand genommen, damit direkte Kontakte zwischen
dem Leistungsberechtigen und dem Leistungserbringer nicht notwendigerweise erfolgen mis-
sen. In den besonderen Wohnformen wurden bei voriibergehender Nicht-Inanspruchnahme des
Platzes aus Sorge vor einer Infektion dem Leistungserbringer im Rahmen der Vertragsgestal-
tung (,,Bettengeld") die Kosten erstattet.

Fir die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben wurde stets auf die sich dandernden Rahmen-
bedingungen reagiert. Nach dem fir die WfbM ausgesprochenen Betretungsverbot vom
18.03.2020 bis 11.05.2020, in dem nur eine Notbetreuung mdglich war, erfolgte eine sukzes-
sive Offnung der WfbM, wobei jeder Schritt eng mit der LAG WfbM, der LAG Werkstattrate sowie
dem MAGS abgestimmt wurde. In diesem Kreis wurde dann vor dem Hintergrund der im Som-
mer ruckldufigen Infektionszahlen zum 21.09.2020 auch eine Rickkehr in einen der Pandemie
angepassten Regelbetrieb erklart — wobei stets darauf hingewiesen wurde, dass man bei Hin-
derungsgrinden auf die Landschaftsverbande zukommen solle, damit gemeinsam eine Lésung
gefunden werden kdnne.

Mit leider wieder steigenden Infektionszahlen im spateren Herbst musste dieser Weg aufgege-
ben werden; die im Frihjahr eréffneten Mdéglichkeiten zur Leistungserbringung an anderem
Ort/in anderer Form wurden erneut eingesetzt.

Mit dem Lockdown ab 16.12.2020 wurde ausdriicklich kein erneutes Betretungsverbot ausge-
sprochen; die Teilhabe am Arbeitsleben wird daher weiterhin in der im Einzelfall mdglichen/ge-
winschten Form erbracht. Obgleich ausdriicklich auf die Méglichkeit der Leistungserbringung
auch im Wohnumfeld hingewiesen wird, haben sich rd. 70% der Leistungsberechtigten weiter-
hin fir den Besuch der WfbM entschieden.

Unabhdngig von der Form/dem Ort der Leistung werden die Entgelte an die WfbM ungekiirzt
fortgezahlt (Vertragslésung); auch die Fortzahlung der Arbeitsentgelte ist durch Einsatz von
Ricklagen, ersatzweise Bundesmittel der Ausgleichsabgabe, die Uber das Inklusionsamt zur
Auszahlung kommen, gesichert.

Vergleichbare Corona-Sonderregelungen wurden fir alle Leistungsbereiche der EGH getroffen,
so auch flr die Tagesstatten.



In Anwendung der Vorgaben des Landes fallen Kosten flr Personal sowie Schutz- und Ver-
brauchsmaterialien an. Diese unabweisbaren Mehrkosten sind keine Kosten der Eingliederungs-
hilfe, sondern sind als Kosten des Gesundheitsschutzes vom Verordnungsgeber (Land) zu tber-
nehmen. Sie werden nach einem landeseinheitlich abgestimmten Verfahren von den Leistungs-
erbringern dem LVR gegeniiber angezeigt, geprift und ausgezahlt. Zur Refinanzierung hat das
Land NRW den Landschaftsverbanden zunachst 17,6 Mio. Euro zur Verfligung gestellt; weitere
Mittelbedarfe wurden zwischenzeitlich geltend gemacht. Aus dieser Summe werden z.B. auch
zusatzliche Fahrtkosten zu WfbM erstattet, die fiir Beschaftigte, die keine Masken tragen koén-
nen, anfallen (rd. 400 Einzelbewilligungen aktuell).

Auch Kosten flir Tests sind keine Leistungen der Eingliederungshilfe. Mit dem Inkrafttreten der
Corona-Testverordnung am 27.01.2021 hat das Bundesministerium fir Gesundheit (BMG) die
Abrechenbarkeit der Testkosten auch fiir den Bereich der Eingliederungshilfe normiert. Die Ab-
rechnung dieser Kosten erfolgt daher direkt mit der GKV.

FUr im Zeitraum vor der TestVO entstandene Testkosten hat das Land die Kosteniibernahme
erklart; es wird derzeit noch das Verfahren zur Abrechnung und Erstattung abgestimmt.



[Stand 25.01.2021]
LVR

WfbM nominal prozentual

WfbM gesamt 44

davon ohne positive Falle 18 40,91
ohne positive Falle Beschaftigte 20 45,45
ohne positive Falle Fachkrafte 29 65,91
Standorte gesamt 221

davon geschlossen 1 0,45
Fachkrafte prozentual
Fachkrifte gesamt 6661

positiv getestet 22 0,33
in Quarantane 66 0,99
Beschaftigte prozentual
Beschaftigte gesamt 34288

positiv getestet 101 0,29
in Quarantane 533 1,55
regelhaft abwesend 5356 15,62
Teilhabe prozentual

in der WfbM/BiAp 20297 59,20
in der eigenen Wohnung 4078 11,89
in der Wohnstatte 3550 10,35
ohne Teilhabe 373 1,09




[Stand 25.01.2021]
Gesamt-NRW
VV\\IIfft:::'I = nominal Tod prozentual An- und Abwesenheitszeiten der WfbM-Beschiftigten
= in NRW am 25. Januar 2021
davon ohne positive Falle 36 34,62 il
ohne positive Falle Beschaftigte 53 50,96
ohne positive Falle Fachkrafte 74 71,15 0,67%
|Standorte g | 527] | 0,28%
|[davon geschlossen | 4] 0,76] 1,93%
= positiv getestet
Fachkrafte nominal prozentual =in Quarantine
Fachkrafte g 14831
positiv getestet 63 0,42 =regelhaft abwesend
in Quaranténe 252 1,70 Teilhabe in der WfbM/BiAp
TR T = I =Teilhabe in der eigenen Wohnung
eschéftigte nomina prozentua " . .
Beschaftigte g — 72908 -Tellhab? in der Wohnstitte
positiv getestet 207 0,28 ohne Teilhabe
in Quaranténe 1410 1,93
regelhaft abwesend 10441 14,32 59,77%
Teilhabe nominal prozentual
in der WfbM/BiAp 43579 59,77
in der eigenen Wohnung 8599 11,79
in der Wohnstatte 8181 11,22
ohne Teilhabe 491 0,67

Erlauterung: die Zahlen beziehen sich auf den
Stichtag 25.01.2021. Der Stichtag 08.02.2021
liefert aufgrund der extremen
Witterungsverhaltnisse in Teilen von NRW keine
auswertbaren Daten. Aus den Rickmeldungen der
Werkstatten im Verlauf der letzten beiden Wochen
ist bekannt, dass die am 25.01.2021 erhobenen
Daten und daraus resultierenden Relationen stabil
Uber die letzten beiden Wochen geblieben sind.
Die Anwesenheitsquote liegt weiterhin bei
durchschnittlich ca. 60 %. Dadurch konnte der
Fahrdienst bei gleichbleibenden Kapazitéten
deutlich entlastet werden Die Quote der positiv
getesteten Beschéftigten bewegt sich ebenfalls
seit mehreren Wochen konstant bei weniger als
0,3 % aller Beschéaftigten.




!
LVR-Dezernat Soziales

Qualitat fir Menschen

Sozialausschuss 23.02.2021- Miindlicher Bericht der Verwaltung

Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Leistungsberechtigten
des § 67 SGB XII

Vorab ist festzustellen, dass lediglich in vier Féllen positive Testergebnisse bei leistungsbe-
rechtigten Menschen bekannt geworden sind.

Die Corona-Pandemie hat gerade fir die Zielgruppe der Leistungen nach § 67 SGB XII sowie
alle wohnungslosen Menschen erhebliche Auswirkungen. Durch den Lockdown im Marz und
April und die danach nur eingeschrankten Lockerungen sowie den erneuten aktuellen Lock-
down hat sich der Lebensmittelpunkt wohnungsloser Menschen hauptsachlich in die Schutz-
raume von Einrichtungen und ambulanten Diensten verlagert. Ein ,Leben™ auf der StraBe
wurde erheblich erschwert, denn die sonst lblichen Gelegenheiten, an Geld zu kommen (Fla-
schensammeln, Betteln etc.) sind weitgehend weggefallen. AuBerdem haben die allgemeinen
Kontakteinschrankungen dazu gefiihrt, dass wohnungslose Menschen durch Vermeidung von
Begegnungen auf der StraBe noch mehr ausgegrenzt werden als ohne die Pandemie. Als Fol-
ge haben die betroffenen Menschen die auch vom LVR finanzierten Angebote genutzt, und
zwar starker als vor der Pandemie. Dies zeigt sich nicht zuletzt an den Haushaltsergebnissen,
die eine starkere Nutzung vor allem der Wohnheime dokumentieren.

Es gab im Marz viele Diskussionen, wie mit Leistungsberechtigten verfahren werden soll, die
ihre Kontakte wie vor der Pandemie auBerhalb der Wohnheime pflegen wollten. Niemand darf
in einem Wohnheim eingesperrt werden. Auf der anderen Seite haben die meisten Einrichtun-
gen ihren Bewohnerinnen und Bewohnern verdeutlicht, dass es bei Besuchen auBerhalb des
Wohnheims keinen Anspruch auf Rickkehr gibt. Die weitaus meisten Wohnheimbewohnerin-
nen und Wohnheimbewohner haben sich vorbildlich verhalten und sind in der Einrichtung ge-
blieben. Damit haben sie das Infektionsgeschehen positiv beeinflusst, dies ist angesichts ihrer
hdufig prekdren Lebenssituation ein herausragender Beitrag fir uns alle. Entsprechend gering
ist die Anzahl der Infektionen. Bis heute hat der LVR lediglich aus zwei Regionen Informatio-
nen Uber positiv getestete Leistungsberechtigte erhalten. Durch konsequente Quarantane-
maBnahmen ist es den Leistungsanbietern gelungen, eine weitere Verbreitung zu verhindern.
Ich méchte noch einmal hervorheben, dass sich die leistungsberechtigten Menschen vorbild-
lich verhalten haben. Dies ist nicht zuletzt deshalb sehr bemerkenswert, weil diese Menschen
sehr haufig — meistens notgedrungen — mobil sind und ihre Entscheidungen meistens frei tref-
fen ohne sich vorher mit anderen Menschen abstimmen zu kénnen.

Auch die Leistungsanbieter haben sich sehr konstruktiv verhalten. Und sehr groBen Wert auf
Pravention gelegt. Die meisten Regelungen - vor allem auf Landesebene - betreffen diese
Leistungsanbieter nicht oder allenfalls am Rande, so dass seit Beginn der Pandemie die Not-
wendigkeit bestand, eigene Strategien zu entwickeln. Dies ist sehr gut gelungen, insoweit hat
auch die Unterstlitzung durch die Freie Wohlfahrtspflege eine wichtige Rolle gespielt. Die viel-
faltigen Herausforderungen der sehr unterschiedlichen Unterstitzungsbedarfe der leistungs-
berechtigten Menschen haben offenbar dazu beigetragen, dass die Leistungsanbieter sehr gut
in der Lage sind, sich schnell an neue Rahmenbedingungen anzupassen und vor allem sicher-
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zustellen, dass die von ihnen betreuten Menschen von der jeweiligen Notwendigkeit solcher
Anpassungen nicht nur Gberzeugt werden, sondern dariiber hinaus zur konstruktiven Mitwir-
kung motiviert werden. Dies ist mit groBem Erfolg geschehen.

Leider stand und steht dieser sehr erfreuliche Sachverhalt nicht immer im Focus der Fachdis-

kussionen, die meistens durch unterschiedliche Interessen der Akteure des SGB IX sowie des
SGB XI gepragt war und ist.
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LVR-Dezernat Kinder, Jugend und Familie

Qualitat fir Menschen

Sozialausschuss 23.02.2021- Miindlicher Bericht der Verwaltung

Mehraufwendungen infolge der Coronapandemie

LVR Dezernat Kinder, Jugend und Familie — Trager der Eigliederungshilfe flr Kinder mit
(drohender) Behinderung bis zum Schuleintritt

A Schutz- und Verbrauchsmaterialien
I Kinder mit Behinderung in Regelkindertageseinrichtungen

Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) ist sich der Verantwortung bewusst, die ihm seit An-
fang 2020 als neuem Trager der Eingliederungshilfe mit Blick auf die Unterstiitzung von Kindern
mit (drohender) Behinderung in Einrichtungen zukommt.

So wird der LVR unabweisbare Mehrkosten fir die Anschaffung von Schutz-
/Verbrauchsmaterialien tbernehmen, die zur Einhaltung der allgemeinen Hygiene- und Infekti-
onsschutzregeln erforderlich sind.

Mit den Spitzenverbanden der Freien Wohlfahrtspflege haben sich die Landschaftsverbande auf
ein Abrechnungsverfahren verstandigt. Dabei erklart der Leistungserbringer rechtsverbindlich,
dass

e die unabweisbaren Mehrkosten durch die Umsetzung der erforderlichen Infektionsschutz-
und Hygienemafl3nahmen entstanden sind und dass

e durch die ortliche Ebene keine Schutz-/Verbrauchsmaterialien zur Verfligung gestellt wor-
den sind. Dies ist durch einen Negativbescheid zu dokumentieren.

¢ Die Rechnungen werden nicht einzeln abgerechnet, sondern in geblndelter Form (quar-
talsweise).

Il Interdisziplinare Frihférderung und solitare heilpadagogische Leistungen in der Frihfoérde-
rung

Ebenso sind zwischen den Landschaftsverb&anden und den Spitzenverbanden der Freien Wohl-

fahrtspflege Regelungen tber den Ausgleich Corona bedingter unabweisbarer Mehraufwendun-

gen im Bereich der heilpddagogischen Frihférderung (Hp FF) und der Interdisziplinaren Frahfor-
derstellen (IFF) getroffen worden.

Bei den angefallenen unabweisbaren Mehraufwendungen handelt es sich um Aufwendungen fur
Schutz-/ Verbrauchsmaterialien im Zusammenhang mit dem Virus SARS-CoV-2, die auf Antrag
des Leistungserbringers durch den zustandigen Rehabilitationstrager ausgeglichen werden. Aus-
gehend von einem Grundwert werden die eingereichten Rechnungen geprift und angewiesen.
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Finanzieller Umfang

Bis zum heutigen Tag sind durch das LVR Dezernat Kinder, Jugend und Familie rund 100.000,-
Euro finanziert worden. Einzelne Antrage sind noch nicht vollstandig und werden dann nach Ver-
vollstdndigung ebenfalls zur Auszahlung kommen.

B Antrage nach dem Sozialdienstleistereinsatzgesetz (SodEG)

Bereits zu Beginn der Pandemie haben die Landschaftsverbande Rheinland und Westfalen —
Lippe gemeinsam mit den kommunalen Spitzenverbanden Leitlinien zum Umgang mit sozialen
Dienstleistungen in Zeiten der Corona Krise erarbeitet.

Aufgrund dessen konnten soziale Dienstleiter fir die Aufgabenfelder von Kindern mit (drohender)
Behinderung beim LVR-Dezernat Kinder, Jugend und Familie einen Antrag stellen.

Zu diesem Zweck wurde ein Antragsvordruck entwickelt, der auf den Grundlagen aus dem
SodEG aufgebaut worden ist. Diesen Antrag und entsprechende Informationen wurden kommu-
niziert.

Insgesamt sind bis zum ersten Zeitraum des SodEG (30.09.2020) rund 150 Antrage beim LVR-
Dezernat Kinder, Jugend und Familie eingegangen. Der Uberwiegende Teil der Antrage bezog
sich auf das Aufgabenfeld Assistenzleistungen.

Da die sozialen Dienstleister nach und nach ihren Regelbetrieb trotz Coronakrise wiederaufge-
nommen haben, wurden nur wenige Folgeantrage tber den Zeitraum des 30.09.2020 hinaus be-

antragt. Derzeit liegen 26 Folgeantrage vor.

Finanzieller Umfang

Insgesamt wurden bislang fir die Antrage rund 18,2 Mio. Euro verausgabt. Im Verlauf des Jahres
2021 werden mit den Leistungserbringern die Spitzkostenabrechnungen durchgefiihrt. Ob sich
hieraus weitere Zahlungen des LVR oder aber Rickforderungen ergeben hangt im Wesentlichen
damit zusammen, ob die Leistungserbringer im Antragszeitraum sogenannte bereite Mittel nach
dem SodEG erhalten haben, die Einfluss auf die Zuschusshdhe des LVR haben kdnnen.
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Zusammenfassung

Mit Beschluss des Landschaftsausschusses vom 23.06.2020 wurde die Verwaltung
unter dem Titel - ,Die Krise als Chance nutzen" - beauftragt, in einem Bericht die
Auswirkungen auf die Arbeitswelt beim LVR infolge der Corona-Pandemie darzu-
stellen und die Chancen aufzuzeigen, die sich daraus ergeben.

Die in dem Beschluss in Verbindung mit dem Antrag 14/345 der Fraktionen von
CDU und SPD und seiner Begrindung aufgefiihrten vielfaltigen Aspekte wurden
zwecks umfassender und systematischer Beantwortung vier Perspektiven zugeord-
net:

- der Wirtschaftlichkeit
der Infrastruktur

- des Personals und

- der Umwelt.

Dabei wurden die von der politischen Vertretung aufgeworfenen Fragestellungen
bericksichtigt und teilweise erweitert.

Mit dieser Vorlage wird in einem ersten Teil berichtet. In einer der nachsten Sit-
zungen werden weitere Ergebnisse vorgestellt. Diese werden insbesondere sein:

- die Ergebnisse der extern beauftragten Untersuchung zur Entwicklung der
Arbeitsproduktivitat (Heinrich-Heine-Universitdt Dusseldorf) unter Ein-
schluss der Erfahrungen der Flihrungskrafte, der Mitarbeiterschaft und der
Personalvertretungen mit Heim- und Telearbeit (im Weiteren auch als
~Homeoffice™ bezeichnet) sowie

- die Ergebnisse einer verwaltungsinternen Befragung der Mitarbeitenden zur
Vorbereitung der Einflilhrung eines Mobilen Arbeitens

Die bisherigen Ergebnisse in diesem Bericht lassen sich wie folgt zusammenfassen:

- Die Heim- und Telearbeit wurde sowohl in der Anzahl als auch deren Um-
fang deutlich erweitert. Die Erfahrungen mit verstarkter Heim- und Telear-
beit fallen iberwiegend positiv aus. Ein GroBteil der Homeoffice-Arbeitsform
wird voraussichtlich auch nach der Pandemie erhalten bleiben. Durch die
damit verbundene Ruckfihrung von Prasenzzeiten am Bulroarbeitsplatz
werden raumliche Einsparungseffekte maglich, die nennenswerte finanzielle
Einsparungen erwarten lassen.

- In gleichem Zug wurde die technische Infrastruktur (Einsatz von mobilen
PC, Lizenzen flr Videoanwendungen, Erweiterung der Telefonanlage etc.)
ausgebaut.

- Das verstarkte Arbeiten in Homeoffice und veranderte Arbeitsweisen for-
dern die Entwicklung neuer Raumnutzungskonzepte fiir moderne Arbeits-
welten. Prifungen zur baulichen Machbarkeit sind beauftragt.

- Die veranderten Arbeitsbedingungen stellen Anforderungen an die Mitarbei-
terschaft und die Fihrung (,Flihrung auf Distanz"), die im Veranderungs-
prozess begleitet werden.

- Trotz der insgesamt niedrigeren Krankenquote wahrend der Pandemie sind
abschlieBende Aussagen zur Gesundheitsforderung in Zeiten eines Uberwie-
genden Homeoffice derzeit noch nicht mdglich.

- In der Umweltbilanz Gberwiegen die positiven Effekte.

Die Verwaltung begreift die in der Pandemie gesammelten Erfahrungen gleicher-
mafBen als Herausforderung wie als Chance flir eine umfassende und zukunftsfa-
hige Entwicklung moderner Arbeit.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/143/1

Der Ausschuss flr Personal und allgemeine Verwaltung hat die Verwaltung in der Sitzung
vom 15.03.2021 beauftragt, die Vorlage mit dem Titel , Die Krise als Chance nutzen" allen
Fachausschiissen (mit Ausnahme der Krankenhausausschiisse und des Ausschusses fiir

den LVR-Verbund Heilpadagogischer Hilfen) zur Kenntnis zu geben.

Begriindung der Vorlage Nr. 15/143

,Die Krise als Chance nutzen"/ Erster Teilbericht
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1 Hintergrund und Einfithrung

Mit Beschluss des Landschaftsausschusses vom 23.06.2020 wurde die Verwaltung - auf
der Grundlage des Antrags 14/345 der Fraktionen von CDU und SPD - beauftragt, in einem
Bericht die Auswirkungen auf die Arbeitswelt infolge der Corona-Pandemie darzustellen.

Die Beantwortung des Beschlusses wurde vom LVR-Dezernat 1 (Personal und Organisa-
tion) und hier durch LVR-Fachbereich 12 (Personal und Organisation), Abteilung 12.50
(Inhouse-Consulting, LVR-Strategiekonzepte) bearbeitet. Intensiv beteiligt waren weiter-
hin das LVR-Dezernat 3 (Gebdude- und Liegenschaftsmanagement, Umwelt, Energie,
Bauen fir Menschen GmbH) und das LVR-Dezernat 6 (Digitalisierung, IT-Steuerung, Mo-
bilitat und technische Innovation) sowie LVR-InfoKom.

Zur Beantwortung der im Beschluss thematisierten Aspekte wurde ein Methodenmix zu-
sammengestellt, um moglichst spezifisch auf die aufgeworfenen Fragestellungen antwor-
ten zu kénnen:

¢ Einbindung von Stellungnahmen der Fachdezernate
e Durchfiihrung von Workshops mit verschiedenen Zielgruppen
e Einbindung einer Universitat zur Durchfiihrung eines Forschungsprojekts

Die im Beschluss aufgefihrten und zu untersuchenden Gesichtspunkte wurden zum Zwe-
cke der Ubersichtlichkeit und Bearbeitung vier Perspektiven zugeordnet, nachfolgend visu-
alisiert dargestellt:

Verdnderte Produktivitdt der Arbeitsergebnisse
Arbeitsproduktivitat
Finanzielle Auswirkungen

Anzahl der aktuellen (unterteiltin bereits vor der Corona-
Pandemie vorhandene und neue) ,Homeoffice-Arbeitspldatze™,
inklusive der Darstellung von Quoten nach Prasenz und
Homeoffice

Monatlichen Gesamtkosten pro m2 im Landeshaus, Horion Haus

sowie den "neuen" Gebauden K6, K8 ... (exemplarisch) fiir die \ x Wirtschaftlichkeit l-

jeweiligen Biiroflachen

Gesundheitsschutz

Gesundes Verhéltnis von ,,Online- und Préasenz", auch unter
sozialen Aspekten

Flexibilitdt und Zeitsouveranitét flr Mitarbeiter¥innen
Arbeitgeberattraktivitdt

Flhrung auf Distanz

f Umwelt

p -
=
Bauliche Fragestellungen o
Ggf. erforderliche Erweiterung der Infrastruktur \ E.
Notwendigkeit der Beschaffung ggf. erforderlicher Lizenzen Infrastruktur a‘
Riickmeldungen von Mitarbeiter*innen und Flihrungskréften g
sowie der Personalvertretung/GPR zu den mit der Heimarbeit Personal —
gemachten Erfahrungen f —
Entwicklung des Krankenstandes g
Arbeitszufriedenheit / -
<
-
LLY |

Magliche Auswirkungen der verstarkten digitalen Arbeit auf die
Mobilitdt der Mitarbeitenden sowie die Auswirkungen der
Verkehrsmobilitédt (extern/intern)

Auswirkungen auf infrastrukturelle Verkehrsentwicklungen
(extern/intern)

Auswirkungen auf das Klima
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Abbildung 1: Auswirkungen und Chancen der Corona-Pandemie - Aspekte in vier Perspek-
tiven



4

Ausgehend von der Frage, welche Auswirkungen die Corona-Pandemie auf die Arbeitswelt
im LVR hat, wurden alle Aspekte des Antrags vier Perspektiven zugeordnet. Diese Perspek-
tiven sind nachfolgend dargestellt. Je Perspektive werden die Auswirkungen der Pande-
mie dargestellt; anschlieBend folgt eine Darstellung der Chancen.

Als Untersuchungsbereich wurden die Bliroarbeitsplatze am Standort KéIn-Deutz definiert,
da dort die gréBten Auswirkungen durch verdanderte Formen von Arbeit zu verzeichnen
sind. Die lbrigen Aufgabenbereiche, insbesondere die Tatigkeiten in der LVR-Jugendhilfe
Rheinland, den LVR-Forderschulen, dem LVR-Verbund Heilpadagogische Hilfen, dem LVR-
Klinikverbund sowie den LVR-Kulturdiensten und LVR-Museen, waren in ihrer Aufgaben-
wahrnehmung durch die Pandemie zum Teil erheblich betroffen, allerdings mit vom Ver-
waltungsbereich deutlich unterscheidbaren Auswirkungen.

Im Rahmen dieser Vorlage werden daher die Blroarbeitsplatze in den Dienststellen am
Standort Kdln-Deutz betrachtet. Der Fokus liegt dabei auf den Veranderungen der Arbeit
durch verstarkte Wahrnehmung von Homeoffice. Das waren neben den LVR-Dezernaten
weitgehend auch LVR-Infokom und die Rheinischen Versorgungkassen, wobei letztere auf-
grund ihrer rechtlichen Eigenstandigkeit weitgehend auBer Betracht bleiben bzw. deren
Datenlage nur nachrichtlich mitgeteilt wird.



2 Entwicklung der Arbeitswelt im LVR in der Pandemie

Die Corona-Pandemie hat die Arbeitswelt im LVR erheblich beeinflusst. Die Auswirkungen
haben sich stark an den unterschiedlichen Anforderungen zu verschiedenen Phasen der
Pandemie orientiert.

Zu Beginn der Pandemie bestand im Ausbau der Heim- und Telearbeit eine zentrale Her-
ausforderung. Schnell konnten zusatzliche Kapazitaten eingerichtet werden, was gleicher-
maBen entscheidend fir die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs im Sinne eines Regelbe-
triebs und die Vermeidung gesundheitlicher Risiken war. Mit sinkenden Infektionszahlen
wurde im Sommer 2020 wieder vermehrt auf eine Arbeit im Bliro gesetzt, gleichwohl viele
Mitarbeiter*innen weiterhin im Homeoffice gearbeitet haben.

Den Anforderungen der Arbeitsplatze entsprechend, ist diese Entwicklung hinsichtlich der
Verwaltungstatigkeit als ,heterogen™ zu beschreiben. Bei der Verlagerung der Tatigkeiten
in das Homeoffice war eine differenzierte Betrachtung der Verwaltungstatigkeit in Umfang
und Qualitat notwendig.

Seit Ende November/Anfang Dezember 2020 steigt die Homeoffice-Quote analog der stark
steigenden Infektionszahlen. Der Leitsatz ,Wir bleiben zuhause™ gewann im Gleichklang
Ubriger Lockdown-MaBnahmen an Bedeutung und fiihrte in seiner Umsetzung zuletzt nach
MaBgabe der Corona-Arbeitsschutz-Verordnung zu weniger Prasenz- und wieder vermehr-
ter Heimarbeit.

Mit Verlangerung des Lockdowns in 2021 verstetigen sich die neuen Arbeitsformen. Home-
office und Kommunikation per Videokonferenz gehdren fest zum Arbeitsalltag eines groBen
Teils der Verwaltung. Eine Riickkehr zur Arbeitswelt ,,vor Corona" ist aufgrund der positiven
Erfahrungen fir viele Verwaltungsbereiche nicht mehr vorstellbar.



3 Definition von Homeoffice und anderen Arbeitsformen

Im Zusammenhang mit Arbeiten , auBerhalb der eigentlichen Betriebsstatte™ werden ver-
schiedene Begrifflichkeiten verwendet, die voneinander abzugrenzen sind:

~Telearbeit™ gemaB § 2 Abs. 7, S. 1 ArbStattV: Telearbeitsplatze sind vom Arbeitgeber
fest eingerichtete Bildschirmarbeitsplatze im Privatbereich der Beschaftigten, flr die der
Arbeitgeber eine mit den Beschaftigten vereinbarte wéchentliche Arbeitszeit und die Dauer
der Einrichtung festgelegt hat.

“Homeoffice"™ gemal § 2 Abs. 4 Corona-ArbSchV: Der Arbeitgeber hat den Beschaftigten
im Falle von Blroarbeit oder vergleichbaren Tatigkeiten anzubieten, diese Tatigkeiten in
deren Wohnung auszufiihren, wenn keine zwingenden betriebsbedingten Griinde entge-
genstehen. In der Begriindung zu § 2 Abs. 4 Corona-ArbSchV heiBt es: ,Die Regelung
verpflichtet Arbeitgeber bei Bilroarbeiten oder vergleichbaren Tatigkeiten das Arbeiten im
Homeoffice zu ermoglichen.™

~Mobile Arbeit" laut Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales: Mobile Arbeit zeichnet
sich dadurch aus, dass Arbeitnehmer ihre Arbeit von einem Ort auBerhalb der eigentlichen
Betriebsstatte erbringen. Mobile Arbeit kann entweder an einem Ort, der vom Arbeitneh-
mer selbst gewdhlt wird oder an einem fest mit dem Arbeitgeber vereinbarten Ort
(z.B. Homeoffice) erbracht werden. Mobile Arbeit setzt die Verwendung von Informations-
technologie voraus.

Eine Dienstvereinbarung zwischen Verwaltung und Gesamtpersonalrat zur Heim- und Te-
learbeit besteht im LVR bereits seit vielen Jahren. Deren Uberarbeitung wird aktuell in den
Arbeitsprozess zur Entwicklung einer Dienstvereinbarung zum Mobilen Arbeiten integriert.

Die weiteren Entwicklungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen, bspw. in Form des auf
der Bundesebene angekindigten ,Mobile-Arbeit-Gesetzes", werden fortlaufend beobach-
tet.



4 Allgemeine Entwicklung und Erkenntnisse wahrend der
Corona-Pandemie

Aufgrund der einschneidenden Auswirkungen der Corona-Pandemie auf unsere Gesell-
schaft und insbesondere die Arbeitswelt wurden zahlreiche wissenschaftliche Untersuchun-
gen betrieben. Die Untersuchungsbereiche und die Ergebnisse sind vielfaltig und kommen
zu teilweise auch kontrdaren Schllssen.

Erkenntnisse sind unter anderem:

Nach einer Studie der Universitadt zu Kéln zum Thema ,, Homeoffice und Prasenzkultur
im offentlichen Dienst in Zeiten der Covid-19-Pandemie" liegen die aktuell gréBten Her-
ausforderungen bei der Verlagerung von Aufgaben in das Homeoffice in der fehlenden
technischen Infrastruktur, wodurch die Erflillung der Arbeitsaufgaben gefahrdet wird, so-
wie in dem fehlenden personlichen Kontakt zu Kolleginnen und Kollegen bzw. Fiihrungs-
kraften. Die Befragungen haben zudem auch ergeben, dass Flhrungskrafte dem Home-
office tendenziell skeptisch gegenliberstehen, da sie das Gefuhl haben, ihre Flihrungsauf-
gaben auf Distanz nicht umfanglich ausfillen zu kdnnen. Dementsprechend gaben auch
81,9 % der Befragten an, dass die Flihrungskrafte nicht ausreichend geschult seien, um
sie wahrend des Homeoffice ausreichend zu unterstlitzen bzw. zu férdern. Die Studie hat
auBerdem ergeben, dass eine ausgepragte Prasenzkultur am Arbeitsplatz einen negativen
Einfluss auf die mentale Gesundheit der Beschaftigten bewirkt und im Umkehrschluss sich
eine ausgepragte Homeoffice-Kultur auch positiv auf die mentale Gesundheit der Beschaf-
tigten auswirkt. Dabei kann eine Doppelbelastung als Hindernis betrachtet werden, wenn
durch die notwendige Kinderbetreuung die gewohnliche Linie zwischen Familie auf der ei-
nen Seite und dem Beruf auf der anderen Seite verwischt wird.

Daran anknlpfend ergab eine Studie des Fraunhofer-Instituts flir Arbeitswirtschaft und
Organisation IAO, ,Arbeiten in der Corona-Pandemie - auf dem Weg zum new nor-
mal®, dass sich circa drei Viertel der befragten Flihrungskrafte Strategien wiinschen, um
der Entgrenzung der Arbeit addaquat begegnen zu kénnen. Die Studie hat auch ergeben,
dass die Corona-Pandemie als eine Art Digitalisierungsbeschleuniger der Arbeitswelt zu
werten ist. Exemplarisch gaben zum Beispiel 96 % der Befragten an, nun vermehrt Web-
oder Videokonferenzsysteme zu nutzen. Dies flhrt bei 89 % der Befragten zur Annahme,
dass ihre Unternehmen nun dazu in der Lage seien, Homeoffice in einem gréBeren Umfang
als zuvor umzusetzen, ohne dabei einen Nachteil fir Unternehmen entstehen zu lassen.
Auch diese Studie hat ergeben, dass sich mehr als die Halfte der Befragten wiinschen, dass
»Fuhrung auf Distanz" zu einer eingelibten Fihrungsroutine werden soll. Die Studie nennt
fehlende Betriebsvereinbarungen als Hauptgrund, weswegen die Beschaftigten nicht ins
Homeoffice gehen.

Eine Studie der DAK-Gesundheit, ,Digitalisierung und Home-Office in der Corona-
Krise", hat ergeben, dass knapp 60 % der Befragten eher der Meinung sind, im Homeoffice
produktiver arbeiten zu kédnnen als an ihrem gewohnlichen Arbeitsplatz. Der Befragung zu
Folge ist der groBte Vorteil der Arbeit von zuhause die fehlende An- und Abfahrt und der
damit verbundene Zeitgewinn. Dem gegenlber stehen unter anderem der fehlende per-
sonliche Kontakt, inklusive kurze Abstimmungsmadglichkeiten, sowie ein unzureichender
Zugang zu Akten oder sonstigen Arbeitsmaterialien. Der Studie ist auBerdem zu entneh-
men, dass 75 % derjenigen, die erst zu Beginn der Corona-Pandemie ihre ersten Home-
office-Erfahrungen gesammelt haben, gerne zumindest einen Teil ihrer zukilnftigen Arbeit
im Homeoffice verbringen wollen. Die Studie zeigt auch, dass sich in der Zeit der Corona-
Pandemie das generelle Stressniveau der Beschaftigten abgesenkt hat.

Eine Studie der ,Next: Public Beratungsagentur", zur Verwaltung in Krisenzeiten: Eine
Bestandsaufnahme der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den Offentlichen Dienst",
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hat ergeben, dass sich die subjektive Arbeitsbelastung zur Aufrechterhaltung der Leis-
tungserbringung in Zusammenhang mit der kurzfristigen Verlagerung in die Heim- und
Telearbeit erhdoht hat. Auf kommunaler Ebene gaben zum Beispiel circa die Halfte der Be-
fragten an, dass die Arbeitsbelastung héher oder sehr viel héher als vor der Pandemie ist.
Auf der Ebene der Landesverwaltungen wurden 55% der Verwaltungstatigkeit bereits wah-
rend des ersten Lockdowns in das Homeoffice verlagert, mehr als 70 % hatten bereits
wahrend dieser Phase Zugriff auf Dokumente und Fachverfahren. Daran anknipfend ga-
ben noch 42 % der in der kommunalen Verwaltung Beschaftigen an, taglich an ihren Ar-
beitsplatz zu missen. Der Umfrage zufolge wurde von 89% der Mitarbeiter*innen der
Wunsch geauBert, auch nach der Pandemie im Homeoffice arbeiten zu wollen. Des Weite-
ren auBerten sich circa 70 % aller Befragten, dass ihr Arbeitsplatz zuhause weitgehend den
arbeitsschutzrechtlichen Mindeststandards entspricht.

Aus einer Kurzexpertise des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales zum Thema
~Vverbreitung und Auswirkungen von mobiler Arbeit und Homeoffice" |asst sich un-
ter anderem entnehmen, dass etwa drei Viertel der Befragten, die erst zu Beginn der
Corona-Pandemie mit der Nutzung von Homeoffice begonnen hatten, der Meinung sind,
dass die Homeoffice-Nutzung zu einer besseren Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben
fuhrt. Des Weiteren ist es 84 % der befragten Personen wichtig, flir einen Arbeitgeber zu
arbeiten, der die Méglichkeit zum Homeoffice anbietet. Auf die Frage zu einem madglichen
zukinftigen Rechtsanspruch auf Homeoffice - insofern keine betrieblichen Griinde dage-
gensprechen - reagierten 63 % der Befragten positiv bzw. wiirden eine solche Regelung
beflirworten. Im Weiteren bewerteten 94 % der Befragten die Notwendigkeit, ihren Ar-
beitsalltag im Homeoffice selbst gestalten zu kénnen, als positiv. Bei dieser Befragung
wurde weiterhin ersichtlich, dass die Beschaftigten gerne auch in Zukunft zumindest einige
Male in der Woche im Homeoffice arbeiten wollen. Diese Einschatzung teilen 65 % derer,
die vor der Corona-Pandemie noch keinerlei Beriihrungspunkte mit dem Thema Homeoffice
hatten.



5 Perspektive Wirtschaftlichkeit

Diese Perspektive befasst sich mit den wirtschaftlichen Auswirkungen durch die Corona-
bedingten Veranderungen auf die Arbeitswelt im LVR. Dabei werden insbesondere die Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie in Bezug auf die Arbeitsproduktivitat sowie finanzielle
Auswirkungen neuer Arbeitsformen erlautert. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden die
wirtschaftlichen Chancen fiir den Verband dargestellt.

5.1 Produktivitat der Arbeitsergebnisse

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Verdnderte Produktivitdt der Arbeitsergebnisse
Leitfrage: Wie hat sich die Produktivitit der Arbeitsergebnisse verandert?

e Einbindung einer Universitat
e Bericht im zweiten Personalausschuss im Juni 2021

Produktivitat ist eine wirtschaftswissenschaftliche Kennzahl, die das Verhaltnis zwischen
produzierten Glitern oder Dienstleistungen und den daflir benétigten Produktionsfaktoren
beschreibt. Anders als bei der Wirtschaftlichkeit, die das Verhaltnis von Kosten/Aufwand
zu Erlés/Ertrag behandelt, behandelt Produktivitat eine mengenmaBige Betrachtung von
Einbringungsmenge (Input) zu Ausbringungsmenge (Output). Die Arbeitsproduktivitait
betrachtet hinsichtlich der eingesetzten Produktionsfaktoren ausschlieBlich den Faktor Ar-
beit und zeigt das Verhaltnis zwischen Arbeitsmenge/Arbeitsstunden und der Ausbrin-
gungsmenge auf.

Eine allgemeingiiltige Aussage Uber die Entwicklung der Arbeitsproduktivitat fiir ,den Ver-
waltungsbereich® ist nicht mdéglich. Zu stark unterscheidet sich hierbei die Entwicklung des
Leistungsgeschehens in den verschiedenen Aufgabenbereichen. Wahrend einige Leistun-
gen nicht mehr erbracht wurden, weil SchlieBungen nétig waren (bspw. im Bereich Schulen
und Kultur), kamen parallel andere Aufgaben dazu (bspw. konzeptionelle Arbeit oder die
Umstellung auf digitale Formate). In anderen Bereichen wurde im Rahmen der Pandemie
deutlich mehr gearbeitet (bspw. durch starker nachgefragte Leistungen nach dem Infekti-
onsschutzgesetz oder Zusatzaufgaben durch Krisenmanagement). In manchen Bereichen
wiederum blieb das Leistungsgeschehen nahezu unverandert.

Es erscheint zielfihrender zu prifen, wie sich der Produktionsfaktor Arbeit wahrend der
Krise verandert hat. Zentral ist dabei die Frage, welche Auswirkungen die Veranderung der
Rahmenbedingungen (insb. Homeoffice) hatte und noch hat.

In der wissenschaftlichen Betrachtung gibt es dazu verschiedene Befragungen:

e Eine Studie der Technischen Hochschule Kdln hat ergeben, dass ,nur 20% der Mit-
arbeiter*innen ihre Produktivitadt als geringer einschédtzen als zuvor, 37% geben an,
dass die Produktivitdt unverdndert ist, 42% geben an, dass die Produktivitdt im
Homeoffice hbéher ist als zuvor. Dieses Ergebnis widerspricht der Vermutung, dass
Beschiftigte im Homeoffice zu sehr abgelenkt werden oder auch die Arbeit nicht so
ernst nehmen wie im Unternehmen. ,Das Arbeiten zuhause ist ein Gegenentwurf
einer auf Anwesenheit und Uberwachung angelegten Arbeitsmoral, wie sie in tradi-
tionellen Unternehmenskulturen noch vorherrscht. Die Corona-Krise kénnte diesbe-
zliglich auch in Anbetracht der Ergebnisse [der] Studie ein Umdenken férdern.” (vgl.
Studie ,Homeoffice im Kontext der Corona-Pandemie"™, TH Kéln, 18.04.2020)

e FEine Befragung des Behérdenspiegels zeigt auf, dass die lUberwiegende Mehrheit
der Mitarbeiter*innen davon (Uberzeugt ist, dass sich im Homeoffice vollumfénglich
alle Aufgaben erledigen lassen (80 %). Ergédnzend wird einer Arbeit im Homeoffice
bescheinigt, dass diese effizienzsteigernd ist, 65 % geben an, dass sich Homeoffice
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insgesamt positiv auf die Qualitdt und Geschwindigkeit der Aufgabenerledigung aus-
gewirkt." (vgl. Behérdenspiegel, Befragung im Bereich des 6ffentlichen Dienstes
September/Oktober 2020, Ausgabe 11/2020).

Um konkrete Ergebnisse fir den LVR zu erhalten, erfolgt im ersten Quartal 2021 eine Un-
tersuchung durch die Heinrich-Heine-Universitat Disseldorf.

Unter der Leitfrage ,Wie hat sich die Produktivitdt der Arbeitsergebnisse im LVR unter
Corona-Bedingungen verandert?" werden in einer anonymisierten Online-Befragung As-
pekte wie Inanspruchnahme und Entwicklung von Homeoffice, Entwicklung der Quantitat
und Qualitat der Arbeit sowie Einflussfaktoren und Herausforderungen auf bzw. an die Ar-
beit betrachtet. Es werden verschiedene Perspektiven - von Mitarbeiter*innen sowie von
Fihrungskraften - erfasst, wissenschaftlich ausgewertet und analysiert. Die Ergebnisse
werden anschlieBend aufbereitet und in einer Prasentation dargestelit.

Auch wenn die im Ubrigen vorgesehenen verwaltungsinternen Workshops zur Erfragung
der Erfahrungen von Mitarbeiterschaft, Fihrungskraften und Personalvertretungen noch
ausstehen, lasst sich aufgrund der Krankenstatistik sowie der Berichte des Betriebsarztli-
chen Dienstes und des Gesundheitsmanagements feststellen, dass es keine pauschale Aus-
sage zu den gesundheitlichen Auswirkungen von verstarkter Heim- und Telearbeit geben
kann. Die Feststellungen in der Studie des Instituts flr Arbeit und Qualifikation (IAQ) der
Universitat Duisburg-Essen vom September 2020 decken sich mit den Erfahrungen des
Betriebsarztlichen Dienstes und des Betrieblichen Gesundheitsmanagements. Dort wird
festgehalten, dass filr ein erfolgreiches Arbeiten im Homeoffice das Vertrauen zwischen
Vorgesetzten und den Mitarbeiter*innen, die Unternehmenskultur und ein gutes Betriebs-
klima zentrale Bestandteile sind. Die Ausstattung muss auf aktuellem Stand der Technik
sein und reibungslos funktionieren. Notwendig sind auch klare und transparente Abspra-
chen Uber die Erreichbarkeit. Die Erfassung und Kontrolle der Arbeitszeiten kann ebenso
helfen, Beschaftigte vor ausufernden Stunden und verschwimmenden Grenzen von Arbeit
und Privatleben zu schitzen bzw. Arbeitszeiten und Privatleben besser miteinander zu ver-
einbaren. Damit die Regelungen auch tatsachlich wirksam werden, sind begleitende Schu-
lungen fir ein richtiges ,Fihren auf Distanz" wie auch flir das weitgehend selbstorgani-
sierte Arbeiten im Homeoffice sehr wichtig. Nur so kann Homeoffice ein Erfolgsmodell wer-
den (vgl. https://idw-online.de/de/news758917).

5.2 Finanzielle Auswirkungen/Kosten

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Monatliche Gesamtkosten pro m2im LH, HH sowie
den "neuen"” Gebduden K6, K8 ... (exemplarisch) fiir die jeweiligen Blrofldchen

Leitfrage: Welche Raumkosten bzw. Kosten fiir einen Arbeitsplatz fallen beim
LVR an?

e Angabe von Gesamtkosten pro m2 Bliroflache

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Finanzielle Auswirkungen
Leitfrage: Welche finanziellen Auswirkungen haben neue Arbeitsformen?

e Kosten eines Arbeitsplatzes bzw. HO-Arbeitsplatzes
¢ Mehraufwendungen fir digitale Ausstattung (Bezugnahme Infrastruktur)

Um mogliche wirtschaftliche Konsequenzen aus der verstirkten Nutzung von
Homeoffice einschatzen und daraus strategische Entscheidungen ableiten zu kénnen, sind
verschiedene Daten, Bewertungen und Setzungen von Parametern erforderlich.


https://idw-online.de/de/news758917
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Wesentliche Fragen in diesem Zusammenhang sind:

e Welche Kosten verursacht das Schaffen einer Homeoffice-Arbeitsmdoglichkeit?
Welche weiteren Kosten fallen neben der Zurverfiigungstellung eines mobilen
Endgerates an?

e Wie viele zusatzliche Homeoffice-Mdglichkeiten wurden geschaffen und wie viele
sollen nach der Corona-Krise dauerhaft erhalten bleiben (Homeoffice-Quote)?

e In welchem Umfang soll die Aufgabenwahrnehmung im Homeoffice stattfinden
(Homeoffice-Tage pro Woche/Umfang/Homeoffice-Kapazitat)?

e In welchem Grad kann eine zusatzliche Homeoffice-Méglichkeit einen ,residen-
tiellen Arbeitsplatz" in der Verwaltung ersetzen (Entlastungsgrad; Desk-Sha-
ring-Quote)?

e Welche Kosten kénnen beim Wegfall eines ,residentiellen Arbeitsplatzes" einge-
spart werden? Welche Kosten bleiben erhalten?

Zunachst ist zu ermitteln, welche zusatzlichen Kosten pro eingerichteter Homeoffice-
Moglichkeit entstehen. Die Verwaltung hat dazu errechnet, dass unter Berlicksichtigung
folgender Kostenbestandteile

e Mehrkosten durch Uberlassung eines Notebooks statt eines Desktop-PC
e ggf. zusatzlich erforderliche Hardware

e technische Bereitstellung einer Heimarbeitsumgebung

e zusatzliche Lizenzen fir Video-Konferenzen (GoToMeeting) etc.

¢ weiterhin vorzuhaltendes Equipment am Bliroarbeitsplatz

ein Mehraufwand von ca. 45 € im Monat pro Homeoffice-Mdglichkeit zu verzeichnen ist.
Diese Kosten kénnen sich erhéhen, wenn hochwertigere IT-Ausstattung beschafft und ein-
gesetzt wird.

Um madgliche Einsparungen durch den Wegfall von ,residentiellen Arbeitsplatzen™ errech-
nen zu kénnen, sind die Kosten eines Arbeitsplatzes zu untersuchen. Dabei ist zu er-
mitteln, welche Kostenbestandteile durch den Wegfall von Arbeitsplatzen entfallen und da-
mit zu einer Entlastung beitragen und welche weiterhin bestehen.

Die Kommunale Gemeinschaftsstelle fir Verwaltungsmanagement (KGSt) veroffentlicht
jahrlich einen Bericht zur Entwicklung der Kosten eines Arbeitsplatzes (letzter Bericht KGSt
Nr. 07/20). Kostenbestandteile sind neben den Personalkosten die Sachkosten flr Biroar-
beitsplatze mit und ohne Technikausstattung sowie die Gemeinkosten. Bei den Sachkosten
gehen nicht nur die reinen Raumkosten (Miete, Betriebs- und Unterhaltungskosten) ein,
sondern auch die BUroausstattung, die Geschaftskosten und die Telekommunikationskos-
ten. Bei Biroarbeitspldatzen mit Technikausstattung kommen die IT-Kosten hinzu. Der Ge-
samtwert flir einen Bliroarbeitsplatz mit Technikausstattung belauft sich It. KGSt auf 9.700
€ jahrlich. Davon entfallen 6.250 € auf die Raum- und Sachkosten sowie 3.450 € auf den
Kostenanteil flr die IT-Ausstattung (einschl. Hard-/Software, Schulungskosten und zent-
rale Leistungen wie Rechenzentrum, Benutzerbetreuung etc.).

Der LVR hat auf der Grundlage der Kostenstruktur und Daten der KGSt die eigenen Raum-
kosten und Sachkosten ermittelt. Diese zeigen auf, dass durch den LVR genutztes Eigen-
tum weit kostenglnstiger ist als angemietete Flachen. Die Spreizung der Kosten zwischen
selbstgenutzten Flachen und hinzugemietetem Blroraum variiert: Flr die glinstigen selbst-
genutzten Burofléachen gibt der LVR 2.500 € jahrlich pro gm aus, bei extern angemieteten
Flachen pro gm bis zu 6.800€ jahrlich. Der LVR liegt mit seinen Raumkosten damit durch-
schnittlich Gber dem von der KGSt ermittelten Vergleichswert. Die héheren Aufwendungen
sind insbesondere auf den Blrostandort Kéln-Deutz zurlickzufiihren; bei der KGSt handelt
es sich um bundesweite Durchschnittswerte.
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Bei der Kostenbetrachtung zur Identifikation méglicher Einsparung durch Homeoffice kén-
nen die Geschafts- und Telekommunikationskosten sowie die IT-Grundkosten unberiick-
sichtigt bleiben, da diese Kostenbestandteile unabhdngig davon entstehen, ob im Bliro oder
im Homeoffice gearbeitet wird.

Es ergibt sich folgender Kostenvergleich fir die jahrlichen Kosten pro gm:

KGSt LVR/ LVR/ LVR/
Selbstnutzung | Anmietung Durchschnitt

Miete/Betrieb/ 3.844 € 2.500 € 6.800 € 4.300 €
Unterhalt
Archiv 610 € 610 € 610 € 610 €
Blroausstattung | 160 € 160 € 160 € 160 €
Kosten eines | 4.614 € 3.270 € 7.570 € 5.070 €
Arbeitsplatzes:

Die angegebenen Kosten eines Arbeitsplatzes umfassen nur jene fixe Kostenbestandteile,
die bei einem Wegfall eines ,residentiellen Arbeitsplatzes" eingespart werden kénnen.
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6 Perspektive Infrastruktur

Diese Perspektive befasst sich mit den infrastrukturellen Auswirkungen durch die Corona-
bedingten Verdanderungen auf die Arbeitswelt im LVR. Dabei werden im Zuge der Beant-
wortung des Beschlusses insbesondere die Auswirkungen der Corona-Pandemie in Bezug
auf die Entwicklung der Homeoffice-Mdglichkeiten, technische Ausstattung sowie bauliche
Fragestellungen neuer Arbeitsformen erlautert. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden die
Chancen in Bezug auf die Infrastruktur flir den Verband dargestelit.

6.1 Entwicklung von Homeoffice Platzen

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Anzahl der aktuellen Homeoffice-Plédtze (unterteilt
in bereits vor der Corona-Pandemie vorhandene und neue), inklusive der Darstellung
von Quoten nach Prdsenz und Homeoffice

Leitfrage: Wie hat sich die Anzahl von Homeoffice-Arbeitspldtzen entwickelt?

¢ Anzahl Homeoffice-Platze einschlieBlich Entwicklung

Die Heim- und Telearbeit hat sich unter Berlicksichtigung dienstlicher Erfordernisse bereits
in den vergangenen Jahren beim LVR stetig erhéht. Dabei besteht eine Vielzahl von indivi-
duellen Modellen im Hinblick auf die Zeitanteile der Arbeit im Blro zu solchen im Home-
office.

In nachstehender Tabelle sind die Heimarbeitsquoten fiir ,,echtes Homeoffice™ (mit Indivi-
dualvereinbarung genehmigte Heim - und Telearbeit) im Untersuchungsbereich ausgewie-
sen:

B Personen mit Heim-/Telearbeit M Personen ohne Heim-/Telearbeit

RVK 71,3%
Infokom 86,7%
Dez. 9 (2V) 50,6%
Dez. 8 (ZV) 79,3%
Dez. 7 85,1%

Dez. 6 30,8%

Dez. 5 (2V) 73,1%
Dez. 4
Dez. 3
Dez. 2
Dez. 1
Dez. 0
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Abbildung 2: Verhaltnis der Mitarbeiter*innen mit und ohne Heim-/Telearbeit nach
Organisationseinheiten - Stand 31.12.2020

In absoluten Zahlen ergibt sich folgendes Bild (dargestellt sind hier die auf der Grundlage
einer formlichen Individualvereinbarung genehmigten Heim- und Telearbeitszugange):

M Personen mit Heim-/Telearbeit Personen ohne Heim-/Telearbeit
RVK 121
infokorn | 7 S 56
Dez. 9
v
Dez. 8
v S
Dez. 7 647 113
Dez.6 9§
Dez. 5
(2v) 321 118

Dez.4 YR 73
Dez. 3 101
Dez. 2 44

Dez. 1 195 119

Dez.0 BN 52

Abbildung 3: Absolute Anzahl der Mitarbeiter*innen mit Heim-/Telearbeit nach
Organisationseinheiten — Stand 31.12.2020
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Die Entwicklung im Jahr 2020 im Untersuchungsbereich lasst einen Vergleich des Zustan-
des vor der Pandemie mit der bisherigen Entwicklung in der Pandemie (bis Ende 2020) zu.

Es wird deutlich, dass fir Verwaltungstatigkeiten im Untersuchungsbereich dieser Vorlage
bereits vor der Pandemie (Anfang 2020) eine hohe Homeoffice-Quote bestand. Diese Quote
hat sich durch zusatzliche Zugange wahrend der Pandemie noch weiter erhoht.

Im Folgenden sind alle Homeoffice-Zugange dargestellt, also auch solche, die kurzfristig
eingerichtet wurden und flr die zuvor kein formelles Beantragungs- und Genehmigungs-
verfahren durchgefiihrt wurde (sog. ,tempordre Zugange"). Diese Handhabung war erfor-
derlich, um unter Coronabedingungen ohne Zeitverzug die Arbeitsfahigkeit zu erhalten. Ein
Vergleich der Homeoffice-Zugange, der diese ,tempordren Zugange" auBler Acht lasst,
wirde nicht die tatsachlichen Veranderungen des Umfangs der Homeoffice-Mdglichkeiten
wiedergeben, die wahrend der Pandemie entstanden sind:

Homeoffice-Zugange

3000
2500
2000
1500
1000
500
: O] ] O ]
01.01.2020 31.12.2020 01.01.2020 31.12.2020 01.01.2020 31.12.2020
Zentral- Zentral- RVK/RZVK RVK/RZVK Infokom Infokom
verwaltung verwaltung
M Homeoffice-Zugédnge Mitarbeitende

Abbildung 4: Homeoffice-Zugange (hier nun einschlieBlich tempordrer Zugange)

Es ist festzustellen, dass sich die dargestellten Aufgabenbereiche unterschiedlich entwickelt
haben:

e LVR-InfoKom hatte schon vor der Pandemie eine hohe Homeoffice-Quote. Daher
hat es nur wenige Corona-bedingte Veranderungen bezliglich der Homeoffice-Zu-
gange gegeben, gleichwohl sich die tatsachliche Inanspruchnahme (Umfang/Kapa-
zitat) erhoéht.

¢ Bei den Rheinischen Versorgungkassen bestand schon vor der Pandemie eine Uber-
durchschnittliche hohe Ausstattung mit Homeoffice-Arbeitsplatzen. Diese ist insbe-
sondere auch auf ein erfolgreich praktiziertes Desk-Sharing-Modell zurickzufih-
ren, so dass die Corona-bedingten Effekte hier nicht ausschlaggebend sind. Die
Inanspruchnahme hat sich ebenfalls erhoht.

e Eine wesentliche Anderung gibt es bei den Dezernaten der Zentralverwaltung. Die
absolute Zahl der Homeoffice-Platze ist mit ca. 675 neuen Zugangen (Stand:
06.01.21) stark angestiegen. Parallel zum Anstieg hat sich auch hier die Inan-
spruchnahme erhért.
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In Tatigkeitsbereichen, in denen die Heim-und Telearbeit aus aufgabenspezifischen Griin-
den nicht zum Einsatz kommen kann, sind organisatorische MaBnahmen getroffen worden,
um die Mitarbeiter*innen zu schiitzen (vgl. dazu ,Bericht zum Umgang mit der Corona-
Pandemie im Landschaftsverband Rheinland™ vom 30.06.2020, S. 13)

6.2 Technische Ausstattung und Infrastruktur

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Ggf. erforderliche Erweiterung der Infrastruktur
Notwendigkeit der Beschaffung ggf. erforderlicher Lizenzen

Leitfrage: Welche technischen/infrastrukturellen MaBnahmen (z.B. Telefon-
anlage, Internetanschluss, Lizenzen) waren/sind erforderlich, um die Arbeits-
formen unter Coronabedingungen zu ermoglichen?

e Erweiterung Serverkapazitaten

e Erweiterung Telefonanlage

e Anzahl GoToMeeting-Lizenzen

e Technische Ausstattung Arbeitsplatze und Besprechungsraume
e Weitere Kommunikationsmaéglichkeiten

Parallel zur Erhéhung der Homeoffice-Arbeitsplatze wurde die IT-Infrastruktur ausgebaut.
Insgesamt wurden im Umfang von ca. 370.000 € zusatzliche Lizenzen erworben und Ser-
verkapazitaten erweitert. Wesentlich war dabei die umfassende Lizensierung einer Video-
konferenzsoftware (GoToMeeting), welche um ber 1.000 Zugdnge auf 1.200 Zugange er-
weitert wurde. Dariber hinaus werden ca. die Halfte der Besprechungsraume der Zentral-
verwaltung zeitnah mit einem entsprechenden Equipment fiir Videokonferenzen (Kameras,
Mikrofone etc.) ausgestattet. Weitere Moéglichkeiten zur Unterstlitzung digitaler Formate
werden aktuell eingerichtet (Zoom, MS-Teams). Bedingt durch die Umstellung von Dienst-
telefonen hat der LVR im Rahmen der Pandemie immer wieder Probleme mit der Telefon-
anlage. Es erfolgte daher eine Erweiterung der Telefonanlage, die Anzahl der Leitungen
wurde zum Jahreswechsel 2020 auf 2021 von 150 auf 260 erhéht. In weiteren Schritten
ist eine Ausbaukapazitat von 400 Anschliissen geplant.

6.3 Bauliche Fragestellungen

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Bauliche Fragestellungen

Leitfrage: Welche baulichen Fragestellungen ergeben sich aus der vermehrten
Homeoffice-Tatigkeit?

e Desk-Sharing
e Arbeitsplatz der Zukunft

Bis zum Marz 2020 hatte die Homeoffice-Tatigkeit bzw. die entsprechenden Quoten keine
konkreten baulichen Auswirkungen.

Absehbar war zu diesem Zeitpunkt jedoch, dass die Entscheidung des Verwaltungsvorstan-
des hinsichtlich einer Desk-Sharing-Quote von 0,8 mittel- bis langfristig zu einer Reduzie-
rung der bendtigten Blroflache fihren wirde.

Dieser Effekt wird durch den aufgrund der Pandemie stark gestiegenen Anteil an Home-
office deutlich verstarkt. Die physische Anwesenheit der Mitarbeiter*innen im Bliro hat
zwischenzeitlich stark nachgelassen, so dass selbst bei einer durchaus zu erwartenden teil-
weisen Ruckwartsbewegung mit Pandemieende eine niedrigere, und in Bezug auf den Kos-
tenaufwand bessere Quote als 0,8 umsetzbar und nicht unwahrscheinlich erscheint.
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Aktuell arbeiten bereits einige Organisationseinheiten im LVR nach verschiedenen Desk-
Sharing-Modellen, teils auch schon seit vielen Jahren.

Zu nennen sind hier insbesondere die Rheinischen Versorgungskassen, das Dezernat 7 und
LVR-InfoKom.

Eine Reduzierung des Bedarfs an Biroflache wird fir den Verband zu einer spirbaren Kos-
tenreduzierung fihren. Hier stellt sich jedoch auch die Frage, ob ein Teil der Bliroflache im
Sinne von Innovation, Arbeitgeberattraktivitat, aber auch Effizienzsteigerung nicht einge-
spart, sondern anderweitig gestaltet und genutzt werden sollte. Zielfiihrend erscheint hier
die Umgestaltung des tradierten Blrokonzepts hin zu einer offenen und flexiblen Raumge-
staltung und -nutzung, die, basierend auf dem Modell des Desk-Sharings, optimale Ar-
beitsumgebungen flir die diversen Tatigkeitsarten anbietet und am Ende attraktivitatsstei-
gernd wirkt.

Dieser Frage geht das Projekt ,Neue Arbeitswelten fir den LVR" nach. Im Ergebnis soll
sowohl fiir den Ersatzneubau am Ottoplatz in Kéln-Deutz als auch flr die an diesem Stand-
ort bereits vorhandenen Bestandsgebdude eine moderne, zukunftsfahige und effiziente Ar-
beitsumgebung fiir die Mitarbeiter*innen entstehen. Gleichrangige Entscheidungskriterien
sind dabei:

e die Arbeits- und Leistungsqualitat des LVR flr die Menschen im Rheinland,
o die Wirtschaftlichkeit,

¢ die Nachhaltigkeit und

e die Férderung der Zufriedenheit und Gesundheit der Mitarbeiter*innen.

Eine besondere Herausforderung wird hier eben die Frage sein, inwiefern sich ein solches
Konzept, ggf. auch nur in Teilen, auf die Bestandsgebaude Ubertragen lasst. Ihre Struktur
basiert auf der seinerzeit gebrauchlichen Arbeitsumgebung, sprich einer sogenannten Zel-
lenstruktur. Dies hat Auswirkungen auf die Gebdudetechnik, Fenster- und Lichtgestaltung,
MaBe von Gebaudeteilen etc. Die Umsetzbarkeit offener und variabler Blirordume vor die-
sem Hintergrund wird im Projekt im Rahmen einer Machbarkeitsstudie untersucht.
Bei der Beurteilung werden sowohl bauliche als auch rechtliche Aspekte (Brandschutz,
Denkmalschutz, Arbeitsschutz etc.) identifiziert, bewertet und im Ergebnis eine Empfeh-
lung fir das weitere Vorgehen ausgesprochen.

In welchem MaB fiir die Umsetzung der neuen Arbeitsumgebung notwendige bauliche Ver-
anderungen an Bestandsgebduden realisiert werden, wird im Anschluss nicht nur, aber
auch vor dem Hintergrund der finanziellen Mdoglichkeiten zu bewerten sein.
In dem Abwagungsprozess wird die Schaffung einer weitestgehend vergleichbaren Ar-
beitsumgebung in den im Eigentum des LVR stehenden Dienstgebauden am Standort Deutz
und dem Neubau am Ottoplatz besonders zu bericksichtigen sein.
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7 Perspektive Personal

Diese Perspektive befasst sich mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf das Perso-
nal im LVR. Dabei werden die Erfahrungen der Mitarbeiter*innen, Fihrungskrafte, Perso-
nalvertretungen erhoben. Dariiber hinaus werden der Gesundheitsschutz bei neuen, digi-
talen Arbeitsformen sowie die Entwicklung des Krankenstandes wahrend der Corona-Pan-
demie erlautert. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden die Chancen in Bezug auf das Per-
sonal fir den Verband dargestellt.

7.1 Erfahrungen der Mitarbeitenden, Fiihrungskraften,
Personalvertretungen mit der Heimarbeit

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Rickmeldungen von Mitarbeiter*innen und Fiih-
rungskréften sowie der Personalvertretung/GPR zu den mit der Heimarbeit gemachten
Erfahrungen

Arbeitszufriedenheit, Fiihrung auf Distanz, Gesundes Verhéltnis von ,,Online- und Pré&-
senz", Flexibilitdt und Zeitsouverdnitat fiir Mitarbeiter*innen, Arbeitgeberattraktivitit

Leitfrage: Welche Erfahrungen hat/haben die Mitarbeiterschaft/Fiihrungs-
krifte/Personalvertretungen mit der Heimarbeit gemacht?

e Rlckmeldung der Mitarbeiterschaft/Fliihrungskrafte/Personalvertretungen zur
Heimarbeit (Arbeitszufriedenheit, Gesundes Verhaltnis von ,Online- und Pra-
senz-Aktivitaten" auch unter sozialen Aspekten, AG-Attraktivitat, Flexibilitat und
Zeitsouveranitat, Fiihrung auf Distanz)

Zu diesem Themenbereich sind mit den im beschlossenen Antrag 14/345 genannten Per-
sonengruppen im ersten Quartal 2021 mehrere interne Workshops terminiert.

Anhand spezifischer Fragestellungen werden die mit der verstarkten Homeoffice-Arbeit ge-
machten Erfahrungen gesammelt. Schwerpunkte der Workshops sind: Allgemeine Erfah-
rungen, Arbeitsplatzausstattung, Arbeitszufriedenheit, Soziale Aspekte, Arbeitgeberattrak-
tivitét sowie Fihrung auf Distanz.

Ein erster Workshop mit Vertreter*innen aller Dezernate (Geschaftsleitungen und o6rtliche
Pandemiebeauftragte) erbrachte folgende Kernaussagen:

e Zusammenfassende Einschatzungen:
o ,Wirlernen standig dazu."”
o ,Es geht mehr, als man dachte"
o ,Der Mix macht’s - zwischen digital und analog."
o ,Nichts geht Uber persénlichen Kontakt.”
e Forderungen:
o ,Die digitale Kommunikation muss bleiben."
o Wir brauchen eine moderne IT-Ausstattung fir mobiles Arbeiten.”
e Nutzen:
o ,Der LVR tritt als moderner Arbeitgeber auf — dies erhdht die Arbeitge-
berattraktivitat."
o ,GroBere Zeitflexibilitat beginstigt die Vereinbarkeit von Privatem und
Beruf.
o ,Durch vermehrtes Homeoffice ist ein digitaler Schwung entstanden.”

Diese Aspekte sind erganzend zu den intern durchgeflihrten Workshops teilweise auch
durch die Untersuchung der Heinrich-Heine-Universitat Diisseldorf aufgegriffen.



19

Ein Bericht zu den Ergebnissen dieser Untersuchung, mit denen fir Anfang Mai gerechnet
wird, folgt in einer weiteren Vorlage zur Beantwortung des Beschlusses 13/345.

7.2 Entwicklung des Krankenstandes

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Entwicklung des Krankenstandes

Leitfrage: Wie haben sich die neuen Arbeitsformen auf die Gesundheit der Mit-
arbeitenden ausgewirkt?

e Krankenstatistik

Die Ausfallquote hat sich im Jahr 2020 zum Vergleichsjahr 2019 innerhalb der Dezernate
und der RVK folgendermaBen entwickelt:

Krankenstatistik Dezernate 0-9 und RVK
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Abbildung 5: Ausfallquoten Dezernat 0-9 und RVK

Im Jahr 2020 kann lediglich flir den Monat Marz ein starker Anstieg der Krankmeldungen
festgehalten werden. Das dirfte mit der groBen Verunsicherung der Mitarbeiter*innen in
der Hochphase der ersten Pandemiewelle im Frihjahr erklarbar sein. Ab April reduzieren
sich die Krankmeldungen tendenziell. Am Arbeitsplatz wurden auf Basis des Hygienekon-
zepts differenzierte SchutzmaBnahmen getroffen. Insgesamt sind die Ausfallquoten in dem
fur die Vorlage relevanten Untersuchungsbereich zum Vergleichsjahr 2019 geringer.

Auffallig ist eine Betrachtung von LVR-InfoKom, die eine sehr hohe Homeoffice-Quote vor-
weist, hier gibt es nicht nur leichte, sondern erhebliche Reduzierungen der Krankenquote.
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Krankenstatistik LVR-InfoKom
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Abbildung 6: Ausfallquoten in LVR-InfoKom

Der Rickgang der Krankenquoten beim LVR Idsst sich allerdings nicht ohne weiteres oder
monokausal auf die vermehrte Homeoffice-Arbeit zurickzufihren. Hierzu bedirfte es wei-
terer Untersuchungen und langerer Betrachtungszeitraume.

7.3 Gesundheitsschutz

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Gesundheitsschutz

Leitfrage: Wie haben sich die neuen Arbeitsformen insbesondere auf die psy-
chische Gesundheit der Mitarbeitenden ausgewirkt?

e Psychische Belastungen )
e Psychische Beanspruchungen Rickmeldung BAD

Psychische Beanspruchung ist die unmittelbare Auswirkung einer psychischen Belastung.
Somit kdnnen bestimmte Belastungen (Stressoren), wie bspw. die verdnderten Rahmen-
bedingungen im Homeoffice, auf die einzelnen Mitarbeitenden je nach k&rperlicher und
psychischer Verfassung/Vorerfahrung jeweils sehr unterschiedliche - positiv wie negativ
empfundene - Auswirkungen (Beanspruchungen) haben.

Die LVR-KlIinik ftir Psychosomatische Medizin und Psychotherapie Essen flihrt seit dem 10.
Mdrz 2020 eine breit angelegte Online-Studie mit anonymisierter Befragung zu den Aus-
wirkungen des Corona Virus in der Gesellschaft durch. Um Veranderungen des seelischen
und gesundheitlichen Zustands vor und nach dem Covid-19-Ausbruch zu untersuchen, hat
ein Forschungsteam um Prof. Dr. med. Martin Teufel fortlaufend fast 25.000 Menschen
befragt. Erhoben werden Angaben zu Alter und Geschlecht, zu Symptomen fiir Depressio-
nen und Angst, zu negativer Stressbelastung und zum Gesundheitszustand. Es soll her-
ausgefunden werden, welche Faktoren mit einer Verschlechterung des psychischen Zu-
stands und welche mit einer Entlastung verbunden sind. Ergebnisse werden gesondert be-
richtet.
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Im Rahmen der Pandemie wurde seitens des Betrieblichen Gesundheitsmanagements und
des Betriebsdrztlichen Dienstes festgestellt, dass ein wesentlicher Beanspruchungsfaktor
der personliche Umgang mit den Auswirkungen der Pandemie ist. Ein konkreter Handlungs-
bedarf flir den Arbeitgeber ist nur in Einzelfallen aufgetreten.

Die Zahl der Falle, in denen die Sozialberatung in Bezug auf psychische Beanspruchungen
beratend tatig wurde, ist seit der Pandemie zunachst nur leicht, jetzt aber deutlich ange-
stiegen. Wahrend sich zu Beginn der Pandemie die Beratungsintensitat bei bereits erkrank-
ten und gefdahrdeten Mitarbeiter*innen erhéht hat, sind zuletzt auch Viele zur Beratung
gekommen, die bisher Gber keine Vorbelastungen verfigten.

Im Verlauf der Pandemie ist allgemein festzustellen, dass zunehmend mehr Mitarbeiter*in-
nen unter den Folgen der Pandemie leiden. Dies ist anhand der vermehrten Anfragen an
den Betriebsarztlichen Dienst und die Betriebliche Sozialberatung sowie vielen Gesprachen
zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitenden festzustellen. Folgende Faktoren sind dabei im
Rahmen der Beratung durch den betriebsarztlichen Dienst Thema:

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben: Die Grenzen zwischen Arbeit und Privatleben
verschwimmen. Dies kann dazu flihren, dass Mitarbeiter*innen dem Geflihl unterliegen,
standig erreichbar sein zu missen. Um neben einer groBeren Selbstbestimmung bei der
Ausflihrungsweise von Aufgaben und Arbeitsgeschwindigkeit Druck durch selbstwahrge-
nommen Zwang zur standigen Erreichbarkeit zu reduzieren, missen digitale Instrumente
im LVR eingefiihrt werden, die helfen, dem entgegenzuwirken (z. B. ,elektronischer Er-
reichbarkeitsassistent™).

Fiihrung: Starken Einfluss auf die psychische Belastung der Mitarbeiter*innen im Home-
office haben die Vorgesetzen. Es zeigt sich, dass Vorgesetzte diese entlasten kdnnen, aber
suboptimales Fihrungsverhalten in Einzelfallen auch zu einer héheren Beanspruchung
fahrt.

Soziale Beziehungen: Die Vereinsamung im Homeoffice betrifft haufig alleinlebende
Menschen. Es fehlt das nicht planbare und haufig per Zufall zustande kommende Gesprach
zwischen Kolleg*innen. Auch kann der mangelnde Kontakt dazu fiihren, dass sich gegen-
Uber Personen aber auch anderen Unternehmensbereichen Spannungen bzw. Vorurteile
vergroBern. Zurickzufihren ist dies jedoch nicht nur auf die Corona-Pandemie, sondern
die z.T. noch immer nicht vollstéandigen technischen Méglichkeiten bei der Arbeit im
Homeoffice. So kdnnen sich nicht alle Mitarbeiter*innen Uber Videokonferenzen austau-
schen. AuBerdem stehen die bendétigten Arbeitsmittel im Homeoffice nicht allen Beschaf-
tigten in gewohnter Qualitat zur Verfigung (nicht immer zuverlassige WLAN-Verbindung;
keine Kamera; sich unter Druck fihlen, vom privaten Handy dienstliche Telefonate fiihren
zu missen, etc.).

Flexibilitat von Arbeitsort und -zeit: Die vermehrte digitale Arbeit lasst eine Flexibili-
sierung von Arbeitsort und -zeit zu. Fir alle Mitarbeiter*innen und insbesondere fir Allein-
erziehende oder jene, die einen pflegebedlrftigen Angehdérigen unterstitzen, stellt diese
Flexibilisierung eine groBe Hilfestellung dar und wird sehr positiv bewertet. Durch eine
zunehmende Flexibilisierung bei der Bewaltigung von dienstlichen Aufgaben haben die Mit-
arbeiter*innen die Méglichkeit, Arbeitzeiten und Privatleben aufeinander abzustimmen und
hierdurch private Herausforderungen einfacher bewaltigen zu kénnen.

Arbeitseffizienz und -produktivitat: Im Homeoffice kommt es i.d.R. zu weniger Sto6-
rungen durch Personen und Kommunikationsmittel. Das Arbeitstempo und die Arbeitsweise
kdnnen (noch) eigenstandiger und eigenverantwortlicher gesteuert werden. Dies wird po-
sitiv bewertet. Andererseits ist diese Bewertung nicht zuletzt von der sehr unterschiedli-
chen individuellen hauslichen Situation abhangig.

Umgebungsbedingungen: Es ist festzustellen, dass diverse Belastungen im Bereich der
Umweltbedingungen im Homeoffice-Bereich flir viele Mitarbeiter*innen, insbesondere in
Single-Haushalten, geringer sind als am Biroarbeitsplatz (Larm oder sonstige Emissionen
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etc.). Andererseits gibt es aber auch eine Zunahme an entsprechenden Belastungen, wenn
bspw. mehrere Haushaltsangehérige im Homeoffice arbeiten und mdoglicherweise nicht ge-
ntigend PCs zur Verfigung stehen. Unklar ist, inwiefern im Homeoffice eine idealtypische
ergonomische Arbeitsplatzgestaltung (ergonomischer Schreibtischstuhl, héhenverstellba-
rer Schreibtisch, Beleuchtung) vorhanden ist, die mit der hohen Qualitdt am Blroarbeits-
platz vergleichbar ist.

Ferner kann sich die Beschulung von Kindern im hduslichen Umfeld in den Phasen der
Pandemie, die mit einer Aussetzung des Prdasenzunterrichts verbunden waren, als Belas-
tungsfaktor darstellen.

Die zweite LVR-weite Mitarbeitendenbefragung in der Zeit vom 01.02.2021 bis zum
15.03.2021 hat auch die Erhebung zum Gegenstand, wie die Mitarbeitenden die Arbeitsor-
ganisation und den Gesundheitsschutz wahrend der Pandemie bewerten.
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8 Perspektive Umwelt

Diese Perspektive befasst sich mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf das Klima.
Dabei wird insbesondere das Mobilitatsverhaltens betrachtet. Auf Basis dieser Erkenntnisse
werden die Chancen in Bezug auf die Umwelt fiir den Verband dargestellt.

8.1 Mobilitatsverhalten

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Mdgliche Auswirkungen der verstérkten digitalen
Arbeit auf die Mobilitét der Mitarbeitenden sowie die Auswirkungen der Verkehrsmobi-
litat

(extern/intern)

Auswirkungen auf infrastrukturelle Verkehrsentwicklungen (extern/intern)

Leitfrage: Wie hat sich das Mobilititsverhalten (Dienstfahrzeuge, OPNV, Fahr-
rad) der Mitarbeiterschaft verandert?

e Auslastung und Kosten Job-Ticket

e Auslastung Dienstwagen und Ticket 2000
e Auslastung Parkplatze

e Nutzung OPNV

Das Mobilitiatsverhalten der Mitarbeitenden am Standort KéIn-Deutz ist stark von der
Nutzung des Job-Tickets gepragt. Die hervorragende Verkehrsanbindung sorgt daflir, dass
die Arbeitsplatze unter Nutzung des OPNV oft besser und schneller erreicht werden kénnen
als unter Einsatz eines privaten PKW. Dadurch ist die Bereitschaft, am Job-Ticket teilzu-
nehmen, groB. Unterstitzt wird die Teilnahmemotivation dadurch, dass eine Parkberechti-
gung auf den beschrankten Parkflachen des LVR ebenfalls mit dem Erwerb eines Job-Ti-
ckets verbunden ist.

Eine hohe Teilnahmequote am Job-Ticket ist auch unbedingte Voraussetzung flir die Rea-
lisierung von attraktiven Preisen, denn das Job-Ticket wird von den Mitarbeiter*innen
selbst getragen. Es gibt bislang keinen Zuschuss des LVR als Arbeitgeber. Die Zahl der
aktuellen Nutzer liegt derzeit bei knapp 2.500 Teilnehmer*innen.

Wahrend die Teilnahmequote in den letzten drei Jahren leicht gestiegen ist und mit 88%
im Jahr 2020 einen Héchststand erreichte, ist fir 2021 ein Riickgang der Nutzer*innen um
4,5 % zu verzeichnen. Eine Preiserh6hung um 6 €/mtl. war die unvermeidliche Folge. Der
monatliche Abnahmepreis belduft sich fur das Tarifgebiet des VRS 2021 auf 67,20 €.

Der Rickgang der Nutzer*innen lasst auf ein geandertes Mobilitatsverhalten schlieBen. Die
Erwartung der Mitarbeiter*innen - zumindest flir 2021 -, regelmaBig das Job-Ticket zu
nutzen, hat offensichtlich abgenommen. Dies lasst sich jedoch nicht allein auf eine erhéhte
Homeoffice-Quote zurtckfihren. Auch das Infektionsrisiko spielt dabei eine Rolle.

Weitere Rickgange in der Abnahmequote kénnten zu einem ,Kippeffekt" fliihren, indem die
Nutzer*innen durch sich erhéhende Preise zum Ausstieg bewegt werden, was dann wiede-
rum erneute Preiserhéhungen nach sich zieht usw. Hier gilt es, die weitere Entwicklung
genau zu beobachten. Zudem sollte Uberlegt werden, wie das Jobticket weiter attraktiv
gehalten werden kann.

Ein weiterer Indikator fir eine Bewertung des Mobilitatsverhaltens der LVR-Mitarbeitenden
in der Zentralverwaltung ist die Auslastung der Dienstfahrzeuge. Die Auslastung im
Jahr 2020 zum Vergleichsjahr 2019 zeigt, dass ab dem Monat Marz 2020 die Auslastung
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aufgrund der Beschrankungen bei Dienstreisen zurtickgegangen und zum Sommer hin wie-
der gestiegen ist. Die wieder ansteigende Auslastung der Fahrzeuge ist jedoch auch auf
das verandertere Nutzungsverhalten zurlickzufiihren. Dabei wurden die Poolfahrzeuge flr
Sonderaufgaben wie Umziige oder Bedarfsauslieferung von medizinischem Schutzmaterial
bzw. Hygienematerialien zu den AuBendienststellen genutzt. Eine weitere Begriindung flr
die Auslastung ist, dass die Dienstwagen wegen fehlender Nutzung des OPNV in Anspruch
genommen wurden und bei Fahrten zu dritt oder viert zwei Fahrzeuge gebucht werden
miussen.

Fir Dienstreisen mit OPNV kénnen LVR-Mitarbeitende zur Erweiterung ihres Job-Tickets
das Ticket2000 buchen und somit im erweiterten VRR Gebiet fahren. Dieses wurde ab dem
Monat April bis einschlieBlich Juni 2020 von 21 auf 4 zur Verfiigung stehende Tickets re-
duziert. Aufgrund der bundesweiten Beschrankungen im Herbst 2020 wurden die Tickets
fir die Monate Dezember und Januar sogar auf 2 Tickets reduziert. Die Nutzung des Ti-
cket2000, das im Jahresdurchschnitt 2019 noch eine Auslastung von ca. 88% hatte, ist
somit stark zuriickgegangen.

Dies ist aus Klimaschutzsicht kritisch zu betrachten, da die Pandemie augenscheinlich ne-
gative Auswirkungen auf die Verkehrsmittelwahl bei der noch verbliebenen Mobilitat hat.
Im LVR wurde die Vorgabe, vorrangig den OPNV fiir Dienstreisen anzuwenden, vorlaufig
auBer Kraft gesetzt. Es ist davon auszugehen, dass in der Pandemiezeit notwendige Dienst-
reisen und auch Pendelwege haufiger mit dem Pkw in Einzelbesetzung statt mit dem OPNV
durchgefiihrt werden.

GemaB einer Marktforschungsstudie des Verkehrsverbunds Rhein-Sieg (VRS) zur Auswir-
kung der COVID-19-Pandemie auf die Verkehrsmittelnutzung gab es im Marz/April einen
deutlichen Riickgang der OPNV-Nutzung: Vor der Covid-19-Pandemie nutzten 19% der
Befragten den OPNV an vier bis funf Tagen in der Woche und 52% gaben an, den OPNV
selten oder nie zu nutzen. Im M&rz nutzten nur noch 7% der Befragten den OPNV an vier
bis fiinf Tagen pro Woche und der Anteil derjenigen, die den OPNV selten oder nie nutzten,
stieg auf 73% an.

Die Fahrradmobilitat hat gemaB der VRS-Studie im Pandemie-Jahr zugelegt: Der Anteil
der Befragten, die das Fahrrad an vier bis finf Tagen pro Woche nutzten, stieg von 10%
auf 15%. Der Anteil derjenigen, die das Fahrrad selten oder nie nutzten, fiel von 60% auf
52%. Fir den LVR lasst sich nicht genau sagen, ob die Mitarbeiter*innen fir den Arbeits-
weg vermehrt aufs Fahrrad umgestiegen sind. Zumindest fur die Zentralverwaltung wird
der Anteil aber als eher gering eingeschatzt, da die meisten Mitarbeiter*innen der ZV einen
verhaltnismaBig langen Pendelweg haben: Rund ein Drittel legt einen Anfahrtsweg von
mehr als 40 km zurlick. Die Halfte der Mitarbeiter*innen hat einen Anfahrtsweg zwischen
10-40 km. Als Chance wird gesehen, dass das Fahrrad an Attraktivitat zulegen kann. Ins-
besondere mit dem neuen Tarifvertrag fur den 6ffentlichen Dienst steht nun auch dem LVR
die Mdglichkeit offen, seinen Mitarbeiter*innen eine Finanzierung von Fahrradern mit oder
ohne elektrischen Antrieb zu erleichtern. Die Verwaltung beabsichtigt, im laufenden Jahr
ein Konzept dazu vorzulegen.

Insgesamt muss davon ausgegangen werden, dass in der Pandemie der Verkehrstrager
Pkw zeitweise einen Zuwachs verzeichnet hat. Umso mehr ist der Aspekt, dass durch ver-
mehrtes Homeoffice Fahrten zum Arbeitsplatz und zuriick vermieden werden kénnen, kinf-
tig starker in den Blick zu nehmen.

8.2 Klima

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Auswirkungen auf das Klima

Leitfrage: Gibt es durch die Veranderungen in der Arbeitswelt einen positi-
ven/negativen Einfluss auf das Klima?
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e CO2-Einsparungen/-Berechnungen

Die Corona-Pandemie hat weltweit zu einem Rlickgang der klimaschddlichen Treibhaus-
gasemissionen geflihrt. Weltweit wurden laut Global Carbon Project im vergangenen Jahr
7% und EU-weit 11% weniger Treibhausgase ausgestoBen. Auch in Deutschland konnte
im letzten Jahr eine deutliche Minderung verzeichnet werden - zwei Drittel der Emissions-
reduzierung in 2020 gehen dabei auf die Folgen der Corona-Pandemie zurilick. Es ist daher
davon auszugehen, dass eine ahnliche Entwicklung beim LVR stattgefunden haben kdnnte.
Eine quantitative Aussage der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Treibhaus-
gasemissionen des LVR ist aktuell allerdings nicht mdglich, da eine kontinuierliche Treib-
hausgasbilanz des LVR gerade erst aufgebaut wird. Die Emissionen der Dienstreisen — mit
Ausnahme des Fuhrparks - sowie der Mitarbeitermobilitat (Pendelweg) werden noch nicht
erfasst.

Bereits vor der Corona-Krise machte die Mehrzahl der LVR-Mitarbeiter*innen am Standort
Kdln-Deutz mindestens an einem Tag in der Woche Telearbeit. Durch diese Einsparung des
Pendelwegs von durchschnittlich 25 km (einfache Strecke) an 46 Tagen im Jahr ergibt sich
eine jahrliche Einsparung von ca. 3,5 Millionen Personenkilometern und 220 Tonnen Treib-
hausgasen; dies entspricht laut Angaben des Umweltbundesamtes dem jahrlichen Treib-
hausgasausstoB von 20 Bundesbiirger*innen. In der Corona-Krise ist die Anzahl der Mitar-
beiter*innen im Homeoffice massiv gestiegen und die Telearbeitstage pro Woche wurden
ausgeweitet. Es ist daher davon auszugehen, dass sich weitere deutliche Einsparungen bei
den durch den Pendelweg verursachten Emissionen ergeben.

Jede Dienstreise, die durch ein Online-Meeting ersetzt wird, flihrt zu deutlichen Treibhaus-
gaseinsparungen: Eine einstiindige Videokonferenz mit zwei Laptops verursacht 11-mal
weniger CO2 im Vergleich zu einer Fahrt von 25 km mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln. De-
mensprechend kann auch im Bereich der Dienstreisen davon ausgegangen werden, dass
sich deutliche CO2-Einsparungen flir den LVR ergeben haben.

Sicherlich wurden Online-Meetings nicht nur als Ersatz von mit Dienstreisen verbundenen
Vor-Ort-Meetings genutzt, sondern sie wurden auch zwischen Kolleginnen und Kollegen im
selben oder naheliegenden Biirogebaude genutzt, um kontaktlos miteinander zu sprechen.
Dementsprechend kann sich der Stromverbrauch fiir den Datenverkehr insgesamt erhéht
haben.

Mdgliche Rebound-Effekte?!, die den positiven Klimaschutzeffekt zunichtemachen kénnten,
sollten aber dennoch im Blick gehalten werden: Der Stromverbrauch kann sich durch den
vermehrten Einsatz von Videokonferenzen erhéhen. Der CO2-AusstoB3 der Videokonferenz-
systeme hangt im Wesentlichen von der Auflésung und vom gewadhlten Endgerat ab. Wah-
rend eine Stunde Videokonferenz in niedriger Auflésung zum Beispiel auf dem Tablet oder
Laptop ca. 35 g CO2 verursacht, liegen die Emissionen des Videostreamings in Full-HD-
Aufldsung auf einem Fernseher bereits bei 130 g CO2 pro Stunde und Konferenzraumsys-
teme auf einem groBen Bildschirm in 4K-Qualitat verursachen 610 g CO2 pro Stunde (gem.
Angaben des Institutes flr Innovation und Nachhaltigkeit, Berlin). Daher ist auf den Einsatz
von stromsparenden IT-Geraten und die situationsangemessene und klimaschonende Art
der Durchfihrung zu achten.

Zudem ist zu beachten, dass die Digitalisierung nicht automatisch klimaschonend ist. Nach
einer Studie des Borderstep Institutes flir Innovation und Nachhaltigkeit aus dem Jahr
2019 werden heutzutage zwar vermehrt Video- und Telefonkonferenzen eingesetzt, dies

! Sog. Bumerang-Effekt: positive Effekte wie Effizienzsteigerungen und Kosteneinsparungen kénnen an anderer
Stellen zu Problemen durch Uberkompensation oder Ersatzbeschaffungen fithren. So kommt es, dass technisch
mogliche Effizienzgewinne in der Praxis haufig nicht erreicht werden, weil das Produkt bspw. hdufiger oder inten-
siver genutzt wird.
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allein hat aber bisher nicht zu einer Reduktion von Geschaftsreisen gefiihrt. Auch die Arbeit
im Homeoffice kann sich negativ aufs Klima auswirken, wenn dadurch zwar weniger, hau-
figer aber dafiir deutlich langere Wege zur Arbeit in Kauf genommen werden: Beispiels-
weise berichtete eine Teilnehmerin der Veranstaltung ,Smart Working: Zeit fur kurze
Wege" in Hannover 2013 davon, dass sie flir eine Minchner Anwaltskanzlei im Homeoffice
arbeite und es meist ausreiche, einmal im Monat nach Minchen zu fahren. Umgelegt auf
20 Arbeitstage entspricht das einer taglichen Strecke von 65 km, etwa doppelt so viel wie
die durchschnittliche Pendlerfahrstrecke.

Es ist aber unwahrscheinlich, dass der Stromverbrauch im LVR durch die Nutzung von
Videokonferenzsystemen derart gestiegen ist, dass die so verursachten Emissionen die
CO2-Einsparungen durch die Reduktion von Dienstreisen und Pendelwegen zunichtema-
chen wiirden. Auch Expert*Innen, die die Klimabilanz des Homeoffice im Pandemie-Jahr
untersucht haben, kommen zu dem Ergebnis, dass trotz des gestiegenen Stromverbrauchs
durch Videokonferenzen die Klimabilanz des Homeoffice positiv ausfallt.

Es lasst sich zusammenfassen, dass die Pandemie sehr wahrscheinlich zu deutlichen Treib-
hausgaseinsparungen im Bereich der Mobilitat beim LVR geflihrt hat. Diese sind auf den
Wegfall bzw. die Reduktion von Dienstreisen und Pendelwegen zurlickzufiihren. Diese Ein-
sparungen werden wahrscheinlich auch nicht durch einen erhéhten Stromverbrauch durch
die Nutzung von Videokonferenzen und eine unglinstigere Verkehrsmittelwahl bei der ver-
bleibenden Mobilitédt zunichtegemacht.

8.3 Weitere Umwelteinfliisse

Es gibt einen nachgewiesenen Zusammenhang zwischen Umwelteinfliissen und der Entste-
hung von Pandemien, der z. B. durch das Center for Climate, Health and the Global En-
vironment der Harvard T.H.Chan School of Public Health beschrieben wurde.

Wissenschaftlicher Konsens ist: Bei dem Virus SARS-CoV-2 handelt es sich um eine Zoo-
nose, also eine Krankheit, die vom Tier auf den Menschen Ubertragen wurde. Héchstwahr-
scheinlich stammt das Virus von einer Fledermaus, die dann vermutlich ein anderes Sau-
getier infiziert hat, bevor es zum Menschen wanderte. Die Eingriffe in natiirliche Le-
bensridume, der Riickgang der Artenvielfalt und die Stérung von Okosystemen machen
es sehr viel wahrscheinlicher, dass solche Viren lbergreifen.

Die Zeitung ,Der Standard" berichtet: Dass es einen Zusammenhang zwischen zuneh-
mendem Klimawandel und dem Ausbruch von Pandemien gibt, haben Wissenschaftler*in-
nen schon vor Jahren in groBer Einmditigkeit prognostiziert, hier 2018: "Eine Pandemie
wird kommen, die Frage ist nicht ob, sondern wann es passieren wird", sagt Lothar Wieler,
Prasident des Robert-Koch-Instituts in Berlin, bei einem Panel der Wissenschaftskonferenz
Curious 2018 in Darmstadt. Mit ihm sitzt Michael Jacobs, Leiter der Abteilung fir Infekti-
onserkrankungen am Royal Free London NHS Foundation Trust, auf dem Podium: "Es wird
neue, heute noch unbekannte Pathogene geben", sagt auch er. (...) Vor allem spielt auch
der Klimawandel eine Rolle. Durch die Erwarmung der Erde entstehen neue Bedingungen
flr Bakterien.

Die Deutsche Welle schreibt: In einigen Gegenden wirden menschliche Aktivitaten die na-
tarlichen Puffer, die den Mensch einst vor diesen Erregern geschitzt haben, niederreiBen
(...). Zudem kénnten warmere Temperaturen ideale Bedingungen fiir Erreger und Ubertré-
ger schaffen, erldutert ein Bericht von United Nations Environment Programm (UNEP) und
International Livestock Research Institute (ILRI).

Zudem ist das Auftauen des Permafrostbodens, das aufgrund des Klimawandels alar-
mierend schnell vorangeht, eine weitere Pandemiequelle. In einem Artikel der BBC werden
diverse Beispiele prasentiert und Studien erwahnt, wo dieser Zusammenhang bereits statt-
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gefunden hat und nachgewiesen wurde. Zusammenfassend ist festzustellen, dass die kli-
mabedingte Schmelzung der Permafrostbdden alte Viren und Bakterien freisetzt, nachdem
sie Uiber tausende von Jahren ruhend gelegen haben. Gefrorener Permafrostboden ist der
perfekte Ort fur Viren und Bakterien, sehr lange erhalten zu bleiben. Das immer schneller
schmelzende Eis kann somit die verschiedensten Krankheitserreger freisetzen und sich zu
Pandemien entwickeln.

In dem ,Briefing Juli 2020" warnt das Global Policy Forum Europe e.V. (GPF) zudem vor
Folgen der COVID-19-Pandemie fir die Verwirklichung der globalen Nachhaltigkeits-
ziele: ,Die COVID-19-Pandemie und die politischen MaBnahmen, mit denen die Regierun-
gen auf sie reagierten, haben gravierende Folgen flr die globale Nachhaltigkeitsagenda.
Auch wenn sich das ganze Ausmal der Krise und ihrer Auswirkungen derzeit noch nicht
abschatzen lasst, droht schon jetzt die Gefahr, dass die Pandemie die Verwirklichung der
international vereinbarten Ziele fiir nachhaltige Entwicklung (SDGs) in ihrer Gesamtheit
gefahrdet. [...] Die scheinbar unabwendbare weltwirtschaftliche Rezession wird vor keinem
Land Halt machen. Arbeitslosigkeit und prekare Beschaftigungsverhaltnisse werden in vie-
len Landern massiv ansteigen. MaBnahmen zur Bekampfung der Erderwdarmung und des
Artensterbens drohen auf der politischen Prioritdtenliste nach unten zu rutschen. Sinkende
Staatseinnahmen und wachsende Verschuldung werden den finanziellen Handlungsspiel-
raum der Politik von der globalen bis zur kommunalen Ebene einschranken.™

Um weitere negative Effekte auf das Klima sowie natlirliche Lebensrdume zu reduzieren
und die daraus resultierende Wahrscheinlichkeit zukinftiger Pandemien zu verhindern,
wird es daher immer relevanter, dass der LVR seine Klimaschutzarbeit konsequent fort-
fahrt.

Als konkrete Einflussmdglichkeit des LVR sei beispielsweise eine noch starkere Gestaltung
eigener Liegenschaften genannt, um an die Folgen des Klimawandels angepasst zu sein,
aber auch heimischen Tieren und Pflanzen Lebensraum zu bieten.

Als wirtschaftliche Auswirkung der Pandemie hat diese auch Einfluss auf die globalen Lie-
ferketten gehabt. Generell konnen wir festhalten, dass das ausgewogene Lieferantenport-
folio des LVR dazu gefiihrt hat, dass die Folgen der Pandemie weniger splrbar waren, als
beispielsweise in der Industrie, deren auf hdchste Effizienz getakteten und international
ausgerichteten Lieferketten teilweise in Mitleidenschaft gezogen wurden.

Punktuell ist es jedoch auch im LVR, auf Grund der teils exorbitant gestiegenen Bedarfe,
zu Versorgungsengpassen und Lieferverzégerungen gekommen, z.B. im Bereich IT Hard-
ware oder medizinischer Schutzausristung und Desinfektionsmittel. Aufgrund des strate-
gischen Warengruppenmanagements im strategischen Einkauf konnten jedoch auch hier
schnell alternative Losungen gefunden und die Versorgungssicherheit aufrechterhalten o-
der schnell wiederhergestellt werden.

Dabei ist zu berlicksichtigen, dass das Lieferantenportfolio des LVR zurzeit fast ausschlieB-
lich aus nationalen Lieferanten besteht. Die Beleuchtung der Lieferketten unserer Lieferan-
ten wird durch das strategische Warengruppenmanagement weiter fokussiert, der hier ein-
geschlagene Weg hat sich auch in dieser Krise bewdhrt. Hierbei werden auch in Zukunft
die Aspekte der Versorgungssicherheit und der Nachhaltigkeit intensiv betrachtet werden.
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9 Chancen

Der pandemiebedingte Anstieg an Homeoffice-Arbeitsplatzen wird nachhaltige Auswirkun-
gen auf die Arbeit im LVR haben. Die Bewaltigung der Pandemie hat gezeigt, dass eine
neue Verteilung von Prasenz und mobilem Arbeiten zu positiven Effekten flhrt, die sich der
LVR auch in der Zeit nach der Pandemie zunutze machen sollte. Abhangig von den weiteren
Erfahrungen mit der Pandemie und den daraus folgenden Auswirkungen auf die Arbeitswelt
im LVR entsteht die Notwendigkeit einer neuen strategischen Ausrichtung, wie Biiroarbeit
der Zukunft aussehen soll. Diese schlieBt verschiedenste auch im Antrag benannte As-
pekte ein. Durch gezielt eingefiihrte digitale Instrumente und eine zeitgemdBe Arbeits-
platzausstattung lassen sich Berufs- und Privatleben von Mitarbeiter*innen besser verein-
baren, was den LVR zu einem attraktiven Arbeitgeber macht.

Aber nicht die Pandemie allein ist Grund fiir Uberlegungen zur Verdnderung der Form von
Arbeit. Der LVR hat schon vor Beginn der Pandemie ein Projekt zu ,Neue Arbeitswelten fir
den LVR" (zunachst unter der Bezeichnung , Aktivitatsbasiertes Arbeiten) initiiert, das die
Zukunft von Arbeit aktiv gestaltet. Der Form und Ausstattung der Arbeitsplatze, ein-
schlieBlich der Méglichkeit mobilen Arbeitens, kommt dabei eine zentrale Bedeutung zu.

~Gesunde Fiihrung"™ mit verbindlichen Regelungen sowie gelungener Selbstorganisation
verbunden mit digitalen Kompetenzen werden in diesem Zusammenhang immer wichtiger.
Bei einer Verstetigung von Homeoffice ist dieser Aspekt besonders in den Fokus zu neh-
men. Der LVR wird auf entsprechende Fortbildungsangebote in Zukunft besonders achten.

Entgegen erster Prognosen sind die Riickmeldungen aus der Mitarbeiterschaft in den Be-
reichen, in denen Desk-Sharing angewendet wird, Uberwiegend positiv. Wird dem Ansatz
gefolgt, dass aufgrund einer hohen Homeoffice-Quote weniger ,residentielle Arbeitsplatze™
bendtigt werden, bedeutet dies, dass der ,individuelle Arbeitsplatz" teilweise zugunsten
von Desk-Sharing aufgegeben werden muss. Dieser Umstrukturierungsprozess sollte
als Chance bei der Gestaltung des , Arbeitsplatzes der Zukunft" genutzt werden. Hier er-
offnen sich abhangig von den baulichen Gegebenheiten der jeweiligen Blrogebdude unter-
schiedliche Nutzungsmdglichkeiten. Der Verwaltungsvorstand hat in seiner Klausur im Ja-
nuar 2021 die generelle Realisierung einer Desk-sharing-Quote von 0,8 bekraftigt und zu-
dem entschieden, Mobiles Arbeiten im LVR zu fordern.

Am groBten sind diese naturgemaB beim Neubau. Hier lassen sich perspektivisch ohne
groBe bauliche Einschrankungen moderne Arbeitsplatze anlegen, die den neuen Heraus-
forderungen von hybridem Arbeiten gerecht werden. Mischformen von klassischen Bliros,
groBeren Einheiten, individuellen Rickzugsplatzen, Kommunikationszonen und verschie-
denen Besprechungsréaumen sind nur ein Teil von vielen neuen Méglichkeiten. Auch in den
vorhandenen Gebauden lassen sich neue Arbeitsformen teilweise verwirklichen.

Fir eine zeitgemaBe IT-Ausstattung, die mobile Arbeit ermdglicht, sind Investitionen er-
forderlich. Die Mehrkosten flir mobile Arbeit fir den ,Standort Kéln-Deutz" betragen ca.
1,5 Mio € jahrlich. Im Gegenzug kdnnen bei Anwendung des Desk-Sharings mit einer Quote
von 0,8 (das bedeutet fir 100 Mitarbeitende werden nur noch 80 Blroarbeitsplatze ben6-
tigt) Raumkosten eingespart werden. Die Kosten fur einen Arbeitsplatz am Standort KéIn-
Deutz liegen fir angemietete Blirordume bei ca. 7.570 € pro Arbeitsplatz. Bei dem durch
Desk-Sharing mdglichen Wegfall von Blroarbeitsplatzen ergibt sich, auch unter Berlick-
sichtigung eines Anteils von Arbeitsplatzen, die nicht fur Desk-Sharing geeignet sind, ein
jahrliches Einsparpotential von 2,5 bis 3,0 Mio €. Die Mehrkosten fir die Ausstattung des
Mobilen Arbeitens kénnen also durch Einsparungen bei den Kosten fiir Biuroraum tberkom-
pensiert werden. Auch wenn zunéachst Investitionen notwendig sind und Mietverhéltnisse
erst sukzessive aufgeldst werden kénnen, ist eine Amortisation der Investitionen innerhalb
von 3 Jahren maglich.
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Zwar werden im Hinblick auf moderne Arbeitsformen, wie z. B. flexible Raumkonzepte ein-
schlieBlich entsprechender Ausstattung, noch weitere Investitionen notwendig werden.
Diese wiirden jedoch auch ohne Umsetzung eines Desk-Sharings im Hinblick auf die Ver-
wirklichung ,,Neuer Arbeitswelten™ anfallen und bilden damit keine finanzielle Gegenposi-
tion fur diese Uberlegungen. Gleichwohl darf die Einfiihrung von Desk-Sharing als , Treiber®
fur die Entwicklung moderner Nutzungskonzepte und Arbeitsformen verstanden werden.

Perspektivisch erscheinen im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung und damit verbun-
dener Ausweitung mobilen Arbeitens weitere Einsparungen von Blroarbeitspldtzen mdg-
lich.

Das Mobile Arbeiten ist gleichzeitig auch ein Praventionsinstrument fiir die Aufrechter-
haltung der Verwaltungsleistungen wahrend Folgepandemien und ahnlichen Krisen.

Mobiles Arbeiten und Videokonferenzen kdénnen - richtig eingesetzt - zu deutlichen CO:-
Einsparungen beim Pendel- und Dienstreiseverkehr fihren. Es ist davon auszugehen, dass
~Mobiles Arbeiten™ und Videokonferenzen auch nach der Krise verstarkt zum Einsatz kom-
men werden. Dies ist fir den Klimaschutz als positiv zu werten. Es wdre daher wiin-
schenswert, dass die Vorgabe - zunachst zu prifen, ob eine Dienstreise durch ein Online-
Meeting vermieden werden kann - auch nach der Pandemie fester Bestandteil der Dienst-
reiseplanung und -genehmigung wird.
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10 Schlussfolgerung

Auch wenn die Pandemie nicht beendet ist und damit langfristige Auswirkungen auf die
Arbeitswelt des LVR noch nicht abschlieBend bewertet werden kénnen, kann bereits heute
davon ausgegangen werden, dass die Mehrzahl der Homeoffice-Arbeitsplatze auch in Zu-
kunft erhalten bleiben wird.

Aufgaben- und tatigkeitsabhangig wurden unterschiedliche Erfahrungen mit der Entwick-
lung hin zum Mobilen Arbeiten gemacht. Insgesamt sind gute und so nicht unbedingt er-
wartete positive Effekte zu verzeichnen, insbesondere:

e Der LVR konnte seine Aufgaben trotz der EinschrankungsmaBnahmen unter
Ausweitung seiner Heim- und Telearbeitsregelung weiterhin erfillen.

e Es gab - abgesehen von angeordneten SchlieBungen - keine vom LVR zu ver-
antwortenden Leistungseinschrankungen fir die Kunden bzw. Abnehmer*innen
des Dienstleistungsangebotes.

e Der LVR befand sich bislang im , (eingeschrankten) Regelbetrieb™ - allerdings
bei veranderten Arbeitsbedingungen.

e Es ist kurzfristig gelungen, Infrastruktur-Kapazitaten aufzubauen und eine ent-
sprechende technische Ausstattung flir das ,Mobile Arbeiten™ bereitzustellen -
auch wenn hier noch weiterer Ausbaubedarf besteht.

e Durch vermehrtes ,Mobiles Arbeiten" und eine damit verbundene Mdéglichkeit
der Reduzierung von ,residentiellen Arbeitsplatzen™ sind schon jetzt nennens-
werte Einsparpotentiale erkennbar.

e Durch neue Arbeitsformen (z. B. Desk-Sharing) ergeben sich Chancen fir die
Realisierung moderner Raumkonzepte.

e Die Krankheitsquote ist zuriickgegangen.

e Die Mobilitat wurde durch die Corona-Pandemie eingeschrankt. Wegen des ver-
anderten Nutzungsverhaltens gilt das insbesondere fiir die Inanspruchnahme
des OPNV.

e Durch den Rickgang der Mobilitat ist trotz gegenldufiger Effekte - z. B. durch
erhéhten Stromverbrauch durch vermehrten Technikeinsatz — von Treibhausga-
seinsparungen auszugehen.

Aus diesen Grinden folgt, dass sich der ,Arbeitsplatz der Zukunft" auch beim LVR in Rich-
tung orts- und zeitunabhdngiger Arbeitsform des Mobilen Arbeitens weiterentwickeln wird
und muss.

Hierfir bedarf es technischer und infrastruktureller Investitionen, die im Zuge einer fort-
schreitenden und beabsichtigten Digitalisierung durch veranderte Leistungsfahigkeit in den
Verwaltungsstrukturen auch Einsparpotentiale ergeben. Die ,Digitale Agenda" ist als Stra-
tegiepapier notwendig, um gezielt die Potentiale aufzuzeigen.

Die technische Ausstattung der Arbeitsplatze sollte kinftig ein qualitativ gleichwertiges
mobiles Arbeiten erméglichen und dabei eine zeitgemaBe flexible Kommunikation durch
Nutzung von digitalen Instrumenten sicherstellen. Homeoffice wird zur Selbstverstandlich-
keit und mobiles Arbeiten wird stufenweise weiterentwickelt:

e Flexibilisierung von Arbeitszeit und Arbeitsort

e Desk-Sharing und flexiblere Buroflachennutzung

e innovative Arbeitsformen, die den Anforderungen der jeweiligen dienstlichen Ak-
tivitat folgen

Bauliche Veréanderungen fur ein modernes Arbeiten, das zunehmend traditionelle persénli-
che Arbeitsplatze zugunsten neuer Arbeitsformen mit funktionsorientierten flexiblen Ge-
staltungsrdumen aufgibt, sind in Abhangigkeit der baulichen Voraussetzung zu prifen und
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umzusetzen. Neu zu errichtende Gebaude bieten hier weitreichende Mdglichkeiten zur Ge-
staltung attraktiver und zukunftsfahiger Bliroarbeitsflachen. Doch auch bei Bestandsbau-
ten sind die Moéglichkeiten fir zukunftsfahige Raumstrukturen auszuschépfen.

Die neuen Arbeitsformen, insbesondere die Ausweitung des ,Mobilen Arbeitens™ stellen
neue Anforderungen an Fihrung und Selbstmanagement. Der LVR entwickelt entspre-
chende Fortbildungs- oder Schulungsangebote und begleitet die Akteure auf diesem Weg.

Mit dem Modell des “"Mobilen Arbeitens™, dem hiermit einhergehenden geringeren Buirofla-
chenverbrauch, dem gesellschaftlichen Wandel mit der Akzeptanz digitaler Kommunikation
verbunden mit geringerer Reisetatigkeit sowie gedandertem Mobilitatsverhalten wird ein
Beitrag fiir nachhaltige Klimaeffekte geleistet.

In Vertretung

Limbach
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Zusammenfassung

Die Vorlage 15/206 beschreibt die Hintergriinde des digitalen Transformationsprozesses
der Verwaltungsleistungen im Landschaftsverband Rheinland aus der Perspektive des
Online-Zugangsgesetzes (0ZG) sowie das E-Government-Gesetzes NRW (EGovG NRW) in
Verbindung mit dem Programm zur Umsetzung des OZG im LVR.

Fir einen ersten Uberblick wird die rechtliche, politische und gesellschaftliche
Ausgangslage beschrieben. Es lassen sich im Wesentlichen die Reformschwerpunkte
Anpassung und Erganzung des Dienstleistungsportfolios der &ffentlichen Verwaltung sowie
blrger*innenorientierte und effiziente Gestaltung der Dienstleistungsprozesse im
offentlichen Sektor identifizieren. Ein digitaler Austausch der Anliegen/Bedarfe der
Blrger*innen mit einer Behdrde vom Antrag bis zum Bescheid ist dabei ebenso
bedeutend, wie kiinftig der Datenaustausch zwischen zwei Behdrden.

Die Vorlage schildert weiter den Zusammenhang zwischen der Erflillung des gesetzlichen
Auftrags und der per Beschluss des Landschaftsausschusses (s. Vorlage 14/2647)
initiierten Erstellung eines Web-Portals zur Unterstitzung der Integrierten Beratung.

Bund, Land und Kommunen haben zur Umsetzung der Digitalisierung umfangliche
Strukturen aufgebaut, welche in dieser Vorlage skizziert sind. Fir das Land NRW arbeiten
das Ministerium flr Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, der Dachverband
der kommunalen IT-Dienstleister, der IT-Lenkungsausschuss der kommunalen
Spitzenverbande sowie die Gemeinden, Kreise, kreisfreien Stadte und die
Landschaftsverbande an der Erflillung der gesetzlichen Vorschriften.

Zudem gibt die Vorlage erste Einblicke in die blrgerorientierte Digitalisierung der
Verwaltungsleistungen im LVR. Gerade die Covid-19-Pandemie zeigte, wie bedeutend die
Digitalisierung der Leistungserbringung der offentlichen Verwaltung ist. Birger*innen
profitieren damit u.a. von kontaktlosen barrierefreien Online-Formularen und einer
medienbruchfreien Kommunikation.

Nach heutigem Stand steht der LVR im OZG vor der systematischen Ertlichtigung von 42-
0ZG-Leistungen. Zur Koordination und Bewaltigung dieser Herausforderung wurde das
0ZG-Umsetzungsprogramm im LVR entwickelt und durch den IT-Lenkungsausschuss
beschlossen. Dieses Programm bildet die Basis flir die Zusammenarbeit des LVR-
Dezernates 6 mit den jeweils flir die Leistung zustédndigen LVR-Dezernaten sowie LVR-
InfoKom. Dem LVR-Dezernat 6 kommt dabei u.a. die Verantwortung fir die
Grundarchitektur, die Bereitstellung von Basisdiensten und Koordination des Programmes,
sowie die Aufgabe der methodischen Unterstitzung zu.

Perspektivisch werden in weiteren Handlungsfeldern im Jahr 2021 die Synchronisation der
0ZG-Aktivitaten mit dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe, die Anbindung an Portale
dritter Anbieter oder auch die Entwicklung verknupfter Services mit den
Mitgliedskdrperschaften des LVR zu bearbeiten.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/206:

Das Onlinezugangs- und das E-Government-Gesetz als ein Treiber der Digitalen
Transformation des LVR
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1 Rechtliche, politische und gesellschaftliche Ausgangslage

Die offentliche Verwaltung setzt sich seit jeher mit sich verdandernden gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und gesetzlichen Rahmenbedingungen auseinander. So haben sich
gerade in der jingeren Vergangenheit neben den Erwartungen an die Digitalitat der
Leistungserbringung auch die (finanziellen) Handlungsspielrdume der 6ffentlichen
Verwaltung maBgeblich gewandelt. Die coronabedingte, allseits gegenwartige knappe
Haushaltslage im 6ffentlichen Sektor trifft auf gestiegene Erwartungen von Blirger*innen
im Hinblick auf die Verfligbarkeit, Abwicklung und Serviceorientierung von
Verwaltungsdienstleistungen. Dabei kann die Digitalisierung auch mit anfanglichen
Investitionsbedarfen langfristig Konsolidierungsbemiihungen unterstitzen. Auf dem Weg
zu einer modernen zukunftsorientierten 6ffentlichen Verwaltung kommt insbesondere der
intensiven Nutzung elektronischer Informations- und Kommunikationstechniken fir die
Abwicklung von Prozessen der 6ffentlichen Leistungserstellung eine zentrale Rolle zu. Die
Bedeutung von Institutionen wird sich zukiinftig sehr stark an der Art und Qualitat
digitaler Informationsangebote und Leistungszugangen orientieren. Dabei geht es um
weit mehr als die Nutzung des Internet als reine Informationsschnittstelle. Aus dem
heutigen Blickwinkel des E-Governments lassen sich im Wesentlichen zwei grundlegende
Reformschwerpunkte identifizieren:

e Anpassung und Erganzung des Dienstleistungsportfolios der 6ffentlichen
Verwaltung

e Kundenfreundliche und effiziente Gestaltung der Dienstleistungsprozesse im
offentlichen Sektor

Im Zuge der Weiterentwicklung seiner Dienstleistungen ist der 6ffentliche Sektor bemiiht,
auf die individuellen Anspriiche und Bedlrfnisse der Blrger*innen einzugehen. Hierzu ist
es von groBer Bedeutung, die Kommunikation zwischen Behérden und Blrger*innen aber
auch zwischen zwei Behérden zu verbessern.

Biirger*innen Offentliche Verwaltung

] .
' Anliegen/Bedarf Behdrde A

&j_% Leistung/Bescheid Behérde B




Zusatzlich ist im Landschaftsverband Rheinland die Auftragslage zur Modernisierung und
Digitalisierung von Leistungen differenziert zu betrachten. Sowohl rechtliche
Rahmenbedingungen wie z.B. das E-Governmentgesetz NRW (EGovG NRW) oder das
Onlinezugangsgesetz (0OZG) als auch politische Initiativen im Verband sind Treiber
entsprechender Entwicklungen.

Ausgangslage

Gesetzliche Verpflichtung

Politischer Auftrag (Portal) (OZG/E-GovG)

Das EGovG NRW trat am 08.07.2016 in Kraft und hat zum Ziel die Voraussetzungen
dafir zu schaffen, dass die elektronische Kommunikation mit und innerhalb der
offentlichen Verwaltung erleichtert wird und die Kommunikations- und
Bearbeitungsprozesse in der 6ffentlichen Verwaltung weitgehend elektronisch und
medienbruchfrei durchgefiihrt werden kénnen:

»8 1 (1) Ziel dieses Gesetzes ist es, die Voraussetzungen dafilr zu schaffen, dass die elektronische
Kommunikation mit und innerhalb der offentlichen Verwaltung erleichtert wird und die
Kommunikations- und Bearbeitungsprozesse in der 6ffentlichen Verwaltung weitgehend elektronisch
und medienbruchfrei durchgefiihrt werden kénnen. Die elektronische Abwicklung von

Verwaltungsdienstleistungen soll flachendeckend fiir Nutzerinnen und Nutzer gewdhrleistet werden.™

Das OZG trat zum 18.08.2017 in Kraft und verpflichtet Bund und Lander, alle
Verwaltungsleistungen auch elektronisch Uber Verwaltungsportale bis spatestens
31.12.2022 anzubieten (§ 1 0ZG). Das OZG stellt somit rein darauf ab, ausgewahlte
Verwaltungsleistungen zugénglich zu machen:

»8 1 (1) Bund und Lander sind verpflichtet, bis spatestens zum Ablauf des fiinften auf die Verkliindung
dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahres ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch Gber
Verwaltungsportale anzubieten.

(2) Bund und Lander sind verpflichtet, ihre Verwaltungsportale miteinander zu einem Portalverbund zu
verknlpfen.™

Weiterhin kam aus der gesetzlichen Perspektive hinzu, dass gemal3 § 106 SGB IX von
den Tragern der Eingliederungshilfe eine Beratungsleistung zu erbringen ist. Hierin heiBt
es:

»8§ 106 (4) Die Leistungsberechtigten sind hinzuweisen auf die ergdnzende unabhangige
Teilhabeberatung nach § 32, auf die Beratung und Unterstiitzung von Verbdnden der Freien
Wohlfahrtspflege sowie von Angehdorigen der rechtsberatenden Berufe und von sonstigen Stellen.™



Dies fuhrte dazu, dass mit der Vorlage 14/2242 sowie der Vorlage 14/2746 die
Wegrichtung und die Eckpunkte der Beratungsleistung politisch beauftragt wurde.

~Neben dem Haushaltsbegleitbeschluss (Antrag 14/140 der Fraktionen von CDU und SPD) mit dem
Auftrag zur besseren Koordination und Vernetzung von Beratung stellen u.a. die Neuregelungen durch
das Bundesteilhabegesetz (BTHG) tiefgreifende neue Anforderungen an das Beratungsangebot des
LVR. Im Fokus der Weiterentwicklung steht dabei eine verbesserte Personenzentrierung sowie eine
starkere Personenadressierung von Beratung." (Vorlage 14/2242)

Die vorausgegangene Einleitung und das
nebenstehende Schaubild zeigen, mit welchen
0zG verschiedenen Hintergriinden die Digitalisierung im
Landschaftsverband schon seit einiger Zeit
voranschreitet. Neben dem OZG und dem EGovG

Verwaltungs> NRW bilden auch die Weiterentwicklung der

verfahren eGov- . .
entwickeln Gesetz Verwaltungsverfahren sowie das Grundprinzip der
%g'aﬁ';,"f)’ NRW Integrierten Beratung die wichtigsten Treiber der
Digitalisierung.
Grundprinzip der .
Integrierten Im Fokus dieser Vorlage wird ein Uberblick Uber das

Beratung 0ZG sowie die Umsetzung im LVR und die

Verbindung zum EGovG NRW gegeben.

2 Gesetzliche Grundlagen

Die beiden oben erwdhnten fiir die digitale Ertlichtigung der Verwaltung maBgeblich
bedeutenden Gesetze stehen in einem sich erganzenden Verhéltnis zueinander. Das
weitergehende EGovG NRW erfasst mit seinen Vorgaben das gesamte Leistungsspektrum
der offentlichen Verwaltung mit allen nach innen und auBBen gerichteten
Leistungsprozessen. Das OZG bildet mit den in diesem Gesetzesrahmen zu
digitalisierenden, vom Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat (BMI)
festgelegten Verwaltungsleistungen, nur eine Teilmenge der in 6ffentlichen Verwaltungen
zur Digitalisierung anstehenden Leistungen ab. Wahrend das OZG einen besonderen
Fokus auf die digitale Zuganglichkeit von Verwaltungsleistungen legt, hat das EGovG
NRW die vollstandige digitale Ertlichtigung der Verwaltung zum Ziel.

2.1 Das E-Government-Gesetz NRW

Verbreitet hat sich die Definition, dass unter Electronic Government (kurz E-Government)
die Abwicklung geschéftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Regieren und Verwalten
(Government) unter Hilfe von Informations- und Kommunikationstechniken tber
elektronische Medien verstanden wird. Auf Grund der technischen Entwicklung wird
angenommen, dass diese Prozesse kiinftig sogar vollsténdig elektronisch durchgefihrt
werden kénnen. Diese Definition reicht von einzelnen Fachverfahren Uber die gesamte



Fachverfahrenslandschaft einer Kommune Uber regionale, landes- oder bundesweite
digitale Arbeitsbeziehungen. Eingeschlossen ist somit der gesamte 6ffentliche Sektor.

Das EGovG NRW verpflichtet die Verwaltung unter anderem dazu, einen elektronischen
Zugang zu erdffnen. Auch das Erbringen elektronischer Nachweise und die elektronische
Bezahlung in Verwaltungsverfahren wird erleichtert. Dariiber hinaus werden Grundsatze
der elektronischen Aktenfiithrung und des ersetzenden Scannens festgelegt.

Weitere zentrale Punkte sind:

e Erflllung von Publikationspflichten durch elektronische Amts- und
Verkindungsblatter

e Verpflichtung zur Dokumentation und Analyse von Prozessen

e Regelung zur Bereitstellung von maschinenlesbaren Datenbestanden durch die
Verwaltung

Die Praxis hat gezeigt, dass zur Verbesserung und Erweiterung von E-Government-
Angeboten weitere Anderungen notwendig sind. Hierzu sieht das Gesetz Regelungen in
verschiedenen Rechtsgebieten vor. Hierunter fallen zum Beispiel die Ergebnisse einer
Abfrage des IT-Planungsrates nach bundesrechtlichen Hindernissen flir die elektronische
Verfahrensabwicklung. Diese betreffen iberwiegend die Abschaffung von
Schriftformerfordernissen oder Erfordernissen zur personlichen Vorsprache in
Fachgesetzen. Die mit Wirkung vom April 2020 Covid-19 Pandemie bedingte im § 25a
EGovG eingefiihrte Vereinfachung elektronischer Verwaltungsverfahren ist gemaB § 26 Ia
EGovG NRW am 31.12.2020 ausgelaufen. Wichtig wird es sein, die Erfahrungen aus dem
Geltungszeitraum auszuwerten und in geeigneter Form und mit passenden Instrumenten
den Verzicht eines Schriftformerfordernisses oder der personlichen Vorsprache dauerhaft
Zu regeln.

Eine ganz andere Perspektive stellen Anderungsbedarfe an die individuelle Arbeitsweise
der Beschaftigten in der Verwaltung, an Fihrungsmethoden sowie an die Interaktionen
mit Bldrger*innen dar. Diese sehr unterschiedlichen, nicht abschlieBend aufgefiihrten
Entwicklungsbedarfe kénnen unter der Uberschrift Changemanagement
zusammengefasst werden. Flr den Erfolg der Digitalisierung ist die sorgfaltige Gestaltung
dieser Changemanagementprozesse gleichbedeutend der technischen Ausfihrung.

2.2 Das Onlinezugangsgesetz (0ZG)

Mit dem OZG sind der Bund und die Léander dazu verpflichtet worden, ihre
Verwaltungsleistungen bis spatestens Ende des Jahres 2022 auch online anzubieten. Die
Umsetzung der dazu neu geschaffenen digitalen Angebote kann nur als erfolgreich
angesehen werden, wenn die Verwaltungsleistungen auch von den Unternehmen und
Blrger*innen als digitales Angebot genutzt werden. Ein wichtiges strategisches Ziel bei
der erfolgreichen Umsetzung des OZG stellt somit die Nutzer*innenorientierung dar, die
das folgende Schaubild verdeutlichen soll.



Lebenslagenorientierung:

Eine einzelne Leistung
wird in eine
Lebenslage/Geschéftslage
eingebettet und die
Situation der
BuUrger*innen und
Unternehmen somit
ganzheitlich betrachtet.

User-Experience:

Bei den Implikationen
stehen die
Nutzererfahrungen im
gesamten Prozess im
Vordergrund

1 Nutzer*innenorientierung

One Stop:

Die Services werden fur die
Nutzer*innen geblindelt.

Once Only:

Es sollen zuklnftig Daten flUr mehrere
Verfahren gespeichert werden, damit
keine Nachweise mehr doppelt
angefordert werden muissen. Hierfir
eignet sich das Servicekonto.NRW.
Die Blrger*innen kénnen die einmalig
eingegeben Daten in allen an das
Konto angeschlossenen Portalen und
Online-Diensten nutzen.

Weiterhin enthalt das OZG Verpflichtungen in Bezug auf die Art der Umsetzung digitaler
Angebote. Neben neu zu schaffenden, dezentralen Online-Services gehdren weitere
Themen in die OZG-Umsetzung:

e Portalverbund als Zusammenspiel verschiedener Themenportal mit gegenseitiger

Referenzierung

e die Identifizierung der Nutzenden durch Nutzer*innenkonten (Servicekonto.NRW)
e Standards zum Datenaustausch und zur Nachnutzung entwickelter Angebote

durch Dritte

e Sicherheitsvorgaben zu den Inhalten des OZG

Fir die Umsetzung des OZG wurde durch das Bundesministerium des Inneren in einem
ersten Schritt festgelegt, welche Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 digitalisiert sein
sollen und welcher digitale Zustand zu diesem Zeitpunkt erreicht werden muss.

Aus der Masse an Leistungen wurden zur vereinfachten Umsetzung 575 0ZG-
Leistungsbiindel gebildet, die wiederum entsprechend der féderalen Zustandigkeit
unterteilt wurden (siehe nachstehende Grafik):

575 Verfahren miissen
bis Ende 2022 online
umgesetzt werden

jefula] Jafuleya ]
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Regelung + Vollzug Bund
Fir etwa 115 der Leis-
tungen ist der Bund GroRter Teil Leistungenin  Bei etwa 90 Leistungen
sowohl fiir Regelung als Regelungskompetenz des Regelungs- und
auch Vollzug zustindig Bundes, Vollzug bei Lindern Vollzugskompetenz bei

und Kommunen

Landern und Kommunen



2.3 Strukturfestlegungen des Bundes und der Bundesldnder zur OZG-
Umsetzung

Alle OZG-Leistungen wurden vom Bund in 14 Themenfelder getrennt, welche sich in
weitere 35 Lebens- und 17 Unternehmenslagen gliedern. Die einzelnen Themenfelder
kdénnen Leistungen flir Bldrger*innen oder auch far Unternehmen enthalten. AuBerdem
bilden die Themenfelder die Grundlage fiir die arbeitsteilige Umsetzung des OZG. Diesen
14 Themenfeldern wurde verschiedenen Bereichen federflihrend zugeteilt: Mindestens ein
Land und ein zustandiges Bundesressort haben als "Tandem" die Federfiihrung einzelner
Themenfelder inne, an denen auch kommunale Partner und gegebenenfalls weitere
Lénder beteiligt sind. Die nachfolgende Grafik mag einen Uberblick in die entsprechende
Struktur vermitteln:

STAND 05.10.2020

Die Umsetzung der OZG-Leistungen erfolgt in 14
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1 FF = Federfiihrung; MA = Mitarbeit 2 Unterstiitzung durch Fachreferate

Die zentrale Steuerung der Themenfelder lauft iber ein Programm-Management,
wodurch ein einheitliches Vorgehen sichergestellt werden soll. Die mit der Federflihrung
betrauten Stellen koordinieren die inhaltliche Arbeit in den Themenfeldern samt
Themenfeldplanung und Digitalisierungslaboren. Leistungen, die in den Themenfeldern
als besonders wichtig identifiziert wurden, werden parallel zur Planungsphase in
sogenannten Digitalisierungslaboren fir die Implementierung vorbereitet. In den
Digitalisierungslaboren werden unter Beteiligung der Fachseite, E-Government-
Expert*innen, Designer*innen sowie Nutzenden, digitale und nutzerfreundliche Lésungen
flr Leistungen entwickelt.

Das jeweils federfihrende Bundesressort Gibernimmt die Koordination mit anderen
Ressorts und Bundesbehdrden und erhalt dazu Unterstitzung vom BMI. Das
federfihrende Land ist insbesondere flir die Koordination auf Lander- und
Kommunalebene zustandig. Alle Beteiligten legen eine Ansprechperson flr die
Themenfeldplanung fest und stellen die notwendige Fachexpertise bereit. Die
nachfolgende Grafik fasst die Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den
Bundeslédndern noch einmal zusammen:


https://www.onlinezugangsgesetz.de/Webs/OZG/DE/grundlagen/digitalisierungslabore/digitalisierungslabore-node.html
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2.3.1 Strukturfestlegungen und Umsetzung des OZG im Land NRW

Die Abteilung II des Ministeriums fir Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie
des Landes NRW (MWIDE) ist fir die Digitalisierung der Landesverwaltung zustandig,
welche ein breites Aufgabenspektrum abdeckt. Insbesondere fallt darunter:

¢ die nachhaltige strategische Steuerung der IT innerhalb der Landesverwaltung, unter
Beteiligung aller Ressorts. Die strategische Steuerung umfasst Fragen der IT-
Sicherheit ebenso wie Fragen der Standardisierung und Blindelung von IT-Plattformen
und IT-Verfahren.

e der Ausbau von E-Government und Open Government, d.h. Ausbau elektronischer
Verwaltungsdienstleistungen, Verbesserung der Transparenz des
Verwaltungshandelns und Foérderung elektronischer Beteiligungsmaoglichkeiten.

e die Vertretung des Landes Nordrhein-Westfalen im IT-Planungsrat, in dem Bund und
Lander zusammenarbeiten und fir die Ebenen Ubergreifende Kooperation neue
Strategien entwickeln, gemeinsame Standards beschlieBen und konkrete Projekte
vorantreiben.

o die Offentlichkeitsarbeit fiir E-Government und Informationstechnik, zum Beispiel
durch Teilnahme an Messen, Konferenzen und anderen IT-Veranstaltungen.

Der Abteilung II des MWIDE ist zusatzlich die Funktion des Chief Information Officer NRW
(CIO) zugeordnet. Derzeit werden durch diese Funktion verschiedene E-Government
Grundlagenprojekte (EPG) betreut. Die Grundlagenprojekte stellen Basiskomponenten
bereit (z. B. Servicekonto NRW zur Authentifizierung von Blrger*innen, E-Payment)
und/oder schaffen die Voraussetzungen fir die anschlieBende operative Umsetzung in
den Behérden, indem sie z. B. Werkzeuge und Blaupausen fiur die Erhebung und
Optimierung von Prozessen liefern.

LAND NRW/CIO Gemeinde, Kreise, kreisfreie
(d-NRW, it-NRW) Stadte, Landschaftsverbdnde

Bereitstellung Basisdienste
e-Payment,
ServiceKonto.NRW

Adaption Basisdienste

Fachverfahren 1-n
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Die Aufgaben des OZG treffen mit der Umsetzung des E-Governmentgesetzes NRW
zusammen. Daher griindete das Land NRW zum 01.01.2017 die d-NRW AGR.
Gemeinsame Trager der d-NRW sind das Land NRW sowie die Gemeinden, Kreise und
Landschaftsverbande des Landes. Im Auftrag des MWIDE betreibt d-NRW die OZG-
Koordinierungsstelle NRW. Die OZG-Koordinierungsstelle NRW stellt den
Informationstransfer zwischen allen Beteiligten in NRW untereinander sowie zwischen
den Beteiligten in NRW und den relevanten Projekten und Gremien in anderen Landern
und auf Bund-Lander-Ebene sicher. Sie unterstiitzt die Landesressorts und die
Kommunen unter anderem bei der Bestandsaufnahme der Zustandigkeiten und der
Online-Dienste sowie bei der Umsetzungsplanung.

2.3.2 Die besondere Rolle des Kommunalen Dachverbands der IT-Dienstleister

Ein weiterer Akteur im Land NRW ist der Dachverband der kommunalen IT-Dienstleiter
(KDN). Der KDN wurde zunachst als reiner Einkaufszweckverband gegriindet. Wie
aktuelle Entwicklungen zeigen tritt er zunehmend auch als Reprasentant der
kommunalen IT-Dienstleiter in landesweiten digitalen Entwicklungsprozessen auf und
organisiert die Zusammenarbeit der verschiedenen Dienstleister. Durch eine neue
strategische Ausrichtung soll die IT-Dienstleistungslandschaft als Leistungsverbund
weiterentwickelt werden und:

e die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern férdern,
¢ gemeinsame Dienste und Anwendungen landesweit bereitstellen,

e wirtschaftliche Einsparpotentiale durch Biindelung der Bedarfe sicherstellen.

All dies zeigt, wie Fragen ,reiner IT" mit denen der Digitalisierung und all ihren sozialen,
ethischen, 6konomischen, 6kologischen und gesellschaftspolitischen Komponenten
verschmelzen.

Einen zentralen Bereich des KDN stellt das CompetenceCenter (CC) Digitalisierung dar,
welches als wichtigstes Aufgabengebiet die operative Umsetzung des OZG unterstiitzen
soll. Das CC unterstiitzt die Kommunen bei der Digitalisierung der Verwaltungsleistungen
und nimmt die Rolle der kommunalen Themenfeld-Koordination im Auftrag von d-NRW
wahr. Weiterhin ist das CC bei der Umsetzung des Portalverbundes NRW und des
kommunalen Landesportals involviert.

Als letzter Akteur ist der gemeinsame IT-Lenkungsausschuss der kommunalen
Spitzenverbande zu nennen. Dieser Lenkungsausschuss wurde von den drei kommunalen
Spitzenverbanden! gegriindet. Bei der Griindung des Gemeinsamen IT-
Lenkungsausschusses bestand in den Gremien der kommunalen Spitzenverbande
Einigkeit Gber die Ausgangslage:

e Zunehmend ist in Fachverfahren ein elektronischer Austausch von Daten zwischen
den Aufgabentragern vorgesehen.

e In NRW stellt die Verbundféhigkeit des Datenaustausches auf horizontaler Ebene -
also innerhalb der kommunalen Gebietskdrperschaften - eine besondere
Herausforderung dar, da die IT-Landschaft mit 28 IT-Dienstleistern und

1 Stadtetag NRW, Landkreistag NRW sowie Stadte- und Gemeindebund NRW
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unterschiedlichen IT-technischen Ausstattungen den ungehinderten
Datenaustausch vielfach nicht zulasst.

Das folgende Schaubild mag einen kurzen Uberblick (iber die Aufgaben des gemeinsamen
IT-Lenkungsausschusses geben:

Aufgaben des gemeinsamen
IT-Lenkungsausschuss der
kommunalen
Spitzenverbidnde

Herbeifihrung einer Herbeiflihrung einer Abstimmung kommunaler

Abstimmung Uber Abstimmung auf der Positionen in Bezug auf die
IT-Vorhaben des Landes, die horizontalen und Beratung und
Kommunalrelevanz besitzen kommunalen Ebene Uber Beschlussfassungen im

notwendige IT-Planungsrat
Standardisierungen im
Geschdftsverkehr

2.4 Elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren

Das OZG verpflichtet Bund und Lander, ihre Verwaltungsleistungen digital verfligbar zu
machen. Um diese Vorgabe des OZG umsetzen zu kdénnen ist es notwendig, die
~Verwaltungsleistungen" sowie die in Frage kommenden Verwaltungsleistungen der
Landschaftsverbande zu definieren. Verwaltungsleistungen sind gemaB dem OZG die
~elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren®. Als Verwaltungsverfahren werden
gemalB den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Bestimmungen ,die nach auBen wirkende
Tatigkeiten der Behoérden, die auf die Priifung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und
den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines 6ffentlich-rechtlichen
Vertrages gerichtet sind" verstanden. Inwiefern alle Verwaltungsleistungen davon
betroffen sind, wird vom OZG nicht eindeutig geregelt.

Flr eine erste Auseinandersetzung mit dem OZG war es notwendig, die Anforderungen
zur Digitalisierung der Leistungen der Landschaftsverbdnde zu erfassen. In
Zusammenarbeit mit dem LWL wurden die fir die Landschaftsverbande relevanten
Leistungen aus dem bereits erwdhnten OZG-Umsetzungskatalog ermittelt.
Herausfordernd bei der Umsetzung des OZG ist die kontinuierliche Weiterentwicklung des
Umsetzungskatalogs durch das BMI und den IT-Planungsrat. Dies kann selbst im
aktuellen Stadium der Umsetzung zu Veranderungen, zur Léschung oder zur
Neuaufnahme von Verwaltungsleistungen im Katalog fihren.

Mit Blick auf die Umsetzung des OZGs im LVR ist es wichtig, eine strategische Einbettung
der digitalen Ertlichtigung der Leistungen vorzunehmen. Gemeinsam mit den zustandigen
Dezernaten sind Stand Dezember 2020 42 Leistungen mit OZG-Relevanz fiir den LVR
ermittelt worden.
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Nicht vollstandig nach dem OZG definiert ist weiterhin die Festlegung, welche
Mindestanforderung an ,elektronisch angeboten Leistungen" gestellt werden. Sinn und
Zweck ist es, dass Blirger*innen und Unternehmen die Verwaltungsleistung méglichst
durchgdngig digital nutzen und diese weitestgehend nutzerfreundlich und barrierearm
gestaltet werden. Unterschieden wird aufgrund des Modells der EU-Kommission zur
Messung der Onlineverfugbarkeit in die Stufen 0-5.

Once-Only
—_—
Basierend auf dem Modell der EU Kommission OZG Leitbild Digitalisierung
zur Messung der Online-Verfiigbarkeit von r 1
Verwaltungsleistungen in der EU - s
¢ ¢ OZG Verpflichtungen erfiillt
. s : . y . " Vernetzte
Offline Information Formular-Assistent  Online-Leistung  Online-Transaktion . ;
Online-Transaktion
Auf der Behorden- Auf der Behorden- Es wird eine Funktion Eine Online- Die Beantragung der Die Leistung kann
Webseite sind keine Webseite sind angeboten, die beim Beantragung ist Leistung kann vollstiandig digital
Informationen zur Informationen zur Ausfiillen des moglich. Ggf. missen einschlieBlich aller abgewickelt werden.
Leistung vorhanden Leistung vorhanden Formulars o.a. Nachweise in Nachweise online Fur Nachweise wird
unterstutzt. Eine Papierform abgewickelt werden. das Once-Only-
Online-Beantragung eingereicht werden. Prinzip umgesetzt

ist nicht moglich.

Der LVR hat bei seinen aktuellen Aktivitaten zur Digitalisierung der
Verwaltungsleistungen das Erreichen der Stufe 4 als Ziel. Das Erreichen der Stufe 5 ist
sehr stark von extern bereitgestellten Diensten abhdngig, sodass eine héhere Zielsetzung
aufgrund der unsicheren Erreichbarkeit zum jetzigen Zeitpunkt nicht wirtschaftlich
erscheint.

3 Biirgerfreundliche Digitalisierung der Verwaltungsleistungen des LVR

Die Méglichkeit, Verwaltungsleistungen digital abzurufen, eréffnet Birger*innen und
Unternehmen Zeit und Weg sparende Zugdnge zu Leistungen des LVR. Die - auch
digitale - Leistungserbringung kann zum Abbau von bestehenden Barrieren beitragen. So
kdnnen Bldrger*innen von barrierefreien Online-Formularen und einer medienbruchfreien
Kommunikation profitieren. Besonders in Krisenzeiten, wie z.B. der Covid-19-Pandemie,
ist festzustellen, wie elementar die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen sowohl flr
die Bilrger*innen als auch die Mitarbeiter*innen geworden ist.

3.1 Vorteile und Herausforderung des OZGs fiir den LVR

Durch die systematische digitale Ertlichtigung von 42-0ZG-Leistungen (entsprechen 125
LVR-LeiKa?-Blindeln bzw. 248 LeiKa-IDs) ergeben sich die folgenden Vorteile:

e Chance zur Prozessoptimierung durch medienbruchfreie Bearbeitung
o Integration der Leistungen in den Beratungskompass
e Integration der Leistungen in die Verbundportale von Bund und Landern

2 Leika = Leistungskatalog des 0ZG
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o Digital zugangliche Leistungen als Voraussetzung des papierlosen Bliros und des
Mobilen Arbeitens (Vorlage 15/143, Krise als Chance nutzen)

e Verkirzung von Bearbeitungszeiten mit positiven Wirkungen fir Biarger*innen und
Unternehmen und fiir die Verwaltung

e Transformation zu einem zukunftsfahigen digitalen Leistungserbringer und damit
Unterstlitzung der Arbeitgeberattraktivitat

e Perspektivisch, Verstarkung der interkommunalen Zusammenarbeit

Mit der MaBnahmenumsetzung zur Erflllung des OZG kommen jedoch auch
Herausforderungen auf den LVR zu:

e Bereitstellung von finanziellen Ressourcen fiir den notwendigen Invest

e Bereitstellung personeller Ressourcen flr die MaBnahmen zur Digitalisierung

e Gewinnung der notwendigen Kompetenzen zur Digitalisierung/
Changemanagement (s. 2.1)

e Herstellung der Akzeptanz der digitalen Transformation bei Mitarbeiter*innen

Mit der Bereitstellung der Informationen in der durch das OZG vorgegebenen Systematik
wird zukinftig auch die Datenbasis flr die Behdrdenhotline D 115 bereitgestellt.

3.2 0ZG-Umsetzungsprogramm im LVR

Um die Anforderungen des OZGs im LVR zu erfillen, wurde ein Programm zur Umsetzung
dieser Vorgaben durch den IT-Lenkungsausschuss (siehe Vorlage 15/140) des LVR
bewilligt. Das Programm bildet die Basis flr die Zusammenarbeit von LVR-Dezernat 6 mit
den jeweils flr die Leistung zustandigen LVR-Dezernaten sowie mit LVR-InfoKom.

LVR-Dezernat 6
Rahmenbedingungen & Standards

Verantwortung fir die
Grundarchitektur, Koordination des Programms,
methodische Unterstitzung, Funktionsmodule

Teilprojekt Teilprojekt
0OZG-Leistung A 0ZG-Leistung C

Teilprojekt
OZG-Leistung B

Teilprojekt
OZG-Leistung D

LVR-Dezernate
Fachliche Inhalte
Verantwortung fir

Inhaltliche Realisierung

Teilprojekt Teilprojekt
OZG-Leistung F OZG-Leistung E

Q2/2020 Q4/2020 Q2/2021 Q4/2021 Q2/2022 Q4/2022

Dem LVR-Dezernat 6 obliegt die Verantwortung fiir die Grundarchitektur und die
Koordination des Programms sowie die methodische Unterstitzung. Weiter besteht hier
auch die Zustandigkeit fur die Bereitstellung von Standards (z.B. Authentifizierung lber
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das Service-Konto NRW, LUCOM-Formularwelt) und die Herstellung von Synergien zu
anderen Behoérden. Die Verantwortung fiir die inhaltliche Realisierung der einzelnen zu
digitalisierenden Leistungen liegt bei den fachlich zustandigen LVR-Dezernaten und
erfolgt in Form von einzelnen Teilprojekten (s. exemplarische Darstellung im Diagramm).

Aus dem Programm heraus erfolgt in Riicksprache mit den umsetzenden Dezernaten und
dem Fachbereich IT-Gesamtsteuerung im LVR ein Abgleich mit dem IT-Projekt-
Portfoliomanagement, um Ressourcenlasten besser steuern und mdgliche Synergien
durch eine gemeinsame Bearbeitung mit anderen IT-Vorhaben erlangen zu kénnen. Eine
Spezifizierung der Teilprojekte erfolgt bei der Umsetzung des Programms. Der
grundsatzliche agile Programmrahmen lasst den Dezernaten die Letztentscheidung zur
Reihenfolge der Digitalisierung ihrer Leistungen.

Fir die jeweiligen Teilprojekte ist folgende Vorgehensweise geplant:

Inhaltliche Technische Umsetzung

Konzeption Konzeption
s Redaktionelle sBereitstellung der sZusammenfiihrung
Leistungs- Front-End-Technik von Inhalt und
beschreibung sBereitstellung der Technik
sDefinition der Back-End-Technik
Datenfelder s\Verbindung zu
*Prozess- Fachverfahren
modellierung herstellen

Die Phasen missen nicht streng konsekutiv sein. Sie kénnen und werden sich teilweise
Uberlagern oder auch parallel bearbeitet werden. In der inhaltlichen Konzeption wird ein
~Bottom-up"-Ansatz verfolgt, um die Leistungen und ihre Rahmenbedingungen im Detail
zu verstehen. Hingegen wird bei der technischen Konzeption durch eine , Top-down"-
Methodik eine Ubergeordnete Perspektive auf alle Leistungen im LVR eingenommen und
betrachtet. Der Top-Down-Ansatz dient auch der Einhaltung von Standards beim Einsatz
technischer Systeme.

3.3 Einbettung in den LVR-Beratungskompass

Durch die Integration des digitalen Zugangs gemaB des OZG in den Beratungskompass
soll eine hohe Passgenauigkeit der einkommenden Antrédge zu Fachthemen und
Zustandigkeiten gewahrleistet werden. Im LVR-Beratungskompass erfolgt eine
durchgdngige Verknlpfung von Beratungs- und Leistungsangeboten. Dies erfolgt
unabhdngig von der organisatorischen Zuordnung von Leistungen zu Dezernaten. Die
handlungsfeldbezogene Darstellung von Beratung und Leistung ermdglicht es dem
Verband, den Birger*innen und Unternehmen ein Ubersichtliches und ansprechendes
Angebot zu prasentieren. In einem ndchsten Schritt soll die handlungsfeldbezogene
Darstellung auch auf Angebote lber die Grenzen des LVR hinaus ausgeweitet werden.
Damit kombiniert der LVR-Beratungskompass moderne technische Features bei der
Informationsaufarbeitung mit einem veranderten Bild der Organisation von Beratung und
Leistungserbringung bei Beibehaltung der origindren Verwaltungsstrukturen.
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3.4 Aktuelle Projektschritte im OZG-Programm

Das OZG-Umsetzungsprogramm teilt sich wie beschrieben in unterschiedliche, parallel
verlaufende Teilprojekte auf. Inhaltliche Entwicklungen [I] mit den Fachdezernaten
werden mit der (Weiter-)Entwicklung von Funktionsmodulen [F] kombiniert:

Digitales Sozialdezernat

e Erstellung der Leitungsbeschreibung zum Blindengeld im Silberstandard?
(Einreichung bei der Landesredaktion bei d-NRW) [I]

o Ausspielen der Leistungsbeschreibung im Web [F]
o Ertichtigung Web-Eingabemaske Blindengeld [F]

Betriebs- und Investitionsférderung von Kindertageseinrichtungen

e Digitalisierung des Outputmanagements in Erganzung zum Fachverfahren des
Landes Kibiz.web [F]

Inklusionsamt
e Inhaltliche Abstimmung der Web-Eingabemaske abgeschlossen [I]

e Erstellung der Web-Eingabemaske zur Beantragung [F]
~Aufhebung Kiindigungsschutz fiir Menschen mit Schwerbehinderung"

o Prdsentation im Rahmen Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter
als Basis flir den fachlichen Austausch und Prifung der Moglichkeit des
weiteren Einsatzes

Soziales Entschadigungsrecht

e Begleitung des Anforderungsprozesses aus OZG-Perspektive zum geplanten
Fachverfahren SER-ID als Fachanwendung fir das Soziale Entschadigungsrecht ab
2024 [I,F]

4 Ausblick

Bei der weiteren Umsetzung des E-Government-Gesetzes und des Online-Zugangs-
gesetzes wird es neben der LVR-internen Herstellung der digitalen Zuganglichkeit von
Leistungen und der Entwicklung digitaler Verwaltungsverfahren auch die folgenden
Punkte zu beachten gelten:

Synchronisierung mit dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe

Die Gleichheit bei der Aufgabenzustandigkeit der beiden Landschaftsverbande spricht flr
ein gemeinsames Vorgehen bei der Realisierung vor allem des OZG. So kdnnen im
AuBenverhaltnis Unterschiede im Beratungs- und Leistungszugang reduziert und gezielt
Synergien bei der technischen Realisierung verfolgt werden.

3 Silber- und Goldstandard unterscheiden die Genese einer Leistungsbeschreibung. Der
Gold-Standard top-down (von der Bundesredaktion) und der Silberstandard wird bottom-
up (von einzelnen Verwaltungen) erzeugt.
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Anbindung an Portale dritter Anbieter
Sowohl in NRW als auch in anderen Bundesléndern ist die Entstehung und

Inbetriebnahme von weiteren Portalen zu erwarten. Art, Ausgestaltung und
Funktionsumfang liegen zum jetzigen Zeitpunkt mehrheitlich nur als Ideenskizzen vor.
Dennoch wird es eine Aufgabe flir den LVR sein, auch in Verbindung mit diesen Portalen
die Leistungen des LVR den Blrger*innen zur Verfligung zu stellen und damit die
Zuganglichkeit zu verbreitern. Die sehr unterschiedlichen Entwicklungen bieten
mittelfristig auch die Chance, dass sich besonders geeignete und bei den Bilirger*innen
angenommene Lésungen durchsetzen werden.

Dabei gilt es auch die Perspektiven Datensouveranitat und Datenschutz zu beachten.

Entwicklung verknlpfter Services mit den Mitgliedskérperschaften des LVR

Perspektivisch soll mit zwischen Verwaltungen verknlpften Services ein gesteigerter
Blrger*innennutzen erzielt werden. Liegen innerhalb der jeweiligen Verwaltung die
erforderlichen Voraussetzungen der digitalen Ertlichtigung vor, kénnen mit einem
Antragsverfahren mehrere, auch aufeinander aufbauende Verwaltungsverfahren gestartet
werden. Dies kann Bearbeitungs- bzw. Bewilligungszeitraume verkiirzen.

Deutlich wird bereits in diesem Stadium der OZG-Ertlichtigung, dass neben einem

initialen Aufwand eine dauerhafte Koordination interner wie externer Entwicklungen
erforderlich sein wird.

In Vertretung

Janich
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|F6rderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff. SGB IX
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ff. SGB IX wie in der Vorlage 15/195 dargestellt.

Der LVR-Sozialausschuss beschlieBt die Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berUhrt eine oder mehrere Zielrichtungen des
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Gleichstellung/Gender Mainstreaming:
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Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan
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Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

ja

In Vertretung

Prof. Dr. Faber




Zusammenfassung:

Dem Sozialausschuss wird vorgeschlagen, gem. §§ 215 ff. SGB IX die Erweiterung des
Inklusionsbetriebes

e Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH

zu beschlieBen.

Der Beschluss umfasst einmalige Zuschiisse zu Investitionskosten in Hohe von 240.000 €
sowie laufende Zuschilisse zu Personalkosten von bis zu 82.339 € flr das Jahr 2021 und
die Folgejahre im dargestellten Umfang.

Mit dieser Forderung werden in 0.g. Inklusionsbetrieb insgesamt 12 Arbeitspldtze fir
Personen der Zielgruppe des § 215 Abs. 2 SGB IX neu geschaffen.

Die Férderung erfolgt, soweit dies projekt- und personenbezogen mdéglich ist, unter
Einbeziehung des Landesprogramms ,Integration unternehmen!®, des LVR-Budgets flir
Arbeit - Aktion Inklusion, den Eingliederungsleistungen nach dem SGB II und III sowie
der Férderung von Inklusionsbetrieben durch das LVR-Inklusionsamt gem. §§ 215 ff.
SGB IX.

Diese Vorlage berthrt insbesondere die Zielrichtung Z2 ,Die Personenzentrierung im LVR
weiterentwickeln™ des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention.
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1. Zusammenfassung der Zuschiisse

1.1. Investive Zuschiisse

Das in der Vorlage dargestellte Vorhaben zur Erweiterung bestehender Inklusionsbetriebe
umfasst folgende Zuschiisse zu Investitionen:

Tabelle 1: Anzahl der geférderten Arbeitsplatze (AP) und Investitionskostenzuschisse

Unternehmen Region |Branche AP | Zuschuss

Diakonie Neue
Arbeit Integration Ménchen-

gGmbH gladbach Wascherei 12 240.000

Beschlussvorschlag gesamt 12 240.000

1.2. Laufende Zuschiisse

Das in der Vorlage dargestellte Vorhaben umfasst die in der folgenden Tabelle
aufgefiihrten laufenden Zuschisse. Fir die Berechnung wurden die durchschnittlichen
Arbeitnehmerbruttolohnkosten (je nach Branche und Tarif) und eine jahrliche Steigerung
der Lohne und Gehalter von 2 % zugrunde gelegt. Die Berechnung der Zuschiisse erfolgt
von Seiten des LVR-Inklusionsamtes im Sinne haushaltsplanerischer Vorsicht in voller
Hohe und auf Basis von Vollzeitstellen. Soweit fir die Neueinstellung von Personen mit
einer Schwerbehinderung Eingliederungszuschisse nach dem SGB II oder III in Anspruch
genommen werden kdnnen, werden reduzierte oder keine weiteren Zuschisse des LVR-
Inklusionsamtes gezahlt.

Tabelle 2: Laufende Zuschiisse fir neue Arbeitsplatze gem. § 215 SGB IX

Summe 2021 2022 2023 2024 2025
Arbeitsplatze 12 12 12 12 12
Zuschii 217 SGB IX
At § 22.680 30.240 | 30.240 | 30.240 | 30.240
Zuschii 27 SchwbAV
inuzc usse § chw 59.659 81.136 | 82.759 | 84.414 | 86.103
Zuschiisse gesamt

82.339 111.376 | 112.999 | 114.654 | 116.343

in€




2. Einleitung

Die Nachfrage nach Beratung und Férderung neuer Arbeitsplatze in Inklusionsbetrieben
im Rheinland befindet sich seit Jahren auf einem hohen Niveau. Das LVR-Inklusionsamt
fordert die Schaffung von Arbeitsplatzen fir Menschen mit einer Schwerbehinderung der
Zielgruppe des § 215 Abs. 2 SGB IX in Inklusionsbetrieben bereits seit Ende des Jahres
2001 aus Mitteln der Ausgleichsabgabe. Aktuell bestehen im Rheinland 147
Inklusionsunternehmen, Inklusionsabteilungen und Inklusionsbetriebe mit rd. 3.399
Arbeitsplatzen, davon 1.826 Arbeitspladtze flir Beschaftigte der Zielgruppe des § 215 SGB
IX.

Seit dem Jahr 2008 beteiligt sich das Land Nordrhein-Westfalen im Rahmen des
Landesprogramms ,Integration unternehmen!™ zu 50 % an der investiven Férderung von
Inklusionsbetrieben. Aufgrund des groBen Erfolgs wurde das Landesprogramm im Jahr
2011 als Regelférderinstrument implementiert. Im Koalitionsvertrag fir die Jahre 2017
bis 2022 bekennt sich die Landesregierung zur Férderung von Inklusionsunternehmen
(S. 105). So wird erwartet, dass das Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales
NRW weiterhin dauerhaft Mittel zur investiven Férderung von jahrlich 250 zusatzlichen
Arbeitsplatzen zur Verfligung stellt. Der Haushaltsplanentwurf flr das Jahr 2021 sieht fiir
das Landesprogramm ,Integration unternehmen!™ Haushaltsmittel von rd. 2,6 Mio. € vor.

2.1. Das Bundesprogramm , Inklusionsinitiative II - AlleImBetrieb™

Im Jahr 2016 wurde das Férderprogramm ,Inklusionsinitiative II — AlleImBetrieb"™ vom
Bundestag beschlossen, bundesweit werden aus dem Ausgleichsfonds 150 Mio. € flr die
Férderung von Inklusionsbetrieben zur Verfiigung gestellt, auf das Rheinland entfallen
davon 18,2 Mio. €. Die am 22.04.2016 in Kraft getretene Richtlinie sieht als
Fordergegenstand die investive und laufende Férderung zusatzlicher Arbeitsplatze in
neuen und bestehenden Inklusionsbetrieben vor. Die Ausfliihrung des Programms erfolgt
durch die Integrationsamter, denen auch die inhaltliche und finanzielle Ausgestaltung der
Férderung obliegt. Das LVR-Inklusionsamt hat die bestehenden Forderkonditionen
unverandert beibehalten und konnte in den Jahren 2016 bis 2019 den Ausbau von
Inklusionsbetrieben um rd. 380 Arbeitspldtze flr Personen der Zielgruppe des § 215 SGB
IX vollstandig aus Mitteln des Bundesprogramms finanzieren. Die laufenden Zuschlisse
fur diese Personen werden flir die Dauer von funf Jahren aus Mitteln des
Bundesprogramms getragen und danach in die Regelfinanzierung aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe libergehen.

Mit Ablauf des Jahres 2019 sind die Mittel des Bundesprogrammes vollstédndig gebunden,
so dass keine weiteren Arbeitsplatze aus diesen Mitteln geférdert werden kénnen.

Hinsichtlich einer ausfuhrlichen Darstellung des Bundesprogramms , Inklusionsinitiative II
- AlleImBetrieb™ wird auf die Vorlage 14/1207 verwiesen.



2.2. Stand der Bewilligungen durch den Sozialausschuss

Tabelle 3: Stand der Bewilligungen im Jahr 2021

Antragsteller Region Branche An::hl Vorlage
Inklusionsabteilung
Alsbachtal gGmbH Oberhausen | Hausmeister- und 3
Servicedienstleistungen Soz
Gehring Group GmbH Oberhausen Inklusionsabteilung 11 15/32
Scancenter
Frank Schwarz Gastro Inklusionsabteilung
Group GmbH Duisb 6)+4
uisburg Speisenproduktion (6)
Diakonie Neue Arbeit Ménchen- Wascherei 12 Soz.
Integration gGmbH gladbach ascherel 15/195
Bewilligungen im Jahr 2021 gesamt 30
2.3. Stand der Bewilligungen durch das LVR-Inklusionsamt
Tabelle 4: Stand der Erweiterungen durch das LVR-Inklusionsamt im Jahr 2021
Antragsteller Region Branche An::hl Zuschuss
';Z:::J;S_Theraple_ Monchen- |Inklusionsabteilung 1
: : 20.000
I h |V I I
Ménchengladbach e.K. gladbac erwaltungsdienstleistungen
) , haushaltsnahe und
AWO Service & Integration Solingen | handwerkliche 2 40.000
gGmbH : ]
Dienstleistungen
. 80.000
CariClean gGmbH Koln Reinigungsdienstleistungen 4
DOMUS gemeinnttzige
GmbH Kleve Garten- und Landschaftspflege 1 15.600
Eu Log Service gGmbH . Lager- und Logistikservice,
Euskirchen CAP-Markt 2 40.000
Bewilligungen im Jahr 2021 gesamt 10 195.600




3. Erweiterung von Inklusionsbetrieben

3.1 Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH
3.1.1 Zusammenfassung

Die Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH (NAI gGmbH) wurde im Jahr 2005 im
Verbund des Diakonischen Werks Ménchengladbach e.V. gegriindet. Alleiniger
Gesellschafter ist die Diakonie Neue Arbeit Monchengladbach gGmbH, Geschéaftsfiihrer
des Unternehmens sind Herr Krause und Herr Dr. Schneidgen. Die NAI gGmbH betreibt in
Ménchengladbach eine GroBwascherei sowie ein Seminar- und Tagungshaus. Das
Unternehmen hat mit der Etablierung am Markt, vorrangig im Geschaftsfeld der
Wascherei, sukzessive neue Arbeitspldtze flir Menschen mit und ohne Behinderung
geschaffen und beschaftigt derzeit 151 Personen, davon zahlen 67 zur Zielgruppe des §
215 SGB IX. Aufgrund der erfolgreichen Akquise neuer Auftrage fiir die Wascherei
beabsichtigt das Unternehmen, 20 neue Arbeitsplatze zu schaffen, darunter zwoélf
Arbeitsplatze flir Menschen der Zielgruppe. Im Rahmen des Erweiterungsvorhabens
beantragt die NAI gGmbH einen Investitionszuschuss von 240.000 € sowie jahrliche
Zuschisse zu den Personalkosten der Beschéftigten der Zielgruppe.

Eine positive betriebswirtschaftliche Stellungnahme der Fachberatung fir Arbeits- und
Firmenprojekte — FAF gGmbH liegt vor (s. Ziff. 3.1.4).

3.1.2. Die Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH

Die NAI gGmbH ist Betreiber des in Ménchengladbach-Hardt gelegenen Gaste- und
Tagungshauses ,Wilhelm-Kliewer-Haus"™ mit 138 Betten und verschiedenen
Tagungsraumen. Hauptgeschaftsfeld und Umsatztrager des Inklusionsunternehmens ist
jedoch die GroBwascherei, welche fiir Krankenhauser und Altenpflegeeinrichtungen
Dienstleistungen im Bereich der Reinigung von Krankenhaus- und Bewohnerwasche
erbringt. Durch die Gewinnung weiterer GroBkunden aus dem Gesundheits- und
Pflegebereich bieten sich erneut Wachstumsmadglichkeiten verbunden mit einer
notwendigen Ausweitung der personellen und maschinellen Verarbeitungskapazitaten.
Durch die Auftragsakquise kénnen bestehende Arbeitsplatze nachhaltig gesichert sowie
weitere zwoIf Arbeitsplatze flir Beschaftigte der Zielgruppe des § 215 SGB IX neu
geschaffen werden.

3.1.3. Arbeitsplitze fiir Menschen mit Behinderung

Bei den in der Wascherei auszulibenden Tatigkeiten handelt es sich um einfache Arbeiten
in einem hochautomatisierten Produktionsbetrieb. Ein einheitliches Kennzeichnungs-
system unterstitzt dabei, insbesondere auch fiir Menschen mit Beeintrachtigungen, die
jeweiligen Arbeitsabldufe. Die Personen der Zielgruppe libernehmen u.a. das Sortieren
der Wasche am Absortierband, die Bestlickung von Mangeln, Faltmaschinen und
Finishern, die handische Faltung und Stapelung von Waschestiicken, die Beflllung und
Verteilung der Transportwagen sowie die fortlaufende Qualitatskontrolle im
Arbeitsprozess. Die Arbeitsplatze sind als Voll- und Teilzeitstellen angelegt. Die
Entlohnung der Beschéaftigten in der Wascherei erfolgt entsprechend der Tarifpolitischen
Arbeitsgemeinschaft Textilreinigung (TATEX) zuzlglich der kirchlichen Zusatzversorgung.
Die arbeitsbegleitende Betreuung wird seit vielen Jahren durch den entsprechend
vorgehaltenen und qualifizierten Sozialdienst des Unternehmens wahrgenommen.



3.1.4. Wirtschaftlichkeit des Vorhabens

Im Rahmen des Erweiterungsantrags hat das LVR-Integrationsamt die FAF gGmbH mit
der Begutachtung der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens beauftragt. In ihrer
Stellungnahme vom 15.03.2021 kommt diese zu folgendem Ergebnis:

»(...) Zur wirtschaftlichen Entwicklung der NAI gGmbH ist zu sagen, dass in den letzten
Jahren die Einnahmen stetig und maBgeblich - vornehmlich aufgrund der Gewinnung von
Neukunden im Waschereibetrieb - gesteigert werden konnten (2018: 15,3 %; 2019:
12,2 %), und auch die Ertragslage stellt sich positiv dar. Wahrend das Gaste- und
Tagungshaus im Zuge der Corona-Pandemie deutliche UmsatzeinbuBen aufgrund des
Lockdowns (-52,4 %) zu verzeichnen hatte, konnte der Waschereibetrieb trotz
ricklaufiger Zahlen in der Krankenhausbettenbelegung im Jahr 2020 sogar leicht zulegen
(+1,0 %). (...)

Zur Vermdgenssituation ist anzumerken, dass die Eigenkapitalbasis aufgrund der
erzielten Jahresiberschiisse maBgeblich gestarkt wurde. Gleichzeitig konnten die
Verbindlichkeiten deutlich gemindert werden. Auch die Liquiditatslage hat sich in 2019
deutlich verbessert. (...)

Insgesamt ist festzuhalten, dass sich die Entwicklung der NAI gGmbH aus
betriebswirtschaftlicher Sicht positiv darstellt. Das Inklusionsunternehmen bendétigt aber
zur weiteren Liquiditatsstarkung auch in den nachsten Jahren deutliche
Jahresliberschiisse. Gleichwohl ist anzumerken, dass die Zahlungsfahigkeit des
Unternehmens aufgrund der liquiditatsmaBigen Unterstitzung durch den
Unternehmensverbund gesichert ist. (...)

Der Markt fir Waschereien und Textilservice-Unternehmen bietet aufgrund des
demographischen Wandels vor allem im Marktsegment Gesundheit/ Pflege auch kiinftig
Wachstumsmadglichkeiten. Die Marktkonzentration auf Angebots- und Nachfrageseite
sowie der Verdrangungswettbewerb werden sich aber auch in den kommenden Jahren
fortsetzen. Die Branche ist von hohen Qualitédtsanforderungen und der Tendenz zum
Textil-Leasing, d.h. dem Komplettservice inklusive Ankauf der Textilien und Logistik,
gepragt.

Risiken entstehen durch den preisaggressiven Wettbewerb. Aufgrund des hohen
Kostendrucks im Gesundheitsbereich gestaltet es sich schwierig, Preiserhdhungen am
Markt durchzusetzen. Auch stellen die Steigerungen der Personal-, Textil- und
Energiekosten der letzten Jahre eine Herausforderung dar. Der NAI gGmbH ist es aber
gelungen, die Kostenstruktur durch Neuwertung der Lieferanten zu verbessern.

Es kann festgehalten werden, dass sich das Inklusionsunternehmen im
Unternehmensverbund in diesem wettbewerbsstarken Markt erfolgreich behaupten kann.
Die NAI gGmbH gehdért zwischenzeitlich zu den 2% der umsatzstarksten Unternehmen
der Branche und die Spezialisierung auf das attraktive Marktsegment Gesundheit und
Pflege mit Full-Service-Angebot ist geeignet, um die Position am Markt weiter
auszubauen.

Zu den Starken des Inklusionsunternehmens sind vor allem die Akquisitionserfolge bei
konfessionellen Einrichtungen im Sozial- und Gesundheitswesen zu zahlen. Auch
Auftragsverluste konnten bislang immer durch Ausweitung bei Bestandskunden und/oder
Neukundenakquise kompensiert werden. Die Kundenstruktur ist dadurch gekennzeichnet,
dass derzeit keine gravierenden Abhangigkeiten von einzelnen Kunden bestehen.



Zu den Schwachen des Unternehmens gehdért die sich zunehmend verbessernde, aber
noch nicht auskdmmliche Liquiditdtslage und dementsprechend die Abhdngigkeit von
finanziellen Unterstitzungen aus dem Unternehmensverbund.

Erfolgsfaktoren fir das Inklusionsunternehmen liegen neben der notwendigen Umsatz-
und Ertragssteigerung weiterhin der der Sicherstellung einer angemessenen Produktivitat
in der personalintensiven Branche und in einem straffen Kostenmanagement.

Hinsichtlich der Chancen und Risiken des Marktes sowie der Starken und Schwachen des
Unternehmens kann insgesamt festgestellt werden, dass die Aussichten positiv
erscheinen, dass die NAI gGmbH auch kiinftig erfolgreich am Markt bestehen kann.

Die Erweiterung des Inklusionsunternehmens mit den damit verbundenen
Personaleinstellungen und Investitionen in die Erweiterung der Anlagen bieten eine Basis
auch flur weitere Umsatz- und Rentabilitdtssteigerungen sowie Liquiditatsstarkungen, um
damit die vorhandenen und neuen Arbeitsplatze nachhaltig sichern zu kénnen. Eine
Férderung des Vorhabens der NAI gGmbH ist unseres Erachtens zu befiirworten.™ (FAF
gGmbH vom 15.03.2021)

3.1.5. Bezuschussung
3.1.5.1. Investive Zuschiisse

Im Rahmen des Erweiterungsvorhabens macht die NAI gGmbH fir die Neuschaffung von
zwolf Arbeitsplatzen fir Menschen der Zielgruppe Investitionskosten von 506 T € geltend.
Darin enthalten sind die Kosten flir eine Finisheranlage mit Endbearbeitungstunnel und
Sortier- und Bearbeitungssystem (506 T €). Diese Investitionen kénnen gem. §§ 215 ff.
SGB IX mit 240.000 € bezuschusst werden, dies entspricht 47 % der Gesamtinvestition.
Der verbleibende Betrag in Hohe von 266 T € wird aus Eigenmitteln finanziert. Die
Absicherung des Zuschusses erfolgt Gber eine Bankblirgschaft. Fir den
Investitionszuschuss wird flir jeden der neu geschaffenen Arbeitsplatze eine Bindungsfrist
von 60 Monaten festgelegt.

3.1.5.2. Laufende Zuschiisse

Die Berechnung der laufenden Zuschusse fur Inklusionsbetriebe ist in der Anlage
ausflihrlich beschrieben. Die Férderung erfolgt entsprechend der unter Ziff. 1.2. der
Vorlage dargelegten Rahmenbedingungen. Die Personalkosten (PK) und die laufenden
Zuschisse flr die Personen der Zielgruppe sind in der folgenden Tabelle dargestellt.

Tabelle 5: PK (jahrliche Steigerung um 2%) und Zuschisse

ab
04.2021 2022 2023 2024 2025

Personen 12 12 12 12 12
PK (AN-Brutto) 180.824 | 219.500 | 223.890 | 228.368 | 232.935
Zuschuss

§ 217 SGB IX 22.680 30.240 30.240 30.240 30.240
Zuschuss

§ 27 SchwbAV 59.659 81.136 82.759 84.414 86.103
Zuschiisse Gesamt | g) 339 111.376 | 112.999 | 114.654 | 116.343




3.1.6. Beschluss

Der Sozialausschuss beschlieBt gem. §§ 215 ff. SGB IX die Anerkennung und Férderung
des Erweiterungsvorhabens der Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH. Der Beschluss
umfasst einen Zuschuss zu den Investitionen flr die Schaffung von zwdIf neuen
Arbeitsplatzen fir Beschaftigte der Zielgruppe des § 215 SGB IX in H6he von 240.000 €
und laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB IX und 27 SchwbAV von bis zu 82.339 € fir
das Jahr 2021 und die Folgejahre wie zuvor dargestellt.

Die Forderung erfolgt, soweit dies projekt- und personenbezogen mdglich ist, unter
Einbeziehung des Landesprogramms ,Integration unternehmen!", des Bundesprogramms
~Inklusionsinitiative II - AlleImBetrieb"™, des LVR-Budgets flir Arbeit - Aktion Inklusion,
den Eingliederungsleistungen nach dem SGB II und III sowie der Férderung von
Inklusionsbetrieben durch das LVR-Integrationsamt gem. §§ 215 ff. SGB IX.

In Vertretung

Prof. Dr. Faber



Anlage zur Vorlage Nr. 15/195:

Begutachtung und Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §8§ 215 ff. SGB IX

1. Das Beratungs- und Antragsverfahren

Das Beratungs- und Antragsverfahren zur Férderung von Inklusionsbetrieben gem.

§§ 215 ff. SGB IX erfolgt auf der Grundlage der Empfehlungen der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Integrationsamter und Hauptfirsorgestellen (BIH) zur Férderung von Inklusi-
onsbetrieben und der daraus abgeleiteten Férderrichtlinien des LVR-Inklusionsamtes.

Das Beratungs- und Antragsverfahren folgt den Gegebenheiten und Fragestellungen der
einzelnen Antragsteller, es gibt keine festgelegten Fristenregelungen oder Zugangsbe-
schrankungen. Im Regelfall durchlauft jedes Projekt folgende Abfolge:

— Erstberatungsgesprach

— Einreichen einer ersten Unternehmensskizze

— Inhaltliche und betriebswirtschaftliche Beratung zur Ausarbeitung eines
detaillierten Unternehmenskonzeptes

— Beratung hinsichtlich der Gesamtfinanzierung

— Vermittlung von Kontakten zu IFD, Agentur flir Arbeit u.a.

— Einreichen eines detaillierten Unternehmenskonzeptes einschlieBlich be-
triebswirtschaftlicher Ausarbeitungen

— Hilfestellung bei der Beantragung weiterer Férdermittel (Aktion Mensch,
Stiftung Wohlfahrtspflege u.a.)

— Betriebswirtschaftliche Stellungnahme durch die Fachberatung fir Ar-
beits- und Firmenprojekte gGmbH (FAF gGmbH)

— Beschlussvorschlag des LVR-Inklusionsamtes

Inklusionsbetriebe sind Wirtschaftsunternehmen, die ihre Entscheidungen aufgrund wirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen und der jeweiligen Marktsituation treffen. Daher kénnen
von Seiten des LVR-Inklusionsamtes Faktoren wie Standort und GréBe des Unterneh-
mens, Betriebsbeginn, Anteil bestimmter Zielgruppen an der Gesamtbelegschaft etc.
nicht vorgegeben oder maBgeblich beeinflusst werden.

Im Beratungs- und Antragsverfahren werden die inhaltlichen und betriebswirtschaftlichen
Rahmenbedingungen geprift und bewertet. Werden diese Bedingungen von den Antrag-
stellenden erfillt, liegen alle weiteren unternehmerischen Entscheidungen, wie z.B. die
Personalauswahl, alleine in der Verantwortung der Unternehmen.

Alle Inklusionsbetriebe, fiir die dem zustdndigen Fachausschuss seitens des LVR-
Inklusionsamtes ein positiver Beschlussvorschlag vorgelegt wird, erfillen die in den Emp-
fehlungen der BIH und den Foérderrichtlinien des LVR-Inklusionsamtes vorgegebenen Be-
dingungen. Es ist jedoch anzumerken, dass insbesondere bei Unternehmensgriindungen
sowohl Chancen als auch Risiken bestehen. Diese werden im Rahmen des Antragsverfah-
rens sorgfaltig abgewogen, ein sicherer wirtschaftlicher Erfolg eines Inklusionsbetriebes
kann jedoch in keinem Fall garantiert werden.



2. Die Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §8§ 215 ff. SGB IX

Inklusionsbetriebe beschdftigen auf 30 % bis 50 % ihrer Arbeitspldatze Menschen mit Be-
hinderung, die aufgrund von Art und Schwere der Behinderung, aufgrund von Langzeit-
arbeitslosigkeit oder weiteren vermittlungshemmenden Umstanden (z.B. Alter, mangeln-
de Qualifikation) und trotz Ausschoépfens aller Férdermdglichkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt besonders benachteiligt sind. Zum Ausgleich der sich daraus ergebenden
Nachteile kdnnen Inklusionsbetriebe aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Leistungen fiir
erforderliche Investitionen, besonderen Aufwand sowie betriebswirtschaftliche Beratung
erhalten. Eine Férderung von Griindungsvorhaben ist méglich, wenn mindestens drei Ar-
beitsplatze fir Personen der Zielgruppe des § 215 SGB IX neu geschaffen werden. Die
Férderung von Erweiterungsvorhaben bestehender Inklusionsbetriebe orientiert sich am
betrieblichen Bedarf und ist ab der Neuschaffung eines einzelnen Arbeitsplatzes mdglich.
Als Arbeitsplatz gelten in Inklusionsbetrieben gem. § 185 Abs. 2 Satz 3 SGB IX Stellen,
auf denen Personen mit einem Stundenumfang von mindestens 12 Stunden beschaftigt
werden.

Auf die gesetzlich definierte Quote von 30 % bis 50 % wird auch die Anzahl der psychisch
kranken beschaftigten Menschen angerechnet, die behindert oder von Behinderung be-
droht sind und deren Teilhabe auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund von Art und
Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger Umstdnde auf besondere Schwierigkei-
ten stoBt. Die Finanzierung von Leistungen fir diesen Personenkreis der psychisch kran-
ken Menschen ohne eine anerkannte Schwerbehinderung erfolgt nicht durch das LVR-
Inklusionsamt, sondern durch den zustéandigen Rehabilitationstrager.

2.1. Regelforderung durch das LVR-Inklusionsamt
2.1.1. Zuschiisse zu Investitionskosten

Investitionshilfen flir Inklusionsbetriebe sind mdéglich fur Aufbau, Erweiterung, Moderni-
sierung und Ausstattung. Gefdrdert werden kdnnen bspw. Anschaffungen von Maschinen,
Geratschaften oder Bliroausstattung sowie Bau- und Sachinvestitionen, die dem Aufbau
bzw. der Erweiterung des Inklusionsbetriebes dienen. Nicht férderfahig sind bspw.
Grunderwerbskosten, Miet- und Projektvorlaufkosten sowie reine Ersatzbeschaffungen.

Als Zuwendungsart fur Investitionshilfen kommen Zuschiisse, Darlehen und Zinszuschis-
se zur Verbilligung von Fremdmitteln in Betracht. Art und Hohe der Férderung richtet sich
nach den Umstdnden des einzelnen Inklusionsbetriebes. Berlicksichtigt werden bei der
Bewertung des Einzelfalls insbesondere der Anteil von Menschen mit Behinderung an der
Gesamtbeschaftigtenzahl, die wirtschaftliche Situation des Projekttragers, die Gesamtin-
vestitionssumme, der Finanzierungsplan sowie branchenbezogene Kriterien.

Grundsatzlich sind maximal 80 % der Gesamtinvestition férderfahig, 20 % der investiven
Kosten sind zwingend als Eigenanteil zu erbringen. Es gelten folgende Richtwerte:

— pro neu geschaffenem Arbeitsplatz flir einen Menschen der Zielgruppe des
§ 215 SGB IX kénnen 80 % der notwendigen Kosten, héchstens aber
20.000 €, als Zuschuss gezahlt werden.

— zur Sicherung eines bestehenden Arbeitsplatzes eines Menschen der Ziel-
gruppe des § 215 SGB IX kénnen im Einzelfall, z.B. bei StandortschlieBun-
gen, 80 % der notwendigen Kosten, hdochstens aber 15.000 € als Zuschuss



gezahlt werden, wenn der Arbeitsplatz damit an anderer Stelle im Unter-
nehmen erhalten werden kann.

Die genannten Betrdge sind Richtwerte, die H6he wird projektbezogen festgelegt.
Zuschisse und Darlehen missen gegenliber dem LVR-Inklusionsamt durch Stellung einer
Sicherheit fir den Zeitraum der Bindungsfrist abgesichert werden. Die Bindungsfrist fur
die Besetzung eines Arbeitsplatzes umfasst bei Bewilligung des maximalen Investitions-
zuschusses einen Zeitraum von funf Jahren. Als Sicherheit kommen bspw. eine Bank-
oder Gesellschafterblirgschaft sowie eine Grundschuldeintragung in Frage, die Kombina-
tion verschiedener Sicherheiten ist mdglich.

Leasing von Ausstattungsgegenstanden kann im Rahmen der festgelegten Zuschusshéhe
geférdert werden, in diesem Fall entfallt die Stellung von Sicherheiten.

2.1.2. Laufende Zuschiisse als Nachteilsausgleiche

Inklusionsbetriebe erhalten flir die Beschaftigung eines besonders hohen Anteils von
Menschen mit Behinderung an der Gesamtbelegschaft laufende Zuschiisse als Nachteils-
ausgleiche. Diese Leistungen werden in pauschalierter Form erbracht, fiir ein Kalender-
jahr festgelegt und in der Regel vierteljahrlich ausgezahlt. Die laufenden Forderungen
gelten auch fiir Auszubildende.

Arbeitsverhaltnisse, die gem. § 16 e SGB II (JobPerspektive) oder gem. dem ESF-
Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem
SGB II mit bis zu 75 % des Arbeitgeber-Bruttolohns geférdert werden, werden nicht zu-
satzlich aus Mitteln der Ausgleichsabgabe bezuschusst.

2.1.2.1 Abgeltung des besonderen Aufwands

Nach § 217 SGB IX kénnen Inklusionsbetriebe finanzielle Mittel fiir den so genannten
besonderen Aufwand erhalten. Hierbei handelt es sich um einen Uber die typischen Kos-
ten branchen- und gréBengleicher Unternehmen hinausgehenden Aufwand, der auf die
Beschaftigung besonders betroffener Menschen mit Behinderung sowie auf die Verfolgung
qualifizierender und rehabilitativer Ziele zurlickzuflihren ist und der die Wettbewerbsfa-
higkeit des Inklusionsbetriebes im Vergleich mit anderen Unternehmen beeintrachtigen
kann. Hierzu zéhlen insbesondere:

— eine Uberdurchschnittlich aufwendige arbeitsbegleitende Betreuung,
- eine zeitweise oder dauerhafte psychosoziale Betreuung am Arbeitsplatz,
— das Vorhalten behinderungsgerechter Betriebsstrukturen und —prozesse.

Die Abgeltung des besonderen Aufwandes erfolgt mittels einer Pauschale pro beschaftig-
ter Person der Zielgruppe in Hohe von 210,- € pro Monat.

2.1.2.2 Beschaftigungssicherungszuschuss gem. § 27 SchwbAV

Bei den beschaftigten Menschen der Zielgruppe des § 215 Abs. 2 SGB IX wird unterstellt,
dass deren Arbeitsleistung dauerhaft unterhalb der Normalleistung eines Menschen ohne
Schwerbehinderung liegt. Zum Ausgleich erhalten Inklusionsbetriebe fir Personen der
Zielgruppe eine entsprechende Pauschale in Hohe von 30 % des Arbeitnehmerbruttoge-
haltes (AN-Brutto) nach vorherigem Abzug von Lohnkostenzuschtlissen Dritter (sog. be-
reinigtes AN-Brutto).



2.2. Weitere Fordermaoglichkeiten fiir Inklusionsbetriebe
2.2.1. Landesprogramm ,Integration unternehmen!™

Das Landesprogramm ,Integration unternehmen!™ wurde im Jahr 2011 als Regelférderin-
strument implementiert. Das Ministerium flr Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW beab-
sichtigt, dauerhaft Mittel in Hohe von jahrlich 2,5 Mio. € flr investive Zuschlisse zur Neu-
schaffung von 250 Arbeitsplatzen fiir Menschen mit einer Schwerbehinderung in Inklusi-
onsbetrieben in NRW zur Verfligung zu stellen. Die Aufteilung der Mittel erfolgt jeweils
halftig auf die beiden Landesteile.

2.2.2. Eingliederungszuschiisse nach den SGB II, III und IX

Inklusionsbetriebe kénnen, wie jeder andere Arbeitgeber auch, flir Personen, die sozial-
versicherungspflichtig eingestellt werden, Leistungen der Arbeitsforderung oder zur be-
ruflichen Teilhabe erhalten. Diese so genannten Eingliederungszuschiisse werden perso-
nenabhdngig, je nach Vorliegen der individuellen Anspruchsvoraussetzungen und nach
Lage des Einzelfalls, gewahrt. Deshalb sind sowohl Héhe als auch Bewilligungsdauer vor-
ab nicht kalkulierbar. Gesetzliche Grundlagen dieser Eingliederungszuschisse sind §§ 16
Abs. 1 SGB II, 217 bis 222, 235 a SGB III und 50 SGB IX.

Férderungen nach § 16 e SGB II (Job Perspektive) oder dem ESF-Bundesprogramm zur
Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem SGB II sind auch fur
Inklusionsbetriebe maglich, wenn die einzustellenden Personen die persénlichen Férder-
voraussetzungen erfillen. Zielgruppe sind langzeitarbeitslose Personen mit oder ohne
Schwerbehinderung und weiteren Vermittlungshemmnissen.

2.2.3. LVR-Budget fiir Arbeit — Aktion Inklusion

Ein wichtiges Ziel der Forderung von Inklusionsbetrieben ist auch die Integration von
Werkstattbeschdaftigten sowie die Vermittlung von Schulabganger*innen mit Behinderung
in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeits- oder Ausbildungsverhaltnis als Alternative zu
einer Werkstattaufnahme.

An diese Zielgruppen richtet sich auch das LVR-Budget fur Arbeit — aktion inklusion als
ein gemeinsames Programm der LVR-Fachbereiche Inklusionsamt und Sozialhilfe. Es be-
inhaltet sowohl die gesetzliche Leistung gem. § 61 SGB IX der Eingliederungshilfe als
auch freiwillige Leistungen der Ausgleichsabgabe.

2.2.3.1 Teil I: Alilgemeine Budgetleistungen

Mit diesem Programmteil werden Personen, die aus dem Arbeitsbereich einer WfbM oder
eines anderen Leistungsanbieters auf einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz auf den all-
gemeinen Arbeitsmarkt wechseln sowie deren Arbeitgeber unterstitzt. Gleiches gilt fir
Schulabganger*innen mit Bedarf an sonderpadagogischer Unterstitzung, bei denen eine
wesentliche Behinderung sowie eine Schwerbehinderung vorliegen, als Alternative zu
einer unmittelbar bevorstehenden WfbM-Aufnahme.

Hoéhe und Dauer des Arbeitgeberzuschusses werden fir alle Arbeitgeber, auch fir Inklu-
sionsbetriebe, vom Trager der Eingliederungshilfe im Gesamtplanverfahren festgestellt
und beschieden. Flur Schilerinnen und Schiler erfolgt die Festlegung der Hohe und Dauer
des Zuschusses durch das LVR-Inklusionsamt. Zum Ausgleich des Aufwands fir Anleitung
und Begleitung erhalten Inklusionsbetriebe auch fiir die genannten Personengruppen eine
Pauschale zum besonderen Aufwand gem. § 217 Abs. 1 SGB IX (vgl. ziff. 2.1.2.1.).



2.2.3.2 Teil I1I: Besondere Budgetleistungen

Leistungen nach Teil II kénnen Arbeitgeber sowie besonders betroffene schwerbehinderte
oder ihnen gleichgestellte Personen zur Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt
erhalten.

Als Férderinstrumente, die auch fir Inklusionsbetriebe zuganglich sind, stehen Einstel-
lungs- und Ausbildungspramien sowie am individuellen Unterstitzungsbedarf ausgerich-
tete Budgetleistungen zur Hinfihrung einer Person auf ein konkretes Arbeits- oder Aus-
bildungsverhéltnis zur Verfligung. Zudem kdénnen bei Vorliegen der in §§ 26 aund b
SchwbAV normierten Voraussetzungen Pramien und Zuschiisse zur betrieblichen Ausbil-
dung von schwerbehinderten oder ihnen gleichgestellten Personen beantragt werden.

2.3. Stiftungsmittel

Inklusionsbetriebe kdnnen Fordermittel freier Stiftungen oder Organisationen erhalten,
sofern die jeweiligen Férdervoraussetzungen, bspw. der steuerrechtlich anerkannte Sta-
tus der Gemeinnutzigkeit oder die Zugehdrigkeit zu einem Spitzenverband der Wohl-
fahrtspflege, erfiullt werden. Bei der Finanzierung von Inklusionsbetrieben im Rheinland
sind haufig weitere Fordermittelgeber beteiligt, dies sind insbesondere die Stiftung Wohl-
fahrtspflege NRW, Aktion Mensch e.V. sowie die Kéampgen-Stiftung.

3. Berechnung der Zuschiisse fiir die einzelnen Inklusionsbetriebe

Die Berechnung der investiven Zuschiisse flir neue Inklusionsbetriebe bzw. fiir Erweite-
rungsvorhaben bestehender Inklusionsbetriebe wird in der Regel auf Basis der Antrags-
unterlagen vorgenommen, der Technische Beratungsdienst des LVR-Inklusionsamtes wird
bereits im Rahmen der Antragstellung beteiligt. Die Auszahlung der Investitionskostenzu-
schisse erfolgt nach Stellung einer Sicherheit sowie im Regelfall nach Vorlage von Origi-
nalrechnung und Zahlungsnachweis.

Die Berechnung der laufenden Leistungen flr Inklusionsbetriebe erfolgt im Sinne haus-
haltsplanerischer Vorsicht ohne Beriicksichtigung von Zuschiissen Dritter. Zum Zeitpunkt
der Entscheidung lber eine Férderung durch das LVR-Inklusionsamt kénnen die perso-
nenbezogenen Leistungen noch nicht beantragt werden, da die einzustellenden Personen
erst zu einem spateren Zeitpunkt benannt werden kénnen. Inklusionsbetriebe sind je-
doch verpflichtet, fir alle einzustellenden Personen entsprechende Leistungen bei vor-
rangigen Kostentragern zu beantragen. Diese Leistungen reduzieren die Zuschiisse des
LVR-Inklusionsamtes aus Mitteln der Ausgleichsabgabe entsprechend.

Die Berechnung der laufenden Zuschisse erfolgt anhand eines zu erwartenden, am je-
weiligen Branchentarif orientierten Arbeitnehmerbruttogehaltes mit einer jahrlichen Stei-
gerung von 2 %. Die Hohe der tatsdchlichen Zuschisse richtet sich jedoch nach den tat-
sachlichen Lohnkosten und den tatsachlichen Beschaftigungszeiten innerhalb eines Ka-
lenderjahres.

4. Vergabe offentlicher Auftrdage

Mit in Kraft treten des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) am 01.01.2018 kdnnen gem.

§ 224 SGB IX Auftrage der offentlichen Hand, die von Inklusionsbetrieben ausgefiihrt
werden kénnen, diesen bevorzugt angeboten werden. Dies galt bis zu diesem Zeitpunkt
nur fir Werkstatten fir behinderte Menschen.
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Worum geht es hier?

In leichter Sprache

Die Aktion Mensch unterstiitzt viele Projekte e g
fur Menschen mit Behinderungen.

Gemeinsam mit einem Forschungs-Institut

schreibt sie jedes Jahr einen Bericht.

Dieser Bericht heiBt: Inklusions-Barometer.

Der Bericht zeigt:

So gut kdnnen Menschen mit Behinderungen am

Arbeitsmarkt in Deutschland teilhaben.

In den letzten Jahren gab es viele gute Veranderungen:

Weniger Menschen mit Behinderungen sind arbeitslos.

Aber durch die Corona-Pandemie andert sich dies. Mehr

Menschen mit und ohne Behinderung verlieren ihre
Arbeit.

Besonders viele Menschen mit Behinderungen finden

in der Region des Landschaftsverbandes Rheinland Arbeit. -

Aber Menschen mit Behinderungen sind immer noch

deutlich 6fter arbeitslos als Menschen ohne Behinderungen.

Haben Sie Fragen zu diesem Text?
Dann konnen Sie beim LVR in K&In anrufen:
0221-809-2202

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache
finden Sie hier: www.leichtesprache.lvr.de %



https://leichtesprachebilder.de/artikel.php?cat_id=19&art_id=742&suchbegriff=Handy&aktion=suchen

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage
insbesondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen fir
die Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und
Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion -
Menschenrechte - Beschwerden (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern
weitere Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing.



Zusammenfassung:

Die Aktion Mensch e.V. und das Handelsblatt Research Institute verdffentlichen
gemeinsam seit 2013 jahrlich ein Inklusionsbarometer, um Fortschritte oder Rickschritte
bei der Inklusion in der Arbeitswelt in Deutschland zu messen und langfristig zu
beobachten.

Das diesjahrige Inklusionsbarometer konzentriert sich auf das Inklusionslagebarometer.
Hierfir wurden vorhandene amtliche, statistische Daten zu schwerbehinderten Menschen
ausgewertet. Dazu gehdren u. a. die Beschaftigungsquote, die Arbeitslosenzahlen,
Antrage auf Kiindigung und die Besetzung von Pflichtarbeitsplatzen im Jahre 2019.

Erfreulich aus Sicht des LVR-Inklusionsamtes ist, dass sich NRW im interregionalen
Vergleich im Bereich der Beschaftigungsquote (5,15 Prozent) weiter mit Hessen
zusammen an der Spitze halten kann. Im Gesamtergebnis des interregionalen Vergleichs
verliert NRW (Indikator: 105,4) deutlich den Anschluss an die Spitze - Spitzenregion ist
Ostdeutschland (Indikator: 112,8).

Aus aktuellem Anlass beinhaltet das Inklusionsbarometer 2020 ausnahmsweise ein
Sonderkapitel, das die Auswirkungen der Corona-Pandemie fiir den Arbeitsmarkt und die
Arbeitsmarktchancen von Menschen mit Behinderung im Jahr 2020 naher betrachtet.
Bereits im Oktober 2020 lag die Arbeitslosenzahl der Menschen mit Behinderung in
Deutschland 13,1 Prozent héher als im Oktober 2019. Damit liegt die Zahl dieser Gruppe
aktuell so hoch wie im Durchschnitt des Jahres 2016.

Der aktuelle Indikatorwert des Inklusionslagebarometers ist von 107,7 im Vorjahr auf
107,6 leicht gesunken. Damit stagniert der Wert auf einem hohen Niveau, denn im
vergangenen Jahr war nach sieben Jahren stetiger Verbesserung der Inklusionslage in
Deutschland ein Rekordwert erreicht worden. Doch in 2019 ist der Inklusionsprozess ins
Stocken geraten, nicht zuletzt, weil sich die ersten Anzeichen einer konjunkturellen
Abschwachung zeigten.

Die Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behinderung hat sich im Jahr 2019 nur
geringfligig weiterentwickelt. Die Arbeitslosigkeit unter Menschen mit Behinderung sank
und die Erwerbstatigkeit nahm zu. Dennoch lag die Arbeitslosenquote der Mensc hen mit
Behinderung mit 10,9 Prozent immer noch wesentlich héher als die Arbeitslosenquote der
Menschen ohne Behinderung (5,0 Prozent). Erstmals seit 2013 ist die Anzahl der Antrage
auf Kindigung schwerbehinderter Menschen gestiegen. Hinzu kommt: Die
Beschaftigungsquote der Menschen mit Behinderung liegt mit 4,62 Prozent noch immer
unter der gesetzlich vorgeschriebenen Flinf-Prozent-Quote.

Die Zusammenfassung des Inklusionsbarometers 2019 berlhrt die Zielrichtung 9
(Menschenrechtsbildung im LVR systematisch betreiben) des LVR-Aktionsplans zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/190:

Das Inklusionsbarometer ,Arbeit" wurde erstmalig im Dezember 2013 von der Aktion
Mensch und dem Research Institute des Handelsblattes verdffentlicht. Es gibt Auskunft
Uber den Grad der Inklusion von Menschen mit Behinderung in der Arbeitswelt und wird
seitdem jahrlich erstellt.

Die Ausgabe 2020 liegt der Vorlage als Anlage bei.

Das Inklusionsbarometer analysiert und bewertet normalerweise die
Arbeitsmarktentwicklung des Vorjahres. Aus aktuellem Anlass enthalt der Bericht in
diesem Jahr zusatzlich ein Sonderkapitel, das die Auswirkungen der Corona-Pandemie fir
den Arbeitsmarkt und die Arbeitsmarktchancen von Menschen mit Behinderung ndher
betrachtet.

Die Lage schwerbehinderter Beschéaftigter hat sich im Vergleich zum Vorjahr nur
geringfligig verandert. Werden alle zehn Teilindikatoren bei der Berechnung des
Barometers gleich gewichtet (jeweils zehn Prozent), betragt der aktuelle Wert des
Inklusionslagebarometers 107,6. Der Rekordwert mit 107,7 aus dem Jahr 2018 konnte
knapp nicht erreicht werden.

Dem Inklusionsbarometer 2020 kdnnen im Vergleich zum Inklusionsbarometer 2019
sowohl positive als auch wenige negative Entwicklungen entnommen werden:

Positive Entwicklung im Jahr 2019 im Vergleich zum Vorjahr 2018:

e Die Zahl arbeitsloser schwerbehinderter Menschen sank im Jahr 2019 auf ein
Rekordtief von 154.696 (2018: 156.621).

e Die Arbeitslosenquote der schwerbehinderten Menschen ist weiterhin von 11,2
Prozent auf 10,9 Prozent gesunken. Sie lag aber immer noch deutlich Uber der
Quote nicht schwerbehinderter Menschen mit 5,0 Prozent (Vorjahr: 5,2 Prozent).

e Die Erwerbsquote der Schwerbehinderten ist im Jahr 2019 erfreulicherweise
weiterhin von 43,1 Prozent auf 44 Prozent gestiegen.

e Der Anteil der Arbeitgeber, die mindestens einen Pflichtarbeitsplatz besetzen, ist
minimal von 74,4 auf 74,5 Prozent gestiegen.

e Der Anteil der Langzeitarbeitslosen (d. h. die Arbeitslosen, die mindestens ein Jahr
auf Beschaftigungssuche sind) an allen Arbeitslosen mit Schwerbehinderung
konnte von 43,4 Prozent auf 41,6 Prozent im Jahr 2019 gesenkt werden. Dennoch
ist die Situation von Menschen mit Behinderung in puncto Langzeitarbeitslosigkeit
noch immer wesentlich schlechter als die ihrer Mitmenschen ohne Behinderung.
Hier sank der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen auf 32,1
Prozent (Vorjahr: 34,8 Prozent).

e Menschen mit Behinderung sind im Durchschnitt 353 Tage arbeitslos. Das sind
sechs Tage weniger als 2018 - und doch ist dieser Zeitraum immer noch 100 Tage
langer als bei Menschen ohne Behinderung (253 Tage).

Negative Entwicklung im Jahr 2019 im Vergleich zum Vorjahr 2018:
e Die Antrage auf Kiindigung schwerbehinderter Menschen bei den
Integrationsédmtern liegen mit 22.436 zwar deutlich unter dem Durchschnitt der
Basisjahre, aber erstmals seit 2013 hdher als im Vorjahr (2018: 20.945).



o Der Anteil der Arbeitgeber, die alle Pflichtarbeitsplatze besetzen, sank erneut,
wenn auch moderat, von 39,6 auf 39,2 Prozent.

o Die Beschaftigtenquote der Menschen mit Behinderung sank erneut im Jahr 2019
leicht auf 4,62 Prozent (2018: 4,63 Prozent) und entfernt sich somit weiter von
der gesetzlich vorgeschriebenen Finf-Prozent-Quote. Auffallend bleibt der
Unterschied zwischen 6ffentlichen Arbeitgebern (6,5 Prozent) und privaten
Arbeitgebern (4,1 Prozent).

Interregionaler Vergleich

Die regionale Analyse vergleicht die Ergebnisse der Bundeslander Baden-Wdlrttemberg,
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen sowie der Region Ostdeutschland
(Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thiringen) miteinander. Damit werden Uber 85 Prozent der deutschen Bevélkerung
abgedeckt.

Im Gegensatz zum Vorjahr konnten nicht alle Regionen ihren Wert verbessern. Bayern
lag knapp, Nordrhein-Westfalen jedoch deutlich unter dem Ergebnis von 2019. Die Spitze
verteidigt ein weiteres Mal die Region Ostdeutschland mit einem Wert von 113,9
(Vorjahr: 112,8). Dahinter folgen

e Bayern mit 109,3 (Vorjahr: 109,4),

e Hessen mit 108,0 (Vorjahr: 107,4),

e Niedersachsen mit 107,4 (Vorjahr: 105,9) und

e Baden-Wirttemberg mit 107,0 (Vorjahr: 107,8).
Neues Schlusslicht ist Nordrhein-Westfalen mit einem Wert von 105,4 (Vorjahr 107,7).
Griinde flr das schlechte Abschneiden des bevélkerungsreichsten Bundeslands sind der
Anstieg der Neuantrage auf Kiindigung sowie die deutlich gesunkene Erwerbsquote.

Entwicklungen in den Regionen

e In fUnf der sechs Regionen ist die Arbeitslosenquote im Vergleich zum Vorjahr
gesunken. Am niedrigsten ist sie in Baden-Wirttemberg mit 8,0 Prozent (Vorjahr
7,7 Prozent). Nordrhein-Westfalen liegt mit 13,7 Prozent (Vorjahr: 12,7 Prozent)
auf den hinteren Pldatzen.

e Die Antrage auf Kindigung sind im vergangenen Jahr nur in zwei der sechs
Regionen leicht gesunken - in Ostdeutschland und in Niedersachsen. Den gréBten
Rickschritt hat Nordrhein-Westfalen gemacht: Hier ist die Anzahl der Antrage von
5.337 auf 6.092 angestiegen.

e Die Beschaftigungsquote ist in zwei Regionen - Baden-Wirttemberg und
Ostdeutschland - leicht gesunken. Lediglich Hessen und Nordrhein-Westfalen
(5,15 Prozent) Uberschritten — wie bereits in den Vorjahren - die Finf-Prozent-
Marke.

e Die Situation der Langzeitarbeitslosen mit Behinderung ist weiterhin angespannt.
Ihr Anteil an allen arbeitslosen Schwerbehinderten ist zwar in fast allen Regionen
gesunken, liegt jedoch Uberall immer noch deutlich Gber dem Anteil der
Langzeitarbeitslosen an arbeitslosen Menschen ohne Behinderung. In Nordrhein-
Westfalen betragt der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen arbeitslosen
Schwerbehinderten beispielsweise 47,5 Prozent (Vorjahr: 49,1 Prozent)
gegeniber einem Anteil von 38,7 Prozent bei allen Arbeitslosen.



Das Coronavirus und der Arbeitsmarkt

Das Corona-Virus hat in Deutschland zur tiefsten Wirtschaftskrise seit dem Ende des
Zweiten Weltkriegs geflihrt. Von dieser negativen Entwicklung sind besonders auch die
Menschen mit Behinderung betroffen.

Im Oktober 2020 betrug die Arbeitslosenzahl 173.709 und lag damit mehr als

20.000 Personen bzw. 13,1 Prozent hdher als im Oktober 2019. Damit liegt die Zahl der
Arbeitslosen aktuell so hoch wie im Durchschnitt des Jahres 2016. Das bedeutet, die
seitdem gemachten Fortschritte bei der Einbindung von Menschen mit Behinderung in
den allgemeinen Arbeitsmarkt sind durch die Folgen der Corona-Pandemie
Zunichtegemacht.

Vom Anstieg der Arbeitslosenzahlen sind alle Bundesléander betroffen. Allerdings gibt es
Regionen, die deutlich starker betroffen sind als andere. In den wirtschaftlich starken und
industriell gepragten Regionen im Siden und Sidwesten - Bayern, Baden-Wiirttemberg
und Hessen - sowie den vom Tourismus gepragten Regionen wie Hamburg steigen die
Arbeitslosenzahlen starker als in anderen Teilen Deutschlands.

Angesichts der relativ disteren Arbeitsmarktperspektiven fir das Jahr 2021 dirfte die
Zahl der arbeitslosen Menschen mit Behinderung im kommenden Jahr weiter ansteigen.
Mit Sorge zu betrachten ist, dass einmal arbeitslos gewordene Menschen mit
Behinderung sehr viel schwerer in den Arbeitsmarkt zurlickkehren als ihre Kolleg*innen
ohne Behinderung.

Aktuell steigt die Arbeitslosenzahl der Menschen mit Behinderung langsamer als die der
Menschen ohne Behinderung. Menschen mit Behinderung verlieren demnach seit April
2020 seltener ihren Arbeitsplatz als ihre Kolleg*innen ohne Behinderung. Eine mégliche
Begriindung koénnte im besonderen Kiindigungsschutz fiir Menschen mit Behinderung
liegen.

Sehr stark betroffen vom Lockdown sind die Inklusionsbetriebe, da viele von ihnen in
Branchen angesiedelt sind, die in besonderem MaBe unter der Corona-Pandemie leiden.
Dazu gehdren zum Beispiel die Bereiche Gastronomie, Gemeinschaftsverpflegung/
Catering oder die Hotellerie. Im Mai 2020 lag der Anteil der direkt durch
BetriebsschlieBung oder erzwungene massive Angebotsreduzierung betroffenen Betriebe
bei 48 Prozent und damit um zehn Prozentpunkte héher als Ende Marz 2020. Wie viele
andere Unternehmen griffen auch 62 Prozent der Inklusionsbetriebe auf das
Kurzarbeitergeld zurtck.

Die mit der Corona-Pandemie rasant einhergehende Digitalisierung der Arbeitswelt
kénnte die Chancen fir Menschen mit Behinderung auf dem Arbeitsmarkt verbessern und
die Inklusion beschleunigen. So kam auch eine Umfrage flr das Inklusionsbarometer
2016 mit dem Schwerpunktthema , Digitalisierung in der Arbeitswelt" zu dem Ergebnis,
dass 70 Prozent der befragten Arbeitnehmer*innen mit Behinderung und 72 Prozent der
Arbeitgeber die Digitalisierung auf dem Arbeitsmarkt eher als Chance fiir Menschen mit
Behinderung betrachten. Jedoch profitieren die Behinderungsgruppen unterschiedlich von
der Digitalisierung. Wahrend Menschen mit kérperlichen Beeintrachtigungen von der
Barrierefreiheit im eigenen Zuhause profitieren kdnnen, Gberwiegen bei Menschen mit



geistigen oder psychischen Beeintrachtigungen haufig das Fehlen der sozialen Kontakte
und gewohnten Arbeitsstrukturen.

In Vertretung

PROF. DR. FABER



@ Barrierefreie Fassung: www.aktion-mensch.de/inklusionsbarometer
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Die Aktion Mensch e.\V. ist die groB3te private Forderorganisation im sozialen
Bereich in Deutschland. Seit ihrer Grindung im Jahr 1964 hat sie mehr als vier
Milliarden Euro an soziale Projekte weitergegeben. Ziel der Aktion Mensch ist, die
Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderung, Kindern und Jugendlichen
zu verbessern und das selbstverstandliche Miteinander in der Gesellschaft zu for
dern. Mit den Einnahmen aus ihrer Lotterie unterstitzt die Aktion Mensch jeden
Monat bis zu 1.000 Projekte. Moglich machen dies rund vier Millionen Lotterieteil
nehmer. Zu den Mitgliedern gehoren: ZDF, Arbeiterwohlfahrt, Caritas, Deutsches
Rotes Kreuz, Diakonie, Paritdtischer Gesamtverband und die Zentralwohlfahrts
stelle der Juden in Deutschland. Seit Anfang 2014 ist Rudi Cerne ehrenamtlicher
Botschafter der Aktion Mensch. www.aktion-mensch.de

Das Handelsblatt Research Institute ist ein Geschaftsfeld der Handelsblatt
Media Group. Es bietet mit einem 32-kdpfigen Team aus Okonomen, Sozialwis
senschaftlern und Historikern ma3geschneiderte Recherche- und Forschungsar
beit — von der tagesaktuellen Kurzanalyse Uber ausfihrliche Dossiers und Daten
analysen bis hin zu komplexen wissenschaftlichen Studien. Das Research Institute
vereint dabei hohe wissenschaftliche Expertise, Erfahrung und handwerkliches
Koénnen in der Informationssuche mit journalistischer Kompetenz in der Aufberei
tung. Prasident des Instituts ist Professor Bert Rirup, der ehemalige Vorsitzende
des Sachverstandigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick
lung.

Aus Grinden der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen gelegent
lich auf die gleichzeitige Verwendung von weiblicher und ménnlicher Form ver
zichtet. Sadmtliche Personenbezeichnungen, sofern es sich nicht aus dem Kontext
anders ergibt, beziehen sich gleichermal3en auf Frauen und Manner.


https://www.aktion-mensch.de
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Inklusionsbarometer

1.
Einleitung

Das Handelsblatt Research Institute erstellt in Koope
ration mit der Aktion Mensch seit 2013 jahrlich das In
klusionsbarometer Arbeit, um Fortschritte oder Ruck
schritte bei der Inklusion in der Arbeitswelt zu messen
und langfristig zu beobachten. Insgesamt verbesserte
sich die Inklusionslage in den letzten sieben Jahren
fast stetig. Die Arbeitslosigkeit unter Menschen mit
Behinderung sank und die Erwerbstatigkeit nahm zu.
Dennoch lag die Arbeitslosenquote der Menschen

mit Behinderung im Jahr 2019 mit 10,9 Prozent immer
noch wesentlich hoher als die Quote der Menschen
ohne Behinderung (5,0 Prozent). Und auch Langzeit
arbeitslose mit Behinderung haben es wesentlich
schwerer, wieder in den Arbeitsmarkt zu kommen, als
Langzeitarbeitslose ohne Behinderung. Hinzu kommt:
Die Beschaftigungsquote Schwerbehinderter liegt mit
4,62 Prozent noch immer unter der gesetzlich vorge
schriebenen Funf-Prozent-Quote. Auch zwolf Jahre
nach dem Inkrafttreten des ,Ubereinkommens tber
die Rechte von Menschen mit Behinderung“ (UN-BRK)
in Deutschland ist der Zugang zum Arbeitsmarkt fir
Schwerbehinderte noch immer mit Hemmnissen ver
bunden. Dabei ist die Teilhabe am Arbeitsleben fir die
gesellschaftliche Inklusion von Menschen mit Behin
derung von entscheidender Bedeutung. Gleichzeitig
konnen es sich Unternehmen in Zeiten des demogra
fischen Wandels und eines zunehmenden Fachkraf
teengpasses nicht leisten, leichtfertig auf Arbeitskraf
tepotenziale zu verzichten. Daher ist es essenziell, die
Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behinderung
zu analysieren sowie Fortschritte und Probleme bei
der Inklusion zu erkennen. Ziel ist es, Ansatzpunkte zu
identifizieren, mit deren Hilfe die Inklusion vorange
trieben werden kann. In diesem Jahr konzentriert sich
unsere Studie auf das Inklusionslagebarometer. Hier
fur werden vorhandene amtliche statistische Daten

zu schwerbehinderten Menschen ausgewertet. Dazu
gehoren u. a. die Beschaftigungsquote, die Arbeits
losigkeit, Antrage auf Kindigung und die Besetzung
von Pflichtarbeitsplatzen.
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Das Inklusionsbarometer analysiert und bewertet in
normalen Zeiten die Arbeitsmarktentwicklung des
Vorjahres. Aus aktuellem Anlass enthalt der Bericht in
diesem Jahr jedoch zusatzlich ein Sonderkapitel, das
die Corona-Pandemie und ihre schon jetzt erkenn
baren Folgen fir den Arbeitsmarkt und die Arbeits
marktchancen von Menschen mit Behinderung naher
betrachtet. Das Kapitel bewertet die Entwicklung

der diesjéghrigen monatlichen Arbeitslosenzahlen

der Schwerbehinderten, den Anteil der Schwerbe
hinderten an allen Arbeitslosen sowie die schwierige
wirtschaftliche Situation vieler Inklusionsbetriebe.
Letztere sind gerade fir die Inklusion von Menschen
mit Behinderung in den allgemeinen Arbeitsmarkt von
groBBer Bedeutung.



2.

Inklusionsbarometer

Das Inklusionslagebarometer

2.1.
Definition von ,,Menschen mit Behinderung“

Die Auswirkungen einer Behinderung auf die Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft werden als Grad der
Behinderung nach Zehnergraden (20 - 100) abgestuft
festgestellt. In den Statistiken der Bundesagentur
fur Arbeit sowie im SGB IX, Teil 2 (Schwerbehinder
tenrecht) gilt als schwerbehindert, wer einen Grad
der Behinderung von 50 und mehr hat oder von der
Bundesagentur fur Arbeit einem schwerbehinderten
Menschen gleichgestellt wurde. Nach & 2 Abs. 3 SGB
IX sollen Menschen mit einem Grad der Behinderung
(GdB) von weniger als 50, aber wenigstens 30, schwer
behinderten Menschen gleichgestellt werden, wenn
sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung
keinen geeigneten Arbeitsplatz erlangen oder behal
ten koénnen. Die Gleichstellung erfolgt auf Antrag des
Menschen mit Behinderung durch die Bundesagentur
fur Arbeit.

Die offiziellen Zahlen Uber die Behinderungsgrade
geben aus folgenden Grinden kein vollstandiges
Bild wieder: Die Angaben zum GdB sind nicht ver
pflichtend. Moglicherweise wird die Behinderung aus
Angst vor Diskriminierung verschwiegen. Die Dunkel
ziffer bei chronisch erkrankten Personen durfte hoch
sein. Mehrfacherkrankungen und -behinderungen
bildet der GdB nicht ab.

2.2.
Ziele und Methodik

Ziel des Inklusionslagebarometers ist es, Auskunft
Uber den aktuellen Grad der Inklusion von Menschen
mit Behinderung in den ersten Arbeitsmarkt zu geben.
Da es sich beim sozialen Prozess der Inklusion um

ein mehrdimensionales Ereignis handelt, besteht das
Barometer aus zehn ,harten” Teilindikatoren, die diese
Mehrdimensionalitat abbilden. Sie basieren auf den
jungsten verflgbaren Zahlen aus den Statistiken der
Bundesagentur fur Arbeit und der Integrationsamter.

Mehrdimensional bedeutet in diesem Zusammenhang:

1. die (isolierte) Darstellung der Situation
Schwerbehinderter auf dem Arbeitsmarkt,

2. die Bertcksichtigung der relativen Position
behinderter zu nichtbehinderten Menschen
auf dem Arbeitsmarkt und

3. die Einbeziehung der Rolle der Arbeitgeber/
Unternehmen im Inklusionsprozess.

Ein Vorteil dieses aus zehn Teilindikatoren bestehen
den Lagebarometers liegt demnach darin, Uber den
komplexen Prozess der Inklusion eine belastbarere
Aussage treffen zu konnen als durch einen einzigen
Indikator, bei dem nicht sicher davon auszugehen ist,
dass er eine Verbesserung oder Verschlechterung der
Lage eindeutig anzeigt. So kann die Statistik der Bun
desagentur fur Arbeit fir ein Jahr einen Anstieg der
Anzahl arbeitsloser Schwerbehinderter verzeichnen,
wahrend gleichzeitig die Arbeitslosenquote Schwer
behinderter sinkt. Es ist demnach nicht eindeutig zu
erkennen, in welche Richtung sich der Arbeitsmarkt
fur Menschen mit Behinderung entwickelt hat. Dies ist
der Fall, wenn beispielsweise in einem Jahr die Anzahl
an Schwerbehinderten im erwerbsfahigen Alter ins
gesamt in groBerem Umfang ansteigt als die Anzahl
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arbeitsloser Schwerbehinderter. Dann wird die Statis
tik der Bundesagentur fur Arbeit in diesem Jahr neben

dem Anstieg der Anzahl arbeitsloser Schwerbehin

derter gleichzeitig eine sinkende Arbeitslosenquote
bei Schwerbehinderten ausweisen.

Ein weiterer Vorteil dieses Ansatzes ist: Im Zeitablauf
kann man erkennen, wie sich die Indikatoren relativ zu
einander entwickeln. Dadurch kénnen die Felder, auf
denen Fortschritte erzielt wurden, von denen unter
schieden werden, auf denen weiter Handlungsbedarf

besteht.

Hier die Indikatoren im Einzelnen:

Indikatoren Quelle Berichtsjahr Periodizitdt  Erstellungsdatum
Beschaftigungsquote Bundesagentur Arbeitsmarkt in Zahlen
Schwerbehinderter far Arbeit (BA) Beschangg;gsmatsuk jahrlich Marz 2020
Zahl der Arbeitslosen Bundesagentur  Amtliche Nachrichten der Shrlich Juli 2020
Schwerbehinderten fur Arbeit (BA) BA, Arbeitsmarkt 2019 J
Anteil der Langzeitarbeitslosen Bundesagentur Amtliche Nachrichten der
an allen Arbeitslosen Schwer- fUrArbe%(BA) BA, Arbeitsmarkt jahrlich Juli 2020
behinderten 2019
Arbeitslosenquote der Schwer- Bundesagentur  Amtliche Nachrichten der N .
behinderten fur Arbeit (BA) BA, Arbeitsmarkt 2019 jahrlich Juli 2020
ALQ der Schwerbehinderten Bundesagentur  Amtliche Nachrichten der N .
. ) N ; ) jahrlich Juli 2020
in % der Allgemeinen ALQ fur Arbeit (BA) BA, Arbeitsmarkt 2019
: ° fir Arbeit (BA)  BA, Arbeitsmarkt 2019 J
allgemeinen Dauer
Erwerbsquote der Bundesagentur  Amtliche Nachrichten der N .
Schwerbehinderten fur Arbeit (BA) BA, Arbeitsmarkt 2018 Jahrlich Juli 2020
Bundesarbeits
gemeinschaft
Antrage auf Kindigung der Integrations BIH-Jahresbericht N
Schwerbehinderter amter und 2019/2020 jahrlich August 2020
Hauptfirsorge
stellen (BIH)
Anteil Der Arbeitgeber, die Bundesagentur Arbeitsmarkt in Zahlen
mindestens einen Pflicht- fiir Arbegc (BA) Beschaftigungsstatistik jahrlich Marz 2020
arbeitsplatz besetzen 2018
Anteil der Arbeitgeber, die alle Bundesagentur Q;:Cekl];r;amt Igsfsgéi?k Shrlich Msrz 2020
Pflichtarbeitsplatze besetzen fur Arbeit (BA) gung )
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Die Beschaftigtenstatistik schwerbehinderter Men
schen stellt auf die Daten ab, die der Bundesagentur
fur Arbeit im Rahmen des Anzeigeverfahrens gemaf
§ 163 Abs. 2 SGB IX in der aktuellen Fassung zur
Berechnung des Umfangs der Beschaftigungspflicht,
zur Uberwachung ihrer Erfillung und zur Berechnung
einer unter Umstanden falligen Ausgleichsabgabe
anzuzeigen sind. Unternehmen mit mindestens 20
Arbeitsplatzen mussen ihre Anzeige jahrlich bis zum
31. Marz bei der Agentur fur Arbeit einreichen. Die
Veroffentlichung vom Frihjahr 2020 weist fir das Jahr
2018 eine Gesamtzahl von 168.693 Unternehmen aus,
die unter die Beschaftigungspflicht fielen (Vorjahr:
164.631 Unternehmen). Bei ihnen waren zum Stichtag
1.128.771 Schwerbehinderte beschaftigt (Vorjahr:
1.101.131). Das Beschaftigungssoll betrégt 1.178.857,
sodass sich eine Llcke von 50.086 Personen ergibt
(Vorjahr: 44.980). Diese noch einmal groBer werdende
Beschaftigungslicke gilt es zu schlieBen, um zumin
dest die gesamtwirtschaftliche Pflichtquote von funf
Prozent zu erfillen.

Schwerbehinderte und diesen gleichgestellte Men
schen mit einer Behinderung, die bei Arbeitgebern
mit weniger als 20 Mitarbeitern beschaftigt sind,
werden Uber das Anzeigeverfahren grundsétzlich
nicht erfasst. So ist die Beschaftigungsstatistik zum
Gesamtumfang der Beschaftigung schwerbehinderter
Menschen nur eingeschrankt aussagekraftig.

Die Arbeitgeber, die weniger als 20 Arbeitnehmer
beschaftigen und von der gesetzlichen Pflichtquote
befreit sind, missen nur alle funf Jahre und nur nach
Aufforderung durch die Bundesagentur fur Arbeit im
Rahmen einer reprasentativen Teilerhebung (Stichpro
benerhebung) Anzeige erstatten. Die aktuelle ,Teil
erhebung nach § 80 Abs. 4 SGB IX zur Beschéftigung
schwerbehinderter Menschen bei nicht anzeigepflich
tigen Arbeitgebern”in der alten Fassung, veroéffent
licht im April 2017, weist fUr das Jahr 2015 eine Ge
samtzahl von 167.700 Beschaftigten mit Behinderung
in Deutschland aus. Gegenuber dem Jahr 2010 ist dies
eine Zunahme von fast 30.000 Personen.

Inklusionsbarometer

Die zehn Teilindikatoren werden jeweils berechnet,
indem der aktuelle Wert in Beziehung zu einem
Funf-Jahres-Durchschnittswert gesetzt wird (2006
10). Da das Inklusionslagebarometer in diesem Jahr
zum achten Mal berechnet wird, wird der historische
Funf-Jahres-Durchschnittswert unverandert Uber
nommen. So sind die aktuellen Ergebnisse mit denen
des Vorjahres vergleichbar. Fur diesen Funf-Jah
res-Durchschnitt als Basis spricht, dass damit das
Risiko einer Verzerrung durch die Wahl eines einzigen
Basisjahres (Normaljahr) minimiert wird.

Aktueller Wert

Indikator =
Funf-Jahres-
Basisdurchschnittswert

Liegt der Wert Uber 100, ist die aktuelle Lage besser

als im Funf-Jahres-Basiszeitraum, liegt der Wert unter
100, hat sich die Lage fur Menschen mit Behinderung

auf dem ersten Arbeitsmarkt verschlechtert.
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Die Werte fur die Teilindikatoren lauten:

Indikatoren Teilindikator-Wert - Aktueller Wert Flinf-Jahres-9
Beschaftigungsquote ) o o
Schwerbehinderter 106,0 462% 4,36%
Zahlder Arbeitslosen 1110 gespiegelt* 154.696 173722

Schwerbehinderten

Anteil der Langzeitarbeitslosen
an allen Arbeitslosen Schwer- 109,7 gespiegelt* 41,61 % 46,07 %
behinderten

Arbeitslosenquote der

Schwerbehinderten 126,8 gespiegelt 10,90 % 14,90 %

ALQ der Schwerbehinderten

in % der Allgemeinen ALQ 82,3 gespiegelt 175,80 % 149,33 %

Dauer der Arbeitslosigkeit
Schwerbehinderter in % der 99,9 gespiegelt* 139,50 % 139,44 %
allgemeinen Dauer

Erwerbsquote der

Schwerbehinderten 1183 - 44,00 % 3720%

Antrage auf Kindigung

Schwerbehinderter 1148 gespiegelt 22436 26.338

Anteil der Arbeitgeber, die
mindestens einen Pflicht- 102,9 - 74,50 % 72,40%

arbeitsplatz besetzen

Anteil der Arbeitgeber, die alle

Pflichtarbeitsplatze besetzen 1043 ) 39,20% 3760%

* gespiegelt: Indikatorwert wird an der 100er-Achse gespiegelt, um die negative/positive Veranderung deutlich zu machen.
Beispiel: Die Abnahme der Zahl arbeitsloser Schwerbehinderter von 156.621 auf 154.696 wirde einen negativen Indikatorwert
von 89,0 ergeben, stellt aber tatsachlich eine Verbesserung dar. Der Wert betragt demnach 111,0.
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2.3.
Ergebnisse

Abb. 1: Inklusionslagebarometer

Gesamtwert 2020 =107,6

(Vorjahreswert: 107,7)

Verschlechterung Verbesserung

0 50 100 150 200
Quellen: eigene Berechnungen, Basisdaten: BfA, BIH

Werden alle zehn Teilindikatoren bei der Berechnung
des Barometers gleich gewichtet (jeweils zehn Pro
zent), betragt der aktuelle Wert des Inklusionslageba
rometers 107,6 nach 107,7 im Vorjahr. Damit stagniert
der Wert auf einem hohen Niveau, denn im vergange
nen Jahr war ein Rekordwert erreicht worden. Doch

in 2019 ist der Inklusionsprozess ins Stocken geraten,
nicht zuletzt, weil sich die ,GroBwetterlage” auf dem
Arbeitsmarkt eingetribt hat.

Inklusionsbarometer
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Abb. 2: Indikatorwerte Inklusionslagebarometer

Veradnde-

Indikatoren Aktueller Wert 2020 Werte 2019 rung

zum Vorjahr
Beschéaftigungsquote Schwerbehinderter 106,0 h 106,2 h *
Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten 111,0 [ 109,8 [ 4
Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen e e
arbeitslosen Schwerbehinderten 1097 1058 *
Arbeitslosenquote der Schwerbehinderten 126,8 (S 124.8 (I ’
Arbeitslosenquote der Schwerbehinderten
in % der allgemeinen ALQ 82,3 | 84,6 | +
Dauer der Arbeitslosigkeit Schwerbehin e e
derterin % der allgemeinen Dauer 29,9 1006 *
Erwerbsquote der Schwerbehinderten 118,3 [ 115,9 (I 4
Antrage auf Kiindigung Schwerbehinderter 114,8 (I 121,5 (I *
Anteil der Arbeitgeber, die mindestens e e
einen Pflichtarbeitsplatz besetzen 1029 1027 *
Anteil der Arbeitgeber, die alle Pflicht e e
arbeitsplatze besetzen 104.3 1053 *
Gesamtwert 107,6 P 107,7 P v

Quellen: eigene Berechnungen, Basisdaten: BfA, BIH

Funf Indikatoren haben sich im Vergleich zum Vorjahr
verbessert, funf Indikatoren fielen schlechter aus.
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Die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten ist im
Jahr 2019 auf ein Rekordtief von 154.696 gesunken
(Vorjahr: 156.621). Durch diese positive Entwicklung
stieg der Indikatorwert von 109,8 auf 111,0. Korre
spondierend dazu sank die Arbeitslosenquote der
Schwerbehinderten ein weiteres Mal von 11,2 Prozent
auf nun 10,9 Prozent. Der Indikatorwert erreicht in
diesem Jahr 126,8 (Vorjahr: 124,8). Diese Entwicklung
ist auf die noch gute konjunkturelle Lage im Jahr 2019
zurUckzufihren. Allerdings verlangsamt sich der Ab
bau der Arbeitslosigkeit, es zeigen sich erste Spuren
einer konjunkturellen Abschwéchung; der zehn Jahre
andauernde Wirtschaftsaufschwung lief im vergange
nen Jahr aus: War die Zahl der arbeitslosen Schwerbe
hinderten im Jahr 2018 noch um fast 6.000 gesunken,
so ging sie im vergangenen Jahr nur noch um knapp
2.000 zurick. Auch die Arbeitslosenquote sank nicht
so stark wie in den Vorjahren.

Die Frihverrentung hat noch immer einen gro3en
Einfluss auf die Hohe der Arbeitslosenzahl und
-quote. 44 Prozent der schwerbehinderten Menschen
in Arbeitslosigkeit waren nach den jingsten Angaben
der Bundesagentur fur Arbeit mindestens 55 Jahre
alt, wahrend bei allen arbeitslosen Erwerbspersonen
diese Altersgruppe nur halb so stark vertreten ist

(22 Prozent).! Im Regelfall geht dem Eintritt in den
vorgezogenen Ruhestand eine Phase des Bezugs
von Arbeitslosengeld voraus.

Insgesamt profitieren Menschen mit Behinderung —
wie bereits in den meisten Jahren zuvor — offenbar
nicht im selben Umfang von der guten wirtschaftli
chen Lage wie Menschen ohne Behinderung. Denn
auch die allgemeine Arbeitslosenquote ging 2019 im
Vergleich zum Vorjahr von 5,2 auf 5,0 Prozent zuriick.
Der Abstand zur Quote der Schwerbehinderten wird
damit erneut groRer. Entsprechend sank der Indika
torwert fur die Arbeitslosenquote der Schwerbehin
derten in Prozent der allgemeinen Arbeitslosenquote
von 84,6 auf den absoluten Tiefstand von 82,3.2 Aller
dings deutet die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen
im laufenden Jahr darauf hin, dass sich die Schere in

1 Bundesagentur fir Arbeit (2020): Statistik Arbeitsmarkt fur
Menschen mit Behinderung, Deutschland 2019, Niarnberg.

2 Fur die Berechnung des Inklusionsbarometers wird die
Quote, der ,personentbergreifenden Referenzgruppe®.

Inklusionsbarometer

2020 etwas schlieBen konnte: Aufgrund der Coro
na-Pandemie erhéhen sich zwar die Arbeitslosenzah
len bei Menschen mit Behinderung, jedoch steigt die
Anzahl der Arbeitslosen in der Gesamtbevolkerung im
Vergleich dazu noch deutlicher (siehe Kapitel 2.5.).

Erfreulich: Die Erwerbsquote ist erneut angestiegen,
sie liegt nun bei 44,0 Prozent. Der Indikator verbessert
sich von 115,9 auf 118,3. Der Anstieg ist vor allem auf
einen Zuwachs bei den Beschaftigten zurtckzufuhren.
1.267.752 Menschen hatten einen Arbeitsplatz im ers
ten Arbeitsmarkt, ein Zuwachs von 26.411 gegenuber
dem Vorjahr. Die Bundesagentur fir Arbeit kam im
vergangenen Jahr in ihrem Bericht unter anderem zu
dem Ergebnis, dass die Beschaftigung schwerbehin
derter Menschen ,in den letzten Jahren kontinuierlich
gestiegen ist” und ,starker zugenommen® hat als die
Zahl der Menschen mit Behinderung in der Bevol
kerung.® Tatsachlich steigt die Erwerbsbeteiligung,
wahrend der Anteil der Menschen mit Behinderung

im erwerbsfahigen Alter zwischen 15 und 65 Jahren
leicht zurlckgeht.

Die Antrage auf Kiindigung Schwerbehinderter

bei den Integrationsédmtern liegen mit 22.436 zwar
deutlich unter dem Durchschnitt der Basisjahre, aber
erstmals seit 2013 hoher als im Vorjahr (Vorjahr:
20.945). Der Indikator verschlechtert sich deutlich
von 121,5 auf 114,8. Eine Erklarung kénnte sein: Mehr
Unternehmen als in den Vorjahren planen infolge der
konjunkturellen Eintribung im Verlauf des Jahres
2019 Entlassungen.

Der Anteil der Arbeitgeber, die mindestens einen oder
alle Pflichtarbeitsplatze besetzen, variiert nur leicht
zum vergangenen Jahr. So erhohte sich der Anteil der
Unternehmen, die mindestens einen Pflichtarbeits
platz besetzen, minimal von 74,4 auf 74,5 Prozent,
wodurch der Indikatorwert auf 102,9 steigt (Vorjahr:
102,7). Der Anteil der Arbeitgeber, die alle Pflichtar
beitsplatze besetzen, sank jedoch erneut, wenn auch
moderat, von 39,6 auf 39,2 Prozent. Der Indikatorwert
fiel daher von 105,3 auf 104,3.

3 Bundesagentur fir Arbeit. (2019). Berichte: Blickpunkt
Arbeitsmarkt, April 2019: Situation schwerbehinderter
Menschen, S. 4.
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Haufig begriinden Unternehmen die Nichtbesetzung
der Pflichtarbeitsplatze damit, dass sich Menschen
mit Behinderung nicht auf die ausgeschriebenen Stel
len bewerben wirden. Kritiker halten diese Argumen
tation allerdings fir nicht stichhaltig. Es gebe viele
Initiativen und Netzwerke, die Kontakte zu Menschen
mit Behinderung herstellen kénnten, um geeignete
Bewerber zu identifizieren. Viele Unternehmen nutzen
diese Angebote jedoch nicht und bezahlen stattdes
sen die vorgeschriebene Ausgleichsabgabe, die fir
jeden unbesetzten Pflichtarbeitsplatz zu leisten ist.#
Hinzu kommt: Oft fehlen auch die Kenntnisse Uber
Fordermoglichkeiten. Das gilt insbesondere fir Klein-
und mittelstandische Unternehmen, die zudem haufig
nicht Uber die entsprechenden Strukturen verflgen,
um Inklusion zu forcieren.

Kleine Rickschritte gab es auch bei der Beschéfti
gungsquote Schwerbehinderter. Sie sank erneut leicht
auf 4,62 Prozent (Vorjahr: 4,63 Prozent) und entfernt
sich somit weiter von der gesetzlich vorgeschriebenen
Funf-Prozent-Quote. Der Indikator sank um 0,2 Punkte
auf 106,0. Auffallend bleibt der Unterschied zwischen
offentlichen und privaten Arbeitgebern: Wahrend die
offentlichen Arbeitgeber die Mindestquote mit 6,5
Prozent Ubererfillen, tun sich private Unternehmen
nach wie vor schwer mit der Pflichtquote. Sie liegen
mit 4,1 Prozent deutlich unter dem Soll.

Nach den aktuell verfiigbaren Zahlen von 2018 fallen
168.693 Unternehmen unter die Beschaftigungs
pflicht. Dies sind 4.062 mehr als im Vorjahr. Lediglich
knapp 600 dieser Unternehmen haben zwischen 20
und 39 Beschaftigte. Demgegentber haben mehr
als 1.700 Unternehmen zwischen 60 und 249 Be
schéaftigte. Sie besetzen nun erstmals (mindestens)
einen Pflichtarbeitsplatz. Diese mittelstéandischen
Unternehmen — das Ruckgrat der deutschen Volks
wirtschaft — wurden bisher nur unzureichend in den
Inklusionsprozess einbezogen und bieten ein grof3es
Potenzial fUr steigende Beschaftigungszahlen von
Menschen mit Behinderung.

4 Vgl. Siddeutsche Zeitung, 29.9.2020.
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Ein gravierendes Problemfeld bleibt die Langzeitar
beitslosigkeit. So konnte zwar der Anteil der Lang
zeitarbeitslosen (d. h. die Arbeitslosen, die min
destens ein Jahr auf Beschaftigungssuche sind) an
allen Arbeitslosen mit Schwerbehinderung von 43,4
Prozent auf nun 41,6 Prozent gesenkt werden — damit
entwickelt sich der Indikatorwert positiv von 105,8 auf
nun 109,7. Allerdings ist die Dauer der Arbeitslosig
keit Schwerbehinderter im Verhaltnis zur allgemeinen
Dauer wieder angestiegen: Der Indikatorwert sank
leicht auf 99,9 (Vorjahr: 100,6). Er liegt damit wie

der auf dem Niveau der Basisjahre. Die Fortschritte

in puncto Langzeitarbeitslosigkeit fallen demnach
kleiner aus, als auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.
Hier sank der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen
Arbeitslosen auf 32,1 Prozent (Vorjahr: 34,8 Prozent).
Damit bleibt die Situation fur Langzeitarbeitslose mit
Behinderung insgesamt wesentlich schwieriger als
die ihrer Mitmenschen ohne Behinderung. Zudem
sind Menschen mit Behinderung im Durchschnitt 353
Tage arbeitslos. Das sind sechs Tage weniger als
2018 — und doch ist dieser Zeitraum immer noch 100
Tage langer als bei Menschen ohne Behinderung (253
Tage).

Die Abgangsrate fur schwerbehinderte Menschen lag
in 2019 bei 20,1 Prozent. Das heil3t, gut ein Funftel der
Arbeitslosen hat im vergangenen Jahr einen neuen
Arbeitsplatz gefunden. Gegeniber dem Vorjahr hat
die Abgangsrate leicht um 0,2 Prozentpunkte zuge
nommen. Von 100 arbeitslosen Schwerbehinderten
haben demnach 20 Arbeitsuchende im vergangenen
Jahr eine neue Stelle gefunden. Im Vergleich dazu lag
die Abgangsrate von Menschen ohne Behinderung
mit 26,6 Prozent in 2019 deutlich hoher: Hier haben
fast 27 von 100 Arbeitslosen eine neue Beschafti
gung gefunden.® Das bedeutet, schwerbehinderten
Menschen, die einmal arbeitslos sind, fallt eine neue
Beschaftigungsaufnahme deutlich schwerer als Ar
beitslosen ohne Behinderung.

5 Bundesagentur fur Arbeit (2020): Statistik Arbeitsmarkt fir
Menschen mit Behinderung, Deutschland 2019, Nurnberg.



Das Problem: Die Dauer der Arbeitslosigkeit kann
selbst als wesentliches Vermittlungshemmnis wirken,
gewissermafen selbstverstarkend.® Griinde hierfir
sind unter anderem die unterschiedlichen Altersstruk
turen, denn Menschen mit einer Schwerbehinderung
sind im Durchschnitt alter. Damit besitzen sie in der
Sprache der Arbeitsvermittler ,multiple Vermittlungs
hemmnisse®: hoheres Lebensalter und Schwerbehin
derung, zusatzlich zu moglichen weiteren Hemmnis
sen wie Qualifikationseinschrankungen.

Auch infrastrukturelle Hindernisse fur Menschen mit
Behinderung kénnen den Zugang zum Arbeitsmarkt
erschweren. Steht zum Beispiel nur ein begrenzter
oder gar kein barrierefreier 6ffentlicher Nahverkehr
zur Verflgung, kann es selbst innerhalb einer Stadt
schwierig werden, den potenziellen Arbeitsplatz zu
erreichen.” Zudem schréanken fehlende Infrastruktu
ren haufig auch die bundesweite Mobilitat stark ein,
sodass fur Menschen mit Behinderung ein Umzug in
Regionen mit hohem Arbeitskraftebedarf problema
tisch sein kann.®

Das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit steigt, je mehr
solcher Vermittlungshindernisse vorliegen. Die infolge
der Corona-Pandemie in Gang gekommene Diskussi
on Uber eine Ausweitung der Home-Office-Moglich
keiten konnte jedoch diese infrastrukturellen Hemm
nisse fur einen Teil der Erwerbstatigen beseitigen
oder zumindest verringern (siehe Kapitel 2.5.).

6 Klingert, Isabell/ Lenhart, Julia. (2018). Jobcenter-Strategien
zur Arbeitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen,
IAB-Forschungsbericht 3/2017, S. 16.

7 Klingert, Isabell/ Lenhart, Julia. (2018). Jobcenter-Strategien
zur Arbeitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen,
IAB-Forschungsbericht 3/2017, S. 18.

8 Kubis, Alexander/ Rebien, Martina (2019). Langzeitarbeitslo-

sigkeit in Zeiten von Fachkrafteengpassen, Wirtschaftspoliti-
sche Blatter, Jg. 66, H. 1,S. 39-57, 45.
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24.
Die Regionen im Vergleich

Bei der Fortschreibung der regionalen Analyse wer
den die Ergebnisse der Bundeslander Baden-Wrt
temberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nord
rhein-Westfalen sowie der Region Ostdeutschland
(Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen) miteinander
verglichen. Damit werden Uber 85 Prozent der deut
schen Bevolkerung abgedeckt. Durch den Vergleich
von Bundeslédndern und Regionen unterschiedlicher
Wirtschaftsstarke und -struktur gewinnt man ergan
zende und differenzierende Erkenntnisse, die das Bild
der aggregierten Makroebene scharfen.
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Abb. 3: Inklusionslagebarometer regional 2020
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Abb. 4: Inklusionslagebarometer regional 2019
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Im Gegensatz zum Vorjahr konnten nicht alle Regio
nen ihren Wert verbessern. Bayern lag knapp, Nord
rhein-Westfalen jedoch deutlich unter dem Ergebnis
von 2019. Die Spitze verteidigt ein weiteres Mal die
Region Ostdeutschland mit einem Wert von 113,9
(Vorjahr: 112,8). Dahinter folgen Bayern mit 109,3
(Vorjahr: 109,4), Hessen mit 108,0 (Vorjahr: 107,4) und
Niedersachsen, das sich mit 1074 (Vorjahr: 105,9) am
starksten verbessern konnte, sowie Baden-Wirt
temberg mit 107,0 (Vorjahr: 107,8). Neues Schlusslicht
ist Nordrhein-Westfalen mit einem Wert von 105,4
(Vorjahr 107,7). Grinde fur das schlechte Abschneiden
des bevolkerungsreichsten Bundeslands sind der
starke Anstieg der Neuantrage auf Kiindigung sowie
die deutlich gesunkene Erwerbsquote.

In fUnf der sechs Regionen ist die Arbeitslosenquote
im Vergleich zum Vorjahr gesunken — in Bayern blieb
sie unverdndert. Am niedrigsten ist sie in Baden-Wirt
temberg mit 8,0 Prozent, gefolgt von Hessen mit 8,4
Prozent. Auch Bayern erreicht mit 8,9 Prozent erneut
eine einstellige Arbeitslosenquote. Auf den hinteren
Platzen liegen Niedersachsen (10,4 Prozent), Ost
deutschland (12,4 Prozent) und Nordrhein-Westfalen
(13,7 Prozent).? Dabei sank die Arbeitslosenquote
der Schwerbehinderten in vier Bundeslandern sogar
starker als die allgemeine Arbeitslosenquote. In den
beiden gro3ten Regionen allerdings 6ffnete sich die
Schere weiter: Der Indikatorwert fur die Arbeitslosen
quote der Schwerbehinderten in Prozent der allge
meinen Arbeitslosenquote fallt in Ostdeutschland
von 104,0 auf 102,8, in Nordrhein-Westfalen sogar
von 88,2 auf 85,5.

9 Die Arbeitslosenquoten sind vom HRI berechnet, da die
Bundesagentur fur Arbeit keine Quoten auf Ebene der
Bundeslénder ausweist.
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Die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten ist
lediglich in vier Regionen weiter gesunken. In Bay

ern und Nordrhein-Westfalen hat sich die Zahl der
Arbeitslosen dagegen leicht erhoht. Die nachlas
sende gesamtwirtschaftliche Dynamik ist nicht mehr
stark genug, um in allen Regionen des Landes die
Arbeitslosenzahlen zu senken. Einen positiven Trend
stellt der Rickgang der Dauer der Arbeitslosigkeit

in vier Regionen bzw. eine Annéherung der Such
dauer von Menschen mit und ohne Behinderung in
zumindest drei von sechs Regionen dar. Lediglich in
Niedersachsen sind Schwerbehinderte langer als vor
einem Jahr arbeitsuchend, in Nordrhein-Westfalen
genauso lange wie zuvor. In Ostdeutschland bendti
gen die arbeitslosen Schwerbehinderten immer noch
ein Drittel mehr Zeit, um eine neue Beschaftigung zu
finden. Wahrend hier Menschen ohne Behinderung im
Durchschnitt 261 Tage arbeitslos waren, waren es flr
Menschen mit Behinderung 349 Tage (88 Tage mehr).
In Nordrhein-Westfalen dauert es noch langer: 432
Tage fur Menschen mit Behinderung versus 315 Tage
fir Menschen ohne Behinderung. In Bayern suchen
schwerbehinderte Arbeitslose zwar weniger lang als
in anderen Bundeslandern, bendtigen jedoch immer
noch fast zwei Drittel mehr Zeit bis sie einen Job
haben als ihre Kolleginnen und Kollegen ohne Behin
derung (282 Tage statt 169 Tage).

Auch wenn sich der Abstand zwischen Arbeitsuchen
den mit und ohne Behinderung ein Stlick weit verrin
gert, zeigen die Zahlen, dass Menschen mit Behin
derung immer noch wesentlich mehr Zeit bendtigen,
um eine neue Arbeitsstelle zu finden. Im Durchschnitt
suchen sie ebenso wie im Vorjahr 100 Tage langer als
ihre Kollegen ohne Behinderung. Hier besteht weiter
hin groBer Handlungsbedarf, um auf der einen Seite
Arbeitsuchende mit Behinderung besser zu unterstit
zen und auf der anderen Seite mogliche Vorurteile
seitens potenzieller Arbeitgeber abzubauen.



Die Antrage auf Kiindigung sind im vergangenen
Jahr nurin zwei der sechs Regionen gesunken —in
Ostdeutschland und in Niedersachsen — und auch
dort nur leicht. Den gréBten Rickschritt hat Nord
rhein-Westfalen gemacht: Hier ist die Anzahl der
Antrage von 5.337 auf 6.092 angestiegen; der Indika
torwert sank von 120,2 auf 109,0. Baden-Wirttem
berg verschlechterte sich ebenfalls von 130,2 auf
121,9 (2.725 Antrage auf Kindigung im Vergleich zu
2.437 im Vorjahr). Den niedrigsten Wert weist erneut
Bayern auf. Der Wert sank einmal mehr von 103,8 auf
100,0. ZurUckzufthren ist dies auf eine Zunahme der
Kindigungsantrage von 3.421 auf 3.557.

Negativ sticht heraus, dass die Beschaftigungsquote
insgesamt noch immer nicht die gesetzlich vorge
schriebenen funf Prozent erreicht hat. Immerhin ist
sie jedoch nur in zwei Regionen zuriickgegangen: In
Baden-Wirttemberg sank sie von 4,26 im Vorjahr auf
nun 4,19 Prozent, in Ostdeutschland von 4,53 auf 4,50
Prozent. Lediglich Hessen und Nordrhein-Westfa

len (5,15 Prozent) Uberschritten — wie bereits in den
Vorjahren — die Flnf-Prozent-Marke. Beim Spitzen
reiter Hessen stieg die Quote leicht von 5,14 auf 5,16
Prozent an. Auch Niedersachsen konnte sich leicht
verbessern, liegt mit 4,23 Prozent aber immer noch
deutlich unter der geforderten Beschaftigungsquote.

Inklusionsbarometer

Die Situation der Langzeitarbeitslosen mit Behin
derung ist weiterhin angespannt. lhr Anteil an allen
arbeitslosen Schwerbehinderten ist zwar in fast allen
Regionen gesunken —in Ostdeutschland verharrt er
bei 42,3 Prozent —, liegt jedoch Uberall immer noch
deutlich Gber dem Anteil der Langzeitarbeitslosen an
arbeitslosen Menschen ohne Behinderung. In Nord
rhein-Westfalen betragt der Anteil der Langzeitar
beitslosen an allen arbeitslosen Schwerbehinderten
beispielsweise 47,5 Prozent gegeniber einem Anteil
von 38,7 Prozent bei allen Arbeitslosen. In Nieder
sachsen sind es 43,4 Prozent im Vergleich zu 34,0
Prozent. In Bayern sind dagegen immerhin ,,nur” 34,0
Prozent der Arbeitslosen mit Behinderung langzeit
arbeitslos. Hier macht sich offenbar die deutlich bes
sere Arbeitsmarktlage in Bayern, die auch Menschen
mit Behinderung mehr Beschaftigungsmoglichkeiten
eroffnet, positiv bemerkbar. Trotzdem: Auch in dem
stddeutschen Bundesland liegt mit 20,7 Prozent der
Anteil der Langzeitarbeitslosen an nichtbehinderten
Arbeitslosen deutlich niedriger.
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2.5.
Das Coronavirus und der Arbeitsmarkt

Das Corona-Virus hat in Deutschland zur tiefsten
Wirtschaftskrise seit dem Ende des Zweiten Welt
kriegs gefihrt. Laut der jungsten Konjunkturprognose
des Handelsblatt Research Institutes (HRI) vom Sep
tember 2020 schrumpft das Bruttoinlandsprodukt,

d. h. die Summe der gesamtwirtschaftlichen Leistung,
in diesem Jahr um 6,6 Prozent.

Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt sind gravie
rend. In diesem Jahr dirften laut HRIim Jahresdurch
schnitt 2,75 Millionen Menschen arbeitslos sein, das
ware eine halbe Million mehr als im Vorjahr. Im Jahr
2021 durfte die Arbeitslosigkeit zundchst weiter an
steigen und im Jahresmittel bei 3,13 Millionen liegen.
Das ware dann der hochste Stand seit 2010, als die
Zahl der Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt bei 3,23
Millionen lag.’® Entwickelt sich die Arbeitslosigkeit der
Menschen mit Behinderung im Gleichschritt, dann er
hoht sich ihre Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt
2020 auf knapp 189.000. Im nachsten Jahr wirde die
Arbeitslosigkeit unter diesen Annahmen auf Uber
200.000 Personen ansteigen. Allerdings sinkt der
Anteil der schwerbehinderten Arbeitslosen an allen
Arbeitslosen, sodass diese Maximalwerte mit gro3er
Wahrscheinlichkeit nicht erreicht werden (vgl. Abb. 8
auf Seite 23). Trotzdem konnte die Arbeitslosenzahl
am Ende dieses Jahres bei knapp 180.000 liegen.
Aktuell (Oktober 2020) gibt es bereits knapp 174.000
arbeitslose Schwerbehinderte.

Erschwerend kommt hinzu, dass sich 2019 das Ende
des zehn Jahre andauernden Wirtschaftsaufschwungs
in Deutschland abzeichnete. Die Corona-Krise also auf
eine Volkswirtschaft und einen Arbeitsmarkt traf, die
sich bereits im konjunkturellen Abschwung befunden
haben.

10 Handelsblatt, 18.9.2020.
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Zudem befindet sich der deutsche Arbeitsmarkt aktu
ell in einem Prozess des sich beschleunigenden tech
nologischen Wandels (Digitalisierung, Elektrifizierung
des Automobilverkehrs), was vortbergehend zu einer
hoheren Arbeitslosigkeit fihren konnte. In Kombina
tion mit der Corona-Rezession konnte es ,typischer
weise zur Verfestigung von Arbeitslosigkeit kommen,
so der skeptische Ausblick des Instituts flr Arbeits
markt- und Berufsforschung (IAB) aus Nirnberg.*

Von dieser negativen Entwicklung sind auch die Men
schen mit Behinderung betroffen. Bereits im Jahr 2019
zeigten sich erste Spuren einer konjunkturellen Ab
schwachung auf dem Arbeitsmarkt, die auf die schlep
pende Konjunkturentwicklung zurtickzufihren waren:
So ist die Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt nur
noch um knapp 2.000 zuriickgegangen, im Jahr davor
waren noch fast 6.000 Arbeitslose weniger zu ver
zeichnen. Gleichzeitig stieg 2019 zum ersten Mal seit
2013 die Zahl der Antrage auf Zustimmung zur Kindi
gung schwerbehinderter Menschen bei den Integrati
onsamtern wieder an. Ein Anzeichen daflr, dass mehr
Unternehmen als zuvor Entlassungen planen.

Zwar sank die Arbeitslosenzahl saisonal bedingt in
den ersten drei Monaten des Jahres 2020, lag jedoch
bereits leicht Uber den Werten des Jahres 2019 (vgl.
Abb. 5).

11 IAB-Forum 3.9.2020: Befunde der IAB-Forschung zur
Corona-Krise — Zwischenbilanz und Ausblick, S. 8.
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Abb. 5: Arbeitslosenzahl der Schwerbehinderten in Deutschland
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Nach der Verkindung des bundesweiten Lockdowns  Im April 2019 war die Arbeitslosenzahl im Vergleich

Mitte Marz 2020 — durch den das Wirtschaftsleben zum Vormonat Marz noch um mehr als 2.000 gesun
weitgehend eingefroren wurde, um die Ausbreitung ken. Im April 2020 dagegen stieg die Arbeitslosigkeit
der Pandemie zu verhindern oder zumindest zu im Vergleich zum Vormonat um mehr als 10.000 auf
verlangsamen — zeigen die beiden Zeitreihen einen knapp 168.000 Personen an. Im Oktober 2020 betrug
deutlich unterschiedlichen Verlauf. die Arbeitslosenzahl 173.709 und lag damit mehr als

20.000 Personen bzw. 13,1 Prozent hoher als im Okto
ber 2019; der Ruckgang gegenlber dem Vormonat ist
saisonal bedingt. Damit liegt die Zahl der Arbeitslosen
aktuell so hoch wie im Durchschnitt des Jahres 2016.
Das bedeutet, die seitdem gemachten Fortschritte bei
der Einbindung von Menschen mit Behinderung in den
allgemeinen Arbeitsmarkt sind durch die Folgen der
Corona-Pandemie zunichte gemacht.
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Vom Anstieg der Arbeitslosenzahlen sind alle Bun

deslander betroffen, wie der Vergleich der Werte fir

Oktober 2019 und Oktober 2020 zeigt (vgl. Abb. 6).

Abb. 6: Arbeitslosenzahlen der Schwerbehinderten im Oktober 2019 und Oktober 2020
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Allerdings gibt es Regionen, die deutlich starker
betroffen sind als andere (vgl. Abb. 7).

Abb. 7: Anstieg der Arbeitslosenzahlen der Schwerbehinderten
zwischen Oktober 2019 und Oktober 2020
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Quellen: Bundesagentur, eigene Berechnung
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Das IAB hat herausgearbeitet, dass von der negativen
Arbeitsmarktentwicklung vor allem solche Regionen
betroffen sind, in denen Branchen angesiedelt sind,
die unter dem Lockdown stark zu leiden hatten.!?
Allerdings ist dies nicht der einzige Grund der regional
unterschiedlichen Entwicklung.

In den wirtschaftlich starken und industriell geprag
ten Regionen im Stden und Stdwesten — Bayern,
Baden-Wirttemberg und Hessen — steigen die
Arbeitslosenzahlen starker als in anderen Teilen
Deutschlands. Hier Uberlagern sich die durch die
Corona-Pandemie bedingte Konjunkturkrise und die
Strukturkrise, zum Beispiel in der Automobil- und
Automobilzulieferindustrie sowie im Maschinenbau.
Die Arbeitslosenzahlen stiegen an, weil z. B. befristete
Arbeitsverhaltnisse nicht verlangert wurden.

Daneben lagen auch im Stadtstaat Hamburg und im
Bundesland Schleswig-Holstein die Zuwachse der
Arbeitslosenzahlen Gber dem westdeutschen Durch
schnitt. Beide Regionen sind stark vom Tourismus
gepragt, zudem arbeiten viele Schleswig-Holsteiner
in Hamburg. Den geringsten Anstieg verzeichnen die
ostdeutschen Bundeslénder, Bremen und das Saar
land.

12 Vgl.IAB-Forum 4.9.2020, Warum der coronabedingte
Anstieg der Arbeitslosigkeit in manchen Regionen
deutlich hoher ausfallt als in anderen.
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Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt waren ver
mutlich noch gravierender, d. h. die Arbeitslosenzahl
hoher, wenn die Bundesregierung nicht eine gro3zU
gige Kurzarbeiterregelung in Kraft gesetzt hatte, die
es den Unternehmen ermoglicht, bis Ende des Jahres
2021 auf betriebsbedingte Kiindigungen zu verzich
ten. Das IAB hat im Rahmen einer Sonderauswertung
zwischen dem 1. April und 15. Mai 2020 herausgefun
den, dass besonders haufig mittlere (50-249 Beschaf
tigte) und groBe Betriebe (ab 250 Beschiftigte) sowie
Betriebe des verarbeitenden Gewerbes Kurzarbeit
angemeldet und damit Kindigungen ausgeschlossen
haben.’* Die Menschen mit Behinderung wurden dabei
nicht gesondert erfasst.

Dennoch: Angesichts der relativ disteren Arbeits
marktperspektiven fir das Jahr 2021 durfte die Zahl
der arbeitslosen Menschen mit Behinderung im kom
menden Jahr weiter ansteigen.

13 |AB-Forum 3.9.2020: Befunde der IAB-Forschung
zur Corona-Krise — Zwischenbilanz und Ausblick.
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Ob sich die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten
mittelfristig besser oder schlechter entwickelt als
der allgemeine Arbeitsmarkt, ist noch nicht absehbar.
Aktuell steigt die Arbeitslosenzahl der Menschen mit
Behinderung langsamer als die der Menschen ohne
Behinderung. Das bedeutet, der Anteil der arbeitslo
sen Schwerbehinderten an allen Arbeitslosen sinkt
seit Beginn der Corona-Pandemie (vgl. Abb. 8).

Abb. 8: Anteil der arbeitslosen Schwerbehinderten an allen Arbeitslosen
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Im Marz der Jahre 2019 und 2020 betrug der Anteil
der arbeitslosen Schwerbehinderten an allen Arbeits
losen jeweils 6,7 Prozent. Im April 2020 sank dieser
auf 6,4 Prozent ab (April 2019: 6,9 Prozent); aktuell
(Oktober 2020) liegt er bei 6,3 Prozent. Menschen

mit Behinderung verlieren demnach seit April 2020
seltener ihren Arbeitsplatz als ihre Kolleginnen und
Kollegen ohne Behinderung. Diese Entwicklung zeigte

sich in allen Bundeslandern (vgl. Abb. 9).

Abb. 9: Anteil der arbeitslosen Schwerbehinderten an allen Arbeitslosen
im Oktober 2019 und Oktober 2020
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Die hochsten Anteile der arbeitslosen Schwerbehin
derten an allen Arbeitslosen wiesen sowohl im Okto
ber 2019 wie auch im Oktober 2020 die Bundeslander
Bayern und Thiringen auf.

Ein Grund fur den sinkenden Anteil an den Arbeitslo
sen kdnnte im besonderen Kindigungsschutz liegen,
der die Kiindigung des Arbeitsverhéltnisses an die
vorherige Zustimmung des Integrationsamtes bindet.
Dadurch kann das Verfahren zumindest verlangsamt
oder die Kiindigung sogar verhindert werden. Ange
sichts der Probleme, die einmal arbeitslos geworde
ne Menschen mit Behinderung haben, wieder eine
Anstellung zu finden, konnte sich dieses Instrument
insbesondere dann bewahren, wenn die Konjunktur
sich schneller als erwartet erholt und ein geplanter
Personalabbau in den Unternehmen schlie3lich Gber
flissig wird.

Aber selbst, wenn der Anteil der arbeitslosen Schwer
behinderten an allen Arbeitslosen seit April sinkt,
sind die Folgen der Corona-Pandemie mit Sorge zu
betrachten. Zum einen ist die Arbeitslosigkeit von
Menschen mit Behinderung auf dem Niveau des
Jahres 2016, damit sind alle seither erreichten Fort
schritte verloren. Zum anderen finden einmal arbeits
los gewordene Menschen mit Behinderung sehr viel
schwerer in den Arbeitsmarkt zurtck als ihre Kollegin
nen und Kollegen ohne Behinderung.

Sehr stark vom Lockdown sind aktuell die Inklusi
onsbetriebe betroffen. Denn ein Teil der rund 650
gemeinnUtzigen Inklusionsfirmen in Deutschland ist in
Branchen angesiedelt, die in besonderem Mal3e unter

UmsatzeinbuBen infolge der Corona-Pandemie leiden.

Dazu gehdren zum Beispiel die Bereiche Gastronomie,
Gemeinschaftsverpflegung/Catering oder die Hotel
lerie.

Inklusionsbarometer

Aufgrund ihrer Rechtsform der GemeinnUtzigkeit
konnten diese Unternehmen in der Vergangenheit
keine nennenswerten Ricklagen bilden; zudem hatten
sie in vielen Bundesldndern fir Monate keinen Zu
gang zu den allgemeinen Soforthilfen fur die Wirt
schaft (,Rettungsschirm®).** Erst im Juli 2020 wurden
die staatlichen Uberbriickungshilfen fir kleine und
mittelstandische Unternehmen auf den Weg gebracht.
Sie stehen auch gemeinnUtzigen Inklusionsunterneh
men offen. DarUber hinaus gibt es ab 1. Januar 2021
ein zusatzliches 100-Millionen-Euro-Programm mit
Liquiditatshilfen fur Inklusionsbetriebe und dhnliche
Einrichtungen.’®

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Inklusionsfirmen
(BAG IF) hat in einer Umfrage vom 8. bis 15. Mai 2020
die Auswirkungen des Lockdowns auf die Inklusions-
betriebe untersucht. Dabei handelte es sich um die
zweite Umfrage der BAG IF zu diesem Thema; die
erste Umfrage stammte von Ende Mérz 2020.' Rund
400 Inklusionsbetriebe wurden in diesem Zeitraum
befragt, 88 Prozent wiesen dabei den Status der
Gemeinnutzigkeit auf. Es handelt sich in der Regel um
mittelstandische Betriebe — 72 Prozent hatten hochs
ten 50 Mitarbeiter, 70 Prozent erreichten einen Jah
resumsatz von maximal einer Million Euro. Ein knappes
Drittel der befragten Unternehmen (29 Prozent) war in
den Bereichen Gastronomie, Gemeinschaftsverpfle
gung/Catering oder Hotellerie angesiedelt.

14 Vgl. https://www.aktion-mensch.de/foerderung/foerderpro-
gramme/soforthilfe.html.

15 Vgl. https://bag-if.de/staatliche-hilfen-fuer-inklusionsunter-
nehmen-kommen-spaet-aber-sie-kommen/.

16 BAG IF: 2. Umfrage Uber die Auswirkungen der Corona-Pan-
demie auf die Inklusionsbetriebe, 8.-15.5.2020.
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Mitte Mai lag der Anteil der direkt durch Betriebs
schlieBung oder erzwungene massive Angebotsre
duzierung betroffenen Betriebe bei 48 Prozent und
damit um zehn Prozentpunkte hoher als Ende Méarz
(vgl. Abb. 10). Obwohl es seit dem 19. April 2020
bereits erste Lockerungen der Ma3nahmen gegeben
hatte, zeigten diese noch keine Wirkung.

Abb. 10: Betroffenheit von Inklusionsbetrieben durch den Lockdown im Mai 2020

Direkt betroffen

Indirekt betroffen

31%

Bisher kaum/nicht betroffen

Quelle: BAG IF

Laut Umfrage waren zudem 31 Prozent der Unterneh
men von den Einschrankungen des Wirtschaftslebens
zumindest ,indirekt betroffen®, zum Beispiel durch
eine Unterbrechung der Lieferketten oder weil die
Kunden ihre Auftrage stornierten. Lediglich 21 Pro
zent gaben an, ,bisher kaum“ oder , nicht betroffen”
zu sein.

Die , Betroffenheit” ist in Abhangigkeit von der
Branche, in der das Unternehmen tatig ist, durchaus
unterschiedlich. Im Gastgewerbe waren 95 Prozent
der Unternehmen durch die MaBnahmen direkt
betroffen, im Lebensmitteleinzelhandel dagegen nur
vier Prozent. AuBRerdem: Nicht immer war das gesamte
Unternehmen betroffen; bei 43 Prozent der Befragten
waren es nur Teilbereiche.
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Probleme im operativen Tagesgeschaft resultierten
vor allem aus dem unklaren Planungshorizont — wie
lange hélt der Lockdown an? — (26 Prozent), der Ein
fuhrung von Pandemiepléanen und Schutzmalnahmen
im Unternehmen (24 Prozent) und der Personalein
satzplanung (21 Prozent).

Wie viele andere Unternehmen griffen auch 62
Prozent der Inklusionsbetriebe zur Krisenlinderung
auf das Instrument des Kurzarbeitergelds zuriick.
Lediglich zehn Prozent hatten bis Mitte Mai bereits
LArbeitsverhaltnisse beendet”,



Mehr als die Halfte der befragten Unternehmen (52
Prozent) schloss im Mai 2020 eine Insolvenz aus, die
andere (knappe) Halfte der Befragten sah ein kleines
bis sehr groBes Insolvenzrisiko. Allerdings wollten nur
30 Prozent der Inklusionsbetriebe zu diesem Zeit
punkt ein Risiko fur den Erhalt aller Arbeitsplatze aus
schlieBen. Ob sich die Risiken bewahrheiten, wird auch
davon abhangen, ob die Betriebe fur den zweiten
Lockdown im November 2020 — wie angekindigt — zu
mindest teilweise eine finanzielle Entschadigung aus
dem Bundeshaushalt erhalten. Fir die im gastronomi
schen Bereich tdtigen Unternehmen ist schon jetzt ab
sehbar, dass das Geschaft mit den Weihnachtsfeiern
zum groBten Teil ausfallen wird.”

Das 6konomische Uberleben der Inklusionsbetriebe in
der Wirtschaftskrise ist fur die Arbeitsmarktchancen
von Schwerbehinderten aus drei Grinden besonders
wichtig. Inklusionsbetriebe sind marktorientierte
Wirtschaftsunternehmen mit inklusivem Kern, die
rechtlich zum allgemeinen Arbeitsmarkt gehoren. In
klusionsunternehmen zeichnen sich als ,Leuchttirme
einer sozialen Marktorientierung aus, indem sie mit
einer hohen Beschéaftigungsquote von Menschen mit
Behinderungen den Ansprichen der Wettbewerbsfa
higkeit und Rentabilitdt des freien Marktes gentigen”
(Bundesarbeitsgemeinschaft Inklusionsfirmen e.\.).18
Zudem schaffen sie sozialversicherungspflichtige und
tariflich abgesicherte Arbeitsplatze fir Menschen mit
Behinderung. Sie miUssen sich dabei im Wettbewerb
wie jedes andere Unternehmen auch behaupten.
SchlieBlich beschaftigen Inklusionsbetriebe min
destens 30 Prozent schwerbehinderte Menschen,

ihr Anteil an allen beschéaftigten Mitarbeitern soll 50
Prozent nicht Ubersteigen.!’®* Demgegeniber missen
Unternehmen mit mindestens 20 Mitarbeitern im
Allgemeinen lediglich funf Prozent ihrer Arbeitsplatze
mit Schwerbehinderten besetzen. Eine Verpflichtung,
der bei weitem nicht alle nachkommen.

17 Koélner Stadt-Anzeiger, 5.10.2020.

18 Bundesarbeitsgemeinschaft Inklusionsfirmen e.V.: Inklusion
im Arbeitsmarkt

19 BAGIF (Hg.) (2019): Inklusion durch Arbeit. Mehr Teilhabe im
allgemeinen Arbeitsmarkt fir Menschen mit Behinderung,
Berlin; https://www.lwl-inklusionsamt-arbeit.de/de/inklusi-
onsbetriebe/.

Inklusionsbarometer

Die kurz- und mittelfristigen Auswirkungen der Coro
na-Pandemie auf den Arbeitsmarkt sind im Ergebnis
eher pessimistisch. Der Blick in die Zukunft Uber das
Jahr 2021 hinaus stimmt jedoch optimistischer.

Eine dauerhafte Folge der Corona-Pandemie dirfte
die beschleunigte Digitalisierung der Arbeitswelt sein.
Millionen Menschen arbeiten seit dem Frihjahr 2020
im Home-Office. Laut einer im Marz 2020 durchge
fuhrten Umfrage des Digitalverbands Bitkom ging fast
jeder zweite Erwerbstatige seiner Arbeit zumindest
zeitweise von zu Hause aus nach.? In einer Umfrage
des Fraunhofer Instituts fur Arbeitswirtschaft und
Organisation (IAO) und der Deutschen Gesellschaft
fur Personalfuhrung (DGFP)?! gaben 70 Prozent der
befragten Unternehmen an, dass ihre Biro-Mitarbei
ter wahrend der Corona-Phase im Fruhjahr komplett
oder groBtenteils von zu Hause gearbeitet haben. Vor
der Krise waren es lediglich 15 beziehungsweise 17
Prozent der Befragten.

Halt dieser Trend auch nach dem Abflauen der Pan
demie an, durfte das zu dauerhaften Veranderungen
fuhren. Laut einer Umfrage der Bertelsmann-Stif
tung?? aus dem Juli 2020 gehen 85 Prozent der be
fragten Experten fur Digitalisierung, Technologie und
kunstliche Intelligenz davon aus, dass Home-Office
und/oder mobile Arbeit sich als alternative Arbeits
form etablieren wird und dass digitale (Kommuni
kations-)Tools zum allgegenwartigen Arbeitsmittel
werden. 92 Prozent der Experten erwarten, dass die
Corona-Krise die digitale Transformation in Unterneh
men beschleunigen wird.

20 BITKOM (2020): Corona-Pandemie: Arbeit im Homeoffice
nimmt deutlich zu

21 Fraunhofer Institut fir Arbeitswirtschaft und Organisation &
Deutsche Gesellschaft fur Personalfiihrung (2020): Arbeiten
in der Corona-Pandemie — Auf dem Weg zum New Normal.

22 Bertelsmann-Stiftung (2020): Die Auswirkungen der Corona-
Krise auf die Arbeitswelt: Was bleibt und was nicht?
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Fur Unternehmen gibt es rationale 6konomische
Grinde, verstarkt auf Home-Office sowie Web- und
Videokonferenzen zu setzen. So lassen sich u. a. durch
den Wegfall von Dienstreisen und Buroflachen Reise-
und Mietkosten sowie Zeit einsparen bzw. effizienter
nutzen.

FUr Menschen mit Behinderung kénnte diese Entwick
lung die Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern
und Inklusion beschleunigen. So kam auch eine Umfra
ge fur das Inklusionsbarometer Arbeit 20162% mit dem
Schwerpunktthema , Digitalisierung in der Arbeits
welt” zu dem Ergebnis, dass 70 Prozent der befragten
Arbeitnehmer mit Behinderung und 72 Prozent der
Arbeitgeber die Digitalisierung auf dem Arbeitsmarkt
eher als Chance fur Menschen mit Behinderung
betrachten, wahrend nur 16 bzw. 12 Prozent darin ein
Risiko sehen. Viele der befragten Arbeitnehmer und
Arbeitgeber nannten als gro3te Vorteile der Digitali
sierung die Entwicklung digitaler Hilfsmittel fir kor
perlich Beeintrachtigte, die Ubernahme von kérperlich
anstrengenden Arbeiten durch Maschinen sowie die
digitale Barrierefreiheit. Zudem gaben 64 Prozent der
Arbeitnehmer mit Behinderung bzw. 78 Prozent der
Arbeitgeber die raumliche Flexibilitdt beim Arbeitsort
als einen der groBten Vorteile an.

23 Handelsblatt Research Institute (2016): Inklusionsbarometer
2016.
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Und so ist auch der bedeutendste kurzfristige Vorteil
durch die Corona-Pandemie die gestiegene Home
Office-Moglichkeit. Wie im Inklusionsbarometer 2016
festgestellt, ,schaffen virtuelle Arbeitsplatze [...] mehr
Maoglichkeiten zur Home-Office-Tatigkeit, wovon
Menschen mit Behinderung in besonderem Mafe pro
fitieren kdnnen, weil z. B. ,Barrierefreiheit im heimatli
chen Blro wesentlich leichter zu gewahrleisten ist als
in einem Betrieb™ Bedingung hierfur ist jedoch, dass
die Digitalisierung barrierefrei erfolgen muss, um eine
digitale Spaltung gerade fir Menschen mit Einschran
kungen zu verhindern. ,Digitale Inklusion bedeutet
einerseits Inklusion mit digitalen Medien zu unterstit
zen bzw. zu ermdglichen (z. B. Kommunikation mittels
einer App fir Menschen ohne eigene Lautsprache)
und andererseits Inklusion in die digitale Gesellschaft
zu unterstitzen (z. B. durch die Verwendung einer
Sprachausgabe konnen auch Menschen mit einge
schranktem Seh- oder Lesevermdgen Texte lesen).
Ziel der digitalen Inklusion ist es — mit Unterstitzung
von digitalen Medien — allen Menschen zu ermaogli
chen, an der digitalen Gesellschaft, an der Nutzung
des Internets und der Nutzung digitaler Tools und
Technik teilhaben zu lassen.”** Unternehmen konn

ten von einer barrierefreien Digitalisierung doppelt
profitieren: Zum einen ermaoglicht sie ihnen, aus
einem groBeren Pool an potenziellen Mitarbeitern zu
wahlen, zum anderen vergroBert Digitalisierung das
Kundensegment des Unternehmens. Home-Office
darf jedoch nicht zu einer Exklusion der Menschen mit
Behinderungen fuhren. Ideal ist ein Wechsel zwischen
Prasenzzeiten im Unternehmen und Home-Office-
Tatigkeit.

24 Karl Back (2018): Barrierefreiheit durch Digitalisierung. Oster
reichische Bundesministerium fur Bildung, Wissenschaft und
Forschung.



Zudem missen bei der weiteren Etablierung von Ho
me-Office-Tatigkeiten auch Unterschiede in Abhén
gigkeit von der Art der Behinderung bericksichtigt
werden. Die zunehmende Home-Office-Verbreitung
wird insbesondere Menschen mit korperlichen Beein
trachtigungen helfen. Menschen mit Mobilitatsein
schrankungen oder Sehbehinderungen sparen sich an
den Tagen, an denen sie zu Hause arbeiten, den Weg
zum Arbeitsplatz. Zudem ist ihr Zuhause meist sehr
gut ihrer spezifischen Beeintrachtigung angepasst.

Allerdings beflurchteten die Befragten der Umfrage
fur das Inklusionsbarometer Arbeit durch die Digi
talisierung auch Nachteile fur Menschen mit einer
Lernbehinderung, da es keine Schulungen gibt, um sie
in die digitale Zukunft mitzunehmen.

Zu einem ahnlichen Ergebnis kommt ein Forschungs
projekt des Bundesministeriums fur Arbeit und
Soziales?. Fur Menschen mit psychischen oder
geistigen Einschrankungen bringt die Digitalisierung
des Arbeitslebens ebenfalls nur geringe Vorteile oder
sogar Nachteile mit sich. Die sich standig &ndernden
Arbeitsweisen und -bedingungen kénnen bei ihnen
eine Uberforderung auslésen. Die Technologien sind
oftmals zu komplex, um zur Ganze erfasst und be
dient werden zu kbnnen. Zudem zeigt die Studie des
Villingen Institute of Public Health??, dass haufigeres
Arbeiten im Home-Office fir Menschen mit geistigen
und psychischen Erkrankungen durch den Wegfall
sozialer Kontakte problematisch ist.

25 Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (2016): Chancen
und Risiken der Digitalisierung der Arbeitswelt fir die
Beschaftigung von Menschen mit Behinderung.

26 Villingen Institute of Public Health (VIPH) (2020): Die
Situation von Menschen mit geistiger Behinderung in Zeiten
der COVID-19-Pandemie aus Sicht der Betroffenen, ihrer
Angehorigen und Betreuungskrafte. Ergebnisse einer
qualitativen Public-Health-Studie.

Inklusionsbarometer

Im Ergebnis bedeutet das: Die beschleunigte Digita
lisierung kann als Folge der Corona-Pandemie eine
Chance fur Menschen mit Behinderung darstellen. Die
kurz- und mittelfristigen Konsequenzen des Digitali
sierungsschubs unterscheiden sich jedoch je nach Art
der Behinderung. Wahrend Menschen mit korperli
chen Beeintrachtigungen von der Barrierefreiheit im
eigenen Zuhause profitieren kbnnen, Uberwiegen bei
Menschen mit geistigen oder psychischen Beeintrach
tigungen haufig das Fehlen von sozialen Kontakten
und gewohnten Arbeitsstrukturen.
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3.

Fazit und Ausblick

Das Inklusionslagebarometer liegt aktuell mit 107,6
Punkten nur knapp unter seinem Hochstwert aus dem
Vorjahr (107,7). Wahrend 2019 noch alle Regionen ihr
Ergebnis verbessern konnten, ergibt sich in diesem
Jahr ein gespaltenes Bild: Verbesserungen in drei
Regionen stehen Verschlechterungen in drei Bundes
landern gegeniber. Die Spitze verteidigt ein weite
res Mal Ostdeutschland mit einem Wert von 113,9
(Vorjahr: 112,8). Schlusslicht ist in diesem Jahr Nord
rhein-Westfalen mit einem Wert von 105,4 (Vorjahr:
107,7).

Beiisolierter Betrachtung hat sich die Arbeitsmarktsi
tuation von Menschen mit Behinderung — mit Ausnah
me von Baden-Wirttemberg und Nordrhein-West
falen —im vergangenen Jahr 2019 weiter positiv
entwickelt. Arbeitslosenzahl und Arbeitslosenquote
sind gesunken, die Dauer der Arbeitslosigkeit hat sich
verkirzt und die Erwerbsquote ist weiter angestie
gen. Vergleicht man jedoch die Arbeitsmarktchancen
von Schwerbehinderten mit denen von Kolleginnen
und Kollegen ohne Behinderung fallt auf, dass der
Abstand wieder groBer wird. Der Aufholprozess der
vergangenen Jahre ist zum Erliegen gekommen.
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Bereits zu Beginn des Jahres 2020 war absehbar, dass
der zehn Jahre wahrende stetige Aufschwung auf
dem deutschen Arbeitsmarkt, an dem auch Menschen
mit Behinderung teilhatten, infolge der konjunkturel
len Schwéachephase (voribergehend) zu Ende gehen
wurde. Der Beschaftigungsaufbau hat sich schon 2019
verlangsamt und die Arbeitslosigkeit ist erstmals seit
langem gegen Jahresende wieder leicht angestiegen.
Obwohl sich der Arbeitsmarkt ein Stlck weit von der
Konjunktur abgekoppelt hat — es dominieren struk
turelle Einflusse (langfristige Entwicklungen, wie z. B.
der Fachkraftemangel infolge des Renteneintritts der
Babyboomer), ein Trend, der sich in der Zukunft noch
verstarken wird —, war zu erwarten, dass sich auch der
Arbeitsmarkt fir Menschen mit Behinderung im Jahr
2020 eintriben wirde.

Auswirkungen der Corona-Pandemie
auf die Inklusion am Arbeitsmarkt

Die Corona-Pandemie, die das Wirtschaftsleben seit
Mitte Marz des Jahres 2020 bestimmt, hat bislang
weitaus gravierendere Folgen fir den Arbeitsmarkt
als zu Jahresbeginn absehbar war. Zu diesem Zeit
punkt gingen Beobachter noch von einer kurzfristigen
Beeintrachtigung der Volkswirtschaft aus. Die Zahl
der arbeitslosen Schwerbehinderten liegt im Okto
ber 2020 bei 173.709 und damit gut 13 Prozent bzw.
20.000 Personen hoher als im Vojahresmonat. Selbst
wenn der Anteil der arbeitslosen Schwerbehinderten
an allen Arbeitslosen seit April sinkt — d. h. Menschen
ohne Behinderung aktuell haufiger arbeitslos wer
den —, ist diese Entwicklung mit Sorge zu betrachten,
finden einmal arbeitslos gewordene Menschen mit
Behinderung doch sehr viel schwerer in den Arbeits
markt zurick als ihre Kolleginnen und Kollegen ohne
Behinderung.



Vor diesem Hintergrund ist auch die aktuelle Situation
der Inklusionsbetriebe, die einen besonders hohen
Anteil von Menschen mit Behinderung beschaftigen,
problematisch zu bewerten. Viele dieser Betriebe sind
in Branchen wie Gastronomie, Hotellerie und Catering
tatig, die in besonderem Male vom Lockdown im Mérz
und dem Teil-Lockdown im November sowie von den
andauernden Beschrankungen des Wirtschaftslebens
betroffen sind. Als gemeinnitzige Unternehmen ohne
nennenswerte finanzielle Ricklagen ausgestattet,
sind sie 6konomisch besonders verwundbar, zumal
sie erst vergleichsweise spat unter den staatlichen
»Rettungsschirm® schlipfen konnten.

Nach dem Ende der Corona-Pandemie wird es eine
geraume Zeit dauern, um die durch das Virus verur
sachten 6konomischen Schaden zu beheben. Erstim
Verlauf des Jahres 2022 wird Deutschland nach den
Prognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute wieder
das Wohlstandsniveau vom Ende des Jahres 2019
erreicht haben. Voraussetzung daflr ist ein wirksamer
Corona-Impfstoff, der ein Abebben der Pandemie
beglnstigen wirde. Da der Arbeitsmarkt ein ,,nach
laufender Indikator® ist, durfte die Erholung hier noch
etwas langer dauern.

Positiv zu Buche schlagt, dass der grundsatzliche
Trend am Arbeitsmarkt weiterhin intakt ist: Aufgrund
der demografischen Entwicklung schrumpft das
Arbeitskrafteangebot — die Babyboomer gehenin
Rente.?” Damit sind auch die Arbeitsmarktaussichten
fur Menschen mit Behinderung, noch dazu vor dem
Hintergrund eines zunehmenden Fachkraftemangels,
weiterhin gut. Vor allem die Alterung der Gesellschaft
mit der heute schon erkennbaren Arbeitskrafteknapp
heit durfte zu weiter sinkenden Arbeitslosenzahlen
fuhren, auch weil Menschen mit Behinderung ihren
Arbeitsplatz seltener verlieren, wenn sie ihre Schwer
behinderung wahrend des Berufslebens ,,erwerben”.

27 Bauer, A. et al. (2019): Konjunktureller Gegenwind fur den
Arbeitsmarkt, IAB-Kurzbericht 18/2019.
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Zudem konnte die beschleunigte Digitalisierung
aufgrund der Corona-Pandemie fiir einen Teil der
Menschen mit Behinderung die Arbeitsmarktchan
cen verbessern. Menschen mit korperlichen Beein
trachtigungen konnten bei einer Zunahme der Ho
me-Office-Beschaftigung von der Barrierefreiheit im
eigenen Zuhause profitieren. Dies darf jedoch nicht
zu einer Exklusion der Menschen mit Behinderungen
fuhren. Ideal ist ein Wechsel zwischen Présenzzeiten
im Unternehmen und Home-Office-Tatigkeit. Be
dingung hierfir ist zudem, dass die Digitalisierung
barrierefrei erfolgen muss, um eine digitale Spaltung
gerade fir Menschen mit Einschréankungen zu ver
hindern. So kam eine Trendstudie von SINUS Markt-
und Sozialforschung GmbH im Auftrag der Aktion
Mensch?® in diesem Jahr zu dem Ergebnis, dass Tech
nologie dabei unterstitzen kann, ,die Moglichkeiten
der Selbstbestimmung und Teilhabe fir Menschen mit
Behinderung zu erhéhen”. Die zunehmende Vielfalt
der digitalen Anwendungen in den Bereichen Arbeit
und Bildung bietet neue Beschaftigungsmoglichkei
ten fur Menschen mit Behinderung. Hierfur missen
jedoch u. a. sinnvolle technologische Innovationen
entwickelt werden, die Inklusion unterstitzen. Zudem
mussen bei der Entwicklung von technischen Produk
ten die Bedarfe aller Menschen, auch von Menschen
mit Behinderung, erkannt und von Anfang an integ
riert werden. Des Weiteren ist es wichtig, Menschen
mit Behinderung in die Entwicklung von Produkten
einzubeziehen.

Hinzu kommt: Insbesondere Menschen mit geisti
gen oder psychischen Beeintrachtigungen fehlen im
Home-Office haufig soziale Kontakte und gewohnte
Arbeitsstrukturen. Fir Menschen mit Sinnes- und
Mobilitatseinschrankungen sind viele Technologien
tendenziell leichter zugénglich als fur Menschen mit
einer psychischen oder einer Lernbehinderung.

28 SINUS Markt- und Sozialforschung GmbH (2020): Digitale
Teilhabe von Menschen mit Behinderung
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Glossar

Arbeitslose

Registrierte Arbeitslose sind Personen, die einen
Arbeitsplatz suchen und auch offiziell bei der Ar
beitsagentur als arbeitsuchend gemeldet sind. Im
Gegensatz zur Erwerbslosenstatistik werden auch die
Personen als arbeitslos erfasst, die nur eine gering
fugige Beschaftigung (,Minijob®) austben.

Arbeitslosenquote
Anteil der (registrierten) Arbeitslosen an den (zivilen)
Erwerbspersonen (= Erwerbstatige + Arbeitslose).

Beschaftigungsquote

Der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschaf
tigten (d. h. ohne Selbststandige oder geringfigig
Beschaftigte) an der Gesamtbevolkerung. Die Be
schaftigungsquote liegt daher niedriger als die
Erwerbstatigenquote.

Beschiftigungsquote Schwerbehinderter

Der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschaf
tigten und verbeamteten Schwerbehinderten (d. h.
ohne Selbststandige oder geringfiigig Beschaftigte
usw.) an den zu besetzenden Pflichtarbeitsplatzen.
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Erwerbstitige

Erwerbstatige sind Personen im Alter von 15 Jahren
oder élter, die einer oder mehreren, auf wirtschaft
lichen Erwerb gerichteten Tatigkeiten nachgehen,
unabhangig von der Dauer der tatséchlich geleisteten
oder vertragsmafig zu leistenden wochentlichen
Arbeitszeit (mindestens eine Stunde).

Erwerbslose

Personen ohne Arbeitsverhaltnis, die dem Arbeits
markt zur Verfiigung stehen und sich um einen
Arbeitsplatz bemihen. Dies sind auch Personen,
die sich nicht arbeitslos melden.

Erwerbspersonen

Alle Personen, die eine unmittelbar oder mittelbar
auf Erwerb gerichtete Tatigkeit austben oder suchen.
Die Erwerbspersonen setzen sich zusammen aus den
Erwerbstatigen und den Erwerbslosen/Arbeitslosen.

Erwerbspersonenpotenzial

Das Erwerbspersonenpotenzial (= Zahl der Personen
im erwerbsfahigen Alter) ist ein Maf fur das im Inland
maximal zur Verfligung stehende Arbeitskraftean
gebot. Es setzt sich zusammen aus den im Inland
Erwerbstatigen, den registrierten Arbeitslosen und
einer geschatzten Zahl versteckter Arbeitsloser (stille
Reserve), unabhangig davon, ob Letztere freiwillig
oder unfreiwillig dem Arbeitsmarkt fernbleiben. Damit
ist dieses Konzept umfassender als das der Erwerbs
personen, das die stille Reserve explizit nicht berick
sichtigt.



Erwerbsquote

Der Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstatige und
Erwerbslose) an der gleichaltrigen Gesamtbevolke
rung.

Erwerbstitigenquote
Der Anteil der Erwerbstatigen an der Gesamtbevolke
rung.

Inklusionsbetriebe

Inklusionsbetriebe sind rechtlich und wirtschaftlich
selbststéandige Unternehmen oder unternehmensin
terne Betriebe oder Abteilungen zur Beschaftigung
schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt. Bei den Inklusionsbetrieben (88 215 und
folgende SGB IX) handelt es sich um eine durch das
Schwerbehindertenrecht (Teil 3 SGB IX) geregelte
Form der Beschaftigung fir schwerbehinderte Men
schen, die rechtlich dem allgemeinen Arbeitsmarkt
zuzurechnen ist. In Inklusionsbetrieben betragt der
Anteil an Mitarbeitern mit einer Schwerbehinderung
mindestens 30 bis maximal 50 Prozent.?

29 Vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und
Hauptfursorgestellen (BIH): https://www.integrationsaemter.
de/Fachlexikon/Inklusionsbetriebe/77c437ilp/index.html#
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Rechtlicher Hinweis

Die vorstehenden Angaben und Aussagen stellen keine Anlage-, Rechts- oder
Steuerberatung dar. Die verwendeten Daten stammen aus unterschiedlichen
Quellen und wurden als korrekt und verlasslich betrachtet, jedoch nicht unab
hangig Uberprift; ihre Vollstandigkeit und Richtigkeit sind nicht garantiert, und
es wird keine Haftung fur direkte oder indirekte Schaden aus deren Verwendung
Ubernommen, soweit nicht durch grobe Fahrlassigkeit oder vorsatzliches Fehlver
halten unsererseits verursacht.

Alle Meinungen kénnen ohne vorherige Ankiindigung und ohne Angabe von
Grinden geandert werden. Die vorstehenden Aussagen werden lediglich zu Infor
mationszwecken des Auftraggebers gemacht und ohne dariber hinausgehende
vertragliche oder sonstige Verpflichtung zur Verfiigung gestellt.

Soweit in vorstehenden Angaben Prognosen oder Erwartungen gedu3ert oder
sonstige zukunftsbezogene Aussagen gemacht werden, konnen diese Angaben
mit bekannten und unbekannten Risiken und Ungewissheiten verbunden sein. Es
kann daher zu erheblichen Abweichungen der tatséchlichen Ergebnisse oder Ent
wicklungen zu den geduBerten Erwartungen kommen. Neben weiteren hier nicht
aufgefthrten Grinden kénnen sich insbesondere Abweichungen aus der Veran
derung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage, der Entwicklung der Finanzmarkte
und Wechselkurse sowie durch Gesetzesanderungen ergeben.

Das Handelsblatt Research Institute verpflichtet sich nicht, Angaben, Aussagen
und MeinungsaulRerungen zu aktualisieren.

Es gelten die Allgemeinen Geschaftsbedingungen des Handelsblatt Research
Institute.
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Die Direktorin des Landschaftsverbandes

LVR &

Rheinland
Qualitat fir Menschen
Vorlage Nr. 15/174
offentlich
Datum: 15.03.2021
Dienststelle: Fachbereich 53
Bearbeitung: Herr Beyer, Frau Fischer, Frau Ries
Finanz- und 17.03.2021 empfehlender Beschluss
Wirtschaftsausschuss
Landschaftsausschuss 19.03.2021 Beschluss
Sozialausschuss 27.04.2021 Kenntnis
Tagesordnungspunkt:

Rechtsformdnderung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter
und Hauptfiirsorgestellen (BIH)

Beschlussvorschlag:

Der Landschaftsausschuss stimmt einer Rechtsformanderung der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptflirsorgestellen (BIH) in die
Rechtsform eines eingetragenen Vereins (e.V.) zu. Die Direktorin des
Landschaftsverbandes Rheinland wird ermachtigt, den formellen Beitritt zu einem
eingetragenen Verein (e.V.) bei der Mitgliederversammlung der BIH zu erklaren.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berUhrt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

ja

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:
Diese Vorlage berticksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. ja

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (Ifd. Jahr):

Produktgruppe:

Ertrage: Aufwendungen:
Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan
Einzahlungen: Auszahlungen:
Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der MaBnahme:

Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:
Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

Lubek




Zusammenfassung:

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptfiirsorgestellen (BIH)
gibt es in ihrer derzeitigen Form seit dem Jahr 2001. Hauptflirsorgestellen gibt es in
Deutschland seit 1919 als Folge des 1. Weltkrieges mit seinen vielen Kriegsversehrten.
Mit Inkrafttreten des SGB IX wurden die Integrationsamter als eigenstéandige Behdrden
geschaffen. Sie Ubernahmen von den Hauptfilrsorgestellen einen Teil ihrer Aufgaben,
namentlich die Erhebung der Ausgleichsabgabe, den Sonderkiindigungsschutz fir
schwerbehinderte Beschaftigte, die begleitende Hilfe im Arbeitsleben sowie die Férderung
von Inklusionsbetrieben und Integrationsfachdiensten.

In Deutschland gibt es Hauptfiirsorgestellen und Integrationsamter in allen 16
Bundeslandern. Nordrhein-Westfalen ist das einzige Bundesland mit zwei
Hauptflirsorgestellen und Integrationsamtern, angesiedelt bei den beiden
Landschaftsverbanden Rheinland (LVR) und Westfalen-Lippe (LWL). Beim LVR sind dies
die beiden Fachbereiche 53 Inklusionsamt und 54 Soziale Entschadigung im Dezernat 5
Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschadigung. Alle 17 Hauptfiirsorgestellen und
Integrationsamter sowie die Versorgungsverwaltungen der Lander sind Mitglied der BIH.
Hinzu kommt die Bundesverwaltung sowie in Nordrhein-Westfalen fiir den Bereich der
Versorgungsverwaltung das Ministerium flr Arbeit, Soziales und Gesundheit.

Die BIH wird in §§ 26 Abs. 5, 86 Abs. 2 Nr. 6 und 163 Abs. 6 SGB IX ausdricklich
erwahnt. Das Gesetz regelt jedoch nicht, welche Rechtsform die BIH besitzt.

Zum 01.01.2019 sind der BIH die Versorgungsverwaltungen der Lander als neue
Mitglieder beigetreten. Im Rahmen der dreijahrigen Beitrittsdiskussion wurde u.a. die
Frage nach der Rechtsform und der Gremienarbeit der BIH vielfach gestellt. Diese Frage
wurde einvernehmlich auf die Zeit nach erfolgtem Beitritt vertagt.

Bereits im Jahr 2018 ist die Bundeswehrverwaltung mit ihrem Bereich Hauptfiirsorgestelle
flr die Soldat*innen und im Jahr 2019 mit dem Bereich Versorgung der BIH beigetreten.

Die BIH hat auf ihrer Jahreshauptversammlung im November 2018 in Saarlouis
beschlossen, ein Gutachten zu einer mdglichen Rechtsformanderung in Auftrag zu geben.
Dieses Gutachten wurde allen Mitgliedern vor der Jahreshauptversammlung am 14.
November 2019 in Magdeburg zur Verfligung gestellt.

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die derzeitige Rechtsform der BIH als
Gesellschaft birgerlichen Rechts (GbR) nicht weiter bestehen bleiben sollte. Das
Gutachten empfiehlt als Rechtsform den eingetragenen Verein (e.V.). Begriindet wird dies
damit, dass die Rechtsform e.V. besser als die der GbR zu der Organisation und Struktur
der BIH passe. Auch spreche das geltende Kommunalrecht fir eine auf das
Vereinsvermdgen begrenzte Haftung, wie es beim e.V. der Fall ist.

Auf der Jahreshauptversammlung im November 2019 in Magdeburg wurde einstimmig
beschlossen, die Entscheidung einer mdglichen Rechtsformd@nderung in der kommenden
Jahreshauptversammlung im November 2020 zu treffen.




Gleichzeitig wurde ebenfalls einstimmig beschlossen, dass alle Mitglieder bis zum
31.03.2020 gegeniiber der BIH-Geschéftsstelle erklaren, ob sie mit einer
Rechtsformanderung in einen eingetragenen Verein (e.V.) einverstanden sind. Sollte dies
nicht der Fall sein, wird das entsprechende Mitglied gebeten, die Grinde fiir seine
Entscheidung innerhalb des genannten Zeitraums mitzuteilen und einen
Alternativvorschlag hinsichtlich der Rechtsform der BIH aufzuzeigen. Bis auf den LWL
haben alle Mitglieder ihre Zustimmung zum Beitritt in einen Verein, zum Teil mit
Satzungs- und Finanzierungsvorbehalt, gedauBert.

Am 05.10.2020 wurde allen Mitgliedern der Entwurf der Satzung sowie der
Geschaftsordnung fir die BIH in ihrer vorgesehenen neuen Rechtsform als eingetragener

Verein Ubersandt, mit der Bitte bis zum 06.11.2020 Vorschldge eventueller Anderungen
und Ergédnzungen der BIH-Geschaftsstelle mitzuteilen.

Die fiir den 03.12.2020 geplante Grinderversammlung in Kéln musste coronabedingt auf
den 23.06.2021 verschoben werden. Aufgrund dessen wurde den Mitgliedern eine
Fristverlangerung fir die Stellungnahmen bis zum 12.02.2021 eingeraumt.

Die eingegangenen Anregungen und Anderungsvorschlédge der Mitglieder wurden auf
einer Sondervorstandssitzung der BIH am 26.02.2021 vorbeschlossen und abschlieBend
in der Vorstandsitzung am 03.03.2021 beschlossen. Nach der Vorstandsitzung erhalten
die Mitglieder die aktualisierte Satzung (Anlage 1) und Geschaftsordnung (Anlage 2) zur
finalen Kenntnisnahme.

Aufgrund dieser BIH-Verfahrensschritte und der notwendigen Abstimmung von Satzung,
Geschaftsordnung und Terminierung flir den Rechtsformwechsel auf LVR-
Verwaltungsebene erfolgt nun die Beteiligung des LVR-Finanz- und
Wirtschaftsausschusses sowie des LVR-Landschaftsausschusses.

Die Grindungsversammlung fiur die BIH als eingetragener gemeinnutziger Verein ist fur
den 23.06.2021 in Kéln geplant. Der Verein soll Rechtsfahigkeit mit Eintrag ins
Vereinsregister zum 01.01.2022 erlangen.

Diese Vorlage berihrt insbesondere die Zielrichtungen Z1 ,Die Partizipation von
Menschen mit Behinderung im LVR ausgestalten®, Z2 ,Die Personenzentrierung im LVR
weiterentwickeln™ des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/174
I. Allgemeines

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptfiirsorgestellen (BIH)
gibt es in ihrer derzeitigen Form seit dem Jahr 2001. Hauptfiirsorgestellen gibt es in
Deutschland seit 1919 als Folge des 1. Weltkrieges mit seinen vielen Kriegsversehrten.
Mit Inkrafttreten des SGB IX wurden die Integrationsamter als eigenstandige Behdrden
geschaffen. Sie Gibernahmen von den Hauptfiirsorgestellen einen Teil ihrer Aufgaben,
namentlich die Erhebung der Ausgleichsabgabe, den Sonderkiindigungsschutz fir
schwerbehinderte Beschaftigte, die begleitende Hilfe im Arbeitsleben sowie die Férderung
von Inklusionsbetrieben und Integrationsfachdiensten.

In Deutschland gibt es Hauptflirsorgestellen und Integrationsamter in allen 16
Bundeslandern. Nordrhein-Westfalen ist das einzige Bundesland mit zwei
Hauptfirsorgestellen und Integrationsdmtern, angesiedelt bei den beiden
Landschaftsverbanden Rheinland (LVR) und Westfalen-Lippe (LWL). Beim LVR sind dies
die beiden Fachbereiche 53 Inklusionsamt und 54 Soziale Entschadigung im Dezernat 5
Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschdadigung. Alle 17 Hauptflirsorgestellen und
Integrationsamter sowie die Versorgungsverwaltungen der Lander sind Mitglied der BIH.
Hinzu kommt die Bundeswehrverwaltung sowie in Nordrhein-Westfalen flir den Bereich
der Versorgungsverwaltung das Ministerium fir Arbeit, Soziales und Gesundheit.

II. Bisherige Aufgaben und Struktur der BIH
Die BIH besitzt eine interne Arbeits- und eine Geschaftsordnung sowie ein Leitbild.

In der Arbeitsordnung ist festgelegt, dass sich die BIH als aktiver Partner fiir einen
inklusiven Arbeitsmarkt und ein bedarfsgerechtes soziales Entschadigungsrecht versteht.
Sie ist ein Zusammenschluss aller Integrationsamter?, Versorgungsverwaltungen und
Hauptfirsorgestellen im Bundesgebiet.

Die Mitglieder der BIH arbeiten mit dem Ziel zusammen, eine einheitliche Ausrichtung
und Rechtsanwendung der ihnen obliegenden Aufgaben zu erreichen. Sie tragen zu einer
Weiterentwicklung lebensnaher und praxisgerechter Sozialgesetze sowie passgenauer
Leistungen bei. Die BIH engagiert sich flr eine intensive Zusammenarbeit mit den
Landern, den Tragern der Arbeitsvermittlung schwerbehinderter Menschen und den
Bundesarbeitsgemeinschaften der Leistungstrager und Leistungserbringer von Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie den Opferschutzverbdnden auf dem Gebiet der
gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit Behinderung bzw. Schadigung. Die aktive
fachliche Mitwirkung in bundesweiten Gremien und Institutionen ist ein wichtiger
Bestandteil ihrer Arbeit.

Die BIH erbringt Dienstleistungen fiir die Mitglieder im Bereich der Offentlichkeitsarbeit,
bei der Entwicklung von IT-Anwendungen und bei der Fortbildung der Mitarbeiter*innen
der Mitglieder. Die BIH bietet ihren Mitgliedern ein Forum fir ein fachliches

t In Bayern, dem Saarland und Nordrhein-Westfalen heiBen die Integrationsamter aufgrund
entsprechendem Beschluss des Landtages Inklusionsamter.
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Benchmarking ihrer Fachaufgaben und Leistungen an. An bundesweiten Veranstaltungen
nimmt die BIH stellvertretend fir ihre Mitglieder teil und vertritt dort deren Interessen.

Gremien der BIH sind die jahrlich stattfindende Mitgliederversammlung, der
siebenkdpfige Vorstand, zwei Fachausschiisse, neun Arbeitsausschiisse sowie
Arbeitsgruppen. Die aus drei Personen bestehende BIH-Geschaftsstelle ist bei dem
Mitglied angesiedelt, das den Vorsitz innehat. Der bzw. die Vorsitzende gehdért nicht zur
BIH-Geschaftsstelle und wird von der Mitgliederversammlung fiir die Dauer von vier
Jahren gewahlt. Eine Wiederwahl ist ohne Einschrankungen mdéglich. Zurzeit hat der LVR
den Vorsitz der BIH inne. Amtierender Vorsitzender ist der Leiter des LVR-
Inklusionsamtes, Herr Christoph Beyer.

Die Beschliisse aller Gremien der BIH werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst.
Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Wahlen und Beschliisse der
Mitgliederversammlung erfolgen durch offene Abstimmung. Auf Antrag eines Mitglieds
wird in geheimer Wahl gewahlt.

Die Arbeit der BIH wird Uber einen jahrlichen Beitrag der Mitglieder sowie Umlagen flr
beschlossene Projekte (z.B. IT) finanziert. Die Finanzierung der BIH ist in der
Geschaftsordnung geregelt.

III. Griinde fiir eine Mitgliedschaft des LVR in der BIH

Die BIH erbringt fir ihre Mitglieder eine Vielzahl von Dienstleistungen, von denen diese
profitieren. All diese Dienstleistungen ermdglichen eine einheitliche Qualitadt des Angebots
der Inklusions-/ Integrationsamter, Hauptflirsorgestellen und der
Versorgungsverwaltungen. Sie sparen ferner erhebliche Kosten flir die Mitglieder ein.

e Zum 1. Januar 2019 sind die Versorgungsverwaltungen aller Lander sowie der
Bundeswehrverwaltung der BIH beigetreten. Griinde fiir den Beitritt waren neben
dem Inkrafttreten des SGB XIV zum 1. Januar 2024 die Erwartung einer
einheitlichen Schulungs- und Offentlichkeitsarbeit sowie einer schnellen und
fachlichen Abstimmung in Krisensituationen tber die BIH.

e Die BIH bietet flr die Mitarbeitenden der Mitglieder ein internes fachspezifisches
Fortbildungsprogramm an. In 2019 hat die BIH flir ihre Mitglieder 38
Fortbildungen angeboten. Sie wurden von 600 Teilnehmenden besucht. Die BIH
erhebt von den Teilnehmenden kostendeckende Seminargebihren. Das
Schulungskonzept der Versorgungsverwaltungen befindet sich im Aufbau. Es wird
an den Erfordernissen des neuen SGB XIV ausgerichtet.

e Fur das externe Schulungsgeschaift der Inklusions-/ Integrationsamter mit
der Zielgruppe betriebliche Funktionstrager stellt die BIH Konzepte fir die
Seminare bereit. Die Schulungsunterlagen werden regelmaBig auf BIH-Ebene
aktualisiert und neue Urteile und Gesetzesanderungen eingearbeitet.

« Die BIH betreibt umfangreiche Offentlichkeitsarbeit. Diese beinhaltet das

Herausgeben von Publikationen zu den Leistungen des Schwerbehinderten- und
Sozialen Entschadigungsrechts und das Vorhalten eines digitalen Online-
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Angebotes fir die Leistungsberechtigten des Schwerbehinderten- und Sozialen
Entschadigungsrechts. Zu den Printmedien gehort, u.a. die quartalsmaBig
bundesweit erscheinende Zeitschrift ZB in einer aktuellen Auflagenhdéhe von
184.000 Exemplaren pro Quartal sowie Zusatzdruck der ZB Beilagen (z.B.
287.550 Exemplare der ZB Info Leistungsibersicht). Im Jahr 2020 erfolgten rund
50.000 Downloads (barrierefrei) von Publikationen Gber die BIH-Homepage
www.integrationsaemter.de. In 2020 besuchten 19.200 unterschiedliche Besucher
die Seite www.sozialeentschaedigung.de mit knapp 60.000 Seitenaufrufen. Die
Seite www.integrationsaemter.de verzeichnete im selben Zeitraum knapp 720.000
Besucher und 22,8 Millionen Seitenaufrufen.

Des Weiteren profitiert das LVR-Inklusionsamt von den bereitgestellten EDV-
Programmen (EDAS und OASIS), deren Support durch die BIH und deren
Weiterentwicklung. Auch flir das Soziale Entschadigungsrecht fihren die Lander
Gesprache mit dem Bund, um eine gemeinsame EDV-Ldsung fiir das neue SGB
XIV zu schaffen.

Die BIH bietet ihren Mitgliedern in Gremien und im internen Bereich der Webseite
die Méglichkeit, sich Gber aktuelle Programme auszutauschen und bundesweite
Projekte gemeinsam abzuwickeln.

Die Geschaftsstelle informiert regelmaBig zu fachpolitischen Entwicklungen
sowie Uber fachliche Aktivitaten, Entscheidungen, Berichte etc. der BIH. Bei
grundsatzlicher Bedeutung der Informationen werden diese von der
Geschaftsstelle im internen Bereich der Homepage flir die Mitglieder archiviert.

Im Rahmen der BIH sind Mitarbeitende der Mitglieder in iber 50 Gremien auf
Landes- und Bundesebene, insbesondere beim Bundesministerium fir Arbeit
und Soziales, der Bundesarbeitsgemeinschaft flir Rehabilitation, der
Bundesagentur flir Arbeit, der Deutschen Gesetzlichen Rentenversicherung, der
Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung und dem Deutschen Verein fur
Rehabilitation sowie in Beiraten von (Forschungs-)Projekten und
Preisverleihungen, in DIN-Ausschiissen und bei REHADAT (ein Internetangebot
des Instituts der Deutschen Wirtschaft Kéln), aktiv. Dies erméglicht einen
stiandigen Erfahrungsaustausch mit den anderen Landern sowie dem Bund.

In den BIH-Gremien werden fachliche Stellungnahmen, Empfehlungen und
Anregungen flr die praktische Arbeit erarbeitet und die Begleitung von rechtlichen
Vorhaben auf den Gebieten des Schwerbehinderten- und Sozialen
Entschadigungsrechts sichergestellt. Zu den internen Gremien zahlen zwei
Fachausschisse mit ihren jeweiligen Arbeitsausschiissen. Dies sind derzeit neun.
Hinzu kommen vier standige und weitere ad-hoc-Arbeitsgruppen, der Vorstand
und die Jahreshauptversammlung. Im Jahr 2019 fanden 28 Gremientreffen statt.

Die BIH wird vom Bund (BMAS) bei Gesetzgebungsvorhaben mit ihrem
fachlichen Rat beigezogen (u.a. BTHG, Angehdrigen-Entlastungsgesetz, §§ 61,
61a SGB IX, SGB XIV), mit der Koordinierung von Forderprogrammen (zuletzt
+AlleImBetrieb™ und 100 Mio. Euro-Programm flr Inklusionsbetriebe und
Sozialunternehmen - ,,Corona-Teilhabe-Fonds") und aktuell mit einem eigenen
Férderprojekt aus dem Ausgleichsfonds (barrierefreies E-Learning) betraut. Hinzu
kommt die regelmaBige Abfrage durch den Bund (BMAS) und die Lander Gber die
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BIH zu Daten und Verfahren der Mitglieder zum SGB IX sowie zur KOF/KOV und
dem sozialen Entschadigungsrecht.

Iv. Finanzen
1. Einnahmen zur Finanzierung der BIH-Geschiaftsstelle

Die laufenden Kosten der BIH-Geschaftsstelle werden aktuell aus Mitgliedsbeitragen, der
ZB-Abgabe und der Umlage auf die Seminargeblhren finanziert.

Die Mitgliedsbeitrage werden von allen Mitgliedern jahrlich gezahlt. Die Abgabe fir die
Zeitschrift Behinderung und Beruf (ZB-Abgabe) sowie die Umlage auf die
Seminargebihren werden allein von den Integrations-/ Inklusionsamtern aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe entrichtet.

AuBerdem unterstiitzt der LVR die BIH bisher freiwillig mit einem zusatzlichen die
Personalkosten der Geschaftsstelle reduzierenden jahrlichen Zuschuss von 45.000 Euro.

Mit Eintragung ins Vereinsregister zum 01.01.2022 andert sich die Finanzierung teilweise.
Die Mitgliedsbeitrage bleiben in ihrer Héhe bestehen. Die Umlage auf die
Seminargebihren entfallt steuerbedingt. Ebenfalls entfallt der jahrliche freiwillige
Zuschuss des LVR. Beide gehen auf in einer jahrlichen, aus der Ausgleichsabgabe
gezahlten Umlage auf die Print- und Onlinemedien (Ziffer 8.1 der Geschéaftsordnung,
siehe Anlage 2).

Im Einzelnen:
a. Mitgliedsbeitrage

Der Mitgliedsbeitrag setzt sich aus einem Grundbetrag, der fir alle Mitglieder gleich ist,
und - in Orientierung an der Regelung des § 160 Abs. 6 Satz 3 SGB IX - einem
einwohnerabhangigen Betrag (Schllisselbetrag) zusammen. Der den Grundbetrag
ergdnzende Beitrag ist pro angefangene 100.000 Einwohner des Zustandigkeitsbereichs
des Mitgliedes zu leisten. Der Mitgliedsbeitrag (Grundbetrag und einwohnerabhangiger
Betrag) unterliegt gemaB aktueller Beschlusslage der Mitgliederversammlung einer
jahrlichen Dynamisierung in Hohe von 2,5 Prozent unter anderem zur Finanzierung der
Personalkostenentwicklung (Ziffer 8.1 der Geschéaftsordnung, siehe Anlage 2).

Die H6he des Mitgliedsbeitrags der BIH und des Anteils des LVR kénnen der
nachfolgenden Tabelle enthommen werden.



2019* 2020** 2021*** 2022%x**
Mitgliedsbetrage BIH 165269 € | 171.195€ | 263.087¢ | 209:660¢
insgesamt
davon Grundbetrag 36.038 € 37.066 € 83.000 € 85.075 €
davon Schlisselbetrag 129.171 € 134.129 € 180.087 € 184.585 €
Anteil LVR 12.359 € 12.594 € 17.859 € 18.305 €
davon Grundbetrag 1.561 € 1.587 € 3.500 € 3.588 €
davon Schlisselbetrag 10.798 € 11.007 € 14.359 € 14.717 €

*ohne den Bereich Versorgungsverwaltung des Landes Rheinland-Pfalz

“*mit allen Versorgungsverwaltungen sowie dem MAGS NRW (Ubernahme der Halfte der Beitrége pro

Landesteil)

***Erhghung der Mitgliedsbeitrdge ab 2021 aufgrund der Anderungen in der Umsatzbesteuerung gem.
Beschluss der Mitgliederversammlung 2019

***xyorbehaltlich der entsprechenden Beschlussfassung auf der Mitgliederversammlung am 23.06.2021 und
unter Berlicksichtigung der beschlossenen 2,5 Prozent Steigerung

Die Mitgliedsbeitrage aller Mitglieder fir die Jahre 2021 und 2022 lassen sich den
folgenden Tabellen entnehmen:

IR Beitra Beitrage
Integrationsamt Sozialg rog Beitrag pro
Bundesland Mitglied & Hauptfiir- = - pro Bundesland
Entschadigung Mitglied
sorgestelle 2021 2021 2021
2021
Kommunalverband flr
Baden- Jugend und Soziales 14.781€ 0€ 14.781 €
Wiirttember Ministerium flir Soziale 25.379 ¢
9 sterium Tu ales 0€ 10.598 € 10.598 €
und Integration
Staatsministerium flr
Bayern Familie, Arbeit und 16.974 € 12.134 € 29.108 € 29.108 €
Soziales
. Landesamt fiir
Berlin Gesundheit und Soziales 6.557 € 4.841 € 11.398 € 11.398 €
Brandenburg | -@ndesamt flr Soziales 5.351 € 3.996 € 9.347 € 9.347 €
und Versorgung
Bremen Amt fur Versorgung und 3.268 € 2.524 € 5.792 € 5.792 €
Integration
Behorde fir Arbeit,
Hamburg Gesundheit, Soziales, 4,583 € 3.459 € 8.042 € 8.042 €
Familie und Integration
Landeswohlfahrtsverband 0.408 € 0€ 0.408 €
Hessen
Hessen Landesversorgungsamt 16.218 €
Hessen bei der 0€ 6.810 € 6.810 €
Bezirksregierung GieBen
sEEdEnburg - e 4.364 € 3.305 € 7.669 € 7.669 €
Vorpommern Gesundheit und Soziales
Niedersachsen | iandesamt Fir Soziales, 11.272 € 8.128 € 19.400 € | 19.400 €
Jugend und Familie




Beitrag

. Beitrag Beitrage .
Integrationsamt Soziale ro Beitrag pro
Bundesland Mitglied & Hauptfiir- o - pro Bundesland
Entschadigung Mitglied
sorgestelle 2021 2021 2021
2021
R e L 13.136 € 4.723 € 17.859 €*
Rheinland
. Landschaftsverband
Nordrhein- Westfalen-Lippe 11.601 € 4.186 € 15.787 € 42.555 €
Westfalen
NRW Ministerium Arbeit,
Gesundheit und Soziales A SLENE LB
Rheinland- Landesamt flir Soziales, 6.996 € 5136 € 12.132 € 12.132 €
Pfalz Jugend und Versorgung
Saarland Landesamt fiir Soziales 3.597 € 2.760 € 6.357 € 6.357 €
Sachsen Kommunaler 6.996 € 5.131 € 12.127€ | 12.127¢€
Sozialverband
Landesverwaltungsamt 4912 € 0€ 4912 €
Sachsen-
i ; i i 8.678 €
Anhalt Ministerium fur Arbeit,
Soziales und Integration v e EL7EE S
Ministerium fir Soziales,
Gesundheit, Jugend, 5.790 € 0€ 5.790 €
Schleswig- Familie und Senioren
Holstein Landesamt fiir soziale 10.093 €
Dienste Schleswig- 0€ 4.303 € 4.303 €
Holstein
Thiringen Landesverwaltungsamt 4.912 € 3.689 € 8.601 € 8.601 €
Bundesrepublik | Personalmanagement der
Deutschland Bundeswehr** 12.369 € 17.819 € 30.188 € 30.188 €
Summen 146.869 € 116.219 € 263.088 € 263.088 €

mit dem Beitrag des gréBten Bundeslandes (NRW).

Bereiche Integrationsamt/Hauptfiirsorgestelle und Soziale Entschadigung getrennt berechnet.

*Aufgrund der getrennten Ausweisung der Beitrage fur die Bereiche Integrationsamt/Hauptfiirsorgestelle und
Soziale Entschadigung unterscheiden sich die ausgewiesenen Betrage im Vergleich zur Darstellung des
einheitlichen Mitgliedsbeitrages fir den LVR auf Seite 7. Sowohl Grund- als auch Schlisselbetrag werden fir die

**GemaB Absprache im Rahmen des Beitritts setzt sich der Beitrag des Personalmanagements der Bundeswehr
zusammen aus dem halben Anteil des gréBten Bundeslandes fir den Bereich Hauptfiirsorgestellen Nordrhein-
Westfalen = Summe der Anteile der Landschaftsverbdnde Rheinland und Westfalen-Lippe und im Bereich SER

Beitrag

Integrationsamt :ﬁ':i;alg Bent:gge Beitrag pro
Bundesland Mitglied & Hauptfiir- = 1: pro Bundesland
Entschadigung Mitglied
sorgestelle 2022 2022 2022
2022
Kommunalverband fir
Baden- Jugend und Soziales 15.151 € 0¢€ 15.151 €
Wirttemberg Ministerium fiir Soziales 26.013 €
! 0€ 10.863 € 10.863 €
und Integration
Staatsministerium fir
Bayern Familie, Arbeit und 17.398 € 12.437 € 29.836 € 29.836 €
Soziales
Berlin Landesamt fur 6.721 € 4.962 € 11.683€ | 11.683€
Gesundheit und Soziales ) ) ’ )
Brandenburg | -2ndesamt fur Soziales 5.485 € 4.096 € 9.581 € 9.581 €
und Versorgung
Bremen Amt fiir Versorgung und 3.350 € 2.587 € 5.937 € 5.937 €

Integration




Beitrag

. Beitrag Beitrage .
Integrationsamt Soziale ro Beitrag pro
Bundesland Mitglied & Hauptfiir- o - pro Bundesland
Entschadigung Mitglied
sorgestelle 2022 2022 2022
2022
Behorde fir Arbeit,
Hamburg Gesundheit, Soziales, 4.698 € 3.545 € 8.243 € 8.243 €
Familie und Integration
Landeswohlfahrtsverband 9.643 € 0€ 0.643 €
Hessen
Hessen Landesversorgungsamt 16.623 €
Hessen bei der 0€ 6.980 € 6.980 €
Bezirksregierung GieBen
HecKIenbUId N iEatidea TS 4.473 € 3.388 € 7.861 € 7.861 €
Vorpommern Gesundheit und Soziales
Niedersachsen | -andesamt Fur Soziales, 11.554 € 8.331 € 19.885€ | 19.885€
Jugend und Familie
B e B 13.464 € 4.841 € 18.305 €
Rheinland
. Landschaftsverband
Nordrhein- Westfalen-Lippe* 11.891 € 4,291 € 16.182 € 43.619 €
Westfalen
NRW Ministerium Arbeit,
Gesundheit und Soziales v BBz il
Rheinland- Landesamt flir Soziales,
Pfalz Jugend und Versorgung 7.171 € 5.264 € 12.435 € 12.435 €
Saarland Landesamt flir Soziales 3.687 € 2.829 € 6.516 € 6.516 €
Sachsen Kommunaler 7.171 € 5.259 € 12.430 € 12.430 €
Sozialverband
Landesverwaltungsamt 5.035 € 0€ 5.035 €
Sachsen-
Anhalt Ministerium fir Arbeit, e - Ay 8.895 €
Soziales und Integration ’ ’
Ministerium fir Soziales,
Gesundheit, Jugend, 5.935 € 0€ 5.935 €
Schleswig- Familie und Senioren
Holstein Landesamt fiir soziale 10.345 €
Dienste Schleswig- 0€ 4411 € 4.411 €
Holstein
Thiringen Landesverwaltungsamt 5.035 € 3.781 € 8.816 € 8.816 €
Bundesrepublik | Personalmanagement der
Deutschland Bundeswehr** 12.678 € 18.263 € 30.941 € 30.941 €
Summen 150.538 € 119.121 € 269.660 € 269.660 €

*Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe kann seinen Beitritt zum Verein als Griindungsmitglied bis zum
23.06.2021 erklaren.

**GemaB Absprache im Rahmen des Beitritts setzt sich der Beitrag des Personalmanagements der Bundeswehr

zusammen aus dem halben Anteil des gréBten Bundeslandes fiir den Bereich Hauptfiirsorgestellen Nordrhein-

Westfalen = Summe der Anteile der Landschaftsverbdnde Rheinland und Westfalen-Lippe und im Bereich SER

mit dem Beitrag des gréBten Bundeslandes (NRW).




b. Umlage auf die Print- und Online-Medien

Die jahrliche Umlage auf die Print- und Onlinemedien wird allein aus der
Ausgleichsabgabe gezahlt.

In ihr gehen ab dem Jahr 2022 die bisherige ZB-Abgabe (100.000 Euro), die Umlage auf
die Seminargebiihren (60.000 Euro) sowie der freiwillige jahrliche Zuschuss des LVR
(45.000 Euro) auf. In der Summe, die insgesamt unverandert bleibt, macht dies 205.000
Euro.

2. Laufende Ausgaben der BIH-Geschiftsstelle

Die jahrlichen Einnahmen in Hohe von insgesamt 468.088 Euro (Mitgliedsbeitrage fur das
Jahr 2021 in H6he von 263.088 Euro sowie die jahrliche Umlage in H6he von 205.000
Euro) werden vor allem fir folgende Ausgaben verwandt:

In der Geschaftsstelle sind drei Personen in Vollzeit beschaftigt. Sie sind vom LVR
abgeordnet und werden aktuell nach A14 (Geschéaftsfuhrerin) sowie nach E9c (zwei
Sachbearbeiterinnen) bezahlt. Flir das Jahr 2020 wurden vom LVR der BIH hierflr
226.520 Euro fir Personalkosten in Rechnung gestellt. Weitere gréBere Ausgabeposten
sind die Reisekosten des Vorstandes sowie der Vorsitzenden der Arbeitsausschisse (im
Jahr 2019 rund 20.000 Euro). Hinzu kommen Sitzungskosten der BIH-internen Gremien
(im Jahr 2019 rund 120.000 Euro).

Den Vorstandsmitgliedern sowie den Vorsitzenden der Arbeitsausschiisse wird aufgrund
eines Beschlusses der Mitgliederversammlung eine monatliche Aufwandsentschadigung
und den Mitarbeiterinnen der Geschaftsstelle eine monatliche Zulage (§ 5 Nr. 1 I. der
Satzung und Ziffer 9 der Geschaftsordnung, siehe Anlage 2) gezahlt.

3. Zweckgebundene Sonderumlagen der Integrations-/Inklusionsamter

Neben den jahrlich anfallenden Mitgliedsbeitrégen werden Sonderumlagen flr
gemeinsame Aufgaben und Projekte erhoben. Derzeit sind dies die folgenden drei:

1. Schulungs- und Offentlichkeitsarbeit 2021*
Aufwand pro Jahr Anteil LVR
1.304.900 € 206.505 €
*finanziert aus Mitteln der Ausgleichsgabe gem. § 185 SGB IX i.V.m. § 29
Schwerbehindertenausgleichsabgabe Verordnung (SchwbAV)

2. Pflege, Wartung, Weiterentwicklung der Fachanwendungen (OASIS/EDAS 2021)
Aufwand pro Jahr Anteil LVR
224.000 € 20.176 €

3. InANet (IT Projekt zur Ablésung von OASIS / EDAS in 2024/2025)
Aufwand insgesamt Anteil LVR
5.490.000 € 544.643 €
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Die erste Sonderumlage wird aus Mitteln der Ausgleichsabgabe finanziert. Die weiteren
beiden Sonderumlagen belasten den Haushalt des jeweiligen Mitglieds. An allen drei
Projekten/Aufgaben sind nur die Integrations-/Inklusionsamter beteiligt. Die Anteile
berechnen sich unter den teilnehmenden Integrations-/Inklusionsédmtern nach folgendem
Schlissel:

Der Schlissel fiir die Schulungs- und Offentlichkeitsarbeit basiert auf der Héhe der
Auflage der erscheinenden Zeitschrift Behinderung und Beruf (Zeitschrift ZB) (in 2021:
735.00 Exemplare) und wird kontinuierlich an den Bedarf angepasst. Der Anteil des
jeweiligen Integrations-/Inklusionsamtes richtet sich nach der eigenen anteiligen
Abnahmemenge (LVR in 2021: 116.000 Exemplare). Die Zeitschrift ZB erhalten alle
ausgleichsabgabepflichtigen Arbeitgeber und ihre betrieblichen Funktionstrager
quartalsweise zugesandt.

Der Schliissel OASIS/EDAS setzt sich aus zwei Komponenten zusammen. Die erste Halfte
der Gesamtkosten verteilt sich gleichmaBig auf die 16 Projektmitglieder (ohne den LWV
Hessen). Die zweite Halfte der Gesamtkosten wird nach der Einwohnerzahl der beteiligten
Mitglieder verteilt.

Der Schliissel InANet entspricht dem Schliissel OASIS/EDAS mit der Anderung, dass sich
die Kosten auf 15 Projektmitglieder (ohne den LWV Hessen und den Landschaftsverband
Westfalen-Lippe) verteilen.

Der ausgewiesene Anteil des LVR fiir die dargestellten zweckgebundenen Sonderumlagen
ist sowohl in der LVR-Haushaltsplanung 2021 als auch in der mittelfristigen
Finanzplanung beriicksichtigt.

V. Anlass der Rechtsformdiskussion

Die BIH wird in §§ 26 Abs. 5, 86 Abs. 2 Nr. 6 und 163 Abs. 6 SGB IX ausdricklich
erwahnt. Das Gesetz regelt jedoch nicht, welche Rechtsform die BIH besitzt.

Die Rechtsform der BIH wurde in den vergangenen Jahren immer wieder vor allem unter
dem Gesichtspunkt der Haftung sowie der Gremienstruktur diskutiert. Die bei einer
Anwaltskanzlei im Stddeutschen in Auftrag gegebene rechtliche Stellungnahme kam vor
einigen Jahren, als der Vorsitz der BIH beim Kommunalverband fir Jugend und Soziales
in Baden-Wiurttemberg lag, zu dem Ergebnis, dass die BIH in Ermangelung einer anderen
Rechtsverfassung als Gesellschaft blirgerlichen Rechts (GbR) anzusehen sei.

Zum 01.01.2019 sind der BIH die Versorgungsverwaltungen der Lander sowie die
Bundeswehrverwaltung als neue Mitglieder beigetreten. Im Rahmen der dreijéhrigen
Beitrittsdiskussion wurde u.a. die Frage nach der Rechtsform und der Gremienarbeit der
BIH vielfach gestellt. Die beitretenden Lander sowie die Bundeswehrverwaltung wollten
wissen, welcher rechtlichen Organisation sie unter Haftungsgesichtspunkten beitreten
und wie die Interessen der Versorgungsverwaltungen in den Gremien der BIH vertreten
werden. Diese Fragen konnten im Beitrittsprozess nicht abschlieBend beantwortet
werden. Sie wurden einvernehmlich auf die Zeit nach erfolgtem Beitritt vertagt.
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VI. Verfahren zur Rechtsformanderung
1. Griinde fiir die Rechtsform eines eingetragenen Vereins

Die BIH hat aufgrund der oben genannten Griinde auf ihrer Jahreshauptversammlung im
November 2018 in Saarlouis, an der die Versorgungsverwaltungen bereits als Gaste
teilgenommen haben, beschlossen, ein Gutachten zu einer mdéglichen
Rechtsformanderung in Auftrag zu geben. Dieses Gutachten wurde allen Mitgliedern vor
der Jahreshauptversammlung am 14.11.2019 in Magdeburg zur Verfligung gestellt.

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass die derzeitige Rechtsform der BIH als
Gesellschaft blrgerlichen Rechts (GbR) nicht weiter bestehen bleiben sollte. Das
Gutachten empfiehlt als Rechtsform den eingetragenen Verein (e.V.) im Sinne von § 55
des Blrgerlichen Gesetzbuches (BGB).

Zur Begriindung wird ausgefiihrt, dass die bestehende Struktur und Organisation der BIH
erheblich von der gesetzlichen Konzeption einer Gesellschaft bilirgerlichen Rechts (GbR)
abweichen. Diese Abweichungen seien rechtlich mdglich, zégen aber ein erhebliches
Regelungsbedirfnis nach sich. Dieses sei in der bestehenden Arbeitsordnung und der
bestehenden Geschaftsordnung bislang nicht vollstéandig abgebildet. Hier bestiinde im
Konfliktfall ein erhebliches Streitpotential und Rechtsunsicherheit. Weder der Vorstand
noch die Geschaftsstelle der BIH kdnnten ihre Vertretungsberechtigung derzeit
nachweisen. Hierzu bedlrfe es einer von allen Mitgliedern unterschriebenen Vollmacht.
Die Sicherheit im Rechtsverkehr sei in der Rechtsform eines eingetragenen Vereins (e.V.)
wesentlich besser zu gewdhrleisten.

Die auf das Vereinsvermdégen beschrankte Haftung und das Fehlen einer persdnlichen
Haftung der Mitglieder nach den Grundsatzen der Beteiligung 6ffentlich-rechtlicher
(Gebiets-)Korperschaften, wie sie in den Gemeindeordnungen der Lander oder auch in
den Public Corporate Governance Kodices zum Ausdruck kommen, sprachen auBerdem
flr die Rechtform des eingetragenen Vereins (e.V.).

2. Weiteres Verfahren

Auf der Jahreshauptversammlung in Magdeburg im November 2019 wurde einstimmig
bei einer Enthaltung beschlossen, die Entscheidung einer mdglichen Rechtsformanderung
in der kommenden Jahreshauptversammlung im November 2020 zu treffen.

Gleichzeitig wurde ebenfalls einstimmig beschlossen, dass alle Mitglieder bis zum
31.03.2020 gegenliber der BIH-Geschaftsstelle erkldren, ob sie mit einer
Rechtsformanderung in einen eingetragenen Verein (e.V.) einverstanden sind. Sollte dies
nicht der Fall sein, wird das entsprechende Mitglied gebeten, die Griinde fiir seine
Entscheidung innerhalb des genannten Zeitraums mitzuteilen und einen
Alternativvorschlag hinsichtlich der Rechtsform der BIH aufzuzeigen. Bis auf den LWL
haben alle Mitglieder ihre generelle Zustimmung zum Beitritt in einen Verein geauBert.
Der LWL pladiert fur die FortfiUhrung in der aktuellen Rechtsform. Er kann aber bis zur
Grindungsversammlung am 23.06.2021 noch erkléren, Grindungsmitglied zu werden.
(Daher ist der LWL in der Satzung in § 3 Ziffer 2 in Kursivdruck aufgefihrt.)
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Am 05.10.2020 wurde allen Mitgliedern der Entwurf der Satzung sowie der
Geschaftsordnung fir die BIH in ihrer vorgesehenen neuen Rechtsform als eingetragener
Verein Uibersandt, mit der Bitte bis zum 06.11.2020 Vorschldge eventueller Anderungen
und Erganzungen der BIH-Geschaftsstelle mitzuteilen. Als Mitte Oktober deutlich wurde,
dass die fiir den 03.12.2020 anberaumte Griinderversammlung in Kdln aufgrund von
COVID-19 nicht stattfinden kann, wurde die Frist auf 12.02.2021 verldngert. Die
eingegangenen Anregungen und Anderungsvorschldge der Mitglieder wurden auf einer
Sondervorstandssitzung der BIH am 26.02.2021 vorbeschlossen und abschlieBend in der
Vorstandsitzung am 03.03.2021 beschlossen. Nach der Vorstandsitzung und der
Protokollabstimmung unter den Vorstandsmitgliedern erhalten die Mitglieder die
aktualisierte Satzung und Geschaftsordnung (siehe Anlagen) zur abschlieBenden
Kenntnisnahme. Die Grinderversammlung in Kdéln ist auf den 23.06.2021 verschoben
worden.

3. Mit der Vereinsgriindung einhergehende Anderungen

Auf wichtige Anderungen, die mit der angestrebten Vereinsgriindung verbunden sind
wird hingewiesen:

e Die BIH strebt die Anerkennung als gemeinnutziger eingetragener Verein an.
Dementsprechend muss eine Vereinssatzung beschlossen werden.

e Der Verein wird voraussichtlich aus 23 Mitgliedern bestehen, sofern der LWL dem
Verein beitritt.

e Sitz des Vereins ist Kdln — ein Verein ist zwingend o6rtlich einem Registergericht
zuzuordnen.

e Der Name ,BIH-Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationséamter und
Hauptfirsorgestellen™ bleibt vorerst bestehen. Eine eventuelle Namensanderung
erfolgt mit dem vollstandigen Inkrafttreten des SGB XIV zum 01.01.2024.

e Fur wesentliche Beschlisse der Mitgliederversammlung ist eine 2/3-Mehrheit
vorgesehen. Gleiches gilt, wenn ein Beschlussgegenstand der
Mitgliederversammlung oder der beiden Fachausschiisse die wesentlichen
Interessen eines einzelnen Mitgliedes beriihrt.

e Bei einer Gesamtauflésung oder Aufhebung des Vereins féllt sein Vermdgen an die
Mitglieder entsprechend ihrem prozentualem Anteil an den Mitgliedsbeitrégen
zurick.

e Sollten nicht alle bisherigen Mitglieder dem neu gegriindeten Verein beitreten,
erfolgt eine Vermdégensauseinandersetzung in vergleichbarer Weise.

4. Zusammenfassung der finanziellen Anderungen im Verein

Die Anderung der Rechtsform in einen gemeinniitzigen eingetragenen Verein fiihrt nicht
zu einer Kostensteigerung, insbesondere nicht zu einer Erhéhung der Mitgliedsbeitrage.

Anderungen, die zuvor in der Vorlage bereits beriicksichtigt und angesprochen wurden,
ergeben sich aus folgenden Grinden:

e Aus steuerlichen Griinden ist es zukiinftig nicht mehr mdglich, die Personalkosten
der BIH-Geschaftsstelle zum Teil Uber die Einnahmen aus dem Seminargeschéaft
zu decken. Es handelt sich um eine Summe von jahrlich 60.000 Euro.
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e Ab dem Jahr 2022 entfédllt der vom LVR gezahlte Personalkostenzuschuss fiir die
Geschaftsstelle der BIH in H6he von 45.000 €.

e Die Arbeiten zur Umsetzung des § 2b Umsatzsteuergesetz haben ergeben, dass
der LVR eine Umsatzsteuer auf die Leistungen zugunsten der BIH (z.B.
Personalkosten, IT-Dienstleistungen) zu erheben hat.

Die entsprechenden erforderlichen Beschliisse sind der Mitgliederversammlung
vorbehalten. Diese ist fir den 23.06.2021 in Kéln geplant.

Fir den LVR-Haushalt wird die Mitgliedschaft in der BIH in der Rechtsform eines
eingetragenen gemeinnitzigen Vereins (e.V.) durch den Wegfall des jahrlich gezahlten
freiwilligen Zuschusses im Ergebnis glinstiger. Die Mitgliedsbeitrége bleiben in dem von
der Mitgliedersammlung beschlossenen Rahmen konstant. Die zweckgebundenen
Sonderumlagen sind bereits im LVR-Haushalt berlicksichtigt.

5. Zusammensetzung der Mitglieder des zukiinftigen Vereins

Land Baden-Wiirttemberg

e Ministerium fir Soziales und Integration

¢ Kommunalverband fiir Jugend und
Soziales Baden-Wirttemberg

Land Bayern
Staatsministerium flr Familie, Arbeit und
Soziales

Land Berlin
Landesamt fir Gesundheit und Soziales

Land Brandenburg
Landesamt fiir Soziales und Versorgung

Land Bremen
Amt fur Versorgung und Integration

Land Hamburg
Behorde flr Arbeit, Gesundheit, Soziales,
Familie und Integration

Land Hessen

e Landesversorgungsamt bei der
Bezirksregierung GielBen

e Landeswohlfahrtsverband Hessen

Land Mecklenburg-Vorpommern
Landesamt flir Gesundheit und Soziales

Land Niedersachsen
Landesamt flir Soziales, Jugend und
Familie

Land Nordrhein-Westfalen

e Landschaftsverband Rheinland

e Landschaftsverband Westfalen-Lippe*

e Ministerium flr Arbeit, Gesundheit und
Soziales

Land Rheinland-Pfalz
Landesamt flir Soziales, Jugend und
Versorgung

Land Saarland
Landesamt fir Soziales

Land Sachsen
Kommunaler Sozialverband Sachsen

Land Sachsen-Anhalt

e Ministerium fur Arbeit, Soziales und
Integration

e Landesverwaltungsamt
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Land Schleswig-Holstein Land Thiiringen

e Ministerium fir Soziales, Gesundheit, Landesverwaltungsamt
Jugend, Familie und Senioren

e Landesamt fir soziale Dienste
Schleswig-Holstein

Bundesrepublik Deutschland
Bundesamt fiir das Personalmanagement
der Bundeswehr

*Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe kann seinen Beitritt zum Verein als Griindungsmitglied
bis zum 23.06.2021 erklaren.

VII. Beschlussvorschlag

Der Landschaftsausschuss stimmt einer Rechtsformanderung der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptflirsorgestellen (BIH) in die
Rechtsform eines eingetragenen Vereins (e.V.) zu. Die Direktorin des

Landschaftsverbandes Rheinland wird ermachtigt, den formellen Beitritt zu einem
eingetragenen Verein bei der Mitgliederversammlung der BIH zu erklaren.

In Vertretung

PROF. DR. FABER

15
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Anlage 1

Satzung eines gemeinniitzigen Vereins

§ 1 Geschaftssitz, Name, Geschaftsjahr

1. Der Verein fuhrt den Namen ,BIH" (Bundesarbeitsgemeinschaft der
Integrationsamter und Hauptfirsorgestellen). Er soll in das Vereinsregister
eingetragen werden und tragt dann den Zusatz ,,e.V."

2. Der Sitz des Vereins ist Koln.

3. Das Geschaftsjahr des Vereins ist gleich dem Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

1. Der Verein setzt sich ein fir die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit
Behinderung an einem inklusiven Arbeitsmarkt und fir die Unterstitzung von
Menschen, die einen Gesundheitsschaden durch ein schédigendes Ereignis erlitten
haben, flr das die staatliche Gemeinschaft eine besondere Verantwortung tragt.

2. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch
a. die Férderung der Hilfen flr

e Menschen mit Behinderung,

e Opfer von Gewalttaten, von Krieg und staatlichem Unrecht,

e Soldaten/innen der Bundeswehr,

e Kriegsdienstverweigerer

e sowie Menschen, die durch eine empfohlene Schutzimpfung im
Vertrauen auf den Staat eine gesundheitliche Schadigung erlitten
haben,

b. die Abstimmung einer einheitlichen Rechtsanwendung bei der
Durchfiihrung der Aufgaben der Mitglieder,

c. die Erarbeitung von Empfehlungen flr die praktische Arbeit im
Schwerbehindertenrecht nach Teil 3 des SGB IX und im Sozialen
Entschadigungsrecht,

d. den sténdigen Erfahrungsaustausch der auf diesen Gebieten tatigen
Personen,

e. die Fort- und Weiterbildung der in diesen Aufgabengebieten haupt- und
nebenamtlich tatigen Personen,

f. die Erarbeitung von fachlichen Stellungnahmen, Empfehlungen und
Anregungen sowie die Begleitung von rechtlichen Vorhaben auf den
Gebieten des Schwerbehinderten- und Sozialen Entschadigungsrechts,

g. die Herausgabe von Publikationen zu den Leistungen des
Schwerbehindertenrechts nach Teil 3 des SGB IX und Sozialen
Entschadigungsrechts,
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h. das Vorhalten eines digitalen Online-Angebotes fir die
Leistungsberechtigten des Schwerbehinderten- und Sozialen
Entschadigungsrechts,

i. die Forderung des Bewusstseins und des Verstandnisses flr die
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung und die
Unterstlitzung von Opfern von Gewalt, Krieg und staatlichem Unrecht,
Soldaten der Bundeswehr und Kriegsdienstverweigerer sowie der
Menschen, die durch eine empfohlene Schutzimpfung im Vertrauen auf den
Staat eine gesundheitliche Schadigung erlitten haben.

3. Der Verein verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im
Sinne des Abschnitts , Steuerbeglinstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Dazu
gehort auch die Férderung der beruflichen Weiterbildung im Schwerbehinderten-
und sozialen Entschadigungsrecht.

4. Der Verein ist selbstlos tétig; er verfolgt keinen eigenwirtschaftlichen Zweck.

5. Die Mittel des Vereins dirfen nur fur die satzungsmaBigen Zwecke verwendet
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

6. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind,
oder durch unverhaltnismaBig hohe Vergitungen begiinstigt werden.

7. Der Vorstand und die Mitglieder der Fach- und der Arbeitsausschiisse sind
grundsatzlich ehrenamtlich tatig. Die Mitgliederversammlung kann eine jahrliche,
angemessene pauschale Aufwandsentschddigung fir Vorstandsmitglieder sowie
fur die Vorsitzenden der Fach- und Arbeitsausschiisse beschlieBen. Die Vergutung
differenziert zwischen den einzelnen Aufgaben und deren Umfang. Sie wird bei
mehreren Funktionen nur einmal gewahrt.

§ 3 Mitgliedschaft und Beitrage
1. Vereinsmitglieder kénnen diejenigen juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts
sein, die Aufgaben nach dem Zweck des Vereins auf Grundlage des Teils 3 des
SGB IX, des BVG einschlieBlich Anhanggesetze, dem SVG, Folgegesetze und dem
SGB XIV verwirklichen.

2. Grindungsmitglieder sind:

e Land Baden-Wiirttemberg,
vertreten durch das Ministerium flir Soziales und Integration

e Kommunalverband fir Jugend und Soziales Baden-Wirttemberg

e Freistaat Bayern
vertreten durch das Staatsministerium flir Familie, Arbeit und Soziales
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e Land Berlin,

vertreten durch das Landesamt fiir Gesundheit und Soziales

e Land Brandenburg,
vertreten durch das Landesamt fiir Soziales und Versorgung

e Land Bremen,
vertreten durch das Amt fir Versorgung und Integration

e Land Hamburg,
vertreten durch die Behorde fiir Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und
Integration

e Land Hessen,
vertreten durch das Landesversorgungsamt bei der Bezirksregierung
GieBen

e Landeswohlfahrtsverband Hessen

e Land Mecklenburg-Vorpommern,
vertreten durch das Landesamt flir Gesundheit und Soziales

e Land Niedersachsen,
vertreten durch das Landesamt Fiir Soziales, Jugend und Familie

e Land Nordrhein-Westfalen,
vertreten durch das Ministerium fir Arbeit, Gesundheit und Soziales

e Landschaftsverband Rheinland
e landschaftsverband Westfalen-Lippe!

e Land Rheinland-Pfalz,
vertreten durch das Landesamt fur Soziales, Jugend und Versorgung

e Land Saarland,
vertreten durch das Landesamt flir Soziales

e Kommunaler Sozialverband Sachsen

e Land Sachsen-Anhalt,
vertreten durch das Ministerium flir Arbeit, Soziales und Integration

e Land Sachsen-Anhalt,
vertreten durch das Landesverwaltungsamt

! Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe kann seinen Beitritt zum Verein als Griindungsmitglied
bis zum 23.06.2021 erklaren.
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e Land Schleswig-Holstein,

vertreten durch das Ministerium flr Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie
und Senioren

e Land Schleswig-Holstein,
vertreten durch das Landesamt flir Soziale Dienste

e Land Thiringen,
vertreten durch das Landesverwaltungsamt

e Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundesamt flir das Personalmanagement der
Bundeswehr

3. Der Aufnahmeantrag neuer Mitglieder ist schriftlich zu stellen.
4. Uber den Aufnahmeantrag entscheidet die Mitgliederversammlung.

5. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Aufldsung der juristischen
Person oder durch Verlust des Aufgabenbereiches, aufgrund dessen gesetzlicher
Grundlage (Teil 3 des SGB IX, des BVG einschlieBlich Anhanggesetze, dem SVG,
Folgegesetze und dem SGB XIV) die Mitgliedschaft bestand.

6. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklarung gegeniiber einem
vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied. Die schriftliche Austrittserklarung
muss bis zum 31.12. eines Jahres flir den Austritt zum 31.12. des Folgejahres
erklart werden.

7. Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Griinde sind
insbesondere ein die Vereinsziele schadigendes Verhalten, die Verletzung
satzungsmaBiger Pflichten oder Beitragsriickstdande von mindestens einem Jahr.
Uber den Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung. Dem Mitglied bleibt
die Uberpriifung der MaBnahme durch Anrufen der ordentlichen Gerichte
vorbehalten. Die Anrufung eines ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung
bis zur Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung.

8. Jedes Mitglied hat einen Jahresbeitrag zu entrichten. Die Héhe und die Falligkeit
dieser Beitréage bestimmt die Mitgliederversammlung in einer durch sie erlassenen
Geschaftsordnung.

§ 4 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind

die Mitgliederversammlung,

der Vorstand,

der Fachausschuss ,Schwerbehindertenrecht®,

der Fachausschuss ,Soziales Entschadigungsrecht™.

o0 oo
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§ 5 Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben, die

nicht Ubertagen werden kdnnen, gehdren insbesondere
a. die Wahl und Abwahl der Vorstandsmitglieder und des/der

Vorstandsvorsitzenden,

die Entlastung des Vorstands,

der Erlass und die Anderung der Geschéftsordnung,

die Entgegennahme der Berichte des Vorstands,

die Wahl der Kassenprifer,

die Verabschiedung des Haushalts,

die Beschlussfassung lber die Anderung der Satzung,

die Entscheidung liber Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern.

die Beschlussfassung lber die Auflésung des Vereins,

die Entscheidung lUber die Hoéhe und Falligkeit der Mitgliedsbeitrage

die Entscheidung lber die jahrliche Umlage auf die Print- und

Onlinemedien

die Entscheidung lber die Zahlung von Aufwandsentschdadigungen und

Zulagen

m. sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der Satzung oder nach dem
Gesetz ergeben und nicht dem Vorstand bzw. der Geschaftsfiihrung
zugewiesen sind.

XSO T ano

2. Einmal pro Jahr findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. Jedes
Mitglied entsendet eine stimmberechtigte Person aus der jeweiligen Verwaltung.

3. Der Vorstand ist zur Einberufung einer auBerordentlichen Mitgliederversammlung
verpflichtet, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter
Angabe von Griinden verlangt.

4. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat schriftlich oder per E-Mail unter Angabe der Tagesordnung
einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des
Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt als den
Mitgliedern zugegangen, wenn es an die letzte dem Verein bekanntgegebene
Anschrift oder E-Mail-Adresse gerichtet war.

5. Lassen die auBeren Umsténde keine ordentliche oder auBerordentliche
Mitgliederversammlung zu oder besteht bezliglich eines Beschlusses
Eilbedlrftigkeit, kann mit Zustimmung von mindestens einem Drittel der
Mitglieder ein Beschluss im schriftlichen Umlaufverfahren unter Nutzung digitaler
Medien erfolgen.

6. Die Tagesordnung ist zu erganzen, wenn dies ein Mitglied bis spatestens eine

Woche vor dem angesetzten Termin schriftlich oder per Email beantragt. Die
Erganzung ist zu Beginn der Versammlung bekanntzumachen.
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7. Antrdge Uber die Abwahl des Vorstands, die Anderung der Satzung oder die
Auflésung des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur
Mitgliederversammlung zugegangen sind, kénnen erst auf der nachsten (ggf.
auBerordentlichen) Mitgliederversammlung beschlossen werden.

8. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der
Mitglieder anwesend ist. Sie gilt als beschlussfahig, solange ihre
Beschlussunfahigkeit nicht festgestellt worden ist.

9. Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorstandsvorsitzenden geleitet. Zu
Beginn der Mitgliederversammlung ist eine Schriftfihrung zu wahlen.

§ 6 Abstimmungen und Beschlussfassungen der Mitgliederversammliung

1. Jedes Mitglied hat eine Stimme, unabhangig von der Anzahl wahrgenommener
Aufgaben nach § 3 Absatz 1. Das Stimmrecht kann nur persénlich von der vom
Mitglied gegenliiber dem Verein als vertretungsberechtigt benannten Person oder
flr ein Mitglied unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht ausgelibt werden.

2. Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

3. Satzungsanderungen, Zweckanderungen, Ausschlisse, Rechnungslegung,
Rechenschaftsberichte, die Bildung und die Aufgabenzuweisung bzw. —anderung
der Fachausschiisse sowie die Aufldsung des Vereins kénnen nur mit einer
Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden.

4. Erklart ein Mitglied mit entsprechender Begriindung, dass ein
Beschlussgegenstand seine wesentlichen Interessen berihrt, kann eine
Beschlussfassung nur mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder
erfolgen.

5. Stimmenthaltungen und ungiltige Stimmen bleiben auBer Betracht.

6. Uber die Beschliisse der Mitgliederversammlung ist ein Ergebnisprotokoll
anzufertigen, das von der Versammlungsleitung und der Schriftfihrung zu
unterzeichnen ist.

§ 7 Vorstand

1. Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus sieben Vorstandsmitgliedern.

Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden, den beiden Stellvertretungen

und vier weiteren Mitgliedern.

2. Nur Vertreterinnen und Vertreter der Mitglieder des Vereins kénnen in den
Vorstand gewahlt werden.
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10.

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung fir die Dauer von vier Jahren
gewahlt. Die gewahlten Vorstandsmitglieder sollen fiir die gesamte Wahlperiode
fir das Amt zur Verfliigung stehen.

Der/die Vorstandsvorsitzende und die Vorsitzenden der beiden Fachausschiisse
werden durch die Mitgliederversammlung gewahit.

Die von der Mitgliederversammlung gewahlten Vorsitzenden der Fachausschiisse
sind zugleich Stellvertretungen des/der Vorstandsvorsitzenden.

Der Verein wird gerichtlich und auBergerichtlich durch den/die
Vorstandsvorsitzende/n und die Geschaftsfiihrung vertreten. Durch Beschluss der
Mitgliederversammlung kénnen die Vorstandsmitglieder oder einzelne von ihnen
von den Beschrankungen des § 181 BGB ganz oder teilweise befreit werden.

Die Wiederwahl ist zul&ssig.
Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewahlt ist.

Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ende seiner Amtsperiode aus dem Vorstand
aus, so kénnen die verbleibenden Vorstandsmitglieder ein neues
Vorstandsmitglied flir das vakante Amt berufen (Kooption). Es kénnen maximal
zwei Mitglieder des Vorstands auf diese Weise bestellt werden. Der Beschluss zur
Kooption ist auf der nachsten Mitgliederversammlung zu bestatigen. Findet auf
dieser Mitgliederversammlung auch die (Neu)Wahl der Gbrigen
Vorstandsmitglieder statt, gilt dies auch flr die kooptierten Vorstandsmitglieder.

Bei Beendigung der Mitgliedschaft der juristischen Person im Verein, der das
Vorstandsmitglied angehort, endet auch das Amt als Vorstandsmitglied.

Die Vertretung des Vereins bei externen Gremien und deren Abstimmungen
erfolgt durch die Vorstandsmitglieder, die Geschaftsfiihrung oder durch die von
dem/der Vorstandsvorsitzenden benannten Personen aus dem Kreis der
Mitglieder.

§ 8 Zustandigkeiten des Vorstands

Der Vorstand ist flir alle Angelegenheiten des Vereins zustandig, die nicht durch
die Satzung oder der Geschaftsordnung einem anderen Vereinsorgan oder der
Geschaftsfihrung zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

a. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der
Tagesordnung,
Einberufung der Mitgliederversammlung,
Berufung und Abberufung einer Geschaftsflihrung
Ausflihrung der Beschllisse der Mitgliederversammlung,
Verwaltung des Vereinsvermdgens und Haushaltsplanung,
Erstellung der Jahreshaushaltsplane und der Jahresberichte,
Vertretung des Vereins bei externen Gremien.

@ "0 ao0oc
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§ 9 Beschlussfassung des Vorstandes

1. Der Vorstand fasst seine Beschllisse in Vorstandssitzungen, auf schriftlichem
Wege oder per Telekommunikation wie auch per Videokonferenz. Aus wichtigem
Grund kann eine Beschlussfassung auch ohne Sitzung durch schriftliche
Abstimmung erfolgen.

2. Vorstandssitzungen sind von dem/der Vorsitzenden unter Einhaltung einer
Einberufungsfrist von zwei Wochen einzuberufen. Der Vorstand tagt
quartalsmaBig.

3. Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens vier Mitglieder anwesend sind.
Er entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden oder im
Vertretungsfalls der ersten Stellvertretung.

§ 10 Geschaftsfihrung
1. Die Geschaftsfihrung wird durch den Vorstand berufen und abberufen.

2. Die Geschaftsflihrung Gbernimmt die vom Vorstand bzw. tber den/die
Vorsitzende/n zugewiesenen Aufgaben, insbesondere die Wahrnehmung der
laufenden Geschafte. Sie bereitet die Beschliisse, Auftrage und Projekte des
Vorstands und der Mitgliederversammlung vor und setzt diese um. Sie leitet die
Geschaftsstelle. IThr kdnnen weitere nicht der Mitgliederversammlung vorbehaltene
Aufgaben durch den Vorstand libertragen werden.

3. Das Ndahere regelt die Geschaftsordnung.

4. Sofern Beschaftigte eines Mitglieds zur Wahrnehmung von Aufgaben der
Geschaftsstelle zugewiesen werden, erstattet der Verein dem zuweisenden
Mitglied die Vergitung nebst Arbeitgeberanteilen und die Sachkosten in dem vom
Mitglied geltend gemachten Umfang bis zur vollen H6he gegen Nachweis. Die
Erstattung erfolgt zuziiglich der gesetzlich geschuldeten Umsatzsteuer.

§ 11 Fachausschisse
1. Es werden zwei stdndige Fachausschiisse gebildet, der
a. Fachausschuss ,Schwerbehindertenrecht" und der

b. Fachausschuss ,Soziales Entschadigungsrecht®.

2. Jedes Mitglied kann eine stimmberechtigte Vertretung in die Fachausschiisse
entsenden.
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10.

11.

Innerhalb des durch die Mitgliederversammlung zugewiesenen Aufgaben- und
Kompetenzbereichs agiert jeder Fachausschuss selbstandig.

Die Aufgaben des Fachausschusses ,Schwerbehindertenrecht" umfassen
insbesondere, soweit nicht der Mitgliederversammlung zugeordnet
a. die Weiterentwicklung der beruflichen Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen,
b. die Erarbeitung und Sicherstellung einer méglichst einheitlichen
Rechtsanwendung der Regelungen des SGB IX sowie seiner Nebengesetze,
c. die Beratung und Beschlussfassung der eingebrachten Vorlagen und
d. die Beschlisse Uiber (umlage-)finanzierte Projekte.

Die Aufgaben des Fachausschusses ,Soziales Entschadigungsrecht™ umfassen
insbesondere, soweit nicht der Mitgliederversammlung zugeordnet:

a. die Erarbeitung und Sicherstellung einer mdglichst einheitlichen
Rechtsanwendung der Regelungen des BVG, des SGB XIV und der
Nebengesetze,

b. die Beratung und Beschlussfassung lber die eingebrachten Vorlagen,

c. die Weiterentwicklung der Empfehlungen zur Kriegsopferversorgung und -
flrsorge sowie zum SGB XIV und

d. die Beschliisse Uiber (umlage-)finanzierte Projekte.

Die Fachausschiisse kdnnen Arbeitsausschiisse und zeitlich begrenzte sowie
projektbezogene Arbeitsgruppen bilden und auflésen. Jedes Mitglied kann eine

stimmberechtigte Vertretung in jeden Ausschuss entsenden.

Die Fach- und Arbeitsausschiisse entscheiden selbstandig Uber die Zulassung von
Gasten zu ihren Sitzungen.

Die Fachausschiisse entscheiden selbstdndig auf ihrem Gebiet Gber Projekte und
deren Finanzierung im Rahmen des jeweils geltenden Haushaltsplans.

Die Fachausschilisse und Arbeitsausschiisse verabschieden ihre Beschliisse mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Erklart ein Mitglied mit entsprechender Begriindung, dass ein
Beschlussgegenstand seine wesentlichen Interessen berihrt, kann eine
Beschlussfassung nur mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder

erfolgen.

Néheres zu den Fach- und Arbeitsausschissen regelt die Geschaftsordnung.

§ 12 Kassenprifer

Die Mitgliederversammlung wahlt fur die Dauer von vier Jahren zwei
Kassenprifer/innen.
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2. Als Kassenprifer/in kdnnen nur Vertreter/innen derjenigen Mitglieder gewahlt
werden, die nicht im Vorstand vertreten sind.

3. Die Kassenprifer/innen kdnnen Nachweise fiir die unter § 10 Absatz 4 geltend
gemachten Kosten anfordern.

4. Eine Wiederwahl ist zulassig.

5. Die Kassenprifung umfasst die Recht- und ZweckmaBigkeit der Haushaltsfiihrung,
die Einhaltung der Regeln ordnungsgemaBer Buchflihrung sowie die
ordnungsgemaBe Dokumentation haushaltsrelevanter Beschliisse der
Mitgliederversammlung, des Vorstandes, der Fachausschiisse und der
Geschaftsstelle.

§ 13 Auflésung und Liquidation

1. Die Auflésung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen
Mitgliederversammlung beschlossen werden.

2. Bei Auflésung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbeglinstigter
Zwecke fallt das Vermdgen des Vereins an die Mitglieder entsprechend ihrem
prozentualen Anteil an den Mitgliedsbeitragen, die es unmittelbar und
ausschlieBlich fir gemeinnttzige, mildtatige oder kirchliche Zwecke zu verwenden
haben.

3. Liquidator ist der/die Vorsitzende als einzelvertretungsberechtigte/r Liquidator,
soweit die Versammlung nichts anderes beschlieBt.

Kéln, den 23. Juni 2021
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Anlage 2

Geschaftsordnung

1. Geltungsbereich

Der eingetragene Verein ,Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Haupt-
firsorgestellen (BIH) gibt sich eine Geschaftsordnung. GemaB § 5 Abs. 1c der Satzung
wird sie durch Beschluss der Mitgliederversammlung erlassen und gedndert. Jedes Mit-
glied, der Vorstand und die Geschéftsfiihrung kann eine Anderung der Geschéftsordnung
zum Beschluss bringen.

GemaB Satzung regelt die Geschaftsordnung insbesondere
e die Einziehung eines Mitgliedsbeitrages (§ 5 Abs. 1 j. der Satzung),
e die Handhabung von umlage-finanzierten Projekten (§ 11 Abs. 4d und § 11 5d der
Satzung) und
e die Aufgaben der Geschaftsflihrung und Arbeit der Geschaftsstelle
(§ 10 der Satzung).

Die Geschaftsordnung entfaltet eine reine Innenwirkung. Sie dient der Transparenz, in
dem sie die Arbeitsweise der Organe des Vereins sowie die Abldufe innerhalb des Vereins
und der Geschaftsstelle dokumentiert.

2. Mitgliederversammlung

Fir die Einberufung und Durchfihrung der Mitgliederversammlung gelten die Ausfiihrun-
gen in der Satzung (§ 5 Abs. 2 bis 9).

Die Mitgliederversammlung kann sich aus einem 6ffentlichen Teil und einem nichtéffentli-
chen Teil zusammensetzen. Diese sind in der Tagesordnung auszuweisen. Die Aufgaben
der Mitgliederversammlung gemaB § 5 Abs. 1 der Satzung sind im nichtéffentlichen Teil zu
behandeln. Fir den o6ffentlichen Teil kdnnen die externen Partner des Vereins (u.a. Bun-
desministerium flr Arbeit und Soziales, Referenten der Bundeslander, Bundesrechnungs-
hof) durch den/die Vorsitzende eingeladen werden.

Wahlen und Beschlisse erfolgen durch offene Abstimmung. Auf Antrag eines Mitglieds wird
in geheimer Wahl gewahlt. Flir bestimmte Antrage gilt die Frist aus § 5 Abs. 7 der Satzung.

Die Protokolle der Sitzungen der Mitgliederversammlung werden von der Geschéaftsstelle
bzw. der/dem Vorstandsvorsitzende/n im internen Bereich der Homepage archiviert. Soll-
ten zum allgemeinen Verstandnis der Protokolle die Sitzungsunterlagen notwendig sein, so
werden diese ebenfalls archiviert.

Die Verabschiedung des Haushaltes durch die Mitgliederversammlung beinhaltet die Ent-
scheidung Uber die personelle Ausstattung der Geschaftsstelle.
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3. Vorstand

Die Amtszeit eines Mitglieds des Vorstandes endet, wenn das Mitglied keine Aufgaben im
Sinne von § 3 Abs. 1 der Satzung mehr wahrnimmt.

Sollten Mitglieder des Vorstands im Laufe der Wahlperiode ausscheiden, so kénnen Nach-
wahlen fir den Rest der Amtszeit des/der Vorsitzenden stattfinden. Die Nachwahlen kon-
nen im schriftlichen Umlaufverfahren erfolgen, sofern die Dringlichkeit dies erfordert.

Statt durch Nachwahl, kénnen Vorstandsmitglieder auch im Wege der Kooption berufen
werden, vgl. § 7 Abs. 8 der Satzung.

Erste Stellvertretung des/der Vorsitzenden ist der/die Vorsitzende des Fachausschusses
"Schwerbehindertenrecht®; die zweite Stellvertretung ist der/die Vorsitzende des Fachaus-
schusses "Soziales Entschadigungsrecht®™. Die Reihenfolge der Vertretung wechselt mit je-
der Wahl des/der Vorstandsvorsitzenden.

Der stellvertretende Vorsitz wird nur im Verhinderungsfalle des/der Vorsitzenden wahrge-
nommen. Fir die Dauer der Vertretung werden die Rechte und Pflichten der/des Vorsit-
zenden von der Stellvertretung ausgeiibt. Im Ubrigen wird die Vertretung von den weiteren
Vorstandsmitgliedern wahrgenommen. Die Amter der Stellvertretung erldschen mit dem
Ausscheiden aus dem Amt als Vorsitzende/r eines Fachausschusses.

Der Vorstand kann einzelnen Vorstandsmitgliedern mit deren Einverstandnis die Wahrneh-
mung konkreter Aufgaben Ubertragen. Der Vorstand kann Arbeitsgruppen zu einzelnen
Themen einrichten und auflésen sowie einzelne Mitgliedspersonen der BIH mit bestimmten
Aufgaben betrauen.

Der Vorstand tritt in der Regel einmal pro Quartal zusammen. In besonderen Situationen
kdnnen die Sitzungen als Telefon-/Videokonferenzen abgehalten werden. Beschlisse
werden dann im schriftlichen (elektronischen) Umlaufverfahren gefasst.

Die Protokolle der Sitzungen des Vorstands werden von der Geschaftsfihrung im internen
Bereich der Homepage archiviert. Sollten zum allgemeinen Verstandnis der Protokolle die
Sitzungsunterlagen notwendig sein, so werden diese ebenfalls archiviert.

Zur Sicherstellung einer reibungslosen Kommunikation in der BIH wird die Geschaftsfiih-
rung in den fachlichen Austausch des Vorstands eingebunden. Die Geschéaftsfiihrung
nimmt daher i.d.R. an den Sitzungen des Vorstands teil. Dies gilt nicht fir Sitzungen, bei
denen die Geschaftsfihrung Gegenstand der Erdrterung und / oder Beschlussfassung des
Vorstands ist.

Alle Arbeitsausschussvorsitzenden werden einmal jahrlich zu einer erweiterten Vorstands-
sitzung eingeladen.
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Es gelten die Regelungen zur Erstattung von Reisekosten (vgl. Ziffer 11 sowie die aktuelle
Fassung der Organisationsanweisung ,Haushalt", Ziffer 6 der Anlage 3 der Geschéaftsord-
nung).

4. Geschaftsfiihrung und Geschaftsstellenbiiro
Die Geschaftsfihrung untersteht dem Vorstand. Die Geschaftsfiihrung und das Geschafts-
stellenbliro bilden gemeinsam die Geschéftsstelle des Vereins. Der Sitz der Geschaftsstelle
ist identisch mit dem Dienstsitz des/der Vorstandsvorsitzenden.

Die Geschaftsstelle dient als Bindeglied zwischen den Mitgliedern der BIH. Sie sorgt fir
den Informationsfluss zwischen den Mitgliedern, den Organen (Mitgliederversammlung
Vorstand, Fachausschiisse) sowie gegeniiber den externen Partnern der BIH.

Die Geschaftsstelle nutzt flir die Zusammenarbeit mit den Mitgliedern in erster Linie den
elektronischen Schriftverkehr.

Die Geschaftsstelle informiert regelmaBig zu fachpolitischen Entwicklungen sowie Uber
fachliche Aktivitaten, Entscheidungen, Berichte etc. des Vereins. Bei grundsatzlicher Be-
deutung der Informationen werden diese von der Geschaftsstelle im internen Bereich der
Homepage archiviert.

Die Geschaftsfihrung nimmt die Aufgaben nach § 10 Abs. 2 der Satzung wahr. Ihr obliegt
die selbststandige Planung und Bewirtschaftung des durch die Jahresbeitrdage der Mitglieder
finanzierten Haushalts und der umlagefinanzierten Tatigkeiten und Projekte im Rahmen
der durch die Mitgliederversammlung beschlossenen Haushaltsplanung.

Dazu gehoéren bei Vereinsgriindung: das Print- und Onlinemedien Angebot, die IT-Fachver-
fahren OASIS und EDAS sowie deren Clearingstelle und die Projekte ,InANet" sowie ,Ent-
wicklung von E-Learning-Elementen flir das Informations- und Bildungsangebot®™ (finan-
ziert aus Mitteln des Ausgleichsfonds beim BMAS).

Die Geschaftsfihrung erstellt die Rechenschaftsberichte flir die Mitgliederversammlung im
Entwurf und leitet diese dem Vorstand zur Verabschiedung zu.

Die Geschaftsstelle plant, koordiniert und administriert zudem in Abstimmung mit dem/der
Vorsitzenden des jeweiligen internen BIH-Gremiums das bundesweite operative Geschaft.
Die Organisation bundesweiter Veranstaltungen des Vereins, z. B. Fachtagungen, erfolgt
ebenfalls durch die Geschaftsstelle.

Dabei obliegt es der Geschaftsstelle darauf zu achten, dass auf den Tag nach Versendung
der Einladung weder ein Samstag, ein Sonntag oder ein bundesweiter Feiertag entfallen.

Die Geschaftsstelle ist fir das organisatorische Geschaft der Fortbildungen flr die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Mitglieder und Integrationsfachdienste zustandig und legt
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dem Vorstand das Fortbildungsprogramm zur Beschlussfassung im 2. Quartal eines Jahres
fur das Folgejahr vor (siehe auch Ziffer 6 und Anlage 2).

Die Administration, interne und externe Benutzerverwaltung sowie Pflege des Internetauf-
tritts des Vereins liegen in der Geschaftsstelle. Ebenso koordiniert und begleitet sie die
Uberarbeitungen der Fachanwendungen sowie die Zusammenarbeit mit externen Dienst-
leistern und Kooperationspartnern unter Bericksichtigung der Vergaberegelungen.

Die Geschaftsstelle koordiniert und beauftragt unter Berlcksichtigung der Vergaberege-
lungen fir ihre Mitglieder die Herstellung von bundesweit erscheinenden Print- und Onli-
nemedien.

Allgemeine bundesweite Anfragen von Arbeitnehmern, Arbeitgebern, Verbanden, Organi-
sationen, Behdrden und Blrgern auBerhalb von Einzelfdllen werden federfihrend von der
Geschaftsstelle beantwortet oder ggf. weitergeleitet.

Der Geschdftsstelle kdnnen weitere Aufgaben durch den Vorstand Ubertragen werden.

5. Ausschiisse und Arbeitsgruppen
Dem Fachausschuss ,Schwerbehindertenrecht® sind die folgenden Arbeitsausschiisse zu-
geordnet:
Information und Bildung,
Technischer Beratungsdienst,
Integrationsbegleitung,
Inklusionsbetriebe,
BIH-Systeme und
Rechtsfragen.

SO Qa0 oo

Dem Fachausschuss ,Soziales Entschadigungsrecht® sind die folgenden Arbeitsaus-
schiisse zugeordnet:
a. KOF-Empfehlungen,
b. Gemeinsame Kommission des Vereins und der Landerreferentinnen und Lan-
derreferenten,
c. Gemeinsamer Arbeitsausschuss Kriegsopferversorgung / Soziale Entschadi-

gung

Die Mitglieder der Fachausschlsse entscheiden Uber die Anzahl und die Aufgaben der von
ihnen einberufenen Gremien sowie deren Auflésung.

Die Struktur des Fachausschusses Soziales Entschadigungsrecht und seiner nachgeordne-
ten Arbeitsausschiisse und —gruppen wird an die noch zu entwickelnde Struktur des Sozi-

alen Entschadigungsrechts ab 2024 fortlaufend angepasst.

Jedes Mitglied kann eine stimmberechtigte Vertretung in die Fach- und Arbeitsausschiisse
entsenden. Es steht dem einzelnen Mitglied frei, weitere Vertretungen ihrer Dienststellen
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in Abstimmung mit dem/der jeweiligen Vorsitzenden zu benennen. Die Arbeitsgruppen set-
zen sich auf Vorschlag des fachlich zusténdigen Arbeitsausschusses bzw. Fachausschusses
zusammen.

Innerhalb des durch das Ubergeordnete Gremium zugewiesenen Aufgaben- und Kompe-
tenzbereichs kann ein Gremium fachlich selbstédndig agieren. Sofern Entscheidungen au-
Berhalb dieses zugewiesenen Aufgaben- und Kompetenzbereichs notwendig werden, ist
dies mit dem Ubergeordneten Gremium zu kommunizieren und das weitere Vorgehen ab-
zustimmen. Die abschlieBende Entscheidung trifft das (bergeordnete Gremium.

Die Arbeitsausschiisse wahlen ihre/n Vorsitzende/n mit Mehrheitsbeschluss selbst. Die Ar-
beitsgruppen wahlen ihren Sprecher/ihre Sprecherin mit Mehrheitsbeschluss selbst. Alle
Ausschiisse und Arbeitsgruppen wahlen eine Stellvertretung mit Mehrheitsbeschluss. Die
Stellvertretung nimmt das Amt nur im Verhinderungsfalle wahr.

Die inhaltliche Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der o. g. Gremien (Einholung von
Themenvorschlagen, Erstellung der Tagesordnung, Bereitstellung von Sitzungsunterlagen,
Protokollerstellung und -versand, Einstellen im internen Bereich der Homepage) liegt in
der eigenen Verantwortung der/des jeweiligen Vorsitzenden bzw. Sprechers.

Die organisatorische Gestaltung der Ausschlisse und Arbeitsgruppen wird von der Ge-
schaftsstelle mit den Vorsitzenden bzw. Sprecher/innen abgestimmt. Sofern Kosten ent-
stehen, die Gber den Standard (Raum- und Technikkosten, Verpflegung wahrend der Ver-
anstaltung) hinausgehen, ist die Geschaftsstelle vorab in den Entscheidungsprozess mit
einzubeziehen.

Die Ausschiisse und Arbeitsgruppen entscheiden selbsténdig Uber die Einladung von Gas-
ten.

Kosten verursachende Beschllisse der Ausschiisse und Arbeitsgruppen, die nicht in der
Haushaltsplanung bericksichtigt sind, sind rechtzeitig im Vorfeld von dem jeweiligen Vor-
sitzenden bzw. Sprecher mit der Geschaftsfihrung abzustimmen. Die abschlieBende Ent-
scheidung trifft das ibergeordnete Gremium.

Die Protokolle der Sitzungen der Fach- und Arbeitsausschiisse und der standigen Arbeits-
gruppen werden von der Geschiftsstelle bzw. dem/der Vorsitzenden der Ausschiisse und
Arbeitsgruppen im internen Bereich der Homepage archiviert. Sollten zum allgemeinen
Verstandnis der Protokolle die Sitzungsunterlagen notwendig sein, so werden diese eben-
falls archiviert.

Weitere Einzelheiten werden durch die ,Handreichung fiir Gremienvorsitzende und deren
Mitglieder® bestimmt, vgl. Anlage 1 dieser Geschaftsordnung. Sofern erforderlich, kann
eine Anpassung oder Weiterentwicklung der Handreichung in Abstimmung mit dem/der
Vorsitzenden, der Geschaftsfiihrung und den Ausschussvorsitzenden erfolgen. Die jeweils
aktuelle Fassung wird im internen Bereich der Homepage bereitgestellt.
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Es gelten die Regelungen fir die Erstattung von Reisekosten (vgl. Ziffer 11 sowie die ak-
tuelle Fassung der ,Organisationsanweisung Haushalt", Ziffer 6 der Anlage 3 der Ge-
schaftsordnung).

6. Internes Fortbildungsprogramm fiir Mitarbeitende
Der Verein bietet fir die Mitarbeitenden der Mitglieder ein fachspezifisches Fortbildungs-
programm an. Daneben wird zusatzlich ein Fortbildungsprogramm flir die Fachberater/in-
nen der Integrationsfachdienste angeboten, die gemaB § 194 Abs. 1 SGB IX im Auftrag
der Integrationsamter tdtig sind. Das Fortbildungsangebot fiir die Integrationsfachdienste
erfolgt im Rahmen der Strukturverantwortung der Integrationsamter.

Das Fortbildungsangebot wird kostendeckend angeboten. Eventuelle Uberschiisse verblei-
ben auf dem Bankkonto der Fortbildungen und stehen zur Finanzierung von in der Kalku-
lation nicht bericksichtigten bzw. zusatzlichen, vorher nicht bekannten Ausgaben (z.B.
EinfUhrung einer ,Bettensteuer", ,Hygieneaufschlag bei Pandemien™) oder zur technischen
Anpassung der Online-Anmeldung zur Verfiigung. Bei gréBeren preislichen Anderungen
wird die Fortbildungsveranstaltung neu kalkuliert und erforderlichenfalls ausgeschrieben.
Bereits angemeldete Mitarbeitende werden (iber die Anderung zusétzlich informiert.

Weitere Einzelheiten werden durch die ,Handreichung zum Fortbildungsprogramm® be-
stimmt, vgl. Anlage 2 dieser Geschaftsordnung. Sofern erforderlich, kann eine Anpassung
oder Weiterentwicklung der Handreichung in Abstimmung zwischen dem/der Vorsitzenden,
der Geschiftsstelle und dem zustandigen Arbeitsausschuss erfolgen. Die jeweils aktuelle
Fassung wird im internen Bereich der Homepage bereitgestellt.

7. Mitwirkung in externen Gremien
Im Rahmen des Vereinszwecks sind Mitarbeitende der Mitglieder in Fachgremien auf Lan-
des- und Bundesebene aktiv (Beirate, Ausschisse, Jury, Arbeitsgruppen, adhoc / standig).
Die Mitglieder kébnnen dem/der Vorsitzenden bzw. der Geschéftsfiihrung fachlich geeignete
Personen flr die Vertretung in Gremien und, soweit erforderlich oder sinnvoll, Stellvertre-
tungen vorschlagen.

Sollten im Rahmen der Gremienarbeit Abstimmungen innerhalb des Vereins erforderlich
werden, so kommuniziert die Gremienvertretung die Sachverhalte so rechtzeitig schriftlich
gegeniber dem/der Vorsitzenden bzw. der Geschéftsfihrung, dass diese die erforderlichen
MaBnahmen bzw. Abstimmungen veranlassen kénnen. Alle flr eine Entscheidung erforder-
lichen Informationen aus den Gremien (z.B. Tagesordnung, Sitzungsunterlagen, Protokolle
inkl. Anlagen, besondere Vorkommnisse) werden von den Gremienvertretungen per E-Mail
zur Information an die Geschaftsstelle weitergeleitet, die diese dann gegeniber ihren Mit-
gliedern kommuniziert.

Die Gremienvertretung berichtet in geeigneter Weise Uber die von ihnen vertretenden Po-

sitionen und Arbeitsergebnisse. Die Unterlagen aus der Gremienarbeit kénnen im internen
Bereich der Homepage archiviert werden.
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Die Geschaftsstelle dokumentiert die Gremienarbeit des Vereins durch:
e eine Liste der (aktuellen) Gremien, in denen die BIH vertreten ist und
e die Namen und Kontaktdaten der Vertretung der BIH.

Es gelten die Regelungen zur Erstattung von Reisekosten (vgl. Ziffer 11 sowie die aktuelle
Fassung der ,Organisationsanweisung Haushalt", Ziffer 6, Anlage 3 der Geschaftsordnung),
sofern die Reisekosten nicht vom Trager des Gremiums (bernommen werden.

8. Finanzierung der laufenden Kosten

8.1 Finanzierung der allgemeinen Kosten

Der Verein finanziert seine laufenden Aufwendungen aus den Jahresbeitragen der Mitglie-
der (§ 3 Abs. 8 der Satzung) und der jahrlichen Umlage auf die Print- und Onlinemedien.
Zu den laufenden Aufwendungen gehoért die Finanzierung der Personal- und Sachkosten
der Mitarbeitenden in der Geschéaftsstelle.

Der Jahresbetrag setzt sich aus einem Grundbetrag, der flr alle Mitglieder gleich ist, und
- in Orientierung an der Regelung des § 160 Abs. 6 Satz 3 SGB IX - einem einwohnerab-
hangigen Betrag zusammen. Der den Grundbetrag erganzende Beitrag ist pro angefangene
100.000 Einwohner des Zustandigkeitsbereichs des Mitgliedes zu leisten. Es gelten hierzu
die Beschliisse der Mitgliederversammlung nach Vorschlag der Geschaftsfihrung und des
Vorstandes. Der Jahresbeitrag (Grundbetrag und einwohnerabhangiger Betrag) unterliegt
einer jahrlichen Dynamisierung in H6he von 2,5 Prozent (zur Finanzierung der Personal-
kostenentwicklung).

Der Jahresbeitrag wird von der Geschaftsstelle mit Zahlungsziel 15.01. des jeweiligen Jah-
res den Mitgliedern in Rechnung gestellt.

Die jéhrliche Umlage auf die Print- und Onlinemedien wird im Rahmen der Spitzabrechnung
bzw. der Abschlagszahlungen (ber die Leistung und Lieferung fir die redaktionelle Erstel-
lung, technische Herstellung und verlegerische Betreuung der Print- und Onlinemedien
nach dem vereinbarten Verteilerschlissel von der Geschéaftsstelle bei den Mitgliedern gel-
tend gemacht, die sich an dem Rahmenvertrag der Print- und Onlinemedien regelmaBig
beteiligen. Die Umlage dient der Deckung des hdheren Aufwandes bei der Offentlichkeits-
arbeit und der damit verbundenen Gremienarbeit. Es gelten hierzu die Beschlisse der Mit-
gliederversammlung unter Enthaltung der an den Print- und Onlinemedien nicht beteiligten
Mitglieder nach Vorschlag der Geschaftsfihrung und des Vorstandes.

Bei gemeinschaftlichen Projekten, die einen auBerplanmaBigen, erheblichen finanziellen
Aufwand bedeuten, erfolgt die Finanzierung mittels einer zweckgebundenen ad hoc-Um-
lage. Erheblich ist der Aufwand, sobald er nicht mehr aus dem laufenden Haushalt und der
nur in einem begrenzten Rahmen bestehenden Riicklage finanziert werden kann. Eine sol-
che Umlage ist von den am Projekt teilnehmenden Mitgliedern im Vorfeld zu beschlieBen.
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Fir diese Projekte werden Kalkulationen erstellt als Basis zur Ermittlung der jeweiligen
Umlage. Die Projekte werden nach ihrem Abschluss von der Geschéaftsstelle spitz abge-
rechnet. Guthaben werden den Mitgliedern anteilig erstattet bzw. Nachzahlungen angefor-
dert.

8.2 Finanzierung BIH-Systeme

Die Aufwendungen flr die Fachanwendungen BIH-Systeme (Pflege und Wartung durch
einen Dienstleister, Clearingstelle) werden auf die teilnehmenden Integrations-/Inklusi-
onsamter anteilig anhand von zwei Verteilungsschisseln umgelegt:

e Schllissel 1 = 50 % der Gesamtkosten nach der Anzahl der Projektmitglieder
e Schlissel 2 = 50 % der Gesamtkosten nach Einwohnerzahl
(je angefangene Million ein Anteil)

Die Entscheidung Uber den Verteilungsschliissel der Kosten obliegt dem Fachausschuss
Schwerbehindertenrecht, bei Enthaltung der Mitglieder, die sich nicht am Projekt beteili-
gen.

Die Geschaftsstelle erhebt mit Zahlungsziel 15.01. eine Umlage flr Pflege und Wartung
der Fachanwendungen bei den teilnehmenden Integrationsamtern.

9. Aufwandsentschadigungen und Zulagen

9.1 Aufwandsentschadigungen

Zum Ausgleich des Mehraufwandes, der den Vorstandsmitgliedern sowie den Arbeitsaus-
schussvorsitzenden fur die Wahrnehmung der Aufgaben innerhalb des Vereins entsteht,
erhalten sie eine Aufwandsentschadigung. Uber die Gewahrung sowie die Anderung der
Hohe der Aufwandsentschddigung entscheidet die Mitgliederversammlung (§ 5 Abs. 1 I.
der Satzung).

Vorstand
Der/die Vorsitzende erhalt monatlich 350,00 Euro.
Alle anderen Mitglieder des Vorstands erhalten 100,00 Euro monatlich.

Arbeitsausschussvorsitzende
Die Arbeitsausschussvorsitzenden erhalten monatlich 100,00 Euro.

9.2 Zulagen

Zum Ausgleich des Mehraufwandes, der den Mitarbeitenden der Geschdftsstelle fir die
Wahrnehmung der Aufgaben innerhalb des Vereins entsteht, erhalten sie eine Zulage. Uber
die Gewéhrung sowie die Anderung der Héhe der Zulage entscheidet die Mitgliederver-
sammlung (§ 5 Abs. 1 I. der Satzung).
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Die Geschaftsfiihrung erhalt monatlich 250,00 Euro. Die weiteren Mitarbeitenden erhalten
jeweils 200,00 Euro.

Personen, die eine Aufwandsentschadigung oder Zulage erhalten, sind selbst fir die Ein-
haltung der entsprechenden arbeits-, dienst- und steuerrechtlichen Regelungen verant-
wortlich.

Die Geschaftsstelle stellt den Empfangern der Aufwandsentschadigungen und Zulagen je-
weils zum 31.01. des Folgejahres eine Bescheinigung der erhaltenen Zahlungen des Vor-
jahres aus.

10. Haushaltsfiihrung
Die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind zu beachten.

Die Bewirtschaftungsbefugnis flir das Geschdaftsstellenkonto im Rahmen der Haushaltspla-
nung wird wie folgt geregelt:
e \Vorsitzende/r bzw. Geschaftsfihrung bis 50.000,- Euro,
e Vorstand bis 100.000,- Euro und
e Mitgliederversammlung tber 100.000,- Euro.

Eine in die Zustandigkeit der Mitgliederversammlung fallende Entscheidung kann auch im
Wege eines schriftlichen Abstimmungsverfahrens unter den Mitgliedern getroffen werden.

Bei Beauftragungen aus Rahmenvertragen (nach Ausschreibungen) und bei Projekten, flr
die ein Beschluss zur Durchfiihrung und Umlagefinanzierung des jeweiligen Fachausschus-
ses vorliegt, erfolgt die Bewirtschaftung durch die Geschaftsstelle innerhalb der Angebote
bzw. Kalkulation.

Die BIH verfligt Gber einen Kontenverbund von sechs Girokonten:
e Geschaftsstelle
e OASIS/EDAS (BIH-Systeme)
e ZB-Abrechnung (Print-/Onlinemedien)
e Fortbildungen
e Projekt InANet (befristet auf 5 Jahre)
e Projekt E-Learning (befristet auf 5 Jahre)

Die Konten werden von der Geschéftsstelle bewirtschaftet. Der Geschaftsfihrung ist flr
eine ordnungsgemaBe Kontenfiihrung verantwortlich. Die Konten der BIH sind gegenseitig

deckungsfahig, um die Liquiditat zu gewahrleisten.

Die Geschaftsstelle richtet - wenn es der aktuelle Finanzmarkt hergibt - mindestens ein
Tagesgeldkonto ein.
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Zur Vermeidung der Zahlung von Verwahrentgelten kann von der gegenseitigen Deckungs-
fahigkeit der Girokonten Gebrauch gemacht werden. Die Geschaftsstelle dokumentiert
diese Transaktionen und berichtet dazu dem Vorstand und den Kassenprifern.

Fir die Bewirtschaftung aller Konten gelten die Grundsatze der 6ffentlichen Haushaltsfiih-
rung. Fir die Vergabe von Lieferungen und Dienstleistungen gilt das 6ffentliche Vergabe-
verfahren. Ausnahmen sind zu begrinden.

Die Geschaftsfiihrung berichtet in den Vorstandssitzungen bei Bedarf und jahrlich in der
Mitgliederversammlung zur Finanzlage.

Fir den Verein wird eine mittelfristige Haushaltsplanung fiir die Verwendung des Jahres-
beitrages (Geschéaftsstellenkonto) aufgebaut.

Verfahren zur Bekanntgabe des Jahresabschlusses:

e Erstellung des Jahresabschlusses und der Haushaltsplanung durch die BIH-Ge-
schaftsstelle (1./2. Quartal jeden Jahres),

e Bekanntgabe des Jahresabschlusses sowie der Haushaltsplanung gegeniiber dem
Vorstand (Vorstandssitzung zu Beginn des 3. Quartals),

e Bekanntgabe von Jahresabschlusses und Haushaltsplanung an die Kassenpriifer im
Rahmen der jahrlichen abschlieBenden Kassenprifung (Ende September/Anfang
Oktober),

e Bekanntgabe der Kernpunkte des Jahresabschlusses in Form eines Kassenberichts
gegenlber den Mitgliedern auf der jahrlichen Jahreshauptversammilung durch die
BIH-Geschéftsstelle. Die Tagesordnung der Jahreshauptversammlung wird in jedem
Jahr um diesen Tagesordnungspunkt erganzt und eine entsprechende Handreichung
zur Vorabinformation fir die Mitglieder durch die Geschaftsstelle erstellt,

e Bericht der Kassenprifung zum Jahresabschluss,

e Bitte des Vorstands um Entlastung und

e Entscheidung Uber Entlastung durch die Mitgliederversammlung.

Weitere Einzelheiten werden durch die ,Organisationsanweisung Haushalt" bestimmt, vgl.
Anlage 3 dieser Geschaftsordnung. Sofern erforderlich, kann eine Anpassung oder Weiter-
entwicklung der Organisationsanweisung in Abstimmung von Vorsitzender/m, Geschafts-
fihrung und Kassenprifern erfolgen. Die jeweils aktuelle Fassung wird im internen Bereich
der Homepage bereitgestellt.

11. Reisekosten

Fur die Abrechnung von Reisekosten innerhalb des Vereins gilt das Bundesreisekostenge-
setz in der jeweils glltigen Fassung.

Es gelten folgende Ausnahmen:

e Fahrtkosten mit der Bahn werden in Héhe der 2. Klasse ,Flexpreis® ibernommen.
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e Die Deckelung fliir PKW-Fahrten auf 130,00 Euro gilt nicht fiir Reisetatigkeiten, die
fir den Verein stattfinden, sofern umfangreiche Unterlagen/Materialien mitgefihrt
werden miissen oder sonstige triftige Grinde vorliegen. Die PKW-Nutzung ist in
diesen Fallen der Geschdftsstelle im Vorfeld anzuzeigen.

e Von der Deckelung ebenfalls ausgenommen sind Personen, die auf den PKW auf-
grund einer vorliegenden Behinderung angewiesen sind bzw. die Ausfiihrungen un-
ter Ziffer 6b der Anlage 3 der Geschaftsordnung greifen.

e Entstehende Parkgebihren werden in nachgewiesener Hohe erstattet.

Weitere Einzelheiten werden durch die ,Organisationsanweisung Haushalt, Ziffer 6" be-
stimmt, die sich in der Anlage 3 dieser Geschaftsordnung befindet.

12. Kassenpriifung
Durch die beiden Kassenprifer/innen erfolgt bis zu zweimal jahrlich eine Priifung der Ver-
einskonten. Daflr erhalten sie Zugang zu allen zahlungsrelevanten Unterlagen in der Ge-
schaftsstelle. Die Kassenprifung umfasst dabei die

e Prifung der Kosten samt richtiger Zuordnung der Einnahmen und Ausgaben,

e Prifung der Jahresbeitrage und regelmaBigen Umlagen,

e Prifung der Kalkulationen und Spitzabrechnungen von Projekten,

e Prifung der Forderungen und Verbindlichkeiten des Vereins,

e Prifung der Einhaltung der gesetzlichen Buchfiihrungsvorschriften.

Die Kassenprifer/innen entscheiden in eigenem Ermessen, ob sie bei der jeweiligen Prii-
fung eine Stichprobenpriifung oder Vollprifung vornehmen. Der/die Vorsitzende/der Vor-
stand bzw. die Mitgliederversammlung kann die Kassenpriifer/innen mit einer Vollprifung
beauftragen.

Die Geschaftsstelle bereitet flir die Priifungen folgende Unterlagen vor: Haushaltsplanung,
Jahresabschluss sowie die Darstellung der Liquiditat der BIH (Ubersicht der Ein- und Aus-
zahlungen, differenziert nach den verschiedenen Girokonten). Sofern von den Kassenpri-
fern/innen weitere Aufstellungen gewtinscht sind, sind diese bis spatestens 4 Wochen vor
dem Priifungstermin mit der Geschaftsfihrung abzustimmen.

Uber die festgestellten Ergebnisse der Priifung wird ein Protokoll angefertigt, das der Ge-
schaftsfihrung und dem Vorstand zur Kenntnis gegeben wird. Die Geschaftsfihrung erhalt
nach dem Erhalt des Kassenprifungsprotokolls — soweit erforderlich - die Modglichkeit, zu
den festgestellten Ergebnissen Stellung zu nehmen.

Die Feststellungen der Kassenpriifer/innen sind durch die Geschéaftsfihrung bei der weite-
ren Bewirtschaftung der Vereinsmittel zu berlcksichtigen. Sofern der Vorstand von den
Vorgaben der Kassenprifer bzw. von den abgestimmten Vereinbarungen zwischen den
Kassenprifern und der Geschaftsflihrung abweichen mdchte, ist dies nur mit begriindetem
Vorstandsbeschluss mdglich und im Vorstandsprotokoll zu dokumentieren.
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Die Ergebnisse der jahrlichen Kassenprifungen werden durch einen Kassenbericht auf der
Mitgliederversammlung den Mitgliedern bekanntgemacht.

Es gelten die Regelungen zur Erstattung von Reisekosten (vgl. Ziffer 11 sowie die aktuelle
Fassung der ,Organisationsanweisung Haushalt", Ziffer 6 der Anlage 3 der Geschaftsord-
nung).

13. Umfragen

13.1 Umfragen
Umfragen innerhalb des Vereins — auch die auf Wunsch Dritter - erfolgen Uber die Ge-

schaftsstelle. Die Mitglieder verpflichten sich innerhalb der gesetzten Fristen zu einer
Rickmeldung. Die Geschiftsstelle teilt die Ergebnisse der Umfragen den beteiligten Mit-
gliedern mit. Die Ergebnisse, die das 6ffentliche Aufgabenspektrum der Mitglieder betref-
fen, werden von der Geschaftsstelle dokumentiert und im internen Bereich der Home-
page archiviert. Umfragen, die sensible Daten der Mitglieder bzw. des Benchmarkings
ausweisen, verbleiben in den Unterlagen der Geschaftsstelle.

13.2 Jahresbericht / Statistiken der Mitglieder

Die Statistiken der Mitglieder werden von der Geschaftsstelle ausgewertet. Die Ergeb-
nisse flieBen — getrennt nach den Aufgabenbereichen - in den Jahresbericht ein. Die In-
tegrationsamter Ubermitteln ihre Statistiken spatestens bis zum 15. April eines Jahres
der Geschaftsstelle bzw. zum Zeitpunkt der Verdéffentlichung durch das Statistische Bun-
desamt (Kriegsopferfirsorge) bzw. Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (Soziales
Entschdadigungsrecht). Bei Daten, die in den Jahresbericht einflieBen, kann dokumentiert
werden, wenn Bundeslander keine Daten zur Verfigung gestellt haben.

13.3 IFD-Statistik

Die Statistiken der Integrationsfachdienste (IFD) flieBen in den Jahresbericht bzw. den
gesonderten 5-jahrigen Entwicklungsbericht mit ein. Die IFD-Statistik wird im Rahmen
des Arbeitsausschusses Integrationsbegleitung erstellt. Die fir die IFD-Statistik zustandi-
gen Vertreter/innen des Arbeitsausschusses Integrationsbegleitung tGbermitteln der Ge-
schaftsstelle spatestens bis zum 1. Juli die bundesweite IFD-Statistik inkl. der Meldungen
der einzelnen Bundeslander zwecks Archivierung bei der BIH. Der Textbeitrag zur IFD-
Statistik fUr den Jahresbericht liegt der Geschaftsstelle ebenfalls bis spatestens 1. Juli
vor. Bei Daten aus der IFD-Statistik, die in den Jahresbericht einflieBen, kann dokumen-
tiert werden, wenn Bundesldnder keine Daten zur Verfiigung gestellt haben.

14. Internes Benchmarking
Die Mitglieder behalten sich die Mdglichkeit vor, ein inhaltliches Benchmarking zu ihren
Fachaufgaben und Leistungen mit Unterstlitzung der Geschéftsstelle durchzuflihren. Durch
zielgerichtete Vergleiche von Kennzahlen soll den Mitgliedern die Mdglichkeit eréffnet wer-
den, ihre Prozesse und Leistungen zu analysieren und optimieren.
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Voraussetzung flr einen aussagekraftigen Vergleich ist die vorherige genaue Definition und
Abstimmung der Kennzahlen. Zu diesem Zweck kann eine Arbeitsgruppe ,,AG Benchmar-
king" installiert werden.

Aufgabe der Arbeitsgruppe ist die Analyse des gegenwartigen erhobenen Zahlenmaterials
auf die Mdglichkeit hin, aus diesen ein kennzahlenbasiertes Benchmarking zu entwickeln
bzw. Vorschlage fiir weitere Datenerhebungen zu unterbreiten.

15. Inkrafttreten

Die vorstehende Fassung der internen Geschaftsordnung wurde von der Mitglie-
derversammlung am 23.06.2021 beschlossen.
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Anlage 1

Handreichung fiir Gremienvorsitzende und deren Mitglieder

Flr die Ausschiisse und die Arbeitsgruppen geltend erganzend zu den in der Satzung und
der Geschaftsordnung festgelegten Regelungen, folgende Bestimmungen:

Fachausschiisse

Ordentliches Mitglied in den Fachausschiissen ,Schwerbehindertenrecht™ und ,Soziales
Entschadigungsrecht" sind diejenigen Personen in Leitender Funktion, die die Aufgaben
nach § 3 Abs. 1 der Satzung wahrnehmen. Entscheidungsberechtigte Stellvertretungen
sind von diesen ggf. zu benennen. Ebenfalls ordentliches Mitglied sind die Vorsitzenden der
dem jeweiligen Fachausschuss zugeordneten Arbeitsausschiisse.

Weitere Gaste kédnnen von dem/der Vorsitzenden eingeladen werden, wenn dies im Inte-
resse des gesamten Fachausschusses ist. Die Geladenen haben ein Rederecht.

Die Fachausschisse ,,Schwerbehindertenrecht™ und ,Soziales Entschadigungsrecht™ bera-
ten Uber die ihnen von der Mitgliederversammlung oder vom Vorstand zugewiesenen An-
gelegenheiten. Zudem kénnen Fachfragen eigenstdndig aufgegriffen und bearbeitet wer-
den. Fir die Ausflihrung der Aufgaben (z. B. Durchfiihrung von Umfragen, Erstellung von
Empfehlungen) kann die Geschaftsstelle um Mithilfe gebeten werden.

Die Fachausschisse bestimmen den Aufgabenrahmen ihrer Arbeitsausschiisse und Arbeits-
gruppen.

Die Fachausschiisse tagen bis zu zweimal im Jahr und in Abstimmung mit dem Vorstand.
Die Sitzung der Fachausschisse kann sich aus einem nichtéffentlichen und einem &ffentli-
chen Teil zusammensetzen. Zu dem o6ffentlichen Teil kbnnen Gaste eingeladen werden. Die
Sitzungsunterlagen werden vier Wochen vor der Sitzung verschickt.

Die Beschlussfassung ist den ordentlichen Mitgliedern bzw. der Vertretung im Verhinde-
rungsfall vorbehalten. Ein Beschluss gilt mit einfacher Mehrheit als angenommen. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abgelehnt.

Die BeschllUsse der Fachausschiisse haben das Ziel, eine einheitliche Rechtsanwendung zu
erreichen. Erfolgt in den Fachausschiissen keine abschlieBende Beschlussfassung, wird im
Nachgang ein schriftliches Zustimmungsverfahren durchgefiihrt. Diese Aufgabe kann der
Geschdftsstelle Gibergeben werden.

Die dem jeweiligen Fachausschuss zugehdrigen Arbeitsausschisse berichten in den Fach-
ausschusssitzungen Gber den aktuellen Sachstand im Arbeitsausschuss bzw. in der Arbeits-
gruppe und bereiten ggf. inhaltlich die Beschlussfassungen vor, die im Fachausschuss ge-
troffen werden miissen.
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Die Vorsitzenden der Fachausschiisse geben auf der Mitgliederversammlung jeweils einen
kurzen Bericht zur Arbeit des Ausschusses in dem vorangegangenen Jahr.

Arbeitsausschiisse

Ordentliches Mitglied eines Arbeitsausschusses sind die Fachexperten/innen der Mitglie-
der gemaB den Aufgaben nach § 3 Abs. 1 der Satzung. Pro Mitglied kann zur Teilnahme
am Arbeitsausschuss eine weitere Person benannt werden. Weitere Vertretende kénnen
in Abstimmung mit dem/der jeweiligen Vorsitzenden benannt werden.

Weitere Beteiligte aus den Reihen der Mitglieder und Gaste kénnen von dem/der Vorsit-
zenden eingeladen werden, wenn dies im Interesse des gesamten Arbeitsausschusses ist.
Die Geladenen haben ein Rederecht.

Die Arbeitsausschiisse tagen bis zu zweimal im Jahr und in Abstimmung mit der/dem Vor-
sitzenden des jeweiligen Fachausschusses, dem sie zugeordnet sind.

Die Arbeitsgrundlage flir die Arbeit in den Arbeitsausschiissen bilden die Fachthemen, die
sich aus der taglichen Arbeit ergeben oder von den Fachausschissen bzw. dem Vorstand
zugewiesen werden sowie die Erstellung und Weiterentwicklung der Empfehlungen fir die
unter § 3 Abs. 1 der Satzung genannten Rechtsgebiete.

Die Beschlussfassung lUber Antrage und Empfehlungen ist den ordentlichen Mitgliedern
vorbehalten. Ein Beschluss gilt mit einfacher Mehrheit als angenommen. Bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt.

Die Beschlussvorlagen werden mindestens 4 Wochen vor der Sitzung verschickt, um bei
den Mitgliedern jeweils eine hausinterne Abstimmung herbeizufthren.

Alle Arbeitsausschussvorsitzenden werden einmal jahrlich zu einer erweiterten Vorstands-
sitzung eingeladen. In dieser Sitzung sollen die erledigten, aktuellen und kinftigen Aufga-
ben und Arbeiten inhaltlich und organisatorisch vorbereitet und der Austausch zwischen
Arbeitsausschiissen und Vorstand vertieft werden.

Die einzelnen Arbeitsausschussvorsitzenden geben in den Sitzungen der Fachausschlsse
jeweils einen kurzen Bericht zur Arbeit des Ausschusses und eventueller Arbeitsgruppen
aus dem vorangegangenen Jahr.

Arbeitsgruppen

Die Fachausschiisse kdnnen Arbeitsgruppen einrichten, die die Arbeitsausschiisse bei um-
fangreichen fachlichen Themen dauerhaft entlasten und beraten. Die Arbeitsgruppen wer-
den jeweils einem thematisch passenden Arbeitsausschuss zugeordnet bzw. auf dessen
Initiative hin eingerichtet.
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Die Zusammensetzung der Arbeitsgruppen erfolgt auf Vorschlag des zustandigen Arbeits-
ausschusses bzw. Fachausschusses. Die Sprecher/innen der Arbeitsgruppen berichten re-
gelmaBig in den Sitzungen des jeweils zustandigen Arbeitsausschusses. Sofern Beschluss-
fassungen fiir die weitere Arbeit notwendig sind, sind diese von den Arbeitsgruppen ent-
sprechend vorzubereiten.

Die Arbeitsgruppen nutzen die Mdéglichkeiten der modernen Kommunikationswege; die
Treffen werden nach Ermessen der jeweiligen Arbeitsgruppen auf ein notwendiges Maf3
beschrankt.

Zu den Arbeitsgruppen gehoéren bei Griindung des Vereins die Clearingstelle BIH Systeme,
die AG Medien, die AG Ausgleichsabgabe und die Gruppe der Koordinatoren der Fach-
dienste flr horbehinderte Menschen, Regressverfahren nach § 81a BVG und Umsetzung
SGB XI1V.

Neben den genannten Arbeitsgruppen kénnen temporar auf Veranlassung der Mitglieder-
versammlung, des Vorstandes oder der Ausschiisse auch adhoc-Arbeitsgruppen eingesetzt
werden. Diese sollen die genannten Arbeitsgruppen erganzen und als Expertenteams flr
bestimmte Themen und absehbare Zeitraume fungieren. Dass die jeweilige Arbeitsgruppe
in Auftrag gebende Gremium entscheidet iber die Zusammensetzung der temporaren Ar-
beitsgruppe.

Es gelten ansonsten dieselben Bestimmungen wie fir die genannten Arbeitsgruppen.
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Anlage 2

Handreichung zum Fortbildungsprogramm
Planung und Organisation des Fortbildungsprogramms liegen bei der Geschaftsstelle.

Alle Ausschisse richten ihren konkret beschriebenen Fortbildungsbedarf bis zum 30. April
eines Jahres an die Geschaftsstelle. Die Ausschussvorsitzenden benennen Referentinnen
und Referenten bzw. stimmen mit der Geschaftsstelle ab, welche Referentinnen und Refe-
renten fir die Fortbildungen in Frage kommen.

Vorschlage fir (neue) Fortbildungsveranstaltungen sind vorab in den zustandigen Aus-
schiissen abzustimmen. Vorschlage fiir (neue) IFD-Fortbildungsveranstaltungen sind im
Arbeitsausschuss Integrationsbegleitung abzustimmen.

Die Geschaftsstelle stellt aus den Meldungen ein Seminarprogramm zusammen, das dem
Vorstand im 2. Quartal eines Jahres zur Beschlussfassung vorgelegt wird.

Sofern angefragte Referentinnen und Referenten bis zum 15. August eines Jahres trotz
Erinnerung keinen Seminartermin genannt und/oder kein Seminarkonzept vorgelegt ha-
ben, kann die Geschaftsstelle das Seminar ausfallen lassen. In diesen Féllen informiert die
Geschaftsstelle den entsprechenden Ausschuss und den Vorstand.

Das Fortbildungsprogramm wird spatestens am 01.12. flr das Folgejahr veréffentlicht und
zur Online-Anmeldung freigegeben.

Bezlglich der Vergabe von Seminarplatzen gilt:

e Jedes Bundesland erhalt die Mdglichkeit, einen Seminarplatz zu besetzen.

e Ziehen angemeldete Teilnehmende aus einem Bundesland die Anmeldung zurick,
erhélt automatisch jemand von der Warteliste des jeweiligen Bundeslandes den
freigewordenen Platz.

e Wird von einem Bundesland ein Seminarplatz bis zum Anmeldeschluss nicht in An-
spruch genommen bzw. sind weitere Platze in dem Seminar vorhanden, erfolgt die
Berlcksichtigung weiterer Anmeldungen chronologisch nach dem Eingang der An-
meldung.

o Das Vorliegen einer Dienstreisegenehmigung ist Voraussetzung, sich fir ein Semi-
nar anzumelden.

Sobald fiir eine Veranstaltung die maximale Teilnehmerzahl erreicht ist, werden die nach-
folgenden Interessenten auf eine Warteliste gebucht. Sollte eine Person im Nachrickver-
fahren einen Teilnehmerplatz erhalten, bekommt diese eine entsprechende Mitteilung per
E-Mail und ggf. zusatzlich telefonisch.

Anmeldungen sind ausschlieBlich online im internen Bereich der Homepage unter der Ka-
chel ,Fortbildungen™ und Rubriken Fortbildungen (FoBi) InA, IFD und SER, mdglich.

Seite 17



Stand: 11.03.2021

/7 Bin

Der Anmeldeschluss ist in der Seminarausschreibung angegeben und verbindlich. Verspa-
tete Anmeldungen werden nicht entgegengenommen, da mit dem Anmeldeschluss die ver-
bindliche (=kostenpflichtige) Bestatigung der Belegung der Hotelzimmer erfolgt.

Nach erfolgter Anmeldung erstellt das Online-System eine automatisierte Eingangsbesta-
tigung. Die Eingangsbestatigung gilt nicht als Zusage fir die Teilnahme an der Veranstal-

tung.

Nach Ablauf der Anmeldefrist erhalten die Teilnehmenden eine Seminareinladung und eine
Teilnehmerliste, auf der die Namen, Dienststellen sowie E-Mailadressen der bis zum Ablauf
der Anmeldefrist angemeldeten Personen angegeben sind. Die Teilnehmenden erklaren
sich mit ihrer Anmeldung mit dieser Vorgehensweise einverstanden.

Die Geschaftsstelle kann eine geplante Veranstaltung aus zwingenden Grinden absagen
(erforderliche Mindestteilnehmerzahl wird nicht erreicht, Krankheit der Referentin/des Re-
ferenten, etc.). In diesem Fall besteht kein Anspruch auf Durchfiihrung der Veranstaltung.
Im Falle einer Veranstaltungsabsage besteht ausschlieBlich der Anspruch auf Rickiber-
weisung bereits gezahlter Seminargebihren.

Es wird von den Teilnehmenden ein Seminarbeitrag erhoben. Dieser ist nach Erhalt der
Rechnung und vor Veranstaltungsbeginn unter Angabe des kompletten Verwendungs-
zwecks vollstandig in einer Summe auf das in der Rechnung genannte gesonderte Fortbil-
dungskonto zu Uberweisen.

Bei der Anmeldung mussen sich die Teilnehmenden bei den Seminarbeitradgen entscheiden,
ob sie die Veranstaltung mit oder ohne Ubernachtung/Friihstiick buchen. Es wird grund-
sétzlich von einer Inanspruchnahme der Ubernachtungsleistung ausgegangen, sofern sie
bei der Anmeldung nicht ausdriicklich abgewahlt wurde. Einzelne Teile einer Veranstaltung
und/oder der Tagungshausbeitrag kénnen nicht gewahlt bzw. abgewahlt werden.

Mit der Anmeldung werden die Teilnahme-/Stornierungsbedingungen anerkannt und damit
auch die Pflicht zur vollstandigen Bezahlung der Rechnung.

Abmeldungen von einem Seminar kénnen nur bis zum Datum des Abmeldeschlusses online
erfolgen, im internen Bereich der Homepage, im eigenen Profil (blaue Figur neben dem
eigenen Namen anklicken) unter dem Punkt ,gebuchte Fortbildungen®. Die Teilnehmer er-
halten eine automatische Stornierungsbestatigung per E-Mail.

Bei einem verspateten Rulcktritt ist eine Ausfallgebihr im Umfang der jeweils glltigen Stor-
nierungsgebihren durch die Dienststelle der teilnehmenden Person zu zahlen.

Eine Ersatzteilnehmerin oder ein Ersatzteilnehmer aus der eigenen Behdrde/Institution
kann nur nach Ricksprache mit der Geschéaftsstelle benannt werden.
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Die im Anmeldeformular erhobenen Daten werden im Rahmen eines automatisierten Ver-
fahrens gespeichert. Die gespeicherten Daten unterliegen dem Datenschutzrecht.

Individuelle Bedarfe und Wiinsche von Seminarteilnehmenden, die nicht mit der Barriere-
freiheit in Zusammenhang stehen, sind von den Seminarteilnehmenden selbst mit dem
Hotel zu klaren. Die Geschaftsstelle steht hierfiir nicht zur Verfligung.

Die Geschaftsstelle schlieBt mit allen Referentinnen und Referenten einen Seminarvertrag
ab. Sind die Referentinnen und Referenten gleichzeitig Mitarbeitende der Integrationsam-
ter, Hauptfirsorgestellen, Versorgungsverwaltungen oder der Integrationsfachdienste wird
ihnen eine Pauschale von 315,00 Euro/Seminartag gezahit.

Die Geschaftsstelle stellt den Mitarbeitenden der Integrationsamter, Integrationsfachdiens-
ten, Hauptflirsorgestellen und Versorgungsverwaltungen jeweils zum 31.01. des Folgejah-
res eine Bescheinigung der erhaltenen Honorarzahlungen des Vorjahres aus.

Die Referentinnen und Referenten stellen den Teilnehmenden die Seminarunterlagen in
elektronischer Form, bevorzugt per E-Mail, zur Verfligung. Ausnahmen sind vorab mit der
Geschaftsstelle abzustimmen. Eventuell entstehende Materialkosten werden nur gegen
Nachweis bis zu einer Hohe von maximal 40,00 Euro erstattet.

Fir die Referentinnen und Referenten gelten die Regelungen zur Erstattung von Reisekos-
ten (vgl. Ziffer 11 der Geschaftsordnung sowie die aktuelle Fassung der ,Organisationsan-
weisung Haushalt", Ziffer 6 der Anlage 3 der Geschaftsordnung), sofern im Seminarvertrag
nichts anderes geregelt ist.
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Anlage 3

Organisationsanweisung Haushalt

Fir die Bewirtschaftung aller Konten der BIH gelten die Grundsatze der 6ffentlichen Haus-
haltsfihrung.

Die Geschaftsstelle wird fir den Verein eine doppelte Buchfiihrung aufsetzen, die eine Bi-
lanzierung mit Gewinn- und Verlustrechnung erméglicht.

1. Bewirtschaftungsbefugnis

Die Bewirtschaftungsbefugnis umfasst das Recht, im Rahmen der verfliigbaren Finanzmittel
MaBnahmen zu veranlassen, Vertrage abzuschlieBen und Verpflichtungen gegentiber Drit-
ten einzugehen.

Entsprechend den haushaltsrechtlichen Vorgaben ist jeder Anspruch und jede Zahlungs-
verpflichtung auf ihren Grund und ihre H6he (,sachlich richtig" und ,rechnerisch richtig")
zu prifen.

Zahlungsbegrindende Unterlagen sind den Rechnungen beizufligen. Eine getrennte Auf-
bewahrung ist bei umfangreichen zahlungsbegriindenden Unterlagen und nachvollziehba-
rer Dokumentation madglich.

Beim Rechnungswesen setzt die Geschaftsstelle das 4-Augen-Prinzip ein. Bei Rechnungen,
deren Endsumme den Betrag von 20.000,00 Euro Ubersteigt, gilt das 6-Augen-Prinzip.
Sofern eine Auszahlung an einen Mitarbeitenden der Geschaftsstelle erfolgt, gilt ebenfalls
das 6-Augen-Prinzip.

2. Kontenverfligung:
Uber die Anordnungsbefugnis zu den Konten verfiigen der/die Vorsitzende, die Geschéfts-
fihrung und die Mitarbeitenden der Geschaftsstelle.

Die Konten der BIH sind gegenseitig deckungsfahig, um die Liquiditat u.a. bei schlechter
Zahlungsmoral der Mitglieder zu gewdhrleisten und Soll-Zinsen zu vermeiden. Ggf. erwirt-
schaftete Zinsen verbleiben auf dem jeweiligen Konto. Zinsverluste bei Umbuchungen zur
Erhaltung der Liquiditat auf anderen Konten im Verbund werden nicht gegenliber den an-
deren Konten geltend gemacht.

3. Buchhaltung

Fir die Buchhaltung wird eine geeignete Software angeschafft. Die Mitarbeitenden der Ge-
schaftsstelle werden entsprechend in der Software geschult. Die Geschaftsstelle wird dar-
Uber hinaus die fachliche Unterstitzung eines Buchhalters in Anspruch nehmen, um die
Geschéftsvorfalle entsprechend aufzubereiten und eine ordnungsgemaBe Buchhaltung si-
cherzustellen.

Seite 20



Stand: 11.03.2021

4. Beauftragung eines Steuerberaters

Der Verein beauftragt einen Steuerberater mit der Erstellung einer Bilanz und Gewinn- und
Verlustrechnung sowie den erforderlichen Erkldrungen an das Finanzamt. Die genaue Aus-
gestaltung der Beauftragung ist entsprechend den Anforderungen zu definieren und mit
Kassenprifer/innen und Vorstand abzustimmen.

5. Bewirtschaftung des BIH-Systeme-Kontos

Um sicherzustellen, dass eine ordnungsgemaBe Flihrung des BIH-Systeme-Kontos durch
die Geschaftsstelle erfolgen kann, ist diese in die Ausgabenplanung, Auftragserteilung und
Festlegung von Zahlungszielen durch die Clearingstelle fortlaufend einzubinden. Der Ge-
schaftsstelle sind alle Vorgange, die finanzielle Auswirkungen haben, vorab, d.h. vor dem
Eingehen von vertraglichen/finanziellen Verpflichtungen bzw. Beauftragungen, bekannt zu
geben. Um die Liquiditat der BIH zu sichern, kann die Geschaftsfiihrerin/der Geschaftsfiih-
rer in Abstimmung mit der Clearingstelle die Umsetzung von geplanten MaBBnahmen aus-
setzen.

6. Erstattung von Reisekosten

a) Kostentbernahme fir die verschiedenen Gremienmitglieder
Sofern fiir die Sitzungen der Gremien Ubernachtungen notwendig sind, werden diese iber
die Geschaftsstelle als Kontingent organisiert und gebucht.

Mitarbeitende der Mitglieder, die aufgrund ihres landerspezifischen Reisekostenrechts eine
Kostenobergrenze bei Ubernachtungen haben, kénnen gegeniiber der Geschéftsstelle die
Differenz zwischen der regionalen Obergrenze und dem Ubernachtungspreis des von der
Geschaftsstelle flr die Sitzung gebuchten Hotels geltend machen. Von dem Dienstherrn ist
dann der Geschéftsstelle ein entsprechender Nachweis tiber die maximal zuldssigen Uber-
nachtungskosten zu Ubermitteln. Die Erstattung der Differenz wird flr einen Mitarbeiten-
den pro Mitglied Gbernommen.

Im Rahmen von Projekten kénnen auch die Reisekosten von Arbeitsgruppenmitgliedern
Ubernommen werden, wenn der zustandige Fachausschuss dies beschlieBt und die Kosten
mit in die Umlage einflieBen.

b) Konkretisierung der Abrechnungsvarianten (vgl. Protokoll Vorstand vom 17.09.2017)

Die folgenden Einschrankungen entfallen: Obergrenze von 130 Euro fur Pkw Fahrten und
Anmeldung des Privatwagens vor Durchfihrung der Dienstreise mit Begriindung Begriin-
dungspflicht. Die Kostenteilung bei Nutzung von Privatwagen von mehreren Personen
wird zugelassen.

Voraussetzung fir diese Handhabung: seitens der abrechnenden Person wird der Nach-
weis erbracht, dass die Nutzung des PKW bei Abrechnung der jeweiligen konkreten
Dienstreise rein finanziell kostenglinstiger ist als die Nutzung der DB (Klasse 2 und Flexi-
Tarif ohne DB Card) bzw. eine Zeitersparnis von mindestens 1/3 der Zeit pro Richtung
besteht und dies bei der Reisekostenabrechnung gegeniber der BIH Geschaftsstelle
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nachvollziehbar unter Vorlage von Belegen, die einer Kassenprifung standhalten, doku-
mentiert wird.

Eine Abrechnung der BIH mit Dritten, die keinen Erstattungsanspruch gegeniber der BIH
haben, erfolgt nicht.

Die Vorgabe, dass zwingend die 2, Klasse genutzt werden muss, entfallt fir die Antrag-
stellenden, die in Besitz einer DB Card 1. Klasse sind, die ihnen von ihrem Arbeitgeber
nach dessen Vorgaben gewahrt worden ist und die bei der Abrechnung der Reisekosten
der Geschaftsstelle nachvollziehbar nachweisen, dass sie in der 1. Klasse mit DB Card
kostenglinstiger reisen konnten als wenn sie die 2. Klasse mit Flexi-Tarif ohne DB Card
genutzt hatten.

c) Regelungen zur Rechnungslegung

Jede Person bzw. Organisation, die mit der Geschaftsstelle Reisekosten abrechnet, ist fur
die rechtzeitige Geltendmachung in den Fristen des Bundesreisekostengesetzes, die Bei-
bringung der erforderlichen Nachweise und die Berechnung der Reisekosten, insbesondere
des Tagegeldes, selbst verantwortlich.

Zur Vereinfachung der Abwicklung und der Priifbarkeit der Abrechnung ist die Nutzung des
BIH-Reisekostenvordrucks Voraussetzung fiir das Geltendmachen des Erstattungsanspru-
ches.

Zur Beschleunigung der Abwicklung verzichtet die Geschéftsstelle auf die Vorlage von Ori-
ginalbelegen. Elektronisch eingereichte Unterlagen muissen eine sehr gute Lesbarkeit auf-

weisen.

Die Geschaftsstelle behalt sich vor, die Abrechnung der Reisekosten zuriickzustellen, wenn
die Abrechnung nicht die Anforderungen an die Lesbarkeit erfullt.
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Wird die Reisekostenabrechnung elektronisch tGbermittelt, so verpflichtet sich die abrech-
nende Person bzw. Organisation, die Originalunterlagen mindestens drei Kalenderjahre im
Anschluss an das Jahr, in dem die Reisekosten geltend gemacht worden sind, aufzubewah-
ren.

Die Geschaftsstelle behdlt sich die Kontrolle und ggfs. die Korrektur der Reisekostenab-
rechnungen vor.

Die Geschaftsstelle erstattet die Reisekosten innerhalb von 2 Wochen nach Eingang der
vollstdndigen und abschlieBend bearbeitbaren Unterlagen.

7.) Ricklagen
Das Bilden von Ricklagen ist nur in den engen Grenzen der Vorgaben fiir einen gemein-
nidtzigen eingetragenen Verein zulassig.
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Die Direktorin des Landschaftsverbandes

LVR &

Rheinland
Qualitat fir Menschen
Vorlage Nr. 15/187
offentlich
Datum: 14.04.2021
Dienststelle: Stabsstelle 70.10
Bearbeitung: Isabel Pflugrad
Sozialausschuss 27.04.2021 Kenntnis
Landesjugendhilfeausschuss 20.05.2021 Kenntnis
Ausschuss fiir Inklusion 27.05.2021 Kenntnis

Tagesordnungspunkt:

Teilhabeverfahrensbericht 2020

Kenntnisnahme:

15/187 zur Kenntnis genommen.

Die Ergebnisse des zweiten Teilhabeverfahrensberichts 2020 werden gemaB Vorlage Nr.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berthrt eine oder mehrere Zielrichtung

en des

LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK. nein
Gleichstellung/Gender Mainstreaming:
Diese Vorlage berticksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (Ifd. Jahr):

Produktgruppe:

Ertrage:
Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan

Aufwendungen:
/Wirtschaftsplan

Einzahlungen:
Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan
Bei Investitionen: Gesamtkosten der MaBnahme:

Auszahlungen:
/Wirtschaftsplan

Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

Lewandrowski



Worum geht es hier?

In leichter Sprache

Menschen mit Behinderungen haben bei Bedarf

das Recht auf viele Leistungen zur persdnlichen Unterstitzung.

Wie viele Menschen beantragen Leistungen?

Wie lange dauert die Beantragung?

Wie viele Antrage werden bewilligt?

Wie viele Antrage werden abgelehnt?

Antworten zu diesen und weiteren Fragen

gibt ein neuer Bericht mit vielen Zahlen und Statistiken.
Der Bericht heiBt: Teilhabe-Verfahrensbericht.

In der Vorlage wertet der LVR diesen Bericht

flir seine eigenen Leistungen aus.

Haben Sie Fragen zu diesem Text?
Dann kdnnen Sie beim LVR in Kéln anrufen:
0221-809-2202.

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache %

finden Sie hier: www.leichtesprache.lvr.de

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage
insbesondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen fir
die Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und
Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion -
Menschenrechte - Beschwerden (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern
weitere Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing.


https://leichtesprachebilder.de/artikel.php?cat_id=19&art_id=742&suchbegriff=Handy&aktion=suchen

Zusammenfassung:

Der 2. Teilhabeverfahrensbericht (THVB) mit Daten aus dem Berichtsjahr 2019 wurde am
30.12.2020 von der Bundesarbeitsgemeinschaft fir Rehabilitation e.V. (BAR)
verdffentlicht. Mit dem THVB wird angestrebt, das Leistungsgeschehen im
Rehabilitationsprozess transparent darzustellen und Steuerungsméglichkeiten zu
eréffnen. Die Rehabilitationstrager sind verpflichtet, Daten zu insgesamt 16
Sachverhalten zu erheben und an die BAR zu Ubermitteln. Auf dieser Grundlage erstellt
die BAR jahrlich einen Bericht. Fir den 2. THVB liegen Datenmeldungen von 991 Tragern
vor. Damit liegt die Meldequote bei 78,7 Prozent.

In dieser Vorlage werden ausgewdhlte wichtige Ergebnisse des
Teilhabeverfahrensberichts 2020 (Berichtsjahr 2019) mit einem Fokus auf die
Rehabilitationstrager Eingliederungshilfe (EGH) und Kriegsopferfursorge und -versorgung
(KOF / KOV) dargestellt.

Insgesamt wurden 3,2 Millionen Gesamtantréage gemeldet; davon ca. 157.000 (etwa 5
Prozent) aus dem Bereich der Eingliederungshilfe. Durchschnittlich wurden im
Tragerbereich EGH 627 Gesamtantrage gestellt - im LVR-Dezernat Soziales mit etwa
10.500 gemeldeten Gesamtantragen fir das zweite Halbjahr 2019 deutlich mehr. Der
gréBte Anteil der bundesweit in der EGH gestellten Antrage entfallt mit 70 Prozent auf
Leistungen zur sozialen Teilhabe. Der Anteil der Weiterleitungen wegen vollstandiger
Unzustandigkeit an den entschiedenen Gesamtantrégen liegt Uber alle Tragerbereiche im
Schnitt bei 8,2 Prozent, im Tragerbereich EGH bei 1,6 Prozent. Innerhalb von drei
Wochen nach Antragseingang entscheidet der leistende Trager Uber den Antrag. Der
Anteil der Fristiberschreitungen bei Entscheidungen zu Gesamtantréagen ohne Gutachten
betragt insgesamt bei allen Tragerbereichen 20 Prozent und im EGH-Durchschnitt 53
Prozent. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer vom Antragseingang bis zur
Entscheidung Uber den Antrag ist im Tragerbereich EGH hdher als im Durchschnitt aller
Tragerbereiche. Uber alle Tragerbereiche wurden 72 Prozent der entschiedenen
Gesamtantrage vollstandig bewilligt (EGH 90 Prozent), 18 Prozent abgelehnt (EGH 4
Prozent). In der EGH ist der Anteil der Falle, bei denen der Leistungsantritt zeitlich vor
dem Bewilligungsbescheid liegt, mit 57 Prozent deutlich hdher als im Durchschnitt der
Reha-Trager (17 Prozent). Von allen entschiedenen Widerspriichen und Klagen entfallt
nur ein sehr geringer Anteil, unter 1 Prozent, auf die EGH.

Der 2. THVB zeigt die Vielfalt in der Praxis der Reha-Trager trageriibergreifend und
innerhalb der Tragerbereiche auf. Bei der Einordnung der Ergebnisse sind
tragerspezifische Rahmenbedingungen zu beachten. Zum Beispiel ist die
Uberdurchschnittlich lange Bearbeitungsdauer bis zur Entscheidung in der EGH haufig auf
eine komplexe, personenzentrierte und daher zeitaufwandige Bedarfsfeststellung und das
verspatete Nachreichen von notwendigen Unterlagen durch den Antragstellenden
zuriickzufiihren. Auch die Uberschreitungen der Fristen nach Paragraph 14 SGB IX sind
durch die Trager haufig kaum beeinflussbar, da zundachst notwendige Unterlagen
eingereicht werden missen.

Fir die Tréger der Eingliederungshilfe ist 2019 als ein Jahr des Ubergangs zu werten. In
den Folgejahren kdnnte der THVB bei verbesserter Datenqualitéat und -validitat durchaus
steuerungsrelevante Informationen liefern zum Funktionieren der Antrags- und
Bearbeitungsprozesse im Bereich der Rehabilitation, sowohl Ubergreifend als auch
tragerbezogen. Daten des LVR-Dezernates Soziales konnten aus technischen Griinden
erst ab dem 01.07.2019 berticksichtigt werden.
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Fir den THVB des Jahres 2019 bestand fir die Trager der Kriegsopferflirsorge (KOF) eine
eingeschrankte Berichtspflicht. Diese bezog sich lediglich auf die im Jahr 2019 neu zu
bewilligenden Falle der Teilhabe am Arbeitsleben nach Paragraph 26 BVG flir beschéadigte
Menschen. Flr die KOF im Zustandigkeitsbereich des Landschaftsverbandes Rheinland
konnten im Jahr 2019 17 Falle gemeldet und ausgewertet werden.

Im Bereich der Kriegsopferversorgung (KOV), der fir Leistungen der medizinisc hen
Rehabilitation zustdndig ist, fand 2019 eine bundesweite Pilotierung durch einzelne
Behorden statt.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/187:

Zentrale Ergebnisse: Der 2. Teilhabeverfahrensbericht 2020
(Berichtsjahr 2019)

Der 2. Teilhabeverfahrensbericht (THVB) wurde am 30.12.2020 von der
Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Rehabilitation e.V. (BAR) veréffentlicht und enthalt die
Daten aus dem Berichtsjahr 2019. Eine Zusammenfassung der Ergebnisse findet sich am
Anfang des 2. THVB auf den Seiten 3 bis 10!. Der Bericht steht unter diesem Link zum
Download zur Verfigung: https://www.bar-

frankfurt.de/fileadmin/dateiliste/THVB/2 THVB 2020.pdf .

In dieser Vorlage werden ausgewahlte Ergebnisse des Teilhabeverfahrensberichts 2020
(Berichtsjahr 2019) flr die Rehabilitationstrager Eingliederungshilfe (EGH) und
Kriegsopferfursorge und -versorgung (KOF / KOV) dargestellt. Der
Teilhabeverfahrensbericht betrifft also die LVR-Dezernate 5 und 7. Ab dem Berichtsjahr
2020 kommen noch die Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder im Vorschulalter
hinzu, die im Dezernat 4 angesiedelt sind. Uber den 1. Teilhabeverfahrensbericht
(Berichtsjahr 2018) hatte die Verwaltung mit Vorlage Nr. 14/3985 informiert.

1. Hintergrund und Ziele des THVB

Im Zuge der Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) wurde der THVB
eingefihrt, in dessen Rahmen die Meldung statistischer Daten rund um den Prozess der
Beantragung und Bewilligung von Leistungen zur Rehabilitation erfolgt. Der THVB soll
~lransparenz Uber das Leistungsgeschehen im Rehabilitationsprozess herstellen,
Mdglichkeiten der Evaluation und Steuerung erdffnen und verfahrenshemmende Prozesse
besser erkennbar machen™ (S. 11). Die Rehabilitationstrager sind verpflichtet, Daten zu
insgesamt 16 Sachverhalten (Paragraph 41 Abs. 1 Nr. 1 bis 16 SGB IX) zu erheben und
an die BAR zu Ubermitteln, wobei nicht alle Sachverhalte gleichermaBen fir alle Reha-
Trager zutreffen:

e Sachverhalt 1: Anzahl der gestellten Antrdage auf Leistungen zur Rehabilitation
und Teilhabe

e Sachverhalt 2: Anzahl der Weiterleitungen nach Paragraph 14 Absatz 1 Satz 2
SGB IX

e Sachverhalt 3: Fristen nach Paragraph 14 SGB IX

e Sachverhalt 4: Durchschnittliche Zeitdauer zwischen Erteilung und Vorlage eines
Gutachtens

e Sachverhalt 5: Bearbeitungsdauer

e Sachverhalt 6: Erledigungsarten

e Sachverhalt 7: Antrittslaufzeiten mit und ohne Teilhabeplanung

e Sachverhalt 8: Anzahl der tréageribergreifenden Teilhabeplanungen und
Teilhabeplankonferenzen

e Sachverhalt 9: Anpassungen von Teilhabeplanen und deren Geltungsdauer

1 Bei Quellenangaben in der Vorlage zum 2. THVB beziehen sich alle Seitenangaben auf
die Seitenzahl im Bericht, nicht im Gesamt-PDF.
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e Sachverhalt 10: Erstattungsverfahren nach Paragraph 16 Absatz 2 Satz 2 SGB IX
(Erstattungsverfahren zwischen den Tragern)

e Sachverhalt 11: Tragerspezifisches Personliches Budget

e Sachverhalt 12: Trageriibergreifendes Persénliches Budget

e Sachverhalt 13: Mitteilungen nach Paragraph 18 Absatz 1 SGB IX (Mitteilungen
wegen langer Verfahrensdauer)

e Sachverhalt 14: Erstattungsverfahren nach Paragraph 18 SGB IX (Erstattungen
selbstbeschaffter Leistungen)

e Sachverhalt 15: Rechtsbehelfe: Widerspriche und Klagen

e Sachverhalt 16: Dauerhafte Integration in Arbeit nach einer Leistung zur Teilhabe
am Arbeitsleben

Auf dieser Grundlage erstellt die BAR jahrlich einen Bericht. Die gesetzlich vorgesehene
Beteiligung der Rehabilitationstréger erfolgt ab dem 2. THVB lber den in 2020 neu
gegrindeten Beirat THVB. LVR-Sozialdezernent Dirk Lewandrowski vertritt im Beirat die
Bundesarbeitsgemeinschaft der Uberdrtlichen Sozialhilfe- und Eingliederungshilfetrager
(BAGUS). Ab 2019 besteht fir die Rehabilitationstréager eine vollumféngliche
Berichtspflicht. Meldepflichtig sind die in Paragraph 6 SGB IX aufgezahlten Trager der
Leistungen zur Teilhabe:

o die gesetzliche Krankenversicherung

e die Bundesagentur flr Arbeit

e die gesetzliche Unfallversicherung

e die gesetzliche Rentenversicherung

o die Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfiirsorge

o die offentliche Jugendhilfe

e die Eingliederungshilfe

2. Uberblick Datendarstellung zu den 16 Sachverhalten

Im 2. THVB werden die Daten zu den zu meldenden Sachverhalten nach Paragraph 41
Absatz 1 Nr. 1 bis 16 SGB IX ausfihrlich dargestellt. Bei der Betrachtung der
Datendarstellung ist zu beachten, dass bei den einzelnen Sachverhalten nicht von allen
Tragern Daten im gleichen Umfang vorliegen und die Datengrundlage je nach Merkmal
bzw. Sachverhalt somit variiert. Die Daten sind im Zuge eines Plausibilitdts- und
Validierungsverfahrens bereinigt und 8,3 Prozent der Ubermittelten Werte ausgeschlossen
worden (vgl. S. 31).

Fir den 1. Teilhabeverfahrensbericht hatten lediglich 39 Rehabilitationstrager Daten
Ubermittelt, Uberwiegend im Rahmen von Pilotprojekten. Filir den 2.
Teilhabeverfahrensbericht liegen Datenmeldungen von 991 Tragern vor. Die Meldequote
liegt bei 78,7 Prozent (vgl. S. 3). Der Berichtszeitraum umfasst grundsatzlich ein
Kalenderjahr. Die Veroffentlichung der gemeldeten Daten erfolgt anonymisiert; lediglich
der jeweilige Tragerbereich ist erkennbar.



2.1 Zentrale Ergebnisse aus dem Bereich der EGH

Wie auch in der Ergdnzung aus dem Bereich der Eingliederungshilfetrager ausgefihrt
wird (vgl. S. 162f.), ist 2019 fiir diese Leistungstréager als ein Jahr des Ubergangs zu
werten. Die mit der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes einhergehenden
Veranderungen bedeuteten einen erheblichen Vorbereitungs- und Umstellungsaufwand.
Der vorrangige Fokus der EGH-Trager lag darauf, die Leistungsgewdhrung
sicherzustellen. Dadurch konnten nicht bei allen Tragern die IT-technischen
Voraussetzungen zur Datenerhebung vollstéandig hergestellt werden.

Auch im LVR-Dezernat Soziales konnte die Datenerfassung aus technischen Griinden erst
zum 01.07.2019 beginnen. In der folgenden Darstellung werden die bundesweiten
Ergebnisse im Bericht zur Einordnung mit den gemeldeten Daten des LVR-Dezernates
Soziales kontrastiert.

Im Folgenden sind ausgewahlte wichtige Ergebnisse aus dem Trdagerbereich der EGH zu
den folgenden Sachverhalten nach Paragraph 41 Absatz 1 Nr. 1 bis 16 SGB IX aufgeflihrt
(vgl. Kapitel 3 ,Ergebnisse der Datenauswertung" im Bericht):

e Sachverhalt 1: Anzahl der gestellten Antrége auf Leistungen zur Rehabilitation
und Teilhabe

e Sachverhalt 2: Anzahl der Weiterleitungen nach Paragraph 14 Absatz 1 Satz 2
SGB IX

e Sachverhalt 3: Fristen nach Paragraph 14 SGB IX

e Sachverhalt 5: Bearbeitungsdauer

e Sachverhalt 6: Erledigungsarten

e Sachverhalt 7: Antrittslaufzeiten mit und ohne Teilhabeplanung

e Sachverhalt 15: Rechtsbehelfe: Widerspriche und Klagen

Sachverhalt 1: Anzahl der gestellten Antrdage auf Leistungen zur Rehabilitation
und Teilhabe

Die Anzahl der Gesamtantriage beinhaltet die Gesamtheit aller bei einem
Rehabilitationstrager gestellten bzw. eingegangenen Antrage, unabhangig von deren
weiteren Bearbeitungsverlaufen. Gesamtantrage beinhalten einen oder mehrere Antrage
auf Reha- und Teilhabeleistungen, die innerhalb von 14 Tagen von der gleichen Person
gestellt wurden.



Abbildung 1: Anzahl der Gesamtantréage nach Tragerbereich
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Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

Insgesamt liegen 3,2 Milionen Gesamtantrage vor; davon ca. 157.000 (etwa 5 Prozent)
aus dem Bereich der Eingliederungshilfe (EGH). Die meisten Gesamtantrdge wurden mit
Uber 1,8 Millionen Antragen im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung gestellt.

Im Tragerbereich EGH wurden durchschnittlich 627 Gesamtantrage pro Trager gestellt.
Bei dem EGH-Trager mit der groBten Anzahl an Antragen wurden 19.268 Antrage
gestellt. Das LVR-Dezernat Soziales hat 10.488 Gesamtantrage fur das zweite Halbjahr
2019 gemeldet.

Antrage innerhalb der Leistungsgruppen: Der groBte Anteil der in der EGH gestellten
Antrage entfallt mit 70 Prozent auf Leistungen zur sozialen Teilhabe. 7 Prozent der
gestellten Antrage in der EGH entfallen auf Leistungen der medizinischen Rehabilitation,
10 Prozent auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und 13 Prozent auf Leistungen
zur Teilhabe an Bildung.

Im LVR-Dezernat Soziales ist der Anteil der gestellten Antréage auf Leistungen zur
sozialen Teilhabe mit 83 Prozent hdher als im Durchschnitt der EGH-Trager. Der Anteil
der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und der Leistungen zur Teilhabe an
Bildung betragt jeweils 2 Prozent - also deutlich weniger als im bundesweiten
Durchschnitt im Tragerbereich EGH. Bei den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
sind es 13 Prozent, was leicht Gber dem EGH-Durchschnitt liegt.

Sachverhalt 2: Anzahl der Weiterleitungen nach Paragraph 14 Absatz 1 Satz 2
SGB IX

In Sachverhalt 2 wird dargestellt, wie oft ein erstangegangener Trager einen Antrag
wegen vollstandiger Unzustandigkeit weiterleitet. Der Anteil der Weiterleitungen an allen
entschiedenen Gesamtantragen liegt Uber alle Tragerbereiche im Schnitt bei 8,2 Prozent,
im Tragerbereich EGH bei 1,6 Prozent. Der geringe Anteil an Weiterleitungen lasst sich
u.a. darauf zuriickfiihren, dass die EGH-Trager zu einem groBen Anteil Antrége
weitergeleitet bekommen und somit als zweitangegangener Trager automatisch
zustandig sind. Dies wird auch im Bericht dargestellt (,Aus den Tragerbereichen™ S. 60).
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Sachverhalt 3: Fristen nach Paragraph 14 SGB IX

Nach dem Antragseingang muss der Rehabilitationstrager binnen zwei Wochen lber die
Zustdndigkeit entscheiden (Frist 3a). Ist der Trager nach dem fir ihn geltenden
Leistungsrecht zusténdig, wird er zum leistenden Rehabilitationstréager. Uber alle
Tragerbereiche hinweg wurde diese 2-Wochen-Frist bei 14,9 Prozent der Zustandigkeits-
feststellungen Uberschritten. In der EGH kam es durchschnittlich bei 12,6 Prozent der
Antrdge zu einer Fristiberschreitung bei der Zustandigkeitsfeststellung, im Maximalfall
waren jedoch bei einem Trager 83 Prozent der Antrage betroffen. Einzelne Jugendhilfe-
Trager melden sogar bei 100 Prozent der Antrdge Fristiberschreitung. Beim LVR-
Dezernat Soziales kommt es in etwa 50 Prozent der Falle zur Fristlberschreitung. Dazu
tragen lange Wartezeiten bei, zum Beispiel auf relevante Unterlagen der Antragsteller,
worauf die Trager kaum Einfluss nehmen kénnen (vgl. S. 73).

Ist der Trager zustdndig oder leitet den Antrag nicht fristgerecht an den nach seiner
Auffassung zustandigen Trager weiter, wird er zum leistenden Rehabilitationstrager.
Dementsprechend stellt er den Rehabilitationsbedarf fest und entscheidet innerhalb von
drei Wochen nach Antragseingang lber den Antrag (Frist 3b). Der Anteil der
Fristiberschreitungen bei Entscheidungen zu Gesamtantragen ohne Gutachten betrdagt
insgesamt bei allen Tragerbereichen 20 Prozent. Das LVR-Dezernat Soziales liegt hier mit
einem Anteil der Fristiberschreitungen von 46 Prozent etwas unter dem EGH-
Durchschnitt von 53 Prozent.

Wenn zur Bedarfsfeststellung ein Gutachten nach Paragraph 17 SGB IX in Auftrag
gegeben wird, muss der Trager innerhalb von zwei Wochen nach Vorlage des Gutachtens
Uber den Antrag entscheiden (Frist 3c). Da beim LVR-Dezernat Soziales solche Gutachten
nicht beauftragt werden, wurden keine Daten gemeldet.

Sachverhalt 5: Bearbeitungsdauer

Die Bearbeitungsdauer ergibt sich aus der Zeit vom Antragseingang beim leistenden
Reha-Trager bis zur Entscheidung Uber den Antrag.

Die BAR unterscheidet hier zwischen der durchschnittlichen Bearbeitungsdauer bei
Bewilligung sowie bei Ablehnung und sonstiger Erledigung. Bei Betrachtung ohne diese
Unterscheidung, ergibt sich eine durchschnittliche Bearbeitungsdauer bis zur
Entscheidung von 22 Tagen fir alle Reha-Trager und von 71 Tagen flr die EGH.



Abbildung 2: Durchschnittliche Bearbeitungsdauer bei Bewiligung und Erledigung (in
Tagen) nach Tragerbereich
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Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

Die durchschnittliche Dauer bis zur vollstandigen oder teilweisen Bewilligung eines
Gesamtantrags betragt Gber alle Tragerbereiche hinweg 19 Tage. In der EGH betragt
dieser Wert 68 Tage; nur die Jugendhilfe hat mit durchschnittlich 86 Tagen eine langere
Bearbeitungsdauer. Das LVR-Dezernat Soziales liegt auch hier deutlich Gber dem Schnitt
mit einer durchschnittlichen Bearbeitungszeit von 151 Tagen. Die langen
Bearbeitungszeiten in der EGH sind oft darauf zurlickzufihren, dass notwendige
Unterlagen erst verspatet durch den Antragsteller eingereicht werden. Zudem ist die
Bedarfsfeststellung oft komplex und zeitaufwandig, da sehr haufig Gesprache und
Termine mit verschiedenen Beteiligten notwendig sind, um den Bedarf festzustellen (vgl.
dazu auch S. 87).

Bei vollstandiger Ablehnung bzw. sonstiger Erledigung liegt die durchschnittliche
Bearbeitungsdauer Uber alle Trager hinweg mit 31 Tagen hdher als bei Bewilligungen; in
der EGH liegt sie bei 81 Tagen. Hohere Werte haben die Trager der Jugendhilfe mit einer
Bearbeitungsdauer von 102 Tagen und die Trager des sozialen Entschadigungsrechts mit
137 Tagen. Das LVR-Dezernat Soziales hat eine durchschnittliche Bearbeitungszeit von
185 Tagen gemeldet, wobei bestimmte IT-Prozesse hier mbglicherweise zu Verzerrungen
fahren.



Sachverhalt 6: Erledigungsarten

Bei diesem Sachverhalt wird aufgefihrt, wie viele Gesamtantrage

o vollstéandig bewilligt werden

o teilweise bewilligt werden

e vollsténdig abgelehnt werden

e unter ,Sonstige Erledigungen® fallen (z.B. Rliicknahme des Antrags durch
Antragstellenden, Tod des Antragstellenden)

Abbildung 3: Prozentuale Verteilung der Erledigungsarten des Gesamtantrags nach
Tragerbereich
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Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

Fir diese Berechnungen bildeten insgesamt Uber 2,85 Millionen entschiedene
Gesamtantrége die Datengrundlage. Uber alle Tragerbereiche wurden 72 Prozent der
entschiedenen Gesamtantrage vollstandig bewilligt (EGH 90 Prozent), 8 Prozent teilweise
bewilligt (EGH 3 Prozent), 18 Prozent abgelehnt (EGH 4 Prozent) und 2 Prozent fallen
unter ,Sonstige Erledigungen® (EGH 3 Prozent).

Die Anteile aus dem LVR-Dezernat Soziales bewegen sich grundsatzlich in einer @hnlichen
GroBenordnung, allerdings muss die Berechnungsgrundlage fir diese Zahlen noch
Uberarbeitet werden.

Sachverhalt 7: Antrittslaufzeiten mit und ohne Teilhabeplanung

Die Antrittslaufzeit bezieht sich auf die durchschnittliche Zeitdauer zwischen dem Datum
des Bewilligungsbescheids und dem Beginn der ersten angetretenen Leistung. Flr die
Antrittslaufzeit ist nach Paragraph 41 Absatz 1 Nr. 7 SGB IX eine Unterscheidung danach
vorgesehen, ob eine Teilhabeplanung durchgefiihrt wurde oder nicht. Da das LVR-
Dezernat Soziales im Berichtsjahr 2019 keine Teilhabeplanungen durchgefiihrt hat,
entsprechen die Antrittslaufzeiten ohne Teilhabeplanung den Antrittslaufzeiten
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insgesamt, welche im Folgenden kurz dargestellt werden. Eine Teilhabeplanung ist
erforderlich, wenn Teilhabeleistungen verschiedener Leistungsgruppen eines Tragers oder
Teilhabeleistungen mehrerer Trager erforderlich sind (Paragraph 19 Absatz 1 Satz 1 und
3 SGB IX).

Die Antrittslaufzeit ist negativ, wenn der Leistungsbeginn der ersten angetretenen
Leistung vor dem ersten Bewilligungsbescheid liegt. Dies kam insgesamt im Berichtsjahr
2019 bei ca. 158.000 Leistungen vor, wobei die durchschnittliche Antrittslaufzeit -56
Tage betrug. In der EGH gab es 62.000 Leistungen mit negativer Antrittslaufzeit, wobei
die Laufzeit im Durchschnitt bei -86 Tagen lag. Im LVR-Dezernat Soziales war die
Antrittslaufzeit bei etwa 9.800 Antragen negativ; im Durchschnitt wurden die Leistungen
140 Tage vor der Bewilligung gewahrt.

Im Tragerbereich EGH liegt bei etwas mehr als die Halfte der Falle (57 Prozent) der
Leistungsantritt zeitlich vor dem Bewilligungsbescheid, wahrend insgesamt bei allen
Reha-Tragern lediglich 17 Prozent der Leistungsantritte vor dem Bewilligungsbescheid
liegen. Im LVR-Dezernat Soziales werden sogar 94 Prozent aller Leistungen vor dem
Bewilligungsbescheid angetreten. Wenn der Bedarf im Grundsatz bereits feststeht,
kénnen die Leistungsberechtigten eine Leistung antreten (nach Absprache mit dem
zustandigen Leistungserbringer), bevor der schriftliche Bewilligungsbescheid erstellt
wurde (vgl. S. 106). Dies dient der Bedarfsdeckung der oder des Leistungsberechtigten.

Wird eine Leistung am Tag des Bescheids oder danach angetreten, spricht man von einer
positiven Antrittslaufzeit. Uber alle Tréagerbereiche hinweg gab es bei 1,83 Millionen
Leistungen eine positive Laufzeit von durchschnittlich 42 Tagen. Davon entfallt nur ein
geringer Teil auf die Trager der EGH: Hier wurden 50.000 Leistungen bewilligt, die im
Schnitt nach 24 Tagen angetreten wurden. Im LVR-Dezernat Soziales wurden etwa 600
Leistungen nach der Bewilligung angetreten und zwar im Schnitt 22 Tage nach der
Bewilligung.
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Sachverhalt 15: Rechtsbehelfe: Widerspriiche und Klagen
Ein Rechtsbehelf wird im THVB als erfolgreich erfasst, wenn ihm aus Sicht des

Leistungsberechtigten stattgegeben wurde.

Abbildung 4: Prozentuale Verteilung erfolgreicher und nicht erfolgreicher Widerspriiche
nach Tragerbereich

BA 317 683

EGH 744

GKV 379

JH

RV 49,3 50,7

SER 100,0

uv 219 781

W erfolgreich ' Onicht erfolgreich

Datengrundlage: 219.202 entschiedene Widerspriiche? von 265 Tragermn.

1 Erfolgreich aus Sicht des Leistungsberechtigten.

2Die Anzahl der entschiedenen Widerspriiche wird nur fiir die Trager angegeben, von denen sowohl
Angaben zur Anzahl der erfolgreichen Widerspriiche als auch zur Anzahl der entschiedenen
Widerspriiche vorliegen und die mindestens einen entschiedenen Widerspruch gemeldet haben.

Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

Insgesamt wurden etwa 219.000 Widerspriiche entschieden, davon waren 52 Prozent aus
Sicht der Leistungsberechtigten erfolgreich. Mit 1.138 entschiedenen Widerspriichen
wurde nur ein sehr geringer Anteil (0,5 Prozent) im Tragerbereich EGH entschieden.
Innerhalb des Tragerbereichs EGH waren 26 Prozent der Widerspriiche fir die
leistungsberechtigte Person erfolgreich, im LVR-Dezernat Soziales waren es 24 Prozent.

Bundesweit wurden rund 7.600 Klagen entschieden, davon waren 31 Prozent aus Sicht
der leistungsberechtigten Person erfolgreich. Im Bereich der EGH wurden lediglich 60
Klagen entschieden, 28 Prozent zugunsten der Leistungsberechtigten. Im LVR-Dezernat
Soziales war die Halfte der Klagen erfolgreich.
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Abbildung 5: Prozentuale Verteilung erfolgreicher und nicht erfolgreicher Klagen nach
Tragerbereich

BA 81,8 68,2
EGH 283 77
GKV 38,6 61,5
JH 28,0 72,0
RV 30,1 69,9
SER kA
uv 29,8 70,2
B erfolgreich: Onicht erfolgreich
Datengrundlage: 7.626 entschiedene Klagen? von 64 Tragern.
1 Erfolgreich aus Sicht des Leistungsberechtigten.
2Die Anzahl der erfolgreichen Klagen und die Anzahl der entschiedenen Klagen wird nur fir die Trager
angegeben, von denen sowohl Angaben zur Anzahl der erfolgreichen Klagen als auch zur Anzahl der
entschiedenen Klagen vorliegen und die mindestens eine entschiedene Klage gemeldet haben.

Quelle: BAR, 2. Teilhabeverfahrensbericht, 2020.

2.2 Zentrale Ergebnisse aus dem Bereich der Sozialen Entschadigung

Fir den THVB des Jahres 2019 bestand fir die Trager der Kriegsopferfiirsorge (KOF) eine
eingeschrankte Berichtspflicht. Diese bezog sich lediglich auf die im Jahr 2019 neu zu
bewilligenden Falle der Teilhabe am Arbeitsleben nach Paragraph 26 BVG fiir beschadigte
Menschen. Fur die KOF im Zustandigkeitsbereich des Landschaftsverbandes Rheinland
konnten im Jahr 2019 17 Falle gemeldet und ausgewertet werden.

Anhand dieser geringen Zahl meldepflichtiger Félle kann fir die KOF kein
aussagekraftiges Fazit fir das Berichtsjahr 2019 gezogen werden. Inhaltliche Aussagen
zu den Ergebnissen der einzelnen Merkmale sind ebenfalls nur schwer oder gar nicht
moglich. Bei vielen Merkmalen ist das Meldeergebnis oftmals kleiner als 5 Falle. Zudem
wirde die Aussagekraft einzelner Merkmale wie z.B. die Bearbeitungsdauer schnell durch
einen oder zwei Falle mit wesentlich langeren Bearbeitungszeiten verfalscht und spiegelt
somit den Durchschnittswert bei diesen Merkmalen nicht bzw. nur bedingt richtig wieder.
Auch fehlten fir das Berichtsjahr 2019 teilweise noch technische Voraussetzungen, um
Daten vollstandig zu erheben.

Mit belastbaren Zahlen kann daher erst ab dem Jahr 2020 gerechnet werden, wenn
zusatzlich zur Teilhabe am Arbeitsleben auch die Leistungen der KOF-Eingliederungshilfe
gemeldet und ausgewertet worden sind. Die Anzahl der gemeldeten Falle wird dann
héher sein und aufgrund einer besseren Datenqualitat auch ein Fazit zu den einzelnen
Merkmalen zulassen.
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Wie flur den Tragerbereich der EGH ist das Berichtsjahr 2019 auch fir die KOF als
Ubergangsjahr zu werten.

Im Bereich der Kriegsopferversorgung (KOV), der flr Leistungen der medizinischen
Rehabilitation zustandig ist, fand 2019 eine bundesweite Pilotierung durch einzelne
Behorden statt. Die dort gesammelten Erfahrungen flieBen in die kiinftige Datenerhebung
ein.

3. Fazit und Ausblick auf den THVB 2021 (Berichtsjahr 2020)

Auch wenn das Berichtsjahr 2019 gerade fir den Tragerbereich der EGH eher als
Ubergangsjahr gewertet werden sollte, bietet der 2. THVB einige interessante Ergebnisse.
Er zeigt die Vielfalt in der Praxis der Reha-Trager trageriibergreifend und innerhalb der
Tragerbereiche auf. Allein schon in der GroBe: So variiert beispielsweise die Anzahl der
gestellten Gesamtantrage zwischen 0 und 770.515 (Maximalwert bei einem Trager der
gesetzlichen Rentenversicherung).

Die Eingliederungshilfe unterscheidet sich bei einigen zentralen Merkmalen deutlich vom
Durchschnitt der Reha-Trager insgesamt. Zusammengefasst lasst sich feststellen, dass
die Bearbeitung deutlich komplexer ist und langer dauert, aber die Quote der
Bewilligungen auch deutlich héher ist - 90 Prozent der EGH-Antrage werden vollstandig
bewilligt, aber nur 72 Prozent im bundesweiten Schnitt Gber alle Tréager. Im Gegenzug
werden 4 Prozent der EGH-Antrage abgelehnt, aber 18 Prozent der Reha-Antrage im
allgemeinen Durchschnitt. Deutlich seltener greifen Leistungsberechtigte folgerichtig auch
zu Rechtsmitteln. Wéhrend 5 Prozent aller Gesamtantrdge 2019 auf die EGH entfallen,
sind es nur 0,5 Prozent aller Widerspriiche und 0,8 Prozent aller Klagen. Die
Erfolgswahrscheinlichkeit fir die Leistungsberechtigten ist dann auch nur ungefahr halb
so hoch wie im allgemeinen Durchschnitt.

Bei der Einordnung der Ergebnisse sind tragerspezifische Rahmenbedingungen unbedingt
zu beachten. Bei der Uberdurchschnittlich langen Bearbeitungsdauer in der EGH spielt die
komplexe und zeitaufwdndige, personenzentrierte Bedarfsfeststellung eine Rolle, die mit
einem Antrag auf eine Krankenkassen-Kur nur begrenzt vergleichbar ist. Auch die
Uberschreitungen der Fristen nach Paragraph 14 SGB IX sind durch die Trager haufig
kaum beeinflussbar, da zundchst notwendige Unterlagen eingereicht werden miissen. In
der EGH ist der Anteil der Falle, bei denen der Leistungsantritt zeitlich vor dem
Bewilligungsbescheid liegt, deutlich héher als im Durchschnitt der Reha-Trager. Wenn der
Bedarf im Grundsatz bereits feststeht, kbnnen die Leistungsberechtigten eine Leistung
vor der Erstellung des schriftlichen Bewilligungsbescheids antreten, um den Bedarf an
EGH-Leistungen zeitnah zu decken.

In den Folgejahren kénnte der THVB bei verbesserter Datenqualitat und -validitat
durchaus steuerungsrelevante Informationen liefern zum Funktionieren der Antrags- und
Bearbeitungsprozesse im Bereich der Rehabilitation, sowohl Uibergreifend als auch
tragerbezogen. Das LVR-Dezernat Soziales plant zudem, die erhobenen Prozessdaten bei
ausreichender Validitat auch fir interne Steuerung und Qualitatsverbesserung zu nutzen.

Zwei Entwicklungen werden nach Einschatzung der BAR splrbare Auswirkungen auf den
THVB im kommenden Jahr (Berichtsjahr 2020) haben. Zum einen ist filr einige
Tragerbereiche bereits abzusehen, dass durch die SARS-CoV-2-Pandemie die Anzahl der
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gestellten Antrage und die Anzahl der Leistungsantritte im Vergleich zum Vorjahr sinken
wird (vgl. S. 168).

Zum anderen ist zum 01.01.2020 die dritte Stufe des Bundesteilhabegesetzes in Kraft
getreten. Insbesondere die Trennung von Fachleistungen und existenzsichernden
Leistungen wird sich nach Ansicht der BAR auf die Antragszahlen einzelner Tréager
auswirken (vgl. S. 168). Das LVR-Dezernat Soziales muss aufgrund der ab 2020
geltenden neuen Leistungsstruktur entsprechend dem BTHG die Programmierung zur
Erstellung der Datenmeldung fir den THVB erneut verandern, anpassen und testen. Der
Prozess der Qualitatssicherung wird vermutlich noch einige Jahre in Anspruch nehmen.
Gleiches gilt hier fir den Tragerbereich der KOF.

Ab dem 3. THVB (Berichtsjahr 2020) werden neben den Leistungen der LVR-Dezernate 5
und 7 auch die neuen EGH-Leistungen flr Vorschulkinder des LVR-Dezernates 4 in den
Bericht einflieBen.

In Vertretung

Lewandrowski
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Worum geht es hier?

In leichter Sprache

Wie geht es den Menschen in Nordrhein-Westfalen? I Ay
Das schreibt das Land Nordrhein-Westfalen

regelmaBig in einem Bericht auf.

Der Bericht heil3t: Sozialbericht.

Jetzt gibt es einen neuen Sozialbericht.

Dieser beschreibt auch die Situation von Menschen mit Behinderungen.

Ein wichtiges Ergebnis:
Menschen mit Behinderungen sind haufiger arm

als Menschen ohne Behinderungen.

Haben Sie Fragen zu diesem Text?
Dann konnen Sie beim LVR in K6ln anrufen:
0221-809-2202.

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache

finden Sie hier:
www.leichtesprache.lvr.de %

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage
insbesondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen fur
die Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und
Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion -
Menschenrechte - Beschwerden (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern
weitere Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing.


https://leichtesprachebilder.de/artikel.php?cat_id=19&art_id=742&suchbegriff=Handy&aktion=suchen

Zusammenfassung:

Diese Vorlage informiert Uber den Sozialbericht NRW 2020, der im Auftrag des Ministeri-
ums fur Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) von IT.NRW sowie empirica ag (Bonn)
erstellt wurde. Die Kurzfassung sowie die Langfassung des Berichts stehen hier zum
Download bereit:

http://www.sozialberichte.nrw.de/sozialberichterstattung nrw/aktuelle berichte/index.php
Er bietet eine differenzierte Darstellung der sozialen Lage in Nordrhein-Westfalen und
widmet sich den Rahmenbedingungen, Strukturen und Lebenslagen-Indikatoren in NRW
(Kapitel II) sowie den Themenbereichen Einkommen, Vermdgen, Armut und Reichtum
(Kapitel III). In Kapitel IV werden die Lebenslagen von ausgewahlten
Bevélkerungsgruppen beschrieben, die Zielgruppen sozialpolitischen Handelns sind. Im
Vertiefungsthema ,Wohnraum in Nordrhein-Westfalen: Angebot und Nachfrage" werden
regional unterschiedliche Wohnungsmarktentwicklungen und Versorgungsliicken mit
angemessenem/bezahlbarem Wohnraum untersucht.

Der Sozialbericht NRW 2020 widmet Menschen mit Beeintrachtigung ein eigenstandiges
Kapitel auf den Seiten 92-94 im Bericht. In diesem Kapitel werden strukturelle
Unterschiede in der Lebenssituation beeintrachtigter Menschen im Vergleich zu Menschen
ohne Beeintrachtigung auf Basis des Mikrozensus aufgezeigt. Die Gruppe der Menschen
mit Beeintrachtigung umfasst alle Personen mit einer amtlich anerkannten Behinderung
und alle Personen mit einer Krankheit oder Unfallverletzung, die ein Jahr oder langer
andauert.

Der Anteil der beeintrachtigten Personen nimmt mit dem Alter deutlich zu. Ma@nner sind
hdufiger von Beeintrachtigungen betroffen als Frauen. Menschen mit Beeintrachtigung
erreichen seltener einen (hohen) beruflichen Abschluss als Menschen ohne
Beeintrachtigung. Zudem ist ihre Beteiligung am Erwerbsleben im Vergleich deutlich
geringer. Dementsprechend haben Menschen mit Beeintrachtigung im erwerbstdtigen Alter
insgesamt ein hdheres Armutsrisiko als Menschen ohne Beeintrachtigung. 35 Prozent der
18 bis unter 30-Jahrigen mit Beeintrachtigung sind von relativer Einkommensarmut
betroffen; dies trifft auf 23 Prozent der Menschen ohne Beeintrachtigung in diesem Alter
zu. Bei den 30 bis unter 65-Jahrigen ist die Armutsrisikoquote geringer als bei jingeren
Menschen, aber auch hier sind Menschen mit Beeintrachtigung deutlich haufiger von
relativer Einkommensarmut betroffen.



http://www.sozialberichte.nrw.de/sozialberichterstattung_nrw/aktuelle_berichte/index.php

Begriindung der Vorlage Nr. 15/188:

Sozialbericht NRW 2020 - 5. Armuts- und Reichtumsbericht

Diese Vorlage informiert Uber den Sozialbericht NRW 2020, der im Auftrag des MAGS von
IT.NRW sowie empirica ag (Bonn) erstellt wurde. Die Kurzfassung sowie die Langfassung
des Berichts stehen zum Download bereit:
http://www.sozialberichte.nrw.de/sozialberichterstattung nrw/aktuelle berichte/index.ph
P

Er bietet eine differenzierte Darstellung der sozialen Lage in Nordrhein-Westfalen und
widmet sich den Rahmenbedingungen, Strukturen und Lebenslagen-Indikatoren in NRW
(Kapitel II), zum Beispiel in den Bereichen Bildung, gesundheitliche Lage und
wirtschaftliche Entwicklung, sowie den Themenbereichen Einkommen, Vermégen, Armut
und Reichtum (Kapitel III). In Kapitel IV werden die Lebenslagen von ausgewahlten
Bevolkerungsgruppen beschrieben, die Zielgruppen sozialpolitischen Handelns sind. Im
Vertiefungsthema ,Wohnraum in Nordrhein-Westfalen: Angebot und Nachfrage" werden
regional unterschiedliche Wohnungsmarktentwicklungen und Versorgungslicken mit
angemessenem/bezahlbarem Wohnraum untersucht. Zudem beschaftigt sich der Bericht
mit regional unterschiedlichen kiinftigen Entwicklungsrisiken fiir die
Wohnraumversorgung einkommensschwacher Haushalte (vgl. Seite 14 im Bericht!).

Der Bericht basiert auf den jeweils aktuellen verfligbaren Daten, die vor allem aus den
Jahren 2018 und 2019 stammen. Die mit der Corona-Pandemie verbundenen
Entwicklungen fir die Erwerbstatigkeit, das Einkommen und die Teilhabe an Bildung
kdénnen folglich noch nicht abgebildet werden.

Menschen mit Beeintrachtigung

Der Sozialbericht NRW 2020 widmet Menschen mit Beeintrachtigung ein eigenstandiges
Kapitel auf den Seiten 92-94 im Bericht. In diesem Kapitel werden strukturelle
Unterschiede in der Lebenssituation beeintrachtigter Menschen im Vergleich zu Menschen
ohne Beeintrachtigung auf Basis des Mikrozensus aufgezeigt. Die Gruppe der Menschen
mit Beeintrachtigung umfasst alle Personen mit einer amtlich anerkannten Behinderung
und alle Personen mit einer Krankheit oder Unfallverletzung, die ein Jahr oder langer
andauert. Da im Mikrozensus Uiberwiegend Personen aus Privathaushalten befragt werden
und viele Menschen mit Beeintrachtigung nicht in Privathaushalten leben, sind
beeintrachtigte Menschen in dieser Erhebung untererfasst. Laut Mikrozensus sind 14
Prozent der Menschen in Privathaushalten beeintréachtigt. In dem Zusammenhang wird
auf den Teilhabebericht NRW 2020 verwiesen
(https://www.mags.nrw/sites/default/files/asset/document/teilhabebericht 2020 nrw ba
rrierfrei.pdf). Demzufolge zahlten im Jahr 2017 in Nordrhein-Westfalen 20,5 Prozent der
Bevélkerung zur Gruppe der Menschen mit Beeintrachtigung.

Der Anteil der beeintrachtigten Personen nimmt mit dem Alter deutlich zu. So lag in 2017
der Anteil der unter 18-jéahrigen Manner mit einer Beeintrachtigung bei 1,9 Prozent und
der Anteil der unter 18-jahrigen Frauen mit einer Beeintrachtigung bei 1,4 Prozent.

Bei den Mannern, die 65 Jahre und alter sind, hatten 37 Prozent eine Beeintrachtigung;
bei den gleichaltrigen Frauen rund 30 Prozent. In allen Altersgruppen ist der Anteil der
Manner mit Beeintrachtigung héher als der Anteil der Frauen mit Beeintrachtigung.

! Die Seitenangaben beziehen sich auf die Kurzfassung des Sozialberichts NRW 2020.
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Geringeres Bildungsniveau und geringere Erwerbsquote bei Menschen mit
Beeintrachtigung

Menschen mit Beeintrachtigung erreichen seltener einen (hohen) beruflichen Abschluss
als Menschen ohne Beeintrachtigung. So hatten 2017 beispielsweise 17 Prozent der
Menschen mit Beeintrachtigung einen héheren beruflichen Abschluss wie Meister-,
Techniker- oder (Fach-)Hochschulabschluss; bei Menschen ohne Beeintrdachtigung liegt
dieser Anteil bei 28 Prozent. Etwa ein Viertel (26 Prozent) der Menschen mit
Beeintrachtigung im Alter von 30 oder mehr Jahren hatten keinen beruflichen Abschluss;
bei den gleichaltrigen Menschen ohne Beeintrachtigung traf dies auf jede flinfte Person
zu.

Auch die Beteiligung am Erwerbsleben ist bei Menschen mit Beeintrachtigung deutlich
geringer: Bei beeintrachtigten Personen im Alter von 18 bis unter 65 Jahren lag die
Erwerbsquote 2017 bei rund 54 Prozent; bei nicht beeintrachtigten Personen in dieser
Altersgruppe bei 82 Prozent.

Erhohtes Armutsrisiko bei Menschen mit Beeintrachtigung

Wenn die Teilnahme am Erwerbsleben aufgrund von Beeintrachtigungen nur noch
eingeschrankt oder gar nicht mehr méglich ist, kann eine Rente wegen verminderter
Erwerbsfahigkeit beantragt werden. Etwa 384.000 Menschen bezogen Ende 2018 in NRW
eine Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit. Rund 127.000 Personen bezogen
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII, da sie dauerhaft voll erwerbsgemindert
waren. Von 2014 auf 2018 ist diese Zahl um 4,8 Prozent gestiegen. Dieser Anstieg ist vor
allem auf die erhohte Zahl der Empfanger*innen im Alter zwischen 55 Jahren und der
Regelaltersgrenze zurlickzuftihren.

Menschen mit Beeintrachtigung im erwerbstatigen Alter haben insgesamt ein hdheres
Armutsrisiko als Menschen ohne Beeintrachtigung. Personen mit einem
Aquivalenzeinkommen von weniger als 60 Prozent vom Median des
Aquivalenzeinkommens der Gesamtbevélkerung sind laut Definition von relativer
Einkommensarmut betroffen. Das Aquivalenzeinkommen ist ein gewichtetes Pro-Kopf-
Einkommen je Haushaltsmitglied, das ermittelt wird, indem das
Haushaltsnettoeinkommen durch die Summe der Bedarfsgewichte der im Haushalt
lebenden Personen dividiert wird.

35 Prozent der 18 bis unter 30-Jahrigen mit Beeintréchtigung sind von relativer
Einkommensarmut betroffen; dies trifft auf 23 Prozent der Menschen ohne
Beeintrachtigung in diesem Alter zu. Bei den 30 bis unter 65-]ahrigen ist die
Armutsrisikoquote geringer als bei jlingeren Menschen, aber auch hier sind Menschen mit
Beeintrachtigung deutlich haufiger von relativer Einkommensarmut betroffen. Bei den
Uber 65-Jahrigen gleicht sich die Armutsrisikoquote an und liegt bei beiden Gruppen bei
ca. 13 Prozent. Dies wird damit begriindet, dass keine Auswirkungen auf die
Einkommenssituation mehr zu erwarten sind, wenn bei Eintreten der Beeintrachtigung
die Erwerbsphase schon abgeschlossen ist.

In Vertretung

Lewandrowski
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Diese Vorlage berticksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (Ifd. Jahr):

Produktgruppe:
Ertrage: Aufwendungen:
Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:
Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan
Bei Investitionen: Gesamtkosten der MaBnahme:

Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:
Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

in Vertretung

Lewandrowski



Zusammenfassung:

Das BTHG sieht in Art. 25 Abs. 3 BTHG die modellhafte Erprobung der strukturdandernden
Regelungen zum 01.01.2020 mittels einer ,virtuellen Fallbearbeitung" in den Jahren
2018-2021 vor. Durch den Vergleich der Regelungen in der Praxis soll Uberprift werden
kénnen, ob die Vorschriften geeignet sind, den gesetzgeberischen Zweck zu erfiillen und
die Folgen der Anderungen schon vor dem Inkrafttreten der Regelungen zu eruieren. Der
LVR fihrt mit ,TexLL" und ,NePTun" zwei Bundesmodellprojekte durch. Zu den Modellpro-
jekten wurde in der Vorlage Nr. 14/2463 berichtet.

~1exLL" steht fir Trennung der existenzsichernden Leistungen von den Fachleistungen/
neues Leistungssystem" und hat eine Laufzeit vom 01.04.2018 bis zum 31.12.2021. Das
Projekt ist ein Verbundprojekt mit dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe. In beiden
Landschaftsverbanden existieren die gleiche Personalstruktur und der gleiche Auftrag.

Folgende Regelungsbereiche werden bearbeitet:
e Trennung der existenzsichernden Leistungen von den Fachleistungen
e Ausgestaltung der Assistenzleistungen (§ 78 SGB IX)
e Zumutbarkeit und Angemessenheit (§ 104 SGB IX)
e gemeinsame Leistungserbringung (§ 116 SGB IX).

Dazu arbeitet das Projekt mit ausgewdhlten Leistungserbringern zusammen.

Die erste Projektphase zur Trennung der Leistungen erbrachte Ergebnisse, die dem BMAS
zur Verfligung gestellt wurden, zur Flachenverteilung, zur Auskdmmlichkeit der Regelbe-
darfsstufe 2 in der Existenzsicherung, zu den Kosten der Unterkunft sowie zu den verblei-
benden Barmitteln.

Die wesentlichen Erkenntnisse dieser Projektphase waren beispielsweise:

e Die regelbedarfsrelevanten Aufwandspositionen wurden den einzelnen Abteilungen
des Regelbedarfes zugeordnet und flhrten zu dem Ergebnis, dass die Regelbedarfs-
stufe 2 zur Deckung der geltend gemachten Kosten der Leistungserbringer bei sechs
von sechs Leistungserbringern von Besonderen Wohnformen auskémmlich ist, um
sowohl die Kosten der Leistungserbringer als auch den Barbetrag und die Beklei-
dungsbeihilfe abzudecken.

e Das durchschnittlich ermittelte Flachenverhaltnis in 6 Besonderen Wohnformen zwi-
schen Fachleistungs- zu Wohnflache-und Mischfléche lag bei 16/84.

e Die ermittelten Werte aus den vorliegenden Trennungstools bewegten sich bei flinf
von sechs Leistungserbringern von Besonderen Wohnformen im Rahmen der durch-
schnittlichen Kosten der Unterkunft (KdU) zuzliglich kalter Nebenkosten und Heiz-
kosten. Bei zwei Leistungserbringern lagen die KdU unterhalb der 100 %-Grenze.
Bei drei Leistungserbringern lagen die KdU unterhalb der 125 %-Grenze.

In der aktuellen 2. Projektphase, die zum 30.04.2021 offiziell abgeschlossen wird, erprobt
das Projekt die im Landesrahmenvertrag hinterlegte neue Leistungs-und Finanzierungs-
systematik in Kooperation mit vier Leistungserbringern von besonderen Wohnformen.
Kern der Untersuchung sind die mit dem Systemwechsel von einer pauschalen Tagessatz-
finanzierung nach Hilfebedarfsgruppen zu einem personenzentrierten Finanzierungssys-
tem verbundenen Fragestellungen. Die Erkenntnisse sollen fir die sog. Umstellung II im
Bereich der sozialen Teilhabe nutzbar sein.




Die wesentlichen Erkenntnisse dieser Phase sind beispielsweise:

e Mit dem BEI _NRW werden die individuellen personenzentrierten Bedarfe der leis-
tungsberechtigten Personen erhoben und mit zeitbasierten Leistungen der Assis-
tenz bemessen. Eine Verdanderung zur Abbildung des neuen Leistungssystems mit
den kontextsensiblen Elementen ist noch vorzunehmen.

e Es ist eine umfassende Wissenserweiterung in das neue Leistungs- und Finanzie-
rungssystem bei Leistungserbringern und Verwaltung notwendig, damit die Um-
stellung gelingen kann. Die Fachkonzepte lassen keine direkten Rlickschllisse auf
die Ermittlung des Personalbedarfs im Fachkonzept zu.

e Die Umstellung erfordert eine Operationalisierung des Finanzierungssystems, die
es Leistungserbringern ermdéglicht, eindeutige und umfangreiche Daten zu liefern,
damit diese durch die Verwaltung arbeits6konomisch ausgewertet und zeitnah in
einer Verglitungsvereinbarung umgesetzt werden kénnen.

Uber die Tatigkeit des Projektteams im Jahr 2020 bis zum 16.03.2021 informiert der an-
liegende Sachstandsbericht, der hier zur Kenntnis gegeben wird.

Die Vorlage berihrt mehrere Zielrichtungen des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-
BRK: Die Partizipation von Menschen mit Behinderung im LVR ausgestalten (Z 1). Die
Personenzentrierung im LVR weiterentwickeln (Z 2). Die Leichte Sprache im LVR anwen-
den (Z 8).




Begriindung der Vorlage Nr. 15/199:

Das vom Bundesministerium flr Arbeit und Soziales (BMAS) gefdorderte Modellprojekt
TexLL ist eines von bundesweit noch 26 Modellprojekten gem. Art. 25 Abs. 3 BTHG. Der
vorliegende Sachbericht informiert Gber die Aktivitdten des vom Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales (BMAS) geférderten Verbundprojektes TexLL der Landschaftsver-
bénde Rheinland und Westfalen-Lippe.

Mit dieser Vorlage wird der Sachstandbericht des Modellprojektes TexLL vom 16.03.2021
zur Kenntnis gegeben.

Das Verbundprojekt TexLL orientiert sich in seiner Arbeit an der UN-Behindertenrechts-
konvention, dem Bundesteilhabegesetz als Artikelgesetz zur Novellierung des Sozialge-
setzbuch IX und den getroffenen Regelungen des Landesrahmenvertrages NRW. Die Pra-
ambel des Landesrahmenvertrages NRW stellt die Menschen mit Behinderung in den Mit-
telpunkt und beschreibt die Grundlagen und die Grundiberlegungen, die zum Abschluss
des Landesrahmenvertrages NRW gefiihrt haben. Die Personenzentrierung der Menschen
mit Behinderung und der damit eng verbundene Teilhabemehrwert am Leben in der Ge-
meinschaft ist elementarer Bestandteil der Arbeit des Verbundprojekt TexLL. Die Teilpro-
jekte LVR und LWL haben mit jeweils unterschiedlichen Schwerpunkten das neue Leis-
tungs- und Finanzierungssystem erprobt. Diese Vorgehensweise war zwischen den Teil-
projekten vereinbart. Der gegenseitige Informationsaustausch zu den aktuellen Sach-
standen erfolgte regelmaBig.

Im ersten Teil dieses Sachberichtes wird Gber Aktivitaten des Projektes beim Land-
schaftsverband Rheinland (LVR) berichtet. Dabei wurde im Teilprojekt beim LVR mit der
Pilotphase die Trennung von den existenzsichernden Leistungen von den Fachleistungen
der Umstellung I zum 01.01.2020 vollzogen. Hierzu wurde beispielsweise als Hilfsmittel
die Verteilungsschliisseldatei erarbeitet, die auf der Internetprasenz des LVR veroffent-
licht ist.

Beginnend mit der 2. Phase des Projektes ab dem Ende des IV. Quartals 2019 wurde die
neue Leistungssystematik mit 4 Leistungserbringern erprobt. Allen teilnehmenden Leis-
tungserbringern im LVR-Teilprojekt TexLL wurde die Idee der Vorgehensweise, wie ein
Einstieg in die Umsetzung der neuen Leistungs- und Finanzierungsstruktur gemeinsam
bearbeitet werden kann, vorgestellt. Dieser Prozess ist dynamisch und unterlag den je-
weiligen fortschreitenden Erkenntnisstanden. Die Arbeit ist gepragt von der groBtmagli-
chen Transparenz gegenlber den Leistungserbringern und der Zusage der Vertraulich-
keit. Diese Form der kooperativen Zusammenarbeit bietet eine hohe Bereitschaft zur Mit-
wirkung und ist Garant flr Erkenntnisgewinne, die flur die zukinftige praktische Umset-
zung der neuen Leistungs- und Finanzierungsstruktur verwertet werden kénnen.

Der zweite Teil legt die Aktivitdten des Projektes TexLL wéhrend des Berichtszeitraums
beim Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) dar. Das Projekt beim LWL hat sich
nach Abschluss der gemeinsamen Pilotphase mit dem LVR auf eine Auslegung und Defini-
tion der neuen Leistungs- und Vergitungssystematik, auf eine Erarbeitung eines Verwal-
tungsverfahrens zur Umstellung II und der Erprobung dieses Verfahrensvorschlages kon-
zentriert. Zusammen mit zwei Leistungserbringern wurden die Ergebnisse umgesetzt: der
Fokus wurde dabei auf das zukinftige Fachmodul Wohnen und auf die Bedarfsermittiung
personenzentrierter Assistenzleistungen gelegt. Parallel wurden 1664 vorliegende Wohn-
und Betreuungsvertrage (Stand: 21.09.2020) hinsichtlich ihrer relevanten Kennzahlen
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(u.a. Trager,

Miete, existenzsichernde Leistung, Sachleistungspauschale, Einsatz des Re-

gelsatzes) gesichtet und ausgewertet.

Der Berichtsteil des Modellprojektes TexLL LVR beschreibt konkret folgende Einzelheiten:

1. Erprobung des neuen Leistungssystems - Personenzentrierte Leistungen

1.1. Modellhafte Bedarfsermittlung

1.2. Modellhafte Bedarfsermittlung wahrend der Corona-Pandemie

1.3. Erkenntnisse aus der Zusammenarbeit mit den Leistungserbringern und den
Bedarfsermittlungen

2. Erprobung des neuen Leistungssystems - kontextbezogene Unterstlitzungsstandards

2.1,
2.2,
2.3.

2.4.
2.5.

Neues Fachkonzept
Welche Anforderungen soll ein neues Fachkonzept erfillen?

Erflllen die Fachkonzeptentwiirfe der Leistungserbringer im Modellprojekt
die Anforderungen?

Wie wird das Fachmodul Wohnen aus dem Fachkonzept abgeleitet?

Erkenntnisse aus der Zusammenarbeit mit den Leistungserbringern

3. Auswertung der Leistungsbeschreibungen zur Darstellung des Fachmoduls Wohnen

3.1.
3.2.
3.3.

3.4.
3.5.
3.6.
3.7.
3.8.
3.9.
3.10.

Leistungen zur Erreichbarkeit
Prasenzleistungen bei Tag

Prasenz- und Bereitschaftsleistungen in der Nacht (Nachtwache /
Nachtbereitschaft)

Leistungen flr besondere, zielgruppenspezifische Konzepte
Gemeinsame Assistenzleistungen

Leistungen zur hauswirtschaftlichen und haustechnischen Unterstlitzung
Personenunabhédngige Sozialraumarbeit

Erflllung gesetzlicher Anforderungen

Beratende Pflegefachkraft

Vorldufige Ergebnisse anhand von zwei Beispielen

4. Auswertung der WBVG-Vertrage

5. Ausblick
6. Fazit



Folgendes Zwischenfazit kann auch Sicht des Teilprojektes LVR gezogen werden:

e BEI _NRW ist zur Abbildung des neuen Leistungssystems mit den kontextsensiblen
Elementen weiter zu entwickeln.

e Der Zeitaufwand und Personalaufwand zur Abstimmung neuer Fachkonzepte die
einen Bezug zum Landesrahmenvertrag und zum neuen Leistungssystem haben,
ist auf beiden Seiten sehr hoch.

e Flr ein gemeinsames Verstandnis und Kenntnisse des neuen Leistungs- und Fi-
nanzierungssystems ist eine weitreichende Wissensvermittlung auf Seiten der
Leistungserbringer und der Verwaltung notwendig, damit die Umstellung gelingen
kann.

e Die Fachkonzepte lassen keine direkten Rickschllisse auf die Ermittlung des Per-
sonalbedarfs im Fachkonzept zu.

e Die Umstellung erfordert eine Operationalisierung des Finanzierungssystems, die
es Leistungserbringern erméglicht, eindeutige und umfangreiche Daten zu liefern,
damit diese durch die Verwaltung arbeitsékonomisch ausgewertet und zeitnah in
einer Vergltungsvereinbarung umgesetzt werden kénnen.

Zwischen den beiden Teilprojekten bestand nach Abschluss der Pilotphase die Vereinba-
rung, die neue Leistungssystematik im Rahmen der Echtbetrieb- Umstellung (sog. Um-
stellung II) jeweils landesteilig und mit eigen gesetzten Schwerpunkten zu erproben.
Diese unterschiedlichen Herangehensweisen ermdéglichten beiden Teilprojekten eine in-
tensive Auseinandersetzung und flihrte beidseitig zu weitreichenden Erkenntnissen flr
die Umstellung besonderer Wohnformen auf die neue Leistungs- und Vergitungssyste-
matik. Insbesondere konnte Wissen um die Beantwortung praktischer Fragestellungen
generiert werden, die fir die Echtbetrieb-Umstellung als maBgeblich identifiziert wurden
und sowohl Leistungstrager als auch —erbringer im Prozess unterstiitzen.

Weiterhin fehlende Abstimmungen und/oder ungekldrte Sachverhalte zu Grundsatzfragen
hinsichtlich der neuen Leistungs- und Vergitungssystematik fihren innerhalb der Ge-
meinsamen Kommission zu Verzégerungen im Verhandlungsgeschehen und beeinflussen
kontinuierlich den Beginn der Echtbetrieb-Umstellung besonderer Wohnformen und den
weiteren Bereichen der sozialen Teilhabe.

Die Teilprojekte werden in der kommenden Phase den Prozess zur Echtbetrieb-Umstel-
lung weiterhin engmaschig begleiten, die Verhandlungen rund um den Rahmenvertrag
des Landes Nordrhein-Westfalen nach § 131 SGB IX beobachten und aktiv Impulse zur
Weiterentwicklung setzen. Weitere Erprobungen der Umstellung in besonderen Wohnfor-
men werden folgen. Handlungsleitend bleibt hierbei die Grundidee des BTHG, Teilhabe
und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen zu starken.

In Vertretung

Lewandrowski
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Einleitung

Der vorliegende Sachbericht informiert Uber die Aktivitditen des vom Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales (BMAS) geférderten Verbundprojektes ,TexLL'' gemaB Art. 25 Abs. 3 BTHG,
welches seit dem 01.01.2018 mit der modellhaften Erprobung und Begleitung der neuen
Leistungs- und Vergutungssystematik bei den Landschaftsverbanden Rheinland und

Westfalen-Lippe beauftragt ist.

Das Verbundprojekt TexLL orientiert sich in seiner Arbeit an der UN-Behindertenrechts -
konvention, dem Bundesteilhabegesetz als Artikelgesetz zur Novellierung des Sozialgesetz-
buch IX und den getroffenen Regelungen des Landesrahmenvertrages NRW. Die Praambel des
Landesrahmenvertrages NRW stellt die Menschen mit Behinderung in den Mittelpunkt und
beschreibt die Grundlagen und die Grunduberlegungen, die zum Abschluss des
Landesrahmenvertrages NRW gefiihrt haben. Die Personenzentrierung der Menschen mit
Behinderung und der damit eng verbundene Teilhabemehrwert am Leben in der Gemeinschaft
ist elementarer Bestandteil der Arbeit des Verbundprojekt TexLL. Die Teilprojekte haben mit
jeweils unterschiedlichen Schwerpunkten das neue Leistungs- und Finanzierungssystem
erprobt. Diese Vorgehensweise war zwischen den Teilprojekten vereinbart. Der gegenseitige

Informationsaustausch zu den aktuellen Sachstanden erfolgte regelmaBig.

Im ersten Teil dieses Sachberichtes wird Uber Aktivitditen des Projektes ,TexLL' beim
Landschaftsverband Rheinland (LVR) berichtet.

Dabei wurde im Teilprojekt beim LVR mit der letzten Phase die Trennung von den
existenzsichernden Leistungen von den Fachleistungen der Umstellung | vollzogen. Hierzu
wurde als Hilfsmittel die Verteilungsschlisseldatei erarbeitet, die auf der Internetprasenz des
LVR ver6ffentlicht ist. Im Verlauf der Vorbereitung auf die nachste Phase (beginnend im IV.
Quartal 2019) wurde die Anzahl der teilnehmenden Leistungserbringer von zehn auf vier
Leistungserbringer reduziert. Einem entsprechenden Anderungsantrag vom 12.08.2019
entsprach das BMAS mit Bescheid vom 27.08.2019. Allen teilnehmenden Leistungserbringern

im LVR-Teilprojekt TexLL wurde die Idee der Vorgehensweise, wie ein Einstieg in die

! Die Abkirzung TexLL steht fir Trennung existenzsichernder Leistungen von den Fachleistungen der
Eingliederungshilfe und neue Leistungssystematik.
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Umsetzung der neuen Leistungs- und Finanzierungsstruktur gemeinsam bearbeitet kann,
vorgestellt. Dieser Prozess ist dynamisch und unterliegt den jeweiligen fortschreitenden
Erkenntnisstanden.

Die Arbeit ist gepragt von der groBtmdglichen Transparenz gegeniber den
Leistungserbringern und der Zusage der Vertraulichkeit. Diese Form der kooperativen
Zusammenarbeit bietet eine hohe Bereitschaft zur Mitwirkung und ist Garant far
Erkenntnisgewinne, die fir die zukinftige praktische Umsetzung der neuen Leistungs- und

Finanzierungsstruktur verwertet werden kdénnen.

Der zweite Teil legt die Aktivitaten des Projektes TexLL wahrend des Berichtszeitraums beim

Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) dar.

Das Projekt beim LWL hat sich nach Abschluss der gemeinsamen Pilotphase mit dem LVR auf
eine Auslegung und Definition der neuen Leistungs- und Verglitungssystematik, auf eine
Erarbeitung eines Verwaltungsverfahrens zur Umstellung Il und der Erprobung dieses
Verfahrensvorschlages konzentriert. Zusammen mit zwei Leistungserbringern wurden die
Ergebnisse umgesetzt: der Fokus wurde dabei auf das zukinftige Fachmodul Wohnen und auf

die Bedarfsermittlung personenzentrierter Assistenzleistungen gelegt.

Parallel wurden 1.664 vorliegende Wohn- und Betreuungsvertrdge (Stand: 21.09.2020)
hinsichtlich ihrer relevanten Kennzahlen (u.a. Trager, Miete, existenzsichernde Leistungen I,

Sachleistungspauschale, Einsatz des Regelsatzes) gesichtet und ausgewertet.

TEIL1 TexLL beim Landschaftsverband Rheinland

Als Vorarbeit fur die Arbeit mit den teilnehmenden Leistungserbringern im Projekt erfolgte
durch das LVR-Teilprojekt TexLL eine intensive Auswertung des Landesrahmenvertrages NRW.
Es wurden die einzelnen Komponenten zu den Assistenzleistungen, Fachmodul Wohnen,
Fachmodul Tagesstruktur und Schulungen und dem Organisationsmodul strukturiert
zusammengestellt. Eine Bewertung der Inhalte erfolgte nicht. Im Fokus stand der
Servicegedanke fir die beteiligten Leistungserbringer, sich mit der Struktur des
Landesrahmenvertrages NRW vertraut zu machen und dartiber einen Einstieg in die Thematik

zu erhalten.
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Parallel zu den durchgefiihrten Bedarfsermittlungen sowie den Arbeitstreffen zu Themen
Fachkonzept, Fachmodul Wohnen und Organisationsmodul engagierten sich die TexLL-
Mitarbeiter*innen als feste Mitglieder in der internen AG Soziale Teilhabe, in der UAG
Fachmodul Wohnen sowie der UAG Tagesstruktur und Schulungen und konnten so mit ihren
bisherigen praktischen Erfahrungen mit dem neuen Leistungssystem die dortige Arbeit
mitgestalten und unterstitzen.

Daruber hinaus sind die padagogischen Mitarbeiter*innen als standige Mitglieder in der AG
BEI_NRW vertreten, die sich im Schwerpunkt mit den notwendigen rechtlichen Anpassungen
an das neue Leistungssystem sowie mit der technischen und inhaltlichen Weiterentwicklung

des BEI_NRW beschaftigt.

1. Erprobung des neuen Leistungssystems - Personenzentrierte

Leistungen

1.1.Modellhafte Bedarfsermittlung

Der Landesrahmenvertrag NRW beinhaltet u.a. die Rahmenleistungsbeschreibungen zu den
zeitbasierten Leistungspauschalen und kontextabhangigen Tagespauschalen. Diese bieten
jedoch stellenweise erheblichen Interpretationsspielraum und bedurften zunachst einer
ndheren Betrachtung und konkreten Auslegung, um ein flaichendeckendes und
allgemeinglltiges Verstandnis des neuen Leistungssystems zu erreichen.

Dieser Umstand hat die Bedarfsermittlungen zu Beginn des Jahres 2020 so erschwert, dass
nicht immer eine eindeutige Zuordnung der erforderlichen Leistungen entweder den
Assistenzleistungen oder einzelnen Elementen des Fachmoduls Wohnen mdoglich war. Die

relevanten Assistenzleistungen sind

e Unterstitzende Assistenz (ggf. mit pflegerischem Charakter) und

e Qualifizierte Assistenz

Die ebenso verhandelte Qualifizierte Elternassistenz hatte fir die durchgefihrten

Bedarfsermittlungen keine Relevanz.

Die Ermittlung des pflegerischen Bedarfes der leistungsberechtigten Personen gestaltete sich

insofern schwierig, da noch keine abgestimmte Haltung mit allen Beteiligten dazu entwickelt
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ist, welche konkreten Leistungsinhalte die Unterstlitzende Assistenz mit pflegerischem
Charakter hat und wie sie von Pflegeleistungen nach SGB X| oder SGB Xl abgegrenzt werden
kann. Fur die Identifizierung der pflegerischen Bedarfe im Sinne der Unterstiitzenden Assistenz
mit pflegerischem Charakter wurden daher die jeweiligen Pflegeplanungen der
leistungsberechtigten Personen hilfsweise mit einbezogen. Die Abgrenzung zwischen
Eingliederungshilfe und Pflegeleistungen lasst sich zwar mit Bezug auf die korperbezogenen
MaBnahmen vornehmen, die Leistungen mit Bezug auf hauswirtschaftliche Bedarfe und weitere
Betreuungsleistungen bedurfen - abhdngig von der dahinterliegenden Zielformulierung - noch
einer abzustimmenden inhaltlichen Zuordnung zu den Assistenzleistungen bzw. zur Hilfe zur

Pflege.

Bei den vier teilnehmenden Leistungserbringern der aktuellen Projektphase handelt es sich
ausschlieBlich um besondere Wohnformen. Zum Personenkreis zdhlen erwachsene Menschen
sowohl mit einer psychischen und/oder geistiger Behinderung als auch mit einer komplexen
Mehrfachbehinderung und mit zum Teil stark herausfordernden Verhaltensweisen. Daneben
besteht bei einem GrofBteil der Menschen auch ein Bedarf an Pflegeleistungen. Im Januar 2020
konnten die Bedarfsermittlungen mit einem ersten Leistungserbringer abgeschlossen werden.
Hierzu wurden die individuellen Bedarfe einer kompletten Wohngruppe von neun Personen
mit einer geistigen und komplexen Mehrfachbehinderung mit dem BEI_NRW erhoben. Die
Bedarfsermittlung beinhaltete die Feststellung von Qualifizierter und Unterstitzender

Assistenz in Form von Einzelleistungen oder gemeinsamer Inanspruchnahme.

Alle leistungsberechtigten Personen der Wohngruppe verfligen Uber keine Lautsprache; bei
Einzelnen ist das Sprachvermégen auf Ein- bis Zweiwortsatze begrenzt. Auch mit Hilfe von
Unterstltzter Kommunikation war ein persdnliches Interview nicht durchfihrbar. Bei zwei
leistungsberechtigen Personen war es im Vorfeld der eigentlichen Bedarfsermittlung maoglich,
unter Verwendung Unterstitzter Kommunikation die ,Persdnliche Sicht” sowie die
.Personlichen Ziele” aus dem BEI_NRW durch den padagogischen Fachdienst des
Leistungserbringers zu erfassen. Somit erfolgten die Bedarfsermittlungen fast ausschlieBlich im

Dialog mit den Mitarbeiter*innen.

Dem Handbuch und Leitfaden zum Ausfillen des BEI_NRW folgend, wurden die ,Persénlichen
Ziele” von den Mitarbeiter*innen aus der Perspektive der leistungsberechtigten Personen
stellvertretend formuliert, sofern sich der Mensch weder mit Lautsprache noch mit Hilfe

Unterstltzter Kommunikation selbst dazu duBern konnte. Sie bilden die Grundlage fir die
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weitere Bedarfsermittlung und Zielplanung und stellen daher eine hohe fachliche
Herausforderung fir die Mitarbeiter*innen dar. Die lebensbereichsibergreifende ,Personliche
Sicht” dagegen wurde bei fehlendem Kommunikationsvermdgen nicht befillt, da sie das
subjektive Empfinden und die Sichtweise der leistungsberechtigten Personen abbilden soll und
dafir keine stellvertretenden AuBerungen gewiinscht sind. Die erhobenen Daten wurden
zeitgleich  im  Gesprach mit den MitarbeiterXinnen im BEI_NRW in PerSEH

(Datenerfassungsprogramm) aufgenommen.

Die Ziel- und Leistungsplanung im BEI_NRW schliet sich den Angaben aus der ,Erganzenden
Sicht” zu den jeweils relevanten Lebensbereichen an. Konkrete Handlungsziele kdnnen sich nur
aus denjenigen Lebensbereichen ableiten lassen, die zuvor in der ,Ergdnzenden Sicht” mit
Inhalt gefiillt wurden. Die Anzahl der Handlungsziele ist im BEI_NRW auf neun begrenzt. Das
heiBt, es kdnnen in einem Lebensbereich durchaus mehrere Handlungsziele vereinbart werden

und in einem anderen Lebensbereich kein Handlungsziel.

Die festgestellten individuellen Bedarfe wurden in den jeweiligen Vor-Ort-Terminen direkt im
BEI_NRW in PerSEH erfasst. Da das BEI_NRW in der jetzigen Fassung noch nicht dem neuen
Leistungssystem entspricht, musste bei der Verschriftichung und Verortung der
Assistenzleistungen innerhalb der Ziel- und Leistungsplanung in Teilen improvisiert werden.

Obwohl das BEI_NRW dem Vorganger IHP in seinem Charakter sehr &dhnelt, hatten die
Mitarbeiter*innen haufig wiederkehrende Fragen hinsichtlich des Befillens, so dass dies zum
Anlass genommen wurde, flr die projektteiinehmenden Leistungserbringer eine FAQ-Liste

zum BEI_NRW zu erstellen.

1.2.Modellhafte Bedarfsermittlung wahrend der Corona-Pandemie

Im Marz 2020 war die Fortfihrung der Bedarfsermittlungen mit einem weiteren
Leistungserbringer vorgesehen, einer besonderen Wohnform fiir Menschen mit einer geistigen
und Mehrfachbehinderung. Hierzu waren die Gesprachstermine zur Bedarfsermittlung bereits
terminiert. Durch die Verbreitung von COVID-19 konnten die Gesprache jedoch nicht mehr
durchgefiihrt werden. Verstandlicherweise waren die projektteilnehmenden Leistungserbringer

zunachst damit beschéftigt, den Arbeits- und Betreuungsalltag der neuen Realitdt anzupassen.
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Noch wahrend der akuten Phase der pandemiebedingten Einschrankungen wurden durch das
LVR-Teilprojekt TexLL Alternativen zur bisherigen Vorgehensweise in der Bedarfsermittiung
erarbeitet. Auch eine virtuelle Bedarfsermittlung via Videokonferenz wurde dabei in Betracht

gezogen.

Daher wurde folgende Ubergangslésung vereinbart: Im Vorfeld der Bedarfsermittlung sollte
der Leistungserbringer - nach Mdglichkeit gemeinsam mit der leistungsberechtigten Person -
sowohl die ,Personliche Sicht” als auch die ,Personlichen Ziele” im Gesprachsleitfaden des
BEI_NRW befllen. Dafir wurde der Gesprachsleitfaden in ein ausfillbares Word-Dokument
umgewandelt und dem Leistungserbringer als Datei zur Verfligung gestellt. Als
Arbeitserleichterung wurde zum Gesprachsleitfaden BEI_NRW eine Ausfillhilfe erstellt. Nach
Ricklauf, Sichtung und Auswertung des ausgefiillten Gesprachsleitfadens sollte dann
gemeinsam mit dem Leistungserbringer und der leistungsberechtigten Person in einem
personlichen Kontakt oder Uber Videokonferenz die Ziel- und Leistungsplanung vorgenommen
werden. Mit Abschluss der Bedarfsermittlungen wurden samtliche Angaben aus den

vorliegenden Dokumenten in das BEI_NRW in PerSEH Ubertragen.

Die Bedarfsermittlungen wurden nach dieser Vorgehensweise mit dem Leistungserbringer im
Juni 2020 wiederaufgenommen. Bei dem dortigen Personenkreis handelt es sich um Menschen
mit einer ausgepragten Autismus-Spektrums-Storung in Verbindung mit erheblichen
herausfordernden Verhaltensweisen. Alle leistungsberechtigten Personen sind nicht der
Lautsprache fahig; auch mit Unterstitzter Kommunikation ist eine Verstandigung nicht
moglich. Daher erfolgte die Bedarfsermittlung ausschlieBlich in Zusammenarbeit mit den

Mitarbeiter*innen der jeweiligen Wohngruppen.

Die insgesamt 16 leistungsberechtigten Personen leben halftig auf zwei Wohngruppen verteilt.
Die Auspragungen der Autismus-Spektrums-Stérung und die damit verbundenen
Auswirkungen der Beeintrachtigungen sind bei allen dort lebenden Menschen ahnlich. Es
wurde vereinbart, mit drei reprasentativen leistungsberechtigten Personen aus jeder

Wohngruppe die Bedarfsermittlungen durchzufihren.

Aufgrund der auBerordentlichen pandemiebedingten Arbeitsbelastungen und der erhdhten

Anstrengungen zur Sicherstellung der Betreuungssituation standen fiir eine héhere Anzahl von
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Bedarfsermittlungen  nicht genligend Personal- und Zeitressourcen seitens des
Leistungserbringers zur Verfigung. Durch die schrittweisen Lockerungen in der Corona-Krise
war es nach Auswertung der vorliegenden Dokumente mdglich, im Juni 2020 die Ziel- und
Leistungsplanung gemeinsam mit den Mitarbeiter*innen in Vor-Ort-Terminen durchzufiihren.
Eventuelle Erganzungen zu den durchgefiihrten Bedarfsermittlungen konnten im Juli 2020

abgeschlossen werden.

Die Bedarfsermittlungen mit den ausgewdhlten leistungsberechtigten Personen mit einem
weiteren Leistungserbringer konnten im September 2020 abgeschlossen werden. Fir Januar
2021 waren die letzten Bedarfsermittlungsgesprache der ausgewahlten leistungsberechtigten
Personen des vierten Leistungserbringers anberaumt, aufgrund des erneuten Lockdowns

fanden diese nicht statt..

1.3.Erkenntnisse aus der Zusammenarbeit mit den Leistungserbringern und

den Bedarfsermittlungen

Wie auch schon in der Pilotphase hatten die projektteiinehmenden Leistungserbringer
wahrend der gesamten Zeit der Bedarfsermittlungen einen hohen Bedarf an Informations- und
Aufklarungsinput. Es hat sich erneut bestatigt, dass ein kontinuierlicher, intensiver und offener
Austausch mit den Leistungserbringern die Basis flr eine vertrauensvolle und kooperative
Zusammenarbeit darstellt. Auf diese Weise ist es gelungen, Angsten und Unsicherheiten bei
den Mitarbeiter*innen im Umgang mit dem neuen Leistungssystem entgegenzuwirken.
Hospitationen in den jeweiligen Wohngruppen haben es den padagogischen
Mitarbeiter*innen wiederum erleichtert, Einblicke in den bisherigen Betreuungs- und
Lebensalltag der leistungsberechtigten Personen zu erhalten und eine Vorstellung von der

Arbeitssituation der Mitarbeiter*innen zu bekommen.

In den Kontakten zeigte sich haufig, dass bei den projektteilnehmenden Leistungserbringern,
auf allen Ebenen der Mitarbeiter*innen, eine Wissensvertiefung in das BTHG als auch in den
Landesrahmenvertrag NRW erforderlich ist, um den Zugang zum neuen Leistungssystem zu
erleichtern. Bei den bisher durchgefiihrten Bedarfsermittlungen entsteht der Eindruck, dass es

insbesondere flr langjahrige Mitarbeiter*innen eine Herausforderung darstellt, den
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Paradigmenwechsel zu verinnerlichen und umzusetzen. Hier ist zum Teil noch eine
Leinrichtungssozialisierte” Haltung zu beobachten. Es besteht haufig noch die vorherrschende
Denkweise, das ,alte System” in das neue zu Ubertragen. So war es in den
Bedarfsermittlungsgesprachen regelmaBig erforderlich, den Fokus zurlick auf das neue
Leistungssystem zu lenken. Dies offenbarte sich auch bei der Formulierung von
Handlungszielen anhand der S.M.AR.T.-Kriterien und den dazugehérigen MaBnahmen-
beschreibungen. Auch die Bestimmung von Zeitansatzen zu den personenzentrierten

Assistenzleistungen stellte die Mitarbeiter*innen teilweise vor eine Herausforderung.

Die Anforderungen an die Bedarfsermittlung, sich an der Internationalen Klassifikation der
Funktionsfahigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) in Verbindung mit dem bio-psycho-
sozialen Modell zu orientieren, sind den Mitarbeiter*Innen grundsétzlich bekannt. Der Transfer
in die praktische Arbeit bedarf vertiefender Wissensaneignung und gelebter Ubung. Die
bisherigen Erfahrungen aus den durchgefiihrten Bedarfsermittlungen haben gezeigt, dass nicht
die Quantitat der Interviews innerhalb einer Wohngruppe fir den Erkenntnisgewinn
entscheidend ist. Wesentlich bedeutsamer erscheint das erfolgreiche Gelingen einer
Bewusstseinsanderung fir den Perspektivwechsel vom einrichtungsbezogen Denken hin zur
personenzentrierten Leistungserbringung. Dazu bedarf es der kontinuierlichen Kommunikation
mit den Leistungserbringern und der dazugehdérigen Prozessbegleitung. Festgehalten werden
kann, je hoher der Wissensstand der beteiligten Akteure ist, umso passgenauer und

individueller kann die personenzentriete Leistungserbringung umgesetzt werden.

2. Erprobung des neuen Leistungssystems - kontextbezogene
Unterstiitzungsstandards

2.1.Neues Fachkonzept

Im Landesrahmenvertrag NRW gemaB § 131 SGB IX spielt das Fachkonzept eine zentralere
Rolle als im vorherigen Rahmenvertrag. Allein in den Teilen A und B wird es neunmal als

Grundlage  zur  Vereinbarung samtlicher Leistungen und  Bestandteil der
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Leistungsvereinbarungen  genannt? In den Rahmenleistungsbeschreibungen fiir die
Fachmodule Wohnen und Tagesstruktur sowie fir das Organisationsmodul richten sich Art,
Inhalt und Umfang der Leistungen nach dem zwischen dem Leistungserbringer und dem Trager

der Eingliederungshilfe abgestimmten Fachkonzept.

Im Wesentlichen geht es darum, dass die neue Palette der Leistungen starker als bisher an den
personenzentrierten Bedarfen ausgerichtet werden kann und so die Leistungen gezielter und
modularer erbracht werden kdnnen.

Im Landesrahmenvertrag NRW Teil A 3.1 wird fir den erstmaligen Abschluss einer
Leistungsvereinbarung die Anforderung an den Leistungserbringer formuliert, sein Leistungs -
angebot unter Bezugnahme auf die hierfir vorgesehene Rahmenleistungsbeschreibung in

einem Fachkonzept darzustellen.

Den ,alten” Fachkonzepten fehlt selbstverstandlich diese Bezugnahme zum neuen
Leistungssystem und damit wirde einer neuen Leistungsvereinbarung auf der Basis eines
Lalten” Fachkonzeptes der Zusammenhang fehlen. Die Grundsatze und MaBstdbe der Qualitat
gemal Landesrahmenvertrag NRW Teil A 7.2 waren so nicht erfillbar. Deshalb wurden die am
Projekt teilnehmenden Leistungserbringer gebeten, zur modellhaften Erprobung des neuen
Leistungs- und Finanzierungssystems, ein neues Fachkonzept auf der Grundlage der

Rahmenleistungsbeschreibungen im neuen Landesrahmenvertrag NRW zu erstellen.

2.2.Welche Anforderungen soll ein neues Fachkonzept erfiillen?

Ein wesentlicher Unterschied zwischen den bisherigen Anforderungen an die Konzepte der
Einrichtungen und den Anforderungen an die neuen Fachkonzepte ergibt sich aus der
bisherigen Unterscheidung zwischen stationdrer und ambulanter Betreuung, die im neuen
Landesrahmenvertrag NRW nicht mehr besteht. Im neuen Landesrahmenvertrag NRW wird von
einem Leistungssystem ausgegangen, das personenzentrierte Leistungen ebenso sichert wie
kontextbezogene  Unterstiitzungsstandards, die unabhdngig von der konkreten
Inanspruchnahme jeder leistungsberechtigten Person im jeweiligen Einzugsbereich zur

Verfiigung stehen (vgl. Landesrahmenvertrag NRW Teil B 4.1 Grundsatze Abs. 4).

2 Das Fachkonzept wird im Landesrahmenvertrag als Grundlage erwahnt in: Teil A 3.1; 3.4 (3); 4.6.1 (4); 7.2 (1) dort zweimal; 7.2.1;
7.2.2 (1); Teil B 4.1 (4); 4.4 (1); Anlage A. 5.3 Nr. 5 dort zweimal; Anlage A. 5.4 Nr. 6, Anlage A. 5.7 und mehrmals in der Anlage H.
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Seit dem 01.01.2020 verandern sich durch die Trennung der existenzsichernden Leistungen
und der Fachleistungen die Rahmenbedingungen fir das Verhdltnis zwischen
Leistungserbringern und leistungsberechtigten Personen in besonderen Wohnformen (bisher
stationdren Wohneinrichtungen). Die verschiedenen Rollen gegeniber den leistungs-
berechtigten Personen in besonderen Wohnformen als Vermieter*in, Dienstleister*in fir
Verpflegung und Hauswirtschaft, sowie als Fachdienst flir personenzentrierte Leistungen und
kontextbezogene  Unterstlitzungsstandards  bedirfen  einer  Neuausrichtung der
Leistungserbringer. Neue Anforderungen werden auch mit dem neuen Assistenzbegriff
deutlich, der im Sinne der Gesetzesbegriindung zum § 78 SGB IX mit einer veranderten Haltung

verbunden ist:

.Der Begriff der Assistenz bringt in Abgrenzung zu férderzentrierten Ansdtzen der Betreuung, die
ein Uber-/Unterordnungsverhdiltnis zwischen Leistungserbringern und leistungsberechtigten
Personen bergen, auch ein verdindertes Verstidndnis von professioneller Hilfe zum Ausdruck. Die
leistungsberechtigten Personen sollen dabei unterstiitzt werden, ihren Alltag selbstbestimmt zu
gestalten. Vor diesem Hintergrund wird konsequenterweise auch die Beziehungsgestaltung
zwischen leistungsberechtigten Personen und Leistungserbringern neu bestimmt.” (Amtliche

Begriindung zu $§ 78 Assistenzleistungen SGB IX, BT-Drs. 18/9522 S. 261)

Die Orientierungshilfe der BAGUS zur Sozialen Teilhabe (Januar 2021 S. 2) gibt im

Zusammenhang mit den Leistungen zur Sozialen Teilhabe folgenden Hinweis:

.Durch die gednderte Struktur des Gesetzes und neue unbestimmte Rechtsbegriffe kénnte der
Eindruck entstehen, dass neue Leistungen normiert werden. Es handelt sich jedoch ausweislich
der Gesetzesbegriindung im Wesentlichen um eine Prézisierung bzw. Konkretisierung von
Formulierungen zu Leistungen, die bereits im SGB XlII zu finden waren. Eine Leistungsausweitung
ist hiermit nicht verbunden. Es wird ein besonderes Augenmerk auf die Ausgestaltung dieser
Leistungen gelegt, um im Sinne der Personenzentrierung Bedarfe von Menschen mit Behinderung

umfassend und ausdifferenziert decken zu kénnen.”

Im LVR-Teilprojekt TexLL wurde die Frage untersucht, ob alle Arten an Assistenzleistungen, die
im Rahmen der MaBnahmenpauschale fir leistungsberechtigte Personen in stationaren

Einrichtungen nach dem bis zum 31.12.2019 geltenden Recht erbracht wurden, durch die in §
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78 Abs.1 SGB IX beschriebenen Leistungen abgedeckt werden kénnen. Dazu wurden die
folgenden Inhalte der Leistungstypenbeschreibungen mit den in § 78 Abs. 1 SGB IX

beschriebenen Leistungen verglichen:

e allgemeine Erledigungen des Alltags wie die Haushaltsfiihrung,
e die Gestaltung sozialer Beziehungen,

e die personliche Lebensplanung,

e die Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben,

e die Freizeitgestaltung einschlieBlich sportlicher Aktivitaten,

e die Sicherstellung der Wirksamkeit der arztlichen und arztlich verordneten Leistungen.

Im Ergebnis kénnen alle bisherigen Leistungen — wie in den Leistungstypenbeschreibungen LT
9 — LT 18 aufgefuhrt — Uber die in § 78 Abs.1 SGB IX beschriebenen Leistungen abgedeckt
werden. Neue Fachkonzepte mussen demnach nicht von neuen Leistungen ausgehen. Vielmehr
geht es um eine Veranderung der Ausgestaltung dieser Leistungen. Mit dem SGB IX ab 2020
und dem neuen Landesrahmenvertrag NRW bestehen also neue Pramissen fir das
Leistungsgeschehen in besonderen Wohnformen und damit neue Anforderungen an die
Fachkonzepte fir diese Leistungen. Diese Anforderungen bestehen in einer Neuausrichtung
der Leistungserbringer in Bezug auf ihr Selbstverstandnis, ihr Verhaltnis zu den
leistungsberechtigten Personen, ihre fachlichen Ansatze sowie die Ausgestaltung ihrer
Leistungen. Um diese Anforderungen zu erflllen, muss ein neues Fachkonzept auf die
geanderten Rahmenbedingungen eingehen und sich auf das neue Leistungssystem im

Landesrahmenvertrag NRW beziehen.

Die folgende Abbildung zeigt schematisch die Phasen der Umstellung bis zum neuen

Leistungs- und Finanzierungssystem:
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Abbildung 1: Phasen der Umstellung bis zum neuen Leistungs- und Finanzierungssystem

Zur Unterstitzung der Leistungserbringer wurde im LVR-Teilprojekt TexLL ein Papier mit den
konkreten Anforderungen an das Fachkonzept erarbeitet. Dazu wurden die entsprechenden
Regelungen im neuen Landesrahmenvertrag NRW ausgewertet und in Mustergliederungen zur
Darstellung

e des Leistungserbringers und seiner Organisations- und Leitungsstruktur,

e der stundenbasierten Assistenzleistungen,

e der kontextbezogenen Leistungen im Fachmodul Wohnen,

e der kontextbezogenen Leistungen im Fachmodul Tagesstruktur und Schulungen

Ubertragen. Die Anforderungen ergeben sich im Wesentlichen aus den Grundsatzen und
MaBstdben der Qualitat, die im Landesrahmenvertrag NRW Teil A unter 7.2 aufgefiihrt werden.
Weitere Kriterien ergeben sich aus den jeweiligen Rahmenleistungsbeschreibungen. Dieser fir
die Arbeit im LVR-Teilprojekt TexLL erstellte Arbeitsentwurf wurde durch den LVR in die AG
Soziale Teilhabe der Gemeinsamen Kommission eingebracht. Das zwischenzeitlich
verabschiedete Papier ,Anforderungen an das Fachkonzept” stellt eine reduzierte
Zusammenfassung des urspriinglichen Arbeitspapiers aus dem Projekt dar. Das LVR-Teilprojekt
TexLL hat klarstellend darauf hingewiesen, dass in dem Arbeitsentwurf nur verhandelte
Anforderungen aus dem Landesrahmenvertrag NRW und keine darlberhinausgehenden

Anforderungen formuliert wurden.

2.3.Erfillen die Fachkonzeptentwiirfe der Leistungserbringer im

Modellprojekt die Anforderungen?

Das Papier ,Anforderungen an das Fachkonzept” wurde den Leistungserbringern zu Beginn der
aktuellen Projektphase zur Verfligung gestellt, sodass die Anforderung bei der Erarbeitung der
neuen Fachkonzepte berlcksichtigt werden konnten. Die Leistungserbringer wurden zunachst
aufgefordert, einen Fachkonzeptentwurf fir das neue Leistungssystem zu erstellen. Von den
vier Leistungserbringern, die an dieser Projektphase teilnehmen, haben drei Leistungserbringer
die Entwirfe ihrer neuen Fachkonzepte vorgelegt. Bedingt durch den spateren Einstieg des

vierten Leistungserbringers wurde auf eine Vorlage verzichtet.
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In den vorliegenden Entwirfen der Fachkonzepte ist eine Neuausrichtung der
Leistungserbringer auf das neue Leistungssystem ansatzweise zu erkennen. Es wird
Uberwiegend das bisherige Leistungsgeschehen beschrieben. Die Organisation der Leistung
orientiert sich dabei am Schichtbetrieb. Begriffe wie ,Unterstlitzende Assistenz ,oder
.Qualifizierte Assistenz” werden noch nicht im Sinne der neuen Rahmenleistungs-
beschreibungen genutzt. Teilweise werden eigene Begrifflichkeiten eingefiihrt, die auf
Missverstandnisse im Zusammenhang mit dem neuen Leistungssystem hinweisen wie z B.:

,Grundleistungen”.

Das Fachmodul Wohnen mit seinen Leistungskomponenten wird nur in einem Konzeptentwurf
konkreter beschrieben. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der Tages- und der Nachtprasenz. Die
Gemeinsamen Assistenzleistungen zur Lebensweltgestaltung und Gemeinschaftsférderung

werden nicht differenziert beschrieben.

Zur Funktion einer beratenden Pflegefachkraft werden allgemeine Aussagen getroffen. Der
Aufgabenbereich einer beratenden Pflegefachkraft wird in keinem der Konzeptentwirfe
differenziert dargestellt. Drei Leistungserbringer halten eigenes Personal unter Verantwortung
einer Pflegefachkraft vor. Ein Leistungserbringer arbeitet mit einem externen Pflegedienst

Zzusammen.

Insgesamt wird das Thema Pflege in den Konzeptentwirfen knapp abgehandelt, auch wenn es
um Personenkreise geht, die Uberwiegend in die Pflegegrade 3 - 5 eingestuft wurden. Dabei
wird der entsprechende Bedarf in den Beschreibungen der Zielgruppen in den
Konzeptentwirfen deutlich. Eigene Pflegekonzepte der Leitstungserbringer fir die untersuchte

besondere Wohnform gab es nicht.

Das Problem bei der Darstellung des Themas Pflege scheint darin zu bestehen, dass in der
Praxis keine inhaltliche, zeitliche, situative und personelle Trennung zwischen der

Assistenzleistung im Rahmen der Eingliederungshilfe und den Pflegeleistungen besteht.

In einem Expert*inneninterview mit einer verantwortlichen Pflegefachkraft wurde deutlich, dass

das Thema Pflege in der Praxis sehr wohl einen entsprechenden Raum einnimmt. Im Interview
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hat die verantwortliche Pflegefachkraft anhand von Beispielen aus der Pflegeplanung erlautert,
dass die Planung der PflegemaBnahmen ein ganzheitliches Bild ergeben soll und sich daher

nicht auf die korperbezogenen PflegemaBnahmen beschrankt.

Die Inhalte der Leistungsplanung werden deshalb auch in die MaBnahmenplanung der Pflege
Ubernommen, da so eine einheitliche Umsetzung von MaBnahmen mdglich sei und die
handelnden Personen beide Leistungsbereiche abdecken konnten. Die Ausfihrung der
PflegemaBnahmen wiirde von den gleichen Personen durchgefiihrt, die die MaBnahmen aus

dem IHP umsetzen.

Auch die Funktion der verantwortlichen Pflegefachkraft hatte im Gesprach ein deutliches Profil.
Sie erstellt die MaBnahmenplanungen fir die PflegemaBBnahmen und Uberpriift im Rahmen
von Pflegevisiten, ob die MaBnahmen angepasst werden mussen. Sie ist flr die Schulung der
Mitarbeitenden und die Evaluation der PflegemaBnahmen verantwortlich. Die Ergebnisse des
Interviews weisen darauf hin, dass es teilweise um ein Problem bei der Darstellung des Themas

Pflege im Fachkonzept geht.

Das Thema ,personenunabhdngige Sozialraumarbeit” wird als Leistungskomponente im
Rahmen des Fachmoduls Wohnen praktisch nicht dargestellt. Es wird deutlich, dass die
Leistungserbringer hier auf eine Konkretisierung der gemeinsamen Kommission angewiesen

sind, um die bestehenden Unklarheiten zu beseitigen.

2.4.Wie wird das Fachmodul Wohnen aus dem Fachkonzept abgeleitet?

Das Fachmodul Wohnen bildet die kontextbezogenen Aspekte des Leistungsgeschehens
bezogen auf die jeweilige Leistungssituation ab. Es beschreibt die Leistungen, die allen
leistungsberechtigten Personen zur Verfligung stehen, die das jeweilige Leistungsangebot

nutzen (vgl. Landesrahmenvertrag NRW Anlage H).

Die personelle Ausstattung (Umfang und Qualifikation) des Fachmoduls Wohnen, die auf der
Grundlage des Fachkonzepts vereinbart wird, richtet sich nach den Erfordernissen an die
kontextbezogenen  Leistungen, die im  Fachkonzept dargestellt werden  (vgl.

Landesrahmenvertrag 4.6.1.— Personalaufwand- Absatz 4).
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Art und Inhalt der Leistungen im Fachmodul Wohnen richten sich nach dem vereinbarten
Fachkonzept. Die je nach Kontext erforderlichen Komponenten missen fachlich differenziert

dargestellt werden, um daraus eine personelle Ausstattung begrinden zu kénnen.

Um die Leistungskomponenten des Fachmoduls Wohnen aus den Fachkonzeptentwiirfen
ableiten zu kdnnen, hat das LVR-Teilprojekt TexLL das Instrument ,Auswertung Fachkonzept”

entwickelt.

Die Anwendung des Instrumentes wurde mit dem zuerst eingegangenen Fachkonzeptentwurf
getestet. Dabei wurde deutlich, dass auf diesem Weg mit relativ hohem Aufwand ein
verhaltnismaBig geringer  Erkenntnisgewinn  erzielt ~wurde. Die Auswertung der
Fachkonzeptentwirfe  fihrte so nicht zur Identifikation  finanzierungsrelevanter
Leistungskomponenten des Fachmoduls Wohnen. Daher wurde erganzend das Formular
,Leistungsbeschreibung Fachmodul Wohnen” entwickelt und mit einem Leistungserbringer

getestet.

In dem Formular werden die Leistungserbringer nach einer einfiihrenden Erlduterung zu Sinn
und Zweck sowie der Anwendung des Formulars gebeten, zu jeder Leistungskomponente des

Fachmoduls Wohnen folgende Angaben zu machen:

- Bitte begriinden Sie die Erforderlichkeit der Leistungen.
- Bitte begriinden Sie die erforderliche Qualifikation des Personals.
- Stellen Sie bitte die Grundlagen der Kalkulation der Personalmenge auf der Basis der

erforderlichen Wochenstunden dar.

Zudem wird nach dem vorgesehenen Stellenanteil je Qualifikation gefragt. Drei
Leistungserbringer haben das Formular Leistungsbeschreibung ausgeflllt. Das Ergebnis der
Auswertung erfolgte in Videokonferenzen mit den Leistungserbringern. Dabei zeigte sich, dass
es weiterhin erheblichen Klarungsbedarf gab, ein gemeinsames Verstandnis von den Inhalten
der einzelnen Leistungskomponenten herzustellen. Besonders deutlich wurde dies bei den
Leistungen zur Erreichbarkeit, aber auch bei den Gemeinsamen Assistenzleistungen zur

Lebensweltgestaltung und Gemeinschaftsforderung.

Den Leistungserbringern war es nur schwer moglich, ihre dargelegten Leistungen den

Leistungskomponenten zuzuordnen und mit konkreten Stellenanteilen zu versehen.
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Es wurde deutlich, dass das Instrument insgesamt sehr hilfreich sein kann, um die Inhalte des
Fachmoduls Wohnen fiir einen konkreten Kontext zu ermitteln. Allerdings missen die
Vorgaben im Formular noch klarer strukturiert werden, damit die Leistungserbringer das

Formular sinnvoll und zielfihrend bearbeiten kénnen.

2.5.Erkenntnisse aus der Zusammenarbeit mit den Leistungserbringern

Eine Problematik besteht darin, dass im Landesrahmenvertrag NRW widersprichliche
Aussagen zum Verhaltnis der Leistungskomponenten gemacht werden. Beispielhaft werden
hier drei Textstellen aus dem Landesrahmenvertrag zitiert, die unterschiedlich verstanden

werden kdénnen:

e Leistungsberechtigte Personen kdénnen unabhdngig von der Wohnform Qualifizierte
Assistenz und Unterstiitzende Assistenz (mit oder ohne pflegerischem Charakter) in
Anspruch nehmen. Ergdnzt werden diese Leistungen durch ein Organisationsmodul und

im Bedarfsfall durch das Fachmodul Wohnen." Teil B Kap. 4 Nr. 4.1 Abs. 4 (S. 31)

e Leistungsberechtigte Personen, die in besonderen Wohnformen leben, erhalten Assistenz
innerhalb des Wohnkontextes in der Regel gemeinsam (Fachmodul Wohnen)." Anlage

5.1. Rahmenleistungsbeschreibung Unterstitzende Assistenz Nr. 5 (S. 61)

e Mit dem Element ,Gemeinsame Assistenzleistungen zur Lebensweltgestaltung und
Gemeinschaftsforderung in Gemeinschaftswohnformen” werden ,gruppenbezogene
Leistungen definiert, die die notwendige Alltagsassistenz sicherstellen. Durch die
entsprechende Ausstattung mit Fachkrdften und Nicht-Fachkrdften wird der notwendige
Unterstiitzungsbedarf fiir alle im jeweiligen Wohnsetting lebenden Personen vereinbart.
Das bedeutet, dass im Einzelfall ergéinzende Assistenzleistungen erforderlich sein kénnen,
wenn die Ausstattung und Struktur eine Bedarfsdeckung nicht vollstindig erméglicht.”

Anlage H Nr. 1 zu d) Fachmodul Wohnen (S. 123)

So bestehen Missverstandnisse und Beflirchtungen bei den Leistungserbringern, dass
samtliche von ihnen bisher erbrachten Leistungen zukinftig nicht ausreichend finanziell
berticksichtigt werden. Daher ist es wichtig, ein gemeinsames Verstandnis Uber das neue

Leistungs- und Finanzierungssystem zu gewinnen.
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Die Anforderungen an ein neues Fachkonzept im Sinne einer Neuausrichtung kdnnen teilweise
durch das Fehlen einer gleichsinnigen Auslegung des Landesrahmenvertrages NRW nicht
erfillt werden. Demzufolge haben die Leistungserbringer Schwierigkeiten, im neuen
Fachkonzept auf die gednderten Rahmenbedingungen einzugehen und sich auf das neue

Leistungssystem zu beziehen.

Im Rahmen der Erprobung verschiedener Instrumente konnte festgestellt werden, dass sich die
Fachmodule nur mit hohem Aufwand aus den neuen Fachkonzeptentwdiirfen ableiten lassen.
Festgehalten werden kann, dass es derzeit bei allen Beteiligten noch zu viele Unklarheiten vor

allem im Hinblick auf die einzelnen Leistungskomponenten der Fachmodule gibt.

3. Auswertung der Leistungsbeschreibungen zur Darstellung des

Fachmoduls Wohnen

Im Folgenden werden die Erkenntnisse und Fragestellungen aus den Leistungsbeschreibungen

— bezogen auf die Leistungen im Fachmodule Wohnen — dargestellt.

3.1.Leistungen zur Erreichbarkeit

a. Begriindung zur Erforderlichkeit der Leistungen:
In den Leistungsbeschreibungen wird von den Leistungserbringern dargelegt, dass es (Krisen)-
Situationen gibt, die nur durch mehrere Personen bewaltigt werden kdnnen — z.B. wenn eine
leistungsberechtigte Person ins Krankenhaus begleitet werden muss, oder vor Ort mehrere
leistungsberechtigte Personen akute Bedarfe haben, die unmittelbare Leistungen erfordern.
Solche Situationen kdnnen prinzipiell in jeder Besonderen Wohnform vorkommen, sodass der
Sachverhalt auf alle Leistungserbringer zutrifft. Dies war allerdings in der Vergangenheit auch
schon der Fall. Im Rahmen des LVR-Teilprojektes TexLL werden keine Vorhalteleistungen fir

diesen Aspekt berlicksichtigt.

Mehrere Leistungserbringer fiihren an dieser Stelle die Erreichbarkeit der Einrichtungsleitung
oder der Bereichsleitung an, die z.B. zur Unterstitzung bei Polizei-, Rettungsdienst-,

Feuerwehreinsdtzen angerufen werden kann. Diese Leitungsaufgaben werden U{ber den
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Leitungsschlissel im Organisationsmodul abgebildet und nicht im Fachmodul Wohnen

berticksichtigt.

b. Begriindung der erforderlichen Qualifikation des Personals:
Teilweise sehen die Leistungserbringer hier die Erforderlichkeit einer Fachkraft mit
Hochschulabschluss, da in Krisensituationen besondere fachliche Kompetenzen erforderlich
sein konnen. Das LVR-Teilprojekt TexLL geht davon aus, dass grundsatzlich eine Fachkraft mit

Berufsabschluss in der Lage sein muss, in Krisensituation angemessen zu handeln.

¢. Grundlagen der Kalkulation der Personalmenge
Zur Kalkulation einer Rufbereitschaft (die Mitarbeiter*innen halten sich nicht vor Ort auf, sind
aber erreichbar und einsatzbereit) geht das LVR-Teilprojekt TexLL von 12,5% der
Bereitschaftszeit als Ansatz zur Ermittlung der Vollzeitstellendquivalente (VZA) aus. Mégliche
Einsatzzeiten sind damit abgegolten. Zur Kalkulation einer Bereitschaft (die Mitarbeiter*innen
halten sich vor Ort im Bereitschaftszimmer auf und sind bei Bedarf prasent) geht das LVR-
Teilprojekt TexLL von 25% der Bereitschaftszeit als Ansatz zur Ermittlung der

Vollzeitstellendquivalente (VZA) aus. Mégliche Einsatzzeiten sind damit abgegolten.

3.2.Prasenzleistungen bei Tag

a. Begriindung zur Erforderlichkeit der Leistungen:
In den Besonderen Wohnformen, die im LVR-Teilprojekt TexLL das neue Leistungssystem
erproben, ergibt sich die Erforderlichkeit der Prasenz einer Fachkraft rund um die Uhr schon
aus den Anforderungen der WTG-Behdrde - also zur Erfillung der gesetzlichen
Anforderungen. Die Leistungserbringer stellen die Erforderlichkeit der Prasenz zudem in den
Leistungsbeschreibungen anhand der Bedarfe und  Beeintrachtigungen der
leistungsberechtigten Personen nachvollziehbar dar. Zur Begriindung der Erforderlichkeit einer

Prasenz werden folgende Beeintrachtigungen des zu betreuenden Personenkreises genannt:

Beeintrachtigung
- durch Selbstgefdhrdung (z.B. durch Sturzgefahr, Anfallsbereitschaft, Aspirationsrisiko,
Infektionsgefahr, Autoaggression) und/ oder Fremdgefdhrdung,
- durch Weg-/ Hinlauftendenzen,
- der Wahrnehmungen und der Orientierung,

- des formalen und inhaltlichen Denkens,
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- des Antriebs und der Stimmung,

- der Kontaktfdhigkeit,

- der Entscheidungsfdhigkeit,

- der Impulskontrolle,

- die Abldufe in der Umwelt verstehen zu kénnen,

- der Fdhigkeit situativ handeln zu kdnnen (unvollkommene Handlungsschemata, fehlender
Anfangsimpuls um Handlungen zu beginnen / fortzufiihren),

- der Fdhigkeit zielgerichtete Handlungsabldufe zu koordinieren,

- der Féhigkeit Bediirfnisse wahrnehmen und mitteilen zu kénnen,

- der Fdhigkeit Schmerzen lokalisieren und mitteilen zu kénnen,

- der Fdhigkeit hygienische Notwendigkeiten erkennen zu kénnen.

Die leistungsberechtigten Personen in den vorliegenden Beispielen sind Uberwiegend von
einer Vielzahl dieser Beeintrachtigungen betroffen. Das hat zur Folge, dass Prasenzleistungen

durchgehend erforderlich sind.

Wie aus den Leistungsbeschreibungen zu erkennen ist, kann es durch die genannten
Beeintrachtigungen schwierig sein, Aktivitdten im Vorfeld zu planen. Je nach Konstellation
muss situativ bewertet werden, ob und welche leistungsberechtigten Personen an
gemeinschaftlichen Aktivitaten teilnehmen konnen. Die Planbarkeit von Leistungen ist nur sehr

begrenzt moglich. Das gilt auch fur die Planung individueller Assistenzleistungen.

b. Begriindung der erforderlichen Qualifikation des Personals:

Die Begrindungen der Leistungserbringer zur erforderlichen Qualifikation im Bereich der
Prasenzleistungen sind unterschiedlich. Teilweise wird ein Anteil an Fachkraften mit
Hochschulabschluss geltend gemacht, da bestimmte fachliche Kompetenzen notwendig seien.
Die Beschreibung dieser Kompetenzen vermittelt zwar nachvollziehbar, dass Fachwissen und
Methodenkompetenz einer Fachkraft im Rahmen der Aufgaben der Prasenz erforderlich sind,
begriindet aber nicht die Erforderlichkeit einer Fachkraft mit Hochschulabschluss.

Nach Einschatzung im LVR-Teilprojekt TexLL k&nnen die in den Leistungsbeschreibungen
dargestellten Aufgaben im Rahmen der Prasenz am Tag von Fachkraften mit Berufsabschluss

erbracht werden.
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¢. Grundlagen der Kalkulation der Personalmenge
Zur Kalkulation der VZA fiir die Prasenzleistungen am Tag geht das LVR-Teilprojekt TexLL
grundsatzlich vom Zeitrahmen zwischen 6.00 Uhr morgens bis 22.00 abends aus. Dies gilt auch
fur Leistungen, die von Mitarbeiter*innen erbracht werden, die den Nachtdienst geleistet
haben und im Anschluss ab 6.00 Uhr morgens noch im Einsatz sind. Wenn z.B. eine Nachtwache
von 22.00 Uhr abends bis 8.00 Uhr morgen dauert, wird der Zeitraum vom 6.00 -8.00 Uhr als

Prasenz am Tag bewertet.

Aus den Fachkonzepten und Leistungsbeschreibungen ist nicht zu ermitteln, in welchem
Umfang das Personal im Prasenzdienst am Tag auch Pflegeleistungen am Morgen und am
Abend und Leistungen im Bereich der gemeinsamen Assistenzleistungen  zur
Lebensweltgestaltung und Gemeinschaftsforderung Ubernimmt. Es wird aber deutlich, dass die
in den Leistungsbeschreibungen  dargestellten  kalkulatorischen  Ansdtze fur die
Personalausstattung im Prasenzdienst am Tag von der bisherigen Organisation der Leistungen
ausgehen und z.T. die Pflegeleistungen Uber den Prasenzdienst am Tag und in der Nacht

abgedeckt werden.

Zitat aus einer Leistungsbeschreibung: ,Am Morgen unterstiitzt die Nachtwache ebenfalls
wdhrend der Pflegesituation, um den Leistungsberechtigten fiir den Werkstattbesuch

vorzubereiten.”

Daran zeigt sich die Schwierigkeit, die bisherige Organisation der Leistungen in das neue
Leistungssystem zu Ubertragen. Es wird deutlich, dass die Pflegeleistungen und die
Betreuungsleistungen  der Eingliederungshilfe in der alltdglichen Praxis in einen
Leistungsprozess integriert sind und id.R. in Personalunion erbracht werden. Der
Personalaufwand fir die Pflegeleistung ist, wenn Uberhaupt nur schwer vom Personalaufwand

fur die Prasenzleistungen am Tag abzugrenzen.

3.3.Prasenz- und Bereitschaftsleistungen in der Nacht (Nachtwache /

Nachtbereitschaft)

a. Begriindung zur Erforderlichkeit der Leistungen:
Bei allen Besonderen Wohnformen, die im LVR-Teilprojekt TexLL das neue Leistungssystem
erproben, ist eine Prasenz in der Nacht oder einer Nachtbereitschaft zur Erflllung der

gesetzlichen Anforderungen notwendig und entspricht den Bedarfen und Beeintrachtigungen
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der leistungsberechtigten Personen. Die inhaltlichen Begriindungen fir die Erforderlichkeit
einer Prasenz und / oder einer Nachtbereitschaft entsprechen weitgehend den Begriindungen

fur die Prasenz am Tag.

b. Begriindung der erforderlichen Qualifikation des Personals
Die Anforderungen an die Qualifikation der Prasenz in der Nacht stimmen weitgehend mit den
Anforderungen am Tag (Uberein. Die Nachtwache umfasst auch kdrperbezogene
Ubernahmeverrichtungen im 1:1 Kontakt (vgl. LRV Anlage A 5.3, Nr. 6, Seite 72.). Ob dazu eine

Pflegefachkraft erforderlich ist, ergibt sich i.d.R. aus den Anforderungen der WTG-Behdrde.

¢. Grundlagen der Kalkulation der Personalmenge
Zur Kalkulation der VZA geht das LVR-Teilprojekt TexLL grundsatzlich vom Zeitrahmen
zwischen 22.00 Uhr abends bis 6.00 morgens fiir Leistungen in der Nacht aus. Dies gilt auch
fur Leistungen, die von Mitarbeiter*innen erbracht werden, die den Nachtdienst geleistet
haben und im Anschluss ab 6.00 Uhr morgens noch im Einsatz sind. Wenn z.B. eine Nachtwache
von 22.00 Uhr abends bis 8.00 Uhr morgen dauert, wird der Zeitraum vom 6.00 -8.00 Uhr als

Prasenz am Tag bewertet.

Im LVR-Teilprojekt TexLL ist in einem Beispiel eine Nachtbereitschaft ausreichend. In den drei
anderen Besonderen Wohnformen ist eine Nachtwache erforderlich. In zwei Fallen wird

zusatzlich zur Nachtwache eine Nachtbereitschaft bendtigt.

3.4.Leistungen fiir besondere, zielgruppenspezifische Konzepte

a. Begriindung zur Erforderlichkeit der Leistungen:
Leistungen  fir besondere, zielgruppenspezifische = Konzepte (z.B. geschlossene
Intensivgruppen) kdnnen auf der Basis eines zwischen Leistungserbringer und dem Trager der
EGH abgestimmten Fachkonzepts notwendige zusatzliche Leistungen und/oder Ressourcen
gesondert vereinbart werden. Im LVR-Teilprojekt TexLL hat nur einer von vier
Leistungserbringern ein zielgruppenspezifisches Fachkonzept vorgelegt. Die Leistungen im
Rahmen dieses Konzeptes werden durch einen Ubergreifenden Fachdienst erbracht, der sowohl
indirekte Leistungen (z.B. Konzeptentwicklung, Schulung und Beratung der Fachkrafte und
Nichtfachkrafte), als auch direkte Leistungen fir die leistungsberechtigten Personen erbringt.

In den Leistungsbeschreibungen werden in drei Fallen Leistungen flir besondere,
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zielgruppenspezifische Konzepte geltend gemacht, wobei diese ohne vorliegendes

zielgruppenspezifisches Konzept nicht abschlieBend bewertet werden kdnnen.

b. Begriindung der erforderlichen Qualifikation des Personals
Leistungen im Rahmen eines zielgruppenspezifischen Konzeptes werden in den vorliegenden

Beispielen nachvollziehbar durch Fachkrafte mit Studium oder Zusatzqualifikation erbracht.

Die genannten Anforderungen an die Qualifikationen kdénnen wie folgt zusammengefasst

werden:

- vertiefte theoretische heilpddagogische / (sozial)psychiatrische Kenntnisse
- erweiterte Methodenkompetenz in Theorie und Praxis

- Fahigkeit zu wissenschaftlichem Arbeiten,

- Fahigkeit Konzepte zu erstellen und weiterzuentwickeln

- Zusatzqualifikationen in den Bereichen Beratung und Deeskalation

¢. Grundlagen der Kalkulation der Personalmenge
Am Beispiel des Fachdienstes zeigt sich die Schwierigkeit den Anteil der Leistungen
Ubergreifender Dienste fur einen Bereich zu quantifizieren. Der einfachste Ansatz besteht in
einer Umlage der Vorhalteleistung proportional zum Anteil der leistungsberechtigten

Personen.

3.5.Gemeinsame Assistenzleistungen

In diesem Bereich werden in den Leistungsbeschreibungen Uberwiegend Gruppenangebote
dargestellt, wobei haufig Angebote — z.B. Ausflige - genannt werden, die auBerhalb der
Besonderen Wohnform erfolgen, also keine kontextbezogenen Leistungen, sondern

stundenbasierte Leistungen sind.
a. Begriindung zur Erforderlichkeit der Leistungen:
Zur Begriindung der Gemeinsamen Assistenzleistungen heiBt es in einer Beschreibung:

.Da die leistungsberechtigten Personen in Wohngemeinschaften wohnen sind die
Assistenzleistungen oft in der Gemeinschaft méglich und nétig. Das Zusammenleben der
Leistungsberechtigten ist zu organisieren und der Alltag ebenso zu gestalten. Wihrend
dieser Angebote sind Leistungsberechtigte der besonderen Wohnform im Alltag auf

stindige Hilfe angewiesen (Zubereitung von Mahlzeiten / Snacks, Anreichen von
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Getréinken, Bereitstellen der erforderlichen Kleidung, Einschalten von Gerdten,

Fahrdiensten, Planung dieser Angebote).”
Weitere Begriindungen sind Beeintrachtigungen der leistungsberechtigten Personen wie z.B.:

- Schwierigkeiten bei der Einschatzung der eigenen Fahigkeiten,
- Starke Rickzugstendenzen, Vereinsamung,

- Schwierigkeiten der Reiz- und Informationsverarbeitung,

- Antriebsstérungen,

- Beeintrachtigung der Entscheidungsfindung,

- Affektverflachung und Interessenlosigkeit

Die Gemeinsame Assistenz zur Lebensweltgestaltung unterstiitzt gezielt das gemeinschaftliche

Zusammenleben und fordert die Aktivitat der leistungsberechtigten Personen.
Als Leistungen im Rahmen der gemeinsamen Assistenz werden beispielsweise genannt:

- Bastelangebote,

- gemeinsames Backen und Kochen,
- Snoezelen,

- basale Stimulationsangebote,

- Bewegung und Tanz,

- Wobchentliche Teerunde,

- Bewohnerversammlung,

- Gemeinsame Festivitditen,

- Morgenrunde,

b. Begriindung der erforderlichen Qualifikation des Personals:

Die Begriindungen zur Qualifikation des Personals richten sich nach dem Personenkreis und
entsprechen weitgehend den Begriindungen fir die erforderliche Qualifikation im

Prasenzdienst am Tag.

¢. Grundlagen der Kalkulation der Personalmenge

Die Grundlagen zur Kalkulation der Personalmenge hangen von den Wechselwirkungen
zwischen den Bedarfen und Einschrankungen der Menschen in einer Wohneinheit ab. Je nach

Intensitat der einzelnen Bedarfe, Sicherheit, Orientierung, Struktur, Aktivierung und
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Unterstltzung in den Verrichtungen des Alltags zu erfahren, kann die mogliche GruppengréBe

variieren, wie in folgendem Zitat aus einem Fachkonzept ausgedriickt wird:

.Der Umfang und die konkrete Ausgestaltung der Angebote ist von vielen Faktoren
abhangig. Die Verfassungen und die Befindlichkeiten der Leistungsempfanger sind teils

phasenhaft. Sie erfordert im Umfang und in der Intensitat stetig der Anpassung.”

,Die gemeinsamen Assistenzleistungen konnen zielgruppenspezifisch nur kleine
Gruppen sein um in ausreichendem MalBe Betreuung und Sicherheit gewahrleisten zu
kdnnen. In der Regel ist ein Mitarbeiter fiir 2 maximal 3 Leistungsberechtigte

verantwortlich.”

Wie im Zusammenhang mit der Prasenz am Tag beschrieben, besteht hier die Schwierigkeit
der Abgrenzung des Personalaufwandes vom Personalaufwand fiir die Prasenzleistungen am
Tag. Deshalb werden die Leistungen in den beiden Beispielen, die unten grafisch (Abb. 2,3)

dargestellt werden, zusammen betrachtet.

3.6.Leistungen zur hauswirtschaftlichen und haustechnischen Unterstiitzung

Um den erforderlichen Personalaufwand quantitativ und qualitativ zu bewerteten, sollte ein
hauswirtschaftliches Konzept vorliegen. Das ist im LVR-Teilprojekt TexLL von keinem
Leistungserbringer vorgelegt worden. Die Berechnung anhand des Schllssels im
Landesrahmenvertrag sollte definiert werden, da unklar ist ob entweder der Schliissel 1:10 oder

der Schllssel 1:12 oder beide Schlissel anteilig angewendet werden sollen.

3.7.Personenunabhingige Sozialraumarbeit
Aufgaben des Leistungserbringers beinhalten z.B. inklusionsférdernde Kontakte zu und

Aktivitaten mit Institutionen, Vereinen und Akteuren im Quartier.

Darstellung der Leistungen:

Hier fehlt ein gemeinsames Verstandnis, welche Leistungen der personenunabhangigen
Sozialraumarbeit zugerechnet werden kdnnen. Die Leistungen werden in den vorliegenden
Fachkonzepten nicht differenziert dargestellt. Aus den Leistungsbeschreibungen lassen sich
nur allgemeine Themenbereiche ermitteln. Die Teilnahme an Facharbeitskreisen, Praxismessen

und Gremien wie PSAG, Regional- u. Sektorenkonferenzen und die Offentlichkeitsarbeit
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werden im LVR-Teilprojekt TexLL den Leitungsaufgaben zugerechnet. Projekte im Sozialraum

sollten im Fachmodul Tagesstruktur und Schulungen vereinbart werden.

Aus Sicht des LVR-Teilprojekt TexLL sollte die Gleichbehandlung der Leistungserbringer
gewahrleistet werden. Dazu konnte entweder ein Referenzrahmen von Leistungen aufgestellt

werden, die als personenunabhdngige Sozialraumarbeit anerkannt werden.

3.8.Erfiillung gesetzlicher Anforderungen

Hier finden sich notwendige zuséatzliche personelle Ausstattung (quantitativ und qualitativ), z.B.
nach dem Wohn- und Teilhabegesetz (vgl. LRV Anlage A 5.3 Nr. 5, Nr. 6, Seite 71 f.)

Es gibt eine allgemeine Unklarheit, welche Leistungen hier dargestellt werden sollen.

3.9.Beratende Pflegefachkraft:

Drei Leistungserbringer beschreiben aufgrund des zu betreuenden Personenkreises einen
Bedarf. Dieser Bedarf ergibt sich schon aus der Notwendigkeit Unterstiitzende Assistenz-
leistungen mit pflegerischem Charakter zu erbringen.

Kalkulatorische Anséatze sind aufgrund der vorliegenden Darstellung nicht bewertbar. Es lagen
keine Pflegekonzepte der Leistungserbringer fir die untersuchten besonderen Wohnformen
vor, sodass Funktion und Aufgaben der beratenden Pflegefachkraft nicht nachvollziehbar

waren.

3.10. Vorladufige Ergebnisse anhand von zwei Beispielen:

Beispiel 1: Fachmodul Wohnen fir 9 Menschen mit geistiger Behinderung

Beispiel 2: Fachmodul Wohnen fiir 14 Menschen mit seelischer Behinderung

Beiden Beispielen ist zu entnehmen, dass der groBte Anteil der Personalausstattung jeweils der
Prasenzleistung am Tag zugeordnet werden kann. Wie zuvor beschrieben wurde aufgrund der
Schwierigkeit in der Abgrenzung des Personalaufwandes die gemeinsame Assistenz hier mit

verortet.
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Beispiel 1:

Personalausstattung in VZA Fachmodul Wohnen

fiir 9 Personen mit geistiger Behinderung
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Abbildung 2: Fachmodul Wohnen fiir 9 Menschen mit geistiger Behinderung

Beispiel 2:

Personalausstattung in VZA Fachmodul Wohnen

fiir 14 Personen mit seelischer Behinderung
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Abbildung 3: Fachmodul Wohnen fiir 14 Menschen mit seelischer Behinderung
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Beispiel 1: Verteilung der Leistungen im Fachmodul Wohnen
fiir 9 Personen mit geistiger Behinderung
73,8%
13,1%
3,3% 3,1%
f:——] 2% AN [——=] 4%

PP AV A A

o & e &
#
s ¢ ¢ & & S
s & & & &S P

& & & o & Q

¥ & * & & <>
% 8 % %
oob (&o Jb\\o £
&o" & &

Abbildung 4: Verteilung der Leistungen im Fachmodul Wohnen fiir 9 Personen mit geistiger Behinderung

Beispiel 2: Verteilung der Leistungen im Fachmodul Wohnen
flir 14 Personen mit seelischer Behinderung
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Abbildung 5: Verteilung der Leistungen im Fachmodul Wohnen fiir 14 Personen mit seelischer Behinderung
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Beispiel 1: Verteilung der Qualifikation im Fachmodul Wohnen
fiir 9 Personen mit geistiger Behinderung
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Abbildung 6: Verteilung der Qualifikation im Fachmodul Wohnen fiir 9 Personen mit geistiger Behinderung

Beispiel 2: Verteilung der Qualifikation im Fachmodul Wohnen
fiir 14 Personen mit seelischer Behinderung
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Abbildung 7: Verteilung der Qualifikation im Fachmodul Wohnen fiir 14 Personen mit seelischer Behinderung
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4. Auswertung der WBVG-Vertriage

Mit dem Bundesteilhabegesetz ist zum 01.01.2020 die Trennung der existenzsichernden
Leistungen von den Fachleistungen der Eingliederungshilfe vollzogen worden. Die
Zustandigkeit fur die Leistungen der Grundsicherung im Alter, bei dauerhafter
Erwerbsminderung und anderer existenzsichernder Leistungen liegen nun beim ortlichen
Leistungstrager. Fur die Fachleistungen der Eingliederungshilfe bleibt der LVR zustandig. §42a
Abs. 6 SGB XII regelt jedoch von diesem Grundsatz abweichend, dass bei einem Ubersteigen
der festgelegten Angemessenheitsgrenze Uber 25% der Eingliederungshilfetrager diese
Leistungen als Eingliederungshilfeleistungen nach § 113 Abs.5 SGB IX zu Gibernehmen hat (sog.
Existenzsicherung II). Dies hat zur Folge, dass alle Regelungen des Vertragsrechts gem. §§ 123

ff SGB IX anwendbar sind.

Die Auswertung der Wohn- und Betreuungsvertrage der am Projekt teilnehmenden
Leistungserbringer erfolgte fir das LVR-Teilprojekt TexLL anhand der vom BMAS
vorgegebenen Fragen: Decken die Leistungen der Grundsicherung fir die Kosten der
Unterkunft plus eines Zuschlages in Hohe von max. 25% die tatsdchlichen Kosten der
Unterkunft in einer besonderen Wohnform (ehemals stationdren Wohneinrichtung) des
geltenden Rechts ab? Wenn nicht, wie hoch ist der Anteil, der dann Uber den Trager der

Eingliederungshilfe aufgefangen werden muss?

Bei zwei von vier Leistungserbringern decken die Leistungen der Grundsicherung fiir die Kosten
der Unterkunft plus eines Zuschlages in Hohe von max. 25% die tatsachlichen Kosten der
Unterkunft in der besonderen Wohnform. Bei zwei von vier Leistungserbringern Ubersteigen
die tatsachlichen Kosten der Unterkunft in der besonderen Wohnform die Leistungen der
Grundsicherung fur die Kosten der Unterkunft plus eines Zuschlages in Hohe von max. 25% in

unterschiedlichen Hohen.

Welche Kosten machen die Leistungserbringer im Rahmen der ,Existenzsicherung 11" geltend?
Drei von vier Leistungserbringern fordern einen Zuschlag gemal § 42a Abs. 5 Nr. 1 SGB XII fur
die Moblierung in unterschiedlichen Hohen. Dagegen macht lediglich ein Leistungserbringer,
der keinen Moblierungszuschlag fordert, den Zuschlag gemal § 42a Abs. 5 Nr. 2 SGB XIl Wohn-

und Wohnnebenkosten geltend.
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§ 42a Abs. 5 Nr. 3 SGB XII wird unterschiedlich eingefordert. Drei von vier Leistungserbringern
fordern einen Zuschlag zum Haushaltsstrom. Alle vier Leistungserbringer fordern einen
Zuschlag fir die Instandhaltung in sehr unterschiedlicher Hohe. Drei von vier
Leistungserbringern machen einen Zuschlag fur HaushaltsgroBgerate geltend. Alle vier
Leistungserbringer fordern einen Zuschlag gemal § 42a Abs. 5 Nr. 4 SGB XII fir Gebulhren

Telefon, Rundfunk, TV, Internet.

Daruber hinaus besteht ein hohes Erkenntnisinteresse an der Frage, ob die leistungsberechtigte
Person unter den Besonderheiten einer besonderen Wohnform mit dem Regelbedarf den
notwendigen Lebensunterhalt decken kann und damit die Regelbedarfsstufe 2 angemessen ist.
Alle leistungsberechtigten Personen der vier Leistungserbringer kénnen mit dem Regelbedarf
der Stufe 2 den notwendigen Lebensunterhalt decken. Auch nach Abzug des bis 31.12.2019
gultigen Barbetrages (114,48 €) sowie der Bekleidungspauschale (27,66 €) in Hohe von
insgesamt 142,14 € ist erkennbar, dass den leistungsberechtigten Personen im Vergleich zum
Zeitraum vor der Umstellung | ein dariberhinausgehender Betrag zur freien Verfligung stehen

wirde.

Zusatzlich wurde aufgrund der Regelung im Landesrahmenvertrag NRW eine Auswertung im
Hinblick auf den vereinbarten pauschalen Abzug in Hohe von 220,00 €/Monat flr den

Lebensunterhalt durchgefiihrt.

Hier ist erkennbar, dass bei zwei Leistungserbringern die Sachaufwendungen den pauschalen
Abzugsbetrag gering Ubersteigen. Bei einem Leistungserbringer (bersteigen die
Sachaufwendungen fir die leistungsberechtigten Personen, die keine Werkstatt fiir Menschen
mit Behinderungen besuchen, den pauschalen Abzugsbetrag. Die Sachaufwendungen fir die
leistungsberechtigten Personen, die eine Werkstatt fir Menschen mit Behinderungen
besuchen, sind mit dem pauschalen Abzugsbetrag abgegolten. Bei einem Leistungserbringer
sind die erforderlichen Sachaufwendungen mit dem pauschalen Abzugsbetrag abgegolten. Die
fur die Auswertung entwickelte Tabelle wird darGber hinaus fir den internen Gebrauch als
Vorlage zur Erstellung einer Datenbank im Vergutungsbereich genutzt. Sie stellt eine Basis zur

Ermittlung von Vergleichswerten aus den vorliegenden Wohn- und Betreuungsvertragen dar.
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5. Ausblick

Im Zuge der Auseinandersetzungen mit dem Landesrahmenvertrag NRW hat das LVR-
Teilprojekt  TexLL in Kooperation mit den bestehenden Arbeitsgruppen und
Unterarbeitsgruppen verschiedene widerspriichliche und klarungsbedirftige Aussagen
identifizieren konnen. Es wurden daraufhin diverse Entscheidungsvorlagen zur Entwicklung
einer gemeinsamen Haltung fir die Fachbereichsleiterkonferenz des Dezernates Soziales
erstellt. Die Antworten sind fir die Weiterentwicklung der Instrumente und Verfahren fir die
weitere Arbeit im Projekt entscheidend und werden entsprechend in den laufenden

Bearbeitungsprozess einbezogen.
Zielvorgaben:

- Weiterentwicklung der bisherigen Instrumente und Entwicklung von neuen
Instrumenten zur Unterstiitzung der Verwaltung bei der Umstellung I,
insbesondere hinsichtlich einer Verwaltungsékonomische Anwendung

- Weiterentwicklung des BEI_NRW zur vollumfénglichen und differenzierteren
Bedarfsermittlung und Anpassung auf das neue Leistungssystem

- Begleitung der Umstellung Il im LVR

6. Fazit

1. Mit dem BElI _NRW werden die individuellen personenzentrierten Bedarfe der
leistungsberechtigten Personen erhoben und mit zeitbasierten Leistungen der
Assistenz bemessen.

2. Es ist eine umfassende Wissenserweiterung in das neue Leistungs- und
Finanzierungssystem bei Leistungserbringern und Verwaltung notwendig, damit die
Umstellung gelingen kann.

3. Die Umstellung erfordert eine Operationalisierung des Finanzierungssystems, die es
Leistungserbringern ermaoglicht, eindeutige und umfangreiche Daten zu liefern, damit
diese durch die Verwaltung arbeitsokonomisch ausgewertet und zeitnah in einer

Vergltungsvereinbarung umgesetzt werden kénnen.
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TEIL Il TexLL beim Landschaftsverband Westfalen-Lippe

Zunachst wird (iber die Erprobungen der Umstellung I3

auf die neue Leistungs- und
Vergltungssystematik berichtet, die in zwei Leistungsangeboten durchgefiihrt wurden. Im
Rahmen der Erprobung hat sich das Projekt beim LWL zudem mit konzeptionellen
Fragestellungen und Verfahrensabldaufen befasst, die in diesem Bericht vorgestellt werden.
Entstanden sind ein Schema zum Verfahrensablauf sowie ein Konzept zur internen und
externen Kommunikation. Inhaltlich hat sich TexLL u.a. mit der Ausgestaltung des Fachmoduls
Wohnen (gem. Anlage A.5.3 LRV) und mit Abgrenzungsfragen zu den Assistenzleistungen
(gem. Anlage A.5.1, A.5.2 LRV) auseinandergesetzt. Entstanden sind Leitfaden, die als Praxishilfe
fur die Regional- und Hilfeplanung des LWL-Inklusionsamtes Soziale Teilhabe im Zuge der
Umstellung Il zum Einsatz kommen kénnen. Im Zusammenhang mit der Umstellung |* zum
01.01.2020 hat sich das Projekt TexLL beim LWL zudem mit der Auswertung von Wohn- und
Betreuungsvertrdgen von Leistungsberechtigten befasst, die diese auf Nachfrage freiwillig zur
Verfiigung gestellt haben. Bis dato sind mehr als 1.600 Vertrage erfasst und Erkenntnisse zu
den existenzsichernden  Leistungen Il und zum Einsatz des Regelsatzes der
Leistungsberechtigten generiert worden. Die Ergebnisse werden in diesem Bericht vorgestellt.
AbschlieBend erfolgt ein Fazit sowie ein Ausblick zu den bevorstehenden Aktivitdten des

Projektes.

1. Erprobung der Umstellung Il in besonderen Wohnformen

1.1. Erprobung im Leistungsangebot A (November 2019)
Im November 2019 erprobte das LWL-Teilprojekt TexLL mit acht Leistungsberechtigten eines
geschiitzten Leistungsangebotes (A) die personenzentrierte Bedarfsermittlung mithilfe des

Instruments BEI_NRW> im Rahmen der neuen Leistungssystematik. Die Gespréchsfiihrung

3 Mit der Umstellung |l tritt eine komplett neue Leistungssystematik fir die ehemals stationdre Wohnform — jetzt
besondere Wohnform — in Kraft. Sie setzt sich aus verschiedenen Fachkomponenten zusammen, wozu u.a. die
Unterstiitzende und die Qualifizierte Assistenz sowie das Fach- und Organisationsmodul Wohnen und das Fach-
und Organisationsmodul Tagesstruktur zahlen.

4 Seit dem 01.01.2020 werden existenzsichernde Leistungen unabhéngig von der Wohnform durch ihre Trennung
von den Fachleistungen der Eingliederungshilfe — Umstellung | — personenzentriert erbracht.

> Mit dem BEI_NRW (Abk. fiir Bedarfsermittlungsinstrument) ist ein verbandsibergreifendes, landeseinheitliches
Instrument entwickelt worden, welches die rechtlichen und fachlichen Vorgaben zur Bedarfsermittlung im
Gesamtplanverfahren gemaf §§ 117 und 118 SGB IX n.F. umsetzt.
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erfolgte durch eine Mitarbeiterin des Projektes TexLL (ehemalige Hilfeplanerin). Begleitet
wurde diese durch eine weitere Mitarbeiterin des Projektes, die als teilnehmende
Beobachtende die Rahmenbedingungen eruierte. Das Erfassen der Gesprachsinhalte wurde in
Papierform vorgenommen und im Anschluss digital in eine Gesamtlbersicht pro
Leistungsberechtigten Ubertragen. Die Vorbereitung und Begleitung der Erprobung erfolgte
seinerzeit durch die interne Unterarbeitsgruppe (UAG) ,Umstellung II'. Die Ergebnisse der
Erprobung wurden der internen Arbeitsgruppe ,BEI NRW 2.0 zur Weiterentwicklung zur
Verfligung gestellt.

Die  Erprobung in dem geschitzten = Wohnangebot umfasste neben den

Bedarfsermittlungsgesprachen folgende Schritte:

Gap 2019:

~

Vorgesprach
Okt 2019: Bearbeitungszeit Leistungserbringer
Nov 2019: BEI_NRW Bedarfsermittlungsgesprache / Auswertung
Jul 2020: Ermittlung Fachmodul Wohnen / Auswertung
th 2020: Abschlussgesprach /

Zunachst fand ein Vorgesprach statt, in dem die allgemeine Anfrage zur Erprobung und eine
erste Vorschau auf das mogliche Vorgehen erfolgte. Die Hilfeplangesprache wurden terminiert
und unterschiedliche, fur die Erprobung bendtigte Formulare herausgegeben. Es folgte die fir
den Leistungserbringer vorgesehene Bearbeitungszeit der Formulare, die vom Regionalteam®
u.a. zur Vorbereitung der Hilfeplangesprache genutzt wurden. AnschlieBend wurden die
Hilfeplangesprache durchgefiihrt, die insgesamt flinf Tage beanspruchten. Die Auswertung der
einzelnen Gesprache erfolgte zeitnah nach ihrer Durchfiihrung. Aufgrund der weiterfiihrenden,
fachlichen Ausgestaltung der Fachkomponenten der neuen Leistungssystematik, wurde die
Ermittlung des Fachmoduls Wohnen zu einem spateren Zeitpunkt moglich. Diese wurde im Juli
2020 nachtraglich vorgenommen. Aufgrund eines Personalwechsels und der coronabedingten

Kontaktsperre innerhalb der Wohngruppe verzogerte sich das Abschlussgesprach zur

® Fiir die Umstellung Il der besonderen Wohnformen auf die neue Leistungs- und Vergiitungssystematik werden
sog. Regionalteams gebildet: Diese setzen sich aus Mitarbeiter*innen der Regionalplanung und
Vergultungsverhandlung des Referates 3 sowie aus der Hilfeplanung der Referate 4-7 einer Region zusammen.
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Eroffnung der eruierten Ergebnisse fortlaufend, wurde jedoch schlussendlich im Oktober 2020

nachgeholt.

1.1.1. Ermittlung des Fachmoduls Wohnen
Die Ermittlung des Fachmoduls erfolgte auf Grundlage eines aktuellen vom Leistungserbringer
erstellten Fachkonzeptes’. Zu entnehmen ist, dass das Leistungsangebot eine geschiitzte
Wohnform fir 22 Leistungsberechtigte mit einer chronischen psychischen Erkrankung
und/oder Abhdngigkeitserkrankung sowie einem erhdhten Betreuungs- und Hilfebedarf
darstellt. Aufgrund der psychischen Beeintrachtigungen der Leistungsberechtigten besteht
mitunter die Gefahr, dass sie sich selbst erheblichen gesundheitlichen Schaden zufiigen. Durch
die meist chronifizierten Storungen ist eine eigenstandige Lebensfiihrung, auch unter

Hinzuziehung ambulanter UnterstlitzungsmalBnahmen, nicht realisierbar.

Unter Berlicksichtigung der konzeptionellen Besonderheiten des Wohnangebotes sowie der
personenzentrierten Bedarfe der Leistungsberechtigten lassen sich dem Fachmodul Wohnen
7,82 Vollzeitkrafte zuordnen. Die Verteilung pro Leistungselement?® lasst sich aus der folgenden

Tabelle entnehmen:

Anzahl VK Fachmodul Wohnen

a) Leistungen zur Erreichbarkeit -
b) Prasenzleistungen bei Tag/Nacht 6,82
c) Gemeinsame Assistenzleistungen -
d) Hauswirtschaft und Haustechnik 1,00
e) Sozialraumarbeit -
f) Erflllung gesetzlicher Anforderungen -
g) Spezielle Konzepte -
h) Beratende Pflegefachkraft -

Summe 7,82

Tabelle 1: Anzahl VK Fachmodul Wohnen

7 Gem. Anlage C.3 Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX Nordrhein-Westfalen
8 Gem. Anlage A. 5.3 Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX Nordrhein-Westfalen
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Unter a) ,Leistungen zur Erreichbarkeit’ sind keine VK-Anteile vermerkt. Die vielschichtigen
Unterstitzungsbedarfe der Leistungsberechtigten erfordern eine durchgangige Anwesenheit
des Personals, sodass die Notwendigkeit einer dariiberhinausgehenden Rufbereitschaft nicht

gesehen wird.

Daraus ergibt sich unter b) ,Prasenzleistungen bei Tag/Nacht' die Berlicksichtigung von 6,82
VK-Anteilen. Bei der Bemessung des Personalbedarfes wurden insbesondere die
Rahmenbedingungen des geschiitzten Wohnsettings sowie die An- und Abwesenheitszeiten
der Leistungsberechtigten betrachtet. Ein Teil der Leistungsberechtigten besucht die
Tagesstruktur, wobei hier jedoch sehr unterschiedliche Beschaftigungszeitraume zu

verzeichnen sind.

Unter c) ,Gemeinsame Assistenzleistungen’ finden keine VK-Anteile Berlicksichtigung, da aus
der personenzentrierten Bedarfsermittlung hervorging, dass seitens der Leistungsberechtigten

kein Interesse an Gruppenangeboten innerhalb des Wohnangebotes besteht.

Unter d) ,Hauswirtschaft und Haustechnik’ werden 1,00 VK-Anteil pauschal angenommen. Zur
Bemessung des VK-Anteils fand ein Mittelwert der im LRV niedergelegten Schliissel®

Anwendung, da die Anwesenheitszeiten der Leistungsberechtigten zur Mittagszeit variieren.

Fir das Leistungselement e) finden keine Stellenanteile Beriicksichtigung. Das Fachkonzept

enthalt keine Angaben zu einer besonderen personenunabhangigen Sozialraumarbeit.

Bei der Betrachtung der Leistungselemente ,Erflllung gesetzlicher Anforderungen’ (f) sowie
Spezielle Konzepte' (g) sind keine Besonderheiten festgestellt worden, die in die Bemessung
hatten einflieBen kdnnen. Unabhangig davon sind die Vorgaben der WTG-Behdrde hinsichtlich
der Fachkraftquote (mindestens 50%) zu beachten. Fir diese Wohngruppe wurde aufgrund des

hohen Unterstitzungsbedarfes der Leistungsberechtigten in k&rperlich-medizinischen,

° 1:12 bezogen auf die Anzahl der betreuten Leistungsberechtigten mit Mittagsverpflegung auBerhalb der
besonderen Wohnform und 1:10 bezogen auf die Anzahl der betreuten Leistungsberechtigten mit
Mittagsverpflegung innerhalb der besonderen Wohnform (s. Anlage A.5.3, S. 74, Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX
Nordrhein-Westfalen).
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seelischen, sozialen, psychiatrischen und suchtspezifischen Bereichen eine Fachkraftquote von

75 % im Fachmodul berticksichtigt.
Bei dem Leistungselement ,Beratende Pflegefachkraft’ (h) ist kein VK-Anteil erforderlich.

1.1.2. Ermittlung der Assistenzleistungen
In der folgenden Abbildung (1) werden die ermittelten Assistenzbedarfe (Stunden) fir ein Jahr,
unterteilt nach ,Qualifizierter Assistenz’ und ,Unterstiitzender Assistenz, dargestellt. Die
Bedarfsart ,Unterstiitzende Assistenz mit pflegerischen Charakter wurde in dieser

Bedarfsermittlung noch nicht berticksichtigt.

Assistenzbedarfe pro Leistungsberechtigten/lahr
B40:00
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480:00

360:00
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W Qualifiziert W Unterstitzend

Abbildung 8: Assistenzbedarfe pro Leistungsberechtigten / Jahr

Zu erkennen ist, dass die einzelnen Bedarfe zum Teil stark variieren. Diese konnen u.a. auch auf
die unterschiedliche Art und Schwere der Behinderung sowie der daraus resultierenden
Mitwirkungsfahigkeit der Leistungsberechtigten zurlickgefihrt werden. In Summe wurden
1.460 Stunden ,Qualifizierte Assistenz' und 1.851 Stunden ,Unterstiitzende Assistenz’ ermittelt.
Pro Woche fallen so durchschnittlich ca. dreieinhalb Stunden ,Qualifizierte Assistenz' und ca.
viereinhalb Stunden ,Unterstltzende Assistenz’ pro Person an. Die prozentuale Verteilung der

Bedarfe stellt sich wie folgt dar:
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% VERTEILUNG DER BEDARFE
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Abbildung 9: %-Verteilung der Bedarfe

Der Anteil der ,Unterstitzenden Assistenz’ liegt hier mit 55,9% hdher, als der Anteil der
,Qualifizierten Assistenz’ mit 44,1%. Aufgrund der geschiitzten Unterbringung kann der hdhere
Umfang der Unterstlitzenden Assistenz auch auf Begleitungen der Leistungsberechtigten

auBerhalb der besonderen Wohnform zuriickgefiihrt werden.

Die nachste Abbildung (3) illustriert ein detailliertes Bild zu den jeweiligen Assistenzbedarfen
pro Lebensbereich™ und ihre jeweilige Verteilung nach ,Unterstiitzender’ und ,Qualifizierter

Assistenz”:

10 Dje Bedarfsermittlung erfolgt entlang der nach § 118 SGB IX vorgesehenen neun Lebensbereiche.
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Bedarfe nach Lebensbereichen und Assistenzarten
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Abbildung 10: Bedarfe nach Lebensbereichen und Assistenzarten

Wie in der nachsten Grafik zu erkennen (Abb. 4), konzentrieren sich die Bedarfe im
Wesentlichen auf die Lebensbereiche ,Allgemeine Aufgaben und Anforderungen’ (2),
Selbstversorgung’ (5), ,Hausliches Leben' (6) und Interpersonelle Interaktionen und

Beziehungen' (7).
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Assistenzstundenbedarfe nach Lebensbereichen
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Abbildung 11: Assistenzstundenbedarfe nach Lebensbereichen

Im Lebensbereich ,Allgemeine Aufgaben und Anforderungen’ (2) geht es bei Bedarfen der
Leistungsberechtigten vielfach um Belange im Umgang mit Stress und Aggressionen. Im
Lebensbereich ,Selbstversorgung’ (5) steht die Korperpflege und Gesundheitsvorsorge (z.B.
Arzt*innenbesuche, Aufsuchen der Institutsambulanz) im Vordergrund. Im Lebensbereich
,Hausliches Leben’ (6) liegen die Bedarfe insbesondere in der Unterstlitzung der Reinigung des
eigenen Zimmers sowie im Einkaufen von Lebensmitteln. Beim Lebensbereich ,Interpersonelle
Interaktionen und Beziehungen' (7) liegen die Bedarfe in der Unterstlitzung und Befdhigung
im adaquaten Umgang der Leistungsberechtigten untereinander, aber auch in familidren
Konstellationen.

Aus den ermittelten Assistenzbedarfen' konnte das fiir die Ausfilhrung der Leistungen

bendtigte Personal berechnet werden:

" Hinsichtlich der Gemeinsamen Leitungserbringung gem. § 116 Abs. 2 Nr. 6 SBG IX ist auszufiihren, dass aufgrund
noch fehlender Vorgaben ausschlieBlich 1:1 Assistenzen angesetzt wurden.
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Anzahl VK Q.-Assistenz U.-Assistenz Gesamt Summe
Fachkrafte 1,19 0,42 1,61
Nichtfachkrafte 0,99 0,99
Summe 1,19 1,41 2,60

*Inklusive Indirekte/ Mittelbare Leistungen

Tabelle 2: Anzahl FK/NFK Assistenzen

1.1.3. Erkenntnisse
Zu den Rahmenbedingungen der Bedarfsermittlungen lasst sich sagen, dass die personliche
Konstitution der Leistungsberechtigten enormen Einfluss auf die Durchfihrung der
Bedarfsermittlungen hatte und dass diese teilweise aufgrund der psychiatrischen
Krankheitsbilder der Leistungsberechtigen von einer verminderten Gesprachsfahigkeit
und/oder -bereitschaft (Nervositdt, Wahnvorstellungen, starke Verunsicherung) gepragt
waren. Aus diesem Grund und krankheitsbedingt konnten nur acht von elf Bedarfsermittlungen
durchgefiihrt werden. Die personenzentrierte Erfassung der Bedarfe wurde laut Riickmeldung
der Wohngruppenleitung von den Leistungsberechtigten insgesamt als sehr wertschatzend

empfunden.

1.2. Erprobung im Leistungsangebot B (Marz 2020)
Bei der ab Marz 2020 durchgefiihrten Erprobung der Umstellung Il auf die neue
Leistungssystematik des Leistungsangebotes B stand neben der personenzentrierten
Bedarfsermittlung zusatzlich die Ermittlung des Fachmoduls sowie die Optimierung des

Umstellungsverfahrens im Fokus. Der gesamte Prozess umfasste die folgenden Schritte:

/Jan 2020: Vorgesprach \

Mrz 2020: Auftaktgesprach / Bearbeitungszeit Leistungserbringer
Mai 2020: Ermittlung des Fachmoduls Wohnen / Auswertung
Jun 2020: BEI_NRW 2.0 Bedarfsermittlungsgesprache / Auswertung

/ Leistungsfestlegung des Gesamtbedarfes

KAug 2020: Abschlussgesprach j
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Nach dem Auftaktgesprach im Marz 2020 startete die zweimonatige Bearbeitungszeit des
Leistungserbringers fiir die erforderlichen Unterlagen' zur Erprobung der Umstellung auf die
neue Leistungssystematik. Nach den Erkenntnissen aus der ersten Erprobung wurden die
Unterlagen zuvor optimiert und dem Leistungserbringer zur personlichen Ansicht
ausgehandigt sowie zur weiteren Bearbeitung digital Ubermittelt. Parallel wurden die
Einladungen zu den persdnlichen Bedarfsermittlungsgesprachen an die Leistungsberechtigten
und die rechtlichen Betreuer*innen versandt. Mit Eingang der Unterlagen startete im Mai 2020
parallel mit der Vorbereitung auf die BEI_NRW 2.0 Bedarfsermittlungsgesprache die Ermittlung
des Fachmoduls Wohnen. Die fiir Mai 2020 geplante Durchfiihrung der BEI_NRW 2.0
Bedarfsermittlungsgesprache  musste aufgrund der Corona-Krise und den damit
einhergehenden Betretungs- und Besuchsverboten in Betreuungseinrichtungen um einen

Monat verschoben und unter Einschrankungen ausgefiihrt werden.

1.2.1. Ermittlung des Fachmoduls Wohnen

Die Ermittlung des Fachmoduls Wohnen erfolgte auf Grundlage eines aktuellen durch den
Leistungserbringer  erstellten  Fachkonzeptes des Leistungsangebotes durch zwei
Regionalplanerinnen des LWL Teilprojektes TexLL. Sie Uberpriften die rdumlichen und
personellen Strukturen des Leistungsangebotes auf Bedarfsgerechtigkeit und eruierten die
gemeinschaftliche Nutzung von Ressourcen, die Erflllung gesetzlicher Anforderungen,
etwaiger Sozialraumarbeit und weitere Grundsatze und Besonderheiten des Angebotes.

Konzeptionelle und inhaltliche Besonderheiten des Leistungsangebotes zeigen sich darin, dass
in den vergangenen Jahren Personen mit vergleichsweise eher geringen Hilfebedarfen
aufgenommen worden sind. Das Leistungsangebot verfligt u.a. Uber integrierte
Trainingswohnungen, in denen explizit Menschen leben, die sich im nachsten Schritt das Leben
in einer eigenen Wohnung (unter Zuhilfenahme eines ABW-Angebotes) vorstellen kdnnen. Die
aktuelle Bewohner*innenstruktur erweckt jedoch mitunter den Eindruck, als ware das
Leistungsangebot B insgesamt als ambulantes Angebot konzipiert worden. Dies steht jedoch
im Widerspruch zu der bis dato gultigen Vergltungsvereinbarung, in der mit dem LWL eine
klassische ,Besondere Wohnform’ fiir Menschen mit einer geistigen Behinderung vereinbart

wurde und entsprechend refinanziert wird.

12 Das LWL-Teilprojekt TexLL entwickelte Unterlagen zur Erfassung des gesamten Leistungsangebotes, die tiber die
sog. Anforderungsliste an den Leistungserbringer herangetragen werden.
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Die Berechnung des Fachmoduls Wohnen unter Beriicksichtigung der verschiedenen

Leistungselemente ergab 3,25 Vollzeitkrafte, wie der folgenden Tabelle zu entnehmen ist:

Anzahl VK Fachmodul Wohnen

a) Leistungen zur Erreichbarkeit -

b) Prasenzleistungen bei Tag/Nacht 1,18
c) Gemeinsame Assistenzleistungen 0,74
d) Hauswirtschaft und Haustechnik 1,33

e) Sozialraumarbeit -
f) Erfullung gesetzlicher Anforderungen -
g) Spezielle Konzepte -
h) Beratende Pflegefachkraft -

Summe 3,25

Tabelle 3: Anzahl VK Fachmodul Wohnen

Aus der Tabelle (1) geht hervor, dass unter a) ,Leistungen zur Erreichbarkeit’ keine VK-Anteile
berticksichtigt wurden. Das lasst sich darauf zurlickfihren, dass die nachtliche
Inanspruchnahme der Rufbereitschaft duBerst selten stattfindet (maximal 1x pro Jahr). Nach
fachlicher Einschatzung ist eine Refinanzierung dieser nachtlichen Rufbereitschaft nicht

erforderlich.

Unter b) ,Prasenzleistungen bei Tag/Nacht' sind 1,18 VK-Anteile ermittelt worden. Betrachtet
wurde die tatsachliche Anwesenheit von Mitarbeiter*innen im Haus, die entsprechend der
Bedarfe, Termine und Anldsse variiert. Alle Leistungsberechtigten gehen einer Beschaftigung
auBerhalb des Wohnhauses nach — davon zwei Personen in Teilzeit (30 Stunden pro Woche)
und 14 Personen in Vollzeit. Die Arbeitszeiten der Leistungsberechtigen sind zeitlich versetzt
und teilweise variabel. Alle 16 Leistungsberechtigten sind zum Mittagessen unter der Woche

im Regelfall nicht im Haus.

Unter c) ,Gemeinsame Assistenzleistungen’ finden 0,74 VK-Anteile Berlicksichtigung. Ermittelt

und berlcksichtigt worden sind hierbei Leistungen, die durch die Mitarbeiter*innen des
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Leistungsangebotes B zur Forderung der Gemeinschaft ausschlieBlich innerhalb der

vorgehaltenen Raumlichkeiten bzw. des Grundstiicks angeboten werden.

Unter d) ,Hauswirtschaft und Haustechnik’ werden 1,33 VK-Anteile pauschal berechnet, die an
den im LRV niedergelegten Schlissel 1:12 unabhangig vom Bedarf angelehnt werden. Im
vorliegenden Fall wdre dieser tatsachlich zu hinterfragen, da die hauswirtschaftlichen

Tatigkeiten in der Regel durch die Leistungsberechtigten selbst ausgefihrt werden.

Fir das Leistungselement e) sind keine Stellenanteile berlicksichtigt worden. Im Fachkonzept
finden sich keine Ausfihrungen zu etwaiger besonderer personenunabhangiger
Sozialraumarbeit, sodass eine Refinanzierung besonderer Stellenanteile zu diesem Zweck

ausgeschlossen ist.

Fir die Bemessung von Stellenanteilen zur Erfillung ,Gesetzlicher Anforderungen’ (f) sowie
aufgrund von ,Speziellen Konzepten' (g) konnten keine Kriterien ermittelt werden, die eine
Veranderung des Personalbedarfes hatten auslosen konnen. Lediglich bei der Ermittlung der
Fachkraftquote sind die Anforderungen der WTG-Behorde™ zu beachten. Eine Fachkraftquote
von mindestens 50 % ist im Tagdienst vorzuhalten und damit durch den LWL zu refinanzieren.
Fachkrafte sind Personen mit dreijahriger Ausbildung und/oder Studium B.A/M.A. (z.B.
Heilerziehungspfleger*innen, Sozialarbeiter*innen). Eine Ausnahme von dieser Regelung ist

hier nicht angezeigt.

Die Berlicksichtigung von Stellenanteilen einer ,Beratenden Pflegefachkraft’ (h) wirde sich
durch die Betrachtung der vorhandenen Pflegegrade einiger Leistungsberechtigten
rechnerisch ergeben. Allerdings konnten nach der personenzentrierten Bedarfsermittlung
durch die Hilfeplanung tatsachlich nur geringfliigige Bedarfe im pflegerischen Bereich
festgestellt und entsprechende Assistenzleistungen mit pflegerischem Charakter ausgewiesen

werden. Hierdurch besteht in der Realitdt keine Beratungsnotwendigkeit. Die notwendige

13 Die WTG-Behorde ist fur die Priufung der Einhaltung der baulichen Anforderungen aller
Leistungsangebote nach dem Wohn- und Teilhabegesetz zustandig.
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Fachkompetenz fir etwaige einfachste Behandlungspflege ist auch ohne eine entsprechende

Fachkraft zu erwarten und damit nicht zusatzlich zu refinanzieren.

1.2.2. Ermittlung der Assistenzleistungen

Insgesamt wurden die Bedarfe von 16 Leistungsberechtigten mit einer geistigen Behinderung
ermittelt. Die Gesprachsfihrung erfolgte durch eine Mitarbeiterin des Projektes TexLL
(ehemalige Hilfeplanerin) und einem von zwei Hilfeplanern im Wechsel, die zuvor in die neue
Leistungssystematik und der Anwendung des provisorisch angelegten Excel-Tools
eingearbeitet wurden. Mitschriften wahrend des Gesprachs konnten gréBtenteils direkt digital
in eine BEl NRW 2.0 Entwurfsfassung eingetragen werden. Teilweise gab es abermals
technische Probleme. In der Nacherfassung wurde die Leistungsfestlegung der Bedarfe mithilfe
eines weiteren Excel-Tools vorgenommen. Zusatzlich begleitete eine weitere Person aus dem
Projekt TexLL oder aus dem Kompetenzzentrum Soziale Teilhabe als teilnehmende
Beobachtende die Gesprache, um Erkenntnisse zu den Rahmenbedingungen der Erprobung,
zu der Darstellung von pflegerischen Bedarfen und zur Beantwortung der Leitfragen der
wissenschaftlichen Begleitstudie durch die Unternehmensberatung Kienbaum (siehe Kapitel 7)
zu erhalten.

In der folgenden Abbildung (5) werden die ermittelten Assistenzbedarfe (Stunden) fir ein Jahr,
unterteilt nach ,Qualifizierter' und ,Unterstlitzender Assistenz' sowie nach ,Unterstltzender

Assistenz mit pflegerischen Charakter’ dargestellt.

Assistenzbedarfe je Person und Jahr
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Abbildung 12: Assistenzbedarfe pro Leistungsberechtigten / Jahr
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In Summe wurden 1.486 Stunden ,Qualifizierte Assistenz’, 2.027 Stunden ,Unterstiitzende
Assistenz’ sowie 86 Stunden ,Unterstlitzende Assistenz mit pflegerischen Charakter’ ermittelt.
Pro Woche fallen so durchschnittlich ca. 1 Stunde und 45 Minuten ,Qualifizierte Assistenz' und
ca. 2 Stunden und 30 Minuten ,Unterstlitzende Assistenz’ sowie 6 Minuten ,Unterstiitzende
Assistenz mit pflegerischen Charakter’ pro Leistungsberechtigten an. Die prozentuale

Verteilung der Bedarfe stellt sich wie folgt dar (Abb. 6):

% VERTEILUNG DER BEDARFE

120,0%

100%
100,0%

80,0%

60,0% 56,3%

41,3%
40,0%

20,05

2,4%

0,0% —

Qualifiziert Unterstiitzend Unterstiitzend m. Pflege Gesamt
Abbildung 13: %-Verteilung der Bedarfe
Betrachtet man die ermittelten Assistenzbedarfe pro Lebensbereich, ergibt sich eine

differenzierte Betrachtungsweise. Aus der folgenden Abbildung (7) lasst sich erkennen, wie sich

die Verteilung der unterschiedlichen Assistenzen pro Lebensbereich darstellt.
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Bedarfe nach Lebensbereichen und Assistenzarten

o Qunlifipert  wUmenstutiend  w Ustertitrend m Plage

o 10% e I “m SN Loy o Lo L s

R R N T N e A T U Ry 11,
I lemen wnd Winessunwendung IR 1 qv

2. Nig= A . ﬁ“\
igemene Aufgaden

. Anforderungen
= T
3 Ko ation
?ﬂ\
¢ MaSid
57%

5o Sebaversorpung I

S e ————————————eey 50N

7 Wiet personelle ety v ————————————— 7"
Imersitionen und Berehurgen

E Secewtende LeDensherziche Ay ———— 4%

9 Gemesachaty . 4% ey

Vi wnd gasnbrgaciches leben

[ epesepes— A
T e ) (RRC] 5,

Abbildung 14: Bedarfe nach Lebensbereichen und Assistenzarten

Aussagen zu der generellen Verteilung der bendtigten Assistenzleistungen pro Lebensbereich

lassen sich bei Betrachtung der folgenden Abbildung (8) treffen:

Assistenzstundenbedarfe nach Lebensbereichen
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Abbildung 15: Assistenzstundenbedarfe nach Lebensbereichen
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Deutlich wird, dass sich diese im Wesentlichen auf die Lebensbereiche 5, 6, 7 und 9
konzentrieren. Mit Hilfe der ICF-ltems™ lassen sich zudem die zeitlich umfangreichsten Bedarfe

je Lebensbereich auswerten:

/ Lebensbereich ,Selbstversorgung’ (5) \

- Eigene Gesundheitssorge

Lebensbereich ,Hausliches Leben’ (6)

- Einkaufen, kochen und Ordnung

Lebensbereich ,Interpersonelle Interaktionen und Beziehungen’ (7)
- Beziehungsgestaltung, Partner*innenschaft

Lebensbereich ,Gemeinschaftliches, soziales und staatsbiirgerliches Leben’ (9)

& - Freizeitaktivitaten /

Aus den ermittelten Assistenzbedarfen™ konnte das fiir die Ausfiihrung der Leistungen

bendtigte Personal berechnet werden:

Anzahl VK Q.-Assistenz U.-Assistenz Gesamt Summe
Fachkrafte 1,21 0,48 1,69
Nichtfachkrafte 1,13 1,13
Summe 1,21 1,61 2,82

*Inklusive Indirekte/ Mittelbare Leistungen

Tabelle 4: Anzahl VK auf Grundlage der ermittelten Assistenzbedarfe

1.2.3. Erkenntnisse

Die Durchfihrung der Erprobung im Leistungsangebot B hat auf mehreren Ebenen zu
aufschlussreichen Informationen zur konzeptionellen Ausrichtung des Umstellungsverfahrens

und zur Optimierung interner Verfahrensablaufe gefihrt.

4 vgl. WHO (2005): ICF - Internationale Klassifikation der Funktionsfahigkeit, Behinderung und Gesundheit. Genf:
WHO.

"> Hinsichtlich der Gemeinsamen Leitungserbringung gem. § 116 Abs. 2 Nr. 6 SBG IX ist auszufithren, dass aufgrund
noch fehlender Vorgaben ausschlieBlich 1:1 Assistenzen angesetzt wurden.
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Insbesondere in Bezug auf die personenzentrierte Bedarfsermittlung hat sich gezeigt, dass die
Komplexitat der neuen Leistungs- und Vergltungssystematik sowie die Weiterentwicklung des
BEI_NRW 2.0 mit den genutzten Provisorien erhdhte Anforderungen und zeitliche Ressourcen
fur die Hilfeplanung bedeuten.

Wahrend der Ermittlung des Fachmoduls Wohnen kristallisierten sich im Laufe der Erprobung
mehrfach Schnittstellen zu den Assistenzleistungen heraus, die die Ausrichtung an den
individuellen Bedarfen der Leistungsberechtigten im Fachmodul sowie eine enge

Zusammenarbeit zwischen der Regional- und Hilfeplanung erforderlich werden lassen.

2. Umstellungsverfahren

2.1.Prozessbeschreibung
Auf Grundlage der vorangegangenen Erprobungen in den Einrichtungen A und B ist folgender

Prozess zum Umstellungsverfahren konzipiert worden:

Abbildung 16: Verfahren der Umstellung Il in besonderen Wohnformen

Der Prozess bildet interne Prozesselemente ab und markiert externe Uberschneidungspunkte

mit dem Leistungserbringer. Nachfolgend Erlauterungen zu den einzelnen Elementen:

Auftaktgesprdch
Das Auftaktgesprach findet, wenn maoglich, vor Ort in der besonderen Wohnform statt, um
bereits erste Eindriicke der gegebenen Raumlichkeiten zu erhalten. Neben dem Regionalteam

nehmen an diesem Termin auch die Mitarbeiter*innen des Projektes TexLL teil. Auf der
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Leistungserbringerseite kdnnen neben der Geschaftsfihrung und der Einrichtungsleitung
weitere Mitarbeiter*innen teilnehmen, wie z.B. die Teamleitung und das Betreuungspersonal
des jeweiligen Leistungsangebotes. Die Leitung des Projektes TexLL prasentiert einen Input
zum Verfahren. Zusatzlich wird dem Leistungserbringer eine Mappe mit den fir die Umstellung
Il bendtigten Dokumenten ausgehdndigt. Das Auftaktgesprach soll Gelegenheit geben, sich
gegenseitig kennenzulernen, dem Leistungserbringer alle wesentlichen Informationen zur
bevorstehenden Umstellung Il mitzuteilen und Absprachen zu bevorstehenden Terminen zu

koordinieren.

Leistungserbringer: Bearbeitung Mappe Umstellung Il

Der Leistungserbringer hat fir die Bearbeitung und Einreichung der Unterlagen ab digitaler
Aushandigung bis zu vier Wochen Zeit. Falls einzelne Dokumente schon friher fertiggestellt
werden, koénnen diese vor Ablauf der Frist an die zustandigen Mitarbeiter*innen des

Regionalteams zugesendet werden.

Gesprdchsabend fiir Leistungsberechtigte + Angehdrige

Bei Bedarf wird den Leistungsberechtigten und etwaigen Begleitpersonen (z.B. Angehdorige,
Partner*in) ein Gesprachsabend zur bevorstehenden Umstellung Il, insbesondere zu der
individuellen Bedarfsermittlung angeboten. Die einzelnen Schritte der Umstellung sowie
mogliche Auswirkungen auf die Leistungsberechtigten sollen hier dezidiert erldutert werden.
Es gibt auBerdem Raum fur Anmerkungen und Fragen. Dariber hinaus soll der Abend die
Moglichkeit des gegenseitigen Kennenlernens bieten. Die Terminierung und raumliche
Ausrichtung des Abends wird mit dem Leistungserbringer im Auftaktgesprach besprochen. Die
Leistungsberechtigten und ggf. der*die gesetzliche Betreuer*in erhalten im Anschluss eine

Einladung per Post.

Ermittlung Fachmodul

Die Regionalplaner*innen beginnen anhand der vom Leistungserbringer eingereichten
Unterlagen mit der Ermittlung des Fachmoduls. Anhand des Fachkonzeptes wird das
Leistungsangebot auf seine bedarfsgerechte Struktur hin Uberprift und u.a. Bedarfe an
Prasenzkraften, die gemeinschaftliche Nutzung von Ressourcen, die Erflllung gesetzlicher

Auflagen und den allgemeinen Umfang an Sozialraumarbeit festgestellt. Hierbei steht die
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Regionalplanung in Kontakt mit dem Leistungserbringer, sofern Unklarheiten und/oder offene

Fragen bestehen.

Ermittlung Orgamodul

Die Vergutungsverhandler*innen  beginnen gleichzeitig —mit der Ermittlung des
Organisationsmoduls.  Fachleistungsflachen,  Betriebskosten, der Personalaufwand fir
Verwaltung und Leitung sowie die tariflichen Einstufungen des gesamten Personals — auch im
Rahmen des Fachmoduls - werden bemessen und rechnerisch ermittelt. Auch die
Vergiitungsverhandlung nimmt Kontakt zum Leistungserbringer auf, sollten noch Unklarheiten

zu den eingereichten Unterlagen bestehen.

BEI_NRW Gesprdiche

Die Planung der BEI_NRW Gesprache wird mit dem Leistungserbringer bereits im
Auftaktgesprach vorgenommen. Die Terminierung findet anschlieBend in Absprache zwischen
dem Leistungserbringer und dem Leistungsberechtigten statt. In den Gesprachen werden die
Lebenssituation und Winsche der Leistungsberechtigten in den verschiedenen
Lebensbereichen wie Wohnen, Arbeiten, Haushalt, Freizeit, Soziale Beziehungen erortert und
dokumentiert. ~ Aus den dokumentierten Informationen und  Winschen  des
Leistungsberechtigten werden anschlieBend gemeinsam Handlungsziele formuliert, die in einer
MaBnahmenplanung minden kdnnen, aber nicht missen. Im Gesprach selbst werden hierzu
Anregungen gegeben und ggf. mdgliche MaBnahmen beschrieben. Nach der Ziel- und

MaBnahmenvereinbarung ist die Bedarfsermittlung zunachst beendet.

Ermittlung Assistenzleistungen
Die Assistenzleistungen werden von den Hilfeplaner*innen auf Basis der dokumentierten
Inhalte zeitnah festgelegt. Bei der Ermittlung werden die Bedarfe den entsprechenden Formen

der verschiedenen Assistenzleistungen zugeordnet und entsprechend ausgewiesen.

Verhandlungsgesprich
Die Vergltungsverhandler*innen versenden zur Vorbereitung auf das abschlieBende

Verhandlungsgesprach zunachst die relevanten Daten an den Leistungserbringer. Im
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Verhandlungsgesprach werden die Assistenzbedarfe und Module inhaltlich und monetédr mit

dem Leistungserbringer abgestimmt.

Ergebnisgesprdch Leistungsberechtigte (optional)
Bei Bedarf bespricht der*die Hilfeplaner*in die Leistungsfestlegung mit dem*der

Leistungsberechtigten.

Versand Vereinbarungen / Leistungsbescheide
AbschlieBend werden die Leistungs- und Vergltungsvereinbarung durch die Regionalplanung
sowie Vergitungsverhandlung an den Leistungserbringer und die Leistungsbescheide durch

die Hilfeplanassistenz an die Leistungsberechtigten versandt.

2.2. Kommunikationskonzept
Von Marz bis Juli 2020 hat sich das LWL-Teilprojekt TexLL in Kooperation mit der Referentin
fir ~ Kommunikation  des  LWL-Sozialdezernates mit  der  Konzipierung eines
Kommunikationskonzeptes zur Umstellung Il in besonderen Wohnformen befasst. Durch die
Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe zu einem modernen Teilhaberecht und der damit
verbundenen Einfihrung einer neuen Leistungs- und Vergltungssystematik kommt es zu
weitreichenden Veranderungen innerhalb der Verwaltungspraxis, die einer durchdachten
Informationspolitik und klaren Kommunikationsstruktur bedirfen. Das Konzept sieht vor,
diesen Herausforderungen mit unterschiedlichen MaBnahmen sowohl auf internen als auch auf

externen Kommunikationswegen zu begegnen, wie die folgende Abbildung (17) zeigt:
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Newsletter

—

pu Abt. 60
Online-Prasentation
|
INTERN - | |
| - Regionalteams — Fachschulung

| |
| Informations- |

— Referat 2, 3 +8

veranstaltung

Informations- |

= LE / keine Umstellung i
| schreiben |
- LE /Umstellung | Auf;;l:‘tt?ne:z:':rc‘h / |
| |
EXTERN —
| -
LB, Angehdrige/ |— Gespréachsrunde |
Bezugspersonen | |
| Informations- |
— Fachwelt

veranstaltungen |

Abbildung 17: MaBnahmen der internen und externen
Kommunikation zur Umstellung Il in besonderen Wohnformen

Als interne Dialoggruppen wurden die Abt. 60 gesamt, die klinftigen Regionalteams sowie die
Referate 2,3 und 8 ausgelotet. Sie sollen Uber unterschiedliche MaBnahmen stetig aktuelle
Informationen zum Sachstand der LRV-Umsetzung und Umstellung Il in besonderen

Wohnformen erhalten.

Fir die Abt. 60 gesamt ist hierflr ein ,niedrigschwelliger’ Zugang angedacht, der Uber einen
regelmaBig erscheinenden Newsletter, die Bereitstellung relevanter Dokumente sowie eine

abrufbare Online-Prasentation gewahrleistet werden soll.

Eine intensivere Auseinandersetzung mit der neuen Leistungs- und Vergutungssystematik ist
Uber die geplanten Fachschulungen fiir die sogenannten Regionalteams vorgesehen. Weitere
Dialoggruppen sind neben der Abt. 60 und der Regionalteams die Referate 2, 3 und 8. Fir die
dort tatigen Mitarbeiter*innen werden Informationsveranstaltungen als Prasenztermine
ausgerichtet, die Uber die Online-Prasentation hinausgehendes Wissen und Informationen

Uber die neue Leistungssystematik und dem Verfahren der Umstellung Il enthalten.
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Als externe Dialoggruppen sind die Leistungserbringer*innen der Region Westfalen-Lippe, die
Leistungsberechtigten, ihre Angehdrigen und rechtliche Betreuer*innen sowie die ,Fachwelt’
identifiziert ~ worden. Die Leistungserbringer*innen  sollen ein ,obligatorisches’
Informationsschreiben per E-Mail erhalten, in dem sie zum geplanten Verfahren zur Umstellung
Il in besonderen Wohnformen in Kenntnis gesetzt werden. In Kirze umzustellende
Leistungserbringer*innen  werden zu Beginn des Prozesses zusatzlich zu einem
Auftaktgesprach eingeladen, in dem sie Uber wesentliche Inhalte der neuen Leistungs- und
Vergltungssystematik informiert werden. Sie erhalten insbesondere Informationen zum

bevorstehenden Prozess, die zusatzlich in Form eines Printmediums ausgehandigt werden.

Fur die in der besonderen Wohnform lebenden Leistungsberechtigten, ihre Angehdrigen und
rechtlichen Betreuer*innen als weitere Dialoggruppe werden Gesprachsrunden angeboten. Die
einzelnen Schritte der Umstellung sowie mogliche Auswirkungen auf die Leistungsberechtigten
sollen hier dezidiert erldutert und Raum fiir Anmerkungen und Fragen gegeben werden.

Far die Fachwelt (Fachleute sowie Organisationen, die mit der Thematik
theoretisch/wissenschaftlich, aber auch praktisch befasst sind, wie z.B. die Spitzenverbande der
Leistungserbringer, ortliche Trager, Behorden, Hochschulen und Politik) ist die Austragung
offentlicher Informationsveranstaltungen angedacht, um gemeinsam in einen fachlich
kooperativen Dialog treten zu koénnen. Auch sind Besuche von externen Tagungen /

Kongressen zur Vorstellung der Thematik denkbar.

3. Mitwirkung und Tatigkeiten in Arbeitsgruppen

3.1.AG Praxis: Erstellung eines Praxisleitfadens
Das Projekt TexLL hat von September bis Dezember 2019 die Arbeitsgruppe ,Praxis” etabliert,
die sich mit der Erarbeitung eines Leitfadens zur Bestimmung der Assistenzleistungen und ihrer
Abgrenzung von dem Element Fachmodul Wohnen auseinandergesetzt hat. AbschlieBend
abgestimmt wurde der Leitfaden Anfang September 2020. Die AG Praxis setzte sich aus den
folgenden Teilnehmenden zusammen: Sechs Vertreter*innen externer Leistungserbringer
sowie acht Mitarbeiterinnen aus unterschiedlichen  Funktionsgruppen des LWL-
Inklusionsamtes Soziale Teilhabe (Regionalplanung: 2, Einzelfallhilfe / Hilfeplanung: 2,

Kompetenzzentrum Soziale Teilhabe: 1, Projekt TexLL: 3).
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Die Arbeitsgruppe befasste sich mit Praktikabilitatsfragen zu den
Rahmenleistungsbeschreibungen und Definitionen des Rahmenvertrages des Landes
Nordrhein-Westfalen gem. § 131 SGB IX (LRV). Hierbei wurden insbesondere die
Assistenzleistungen gem. §§ 133, 78 SGB IX im Kontext besonderer Wohnformen gem. § 42a
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 3 SGB XII betrachtet. In den Sitzungen der Arbeitsgruppe
wurden Moglichkeiten zur Abgrenzung erdrtert, die sowohl fir die Praxis der zukiinftigen
Bedarfsermittlung, als auch bei der zukiinftigen Leistungserbringung von Bedeutung sein
kdnnen. Im Ergebnis sind praxisnahe Fragestellungen entstanden, die mit entsprechenden
Erlduterungen und Empfehlungen beantwortet wurden. Insgesamt kann der Praxisleitfaden fir
die Umstellung auf die neue Leistungs- und Vergltungssystematik eine praktische

Orientierungshilfe darstellen.

3.2.UAG Fachmodul: Leitfaden Fachmodul Wohnen
Von Januar bis Marz 2020 tagte regelméaBig eine neu einberufene interne Arbeitsgruppe, die
sich  konstituierend mit dem Fachmodul Wohnen auseinandergesetzt hat. Der
Teilnehmer*innenkreis setzte sich aus fiinf Regionalplaner*innen, eine*m Mitarbeiter*in der
Qualitatsprifung und zwei Mitarbeiter*innen des Projektes TexLL zusammen. Ergebnis der AG
war ein Entwurfspapier fir einen Leitfaden zur Ermittlung des Fachmoduls Wohnen, welches
im Anschluss durch Mitarbeiter*innen des Projektes TexLL konzeptionell ausgearbeitet wurde.
Der Leitfaden beinhaltet eine Beschreibung der einzelnen Leistungselemente, Kriterien fir die
Abgrenzung der einzelnen Leistungselemente untereinander, zu den Assistenzleistungen und

dem Organisationsmodul.

3.3.AG BEI_NRW_2.0: Weiterentwicklung des Bedarfsermittlungsinstrumentes
Seit Juli / August 2019 tagt die interne AG BEI_NRW_2.0 mit dem Auftrag, den BTHG-
Leitgedanken der Personenzentrierung sowie die neue Leistungssystematik in das
Bedarfserhebungsinstrument zu integrieren und die Handhabung verwaltungsékonomischer
zu gestalten. Konsentierte Entwiirfe etwaiger Uberarbeitungen werden gemeinsam mit dem

LVR abgestimmt. Mitarbeiter*innen des Projektes TexLL sind Mitglieder der AG und fortlaufend
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an der Uberarbeitung beteiligt. An der externen Abstimmung mit dem LVR nehmen ebenfalls
eine Mitarbeiterin sowie die Leitung des Projektes teil.

Im Rahmen der Erprobung der Umstellung Il auf die neue Leistungssystematik im
Leistungsangebot B entwickelte TexLL unter Beriicksichtigung der Anforderungen an das
BEI_NRW 2.0 ein Excel-Tool zur Darstellung der Leistungsfestlegung ermittelter

Assistenzbedarfe. Dieses befindet sich aktuell in der Uberarbeitung.

Im Rahmen einer internen Unterarbeitsgruppe der AG BEI_NRW_2.0 befasste sich TexLL mit
den notwendigen Voraussetzungen und Maoglichkeiten einer Ermittlung und Abbildung von
Pflegebedarfen im Instrument. Ergebnis ist, dass die Bedarfe als Assistenzleistungen mit
pflegerischem Charakter im BEI_NRW abzubilden sind. Die tatsachlichen individuellen Bedarfe
der Grundpflege und einfachsten MaBnahmen der Behandlungspflege sind von der
Hilfeplanung zu beurteilen/ zu ermitteln. TexLL empfiehlt Schulungen zu dieser Thematik, um
allen Hilfeplaner*innen ausreichende und fundierte Kenntnisse bei der Ermittlung der
pflegerischen Bedarfe vermitteln zu kdnnen. Zusatzlich wurde ein Kriterienkatalog erstellt, der
den Hilfeplaner*innen bei entsprechenden Bedarf das Hinzuziehen eines Expert*innenteams
ermoglicht. Die UAG pladiert dafir, dieses ,Pflege - Expert*innenteam’ im ,Kompetenzzentrum

Soziale Teilhabe' im Referat 3 des ,LWL - Inklusionsamtes Soziale Teilhabe' zu installieren.

4. Wissenschaftliche Begleitung

Das LWL-Teilprojekt TexLL wird als eines von bundesweit 28 Modellprojekten gem. Art. 25
Abs 3 BTHG von einer durch das BMAS beauftragten Unternehmensberatung’®
wissenschaftlich begleitet, die den Auftrag hat, eine Untersuchung Uber die Wirkungen der
reformierten Eingliederungshilfe vorzunehmen. Das LWL-Teilprojekt TexLL erhebt fir die
angestrebte Begleitstudie Daten von Leistungsberechtigen zu den Regelungsbereichen
Assistenzleistungen’ (2), Wunsch- und Wahlrecht' (4), ,Gemeinsame Inanspruchnahme’ (5),
,Trennung der Leistungen’ (6) und zukiinftig voraussichtlich ,Freie Barmittel’ (7), um sie an

Kienbaum zur Auswertung zu Ubermitteln. Zuletzt sind Daten aus der Erprobung der

Umstellung 1l auf die neue Leistungssystematik von Leistungsberechtigten aus zwei

16 Kienbaum Consultants International GmbH
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besonderen Wohnform (Einrichtung A und B) sowie zur Erfassung von Leistungen im Rahmen
der Elternassistenz in die Erhebung eingeflossen.

Uberdies hat TexLL in diesem Jahr an den von Kienbaum jahrlich veranstalteten Workshops zu
den Regelungsbereichen 2, 4, 5 sowie 6 im Februar und Marz 2020 teilgenommen und die
Moglichkeit des inhaltlichen Austausches der Projekte untereinander genutzt. TexLL
prasentierte hier einen Input zum erstellten Praxisleitfaden und zur Ausrichtung der zweiten

Projektphase.

5. Auswertung der Wohn- und Betreuungsvertrage

Durch die Trennung der Leistungen zum Lebensunterhalt von den Fachleistungen kam es zu
weitreichenden Anderungen im Verhiltnis zwischen den Menschen mit Behinderung und den
besonderen Wohnformen. Fir die Leistungserbringer wurden aus Bewohner*innen pldtzlich
Mieter*innen/  Kund*innen. Dadurch  wurde der Abschluss von Wohn- und
Betreuungsvertragen notwendig. Im Rahmen des Projektes wird untersucht, welche
Auswirkungen der Abschluss einer Sachleistungspauschale auf die Barmittel hat und welche
Tendenzen im Bereich Wohnen zu erkennen sind.

Daher wurden die (22.000) stationdren Leistungsberechtigten vom LWL gebeten, dem LWL
freiwillig ihre neuen, ab dem 01.01.2020 gultigen Wohn- und Betreuungsvertrage zur
Verfigung zu stellen. Es sind ca. 2.200 Vertragskopien (teilweise allerdings unvollstdndig)
eingegangen. Die relevanten Informationen und Kennzahlen aus den Vertragen (Trager, Miete,
Sachleistungspauschale, Wohnraum) werden von Mitarbeitenden des LWL-Teilprojektes TexLL

fur Auswertungen in einer Datenbank anonymisiert erfasst.

Erfasste Vertrage: 1.664 (Stand: 21.09.2020)
= davon enthielten 80% (1.339) der Vertrage Angaben zu den Sachleistungspauschalen

= davon enthielten 90% (1.490) der Vertrage Angaben zu der Miethdhe

Die im folgenden dargestellten Ergebnisse bilden lediglich eine Tendenz ab und kdnnen daher

nicht fur alle Menschen mit Behinderung herangezogen werden.
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5.1.Sachleistungspauschale
Nach Anlage U, Kapitel 2.1. des Rahmenvertrages nach § 131 SGB IX Nordrhein-Westfalen,
Stand: 23.07.2019 kann der Leistungserbringer zur Sicherung des Lebensunterhaltes auf
vertraglicher Grundlage fir die leistungsberechtigte Person Waren, z. B. zur Erndhrung,
Reinigung und Pflege der Wasche beschaffen. Diese werden von den leistungsberechtigten
Personen aus lhren eigenen finanziellen Mitteln bestritten. Seit dem 01.01.2020 erhalten
leistungsberechtigte Personen in Gemeinschaftswohnheimen finanzielle Mittel in Hohe der
Regelbedarfsstufe 2, um Leistungen zum Lebensunterhalt bestreiten zu kdnnen. Bei der
Auswertung der Sachleistungspauschale wurde Uberprift, welche finanziellen Auswirkungen

dies fur die Menschen mit Behinderung hat.

Bis zum 31.12.2019 erhielten die Menschen in Westfalen-Lippe monatlich 116,64 Euro Barmittel
sowie durchschnittlich eine jahrliche Bekleidungspauschale in H6he von 225,00 Euro. Pro
Monat standen also durchschnittlich 135,39 Euro zur Verfligung. Ausgewertet wurde, wie viel
den Leistungsberechtigten nach Abzug der Sachleistungspauschale vom Regelbedarf zur freien
Verfigung stehen - ob es mehr oder weniger als die durchschnittlichen 135,39 Euro sind.

Hierzu lieBen sich 1.339 Vertrage auswerten. Die folgende Grafik stellt das Ergebnis dar:
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Finanzielle Verbesserung/Verschlechterung

| ] ] I\ v Ul Gesamt
100%
a0%
60%
96% 100% 97%
- % 87%
40% 7%
20% 43%
0% —B%— —_—
= 5% %
-13%
-23%
-20%
-57%
-40%
Schlechter Besser
-60%
Vertrage | Il ]l v vV Vi Gesamt
Anzahl 54 541 367 109 233 35 1.339
Verschlechtert 2 123 22 0 7 20 174
Verbessert 52 18 345 109 226 13 1,165

Abbildung 18: Finanzielle Verbesserung / Verschlechterung hinsichtlich der zur
Verfiigung stehenden Barmittel
Wie die folgende Grafik zeigt, ist der Abzug fiir die Sachleistungspauschale bei der | am
niedrigsten und bei den VI - Anbietern am hdchsten. Leistungsberechtigte, die in I-
Einrichtungen leben, verbleibt folglich im Vergleich zu den in Abb. 1 untersuchten Anbietern
der hochste Barbetrag, wahrend den Leistungsberechtigten, die bei VI - Anbietern leben, die
geringsten Barmittel zur Verfligung stehen. Zu berlicksichtigen ist hierbei allerdings, dass die
Anzahl der erfassten Vertrage teilweise stark divergiert und die Ergebnisse lediglich eine

Tendenz wiederspiegeln.
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(@ Hohe der Sachleistungspauschale pro Spitzenverband
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Abbildung 19: Durchschnittliche Héhe der Sachleistungspauschale pro Spitzenverband

Abbildung 19 stellt die durchschnittiche Ho6he der Sachleistungspauschalen pro
Spitzenverband in Euro dar. Wahrend bei der | die Summe mit 197,85 Euro am niedrigsten
ausfallt, erheben die VI Anbieter mit einer Summe von 23511 Euro die hdchste

Sachleistungspauschale.

Verbleibende finanzielle Mittel pro
Leistungsberechtigten

200,00 £ 19115 €
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187,15 € .
17880¢ 17907  BLBTE
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100,00 €
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Abbildung 20: Verbleibende finanzielle Mittel pro Leistungsberechtigten
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In Abbildung 20 ist dargelegt, wie viel den Leistungsberechtigten pro Anbieter nach Abzug der
Sachleistungspauschale verbleiben. Im Durchschnitt stehen den Leistungsberechtigten 183

Euro monatlich zur freien Verfigung und somit mehr, als vor der Umstellung .

Bei der Auswertung der Vertrage fiel auf, dass die Anbieter eine unterschiedliche
Preisgestaltung bei ihren angebotenen Dienstleistungen verfolgen. Fir identische
Dienstleistungen sind groBe Preisschwankungen zwischen den Anbietern zu konstatieren. So
wurde beispielsweise bei einem Vergleich der Speisenversorgung eine Differenz von tber 60,00
Euro monatlich zwischen verschiedenen Anbietern festgestellt. Das spiegelt sich auch in der

durchschnittlichen Hohe der Sachleistungspauschale wieder.

5.2.Mietpreise
Bei der Untersuchung der Mietpreise wurde in den Blick genommen, wie hoch der Anteil der
Einrichtungen ist, die mit Ihrer geforderten Miete Gber der Angemessenheitsgrenze von 125%
liegen. Fir den Bereich Miete waren 1.490 Vertrage auswertbar. Die Ergebnisse sind in der

folgenden Grafik dargestellt:

Anteil Uberschreitung Angemessenheitsgenze pro Spitzenverband
120%

100%

Bl%e

60%%

40%

20%

0%
Il ] v v Al

HMiete </=125% B Miete >125%

Gesamt

Vertrage | Il [} Y vV Vi Gesamt
Anzahl 61 603 412 120 251 43 1.490
Davon = 125% |27 162 148 107 47 13 504
Davon </= 125%|34 a4 264 13 204 30 986

Abbildung 21: Anteil der Uberschreitung der Angemessenheitsgrenze von 125%
bei den erhobenen Mietkosten pro Spitzenverband
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Im weiteren Verlauf wurde untersucht, ob sich die Uberschreitungen regional und/oder
tragerspezifisch eingrenzen lassen. Festgestellt wurde, dass sich die Abweichungen der | im
Wesentlichen auf den Kreis Recklinghausen konzentrieren. Bei der Il lassen sich die
Uberschreitungen auf einen groBen, westfalenweit tatigen Trager zuriickfihren. Die
Uberschreitungen der Il werden durch lokale Anbieter in den Kreisen Lippe und Markischer
Kreis verursacht. Die Uberschreitungen der IV wird durch einen groBen westfalenweit tatigen
Trager verursacht. Die Abweichungen der V sind weder trdger- noch kreispezifisch. Die
Abweichungen bei den VI Anbietern kommen aus den Kreisen Herford und Minden Liibbecke.
Grundséatzlich  wird noch zu untersuchen sein, aus welchen Grinden die die

Angemessenheitsgrenze Ubersteigenden Kosten entstanden sind.

5.3.Kreise und kreisfreie Stadte
Auf regionale Unterschiede wurden Kreise und kreisfreie Stadte ab 20 eingegangenen
Vertrdgen hin untersucht. Vierzehn Kreise/kreisfreie Stadte konnten so in die Auswertung

einbezogen werden.

Stadt/Kreis Vertrige
Bielefeld 38
Borken 57
Coesfeld 44
Dortmund 22
Gelsenkirchen 33
Giitersloh 23
Hochsauerlandkreis 34
Lippe 31
Markischer Kreis 41
Miinster 37
Recklinghausen 138
Soest 44
Steinfurt 95
Warendorf 22
Summe 659

Tabelle 5: Anzahl untersuchter Vertrige pro
Kreis/kreisfreier Stadt

Der Fokus dieser Untersuchung lag im Vergleich der Mieten je Quadratmeter in Verbindung

mit den durchschnittlich angemessenen tatsachlichen Aufwendungen fir die Warmmiete von
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Ein-Personen-Haushalten im angegebenen Gebiet je gemieteten Quadratmeter'’. Zunichst

wurde mit Hilfe der Vertrage die durchschnittliche Miete je Quadratmeter ermittelt.

Kreis/5tadt Miete/QM

Markischer Kreis 11,38 €
Steinfurt 13,66 €
Lippe 14,59 €
Hochsauerlandkreis 14,85 £
Borken 1512 €
Bielefeld 15,28 €
Recklinghausen 15,52 €
Warendorf 1575 €
Minster 15,96 €
Gitersloh 168,37 £
Gelsenkirchen 1644 €
Coesfeld 16,68 €
Soest 17,53 £
Dortmund 18,33 £€

Tabelle 6: Durchschnittliche Miete je Quadratmeter

Die Miete je Quadratmeter wurde anschlieBend der Vergleichsmiete je gemieteten

Quadratmeter gegeniibergestellt.

Kosten je Quadratmeter

20,00€ 1833€
17,53 ¢

18,00€ 15,28 €

1.5 17€

toase 1552 1596€ 1575¢ 1&7€

16,00€ 1485€  1a59¢ 1512¢
14,00€ T D D D D YR DR et
1200¢ 1138€ 1,50 € Lﬂ..c.“' Loze ML
1000 (9236 [B39E gy

B,00€

6,00€

4,00€

2,00€

-

&\6‘ e.
@5‘ & ¢‘ g@ <« c9 4 & &
*6 P o o o & o @ oF
Q‘@& 669 [ Qé‘

m Miete/OQM B Vergleichsmiete

7 im folgenden Vergleichsmiete genannt.
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Abbildung 22: Kosten je gm? gegeniiber der Vergleichsmiete

Dadurch wurde teilweise eine groBe Divergenz zwischen Miete It. Wohn- und

Betreuungsvertrag und der Vergleichsmiete sichtbar.

Abweichung %

<
7
-,-

-n.-

Abbildung 23: Héhe der Abweichung in %

Zieht man die Angemessenheitsgrenze von +25% hinzu, so sind insbesondere die Kreise und
kreisfreien Stadte Muinster, Borken, Coesfeld, Lippe, Gelsenkirchen, Hochsauerlandkreis und
Soest auffllig, da hier der Durchschnittspreis je Quadratmeter die Angemessenheitsgrenze je
Quadratmeter Uberschreitet. Daher wurde fir diese sieben Kreise/kreisfreien Stadte untersucht,

ob die Abweichung ein allgemeines Phanomen oder bestimmten Anbietern zuzuordnen ist.

Zu empfehlen wére bei einer Uberschreitung der Angemessenheitsgrenze die Uberpriifung der
Mietkalkulationen. Vergleicht man den bisher vom LWL bezahlten und auskémmlichen
Investitionsbetrag mit den im Mietvertrag ausgewiesenen Preisen, fallen groBe Abweichungen

auf, wie die folgende Abbildung zeigt:
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Abbildung 24: Monatliche Miete pro Leistungsberechtigten laut
WuB-Vertrag im Vergleich zum Invest-Wohnen LWL

6. Fazit

Durch die Arbeit im vergangenen Projektabschnitt konnte das LWL-Teilprojekt TexLL
Erkenntnisse zur Umstellung der besonderen Wohnformen auf die neue Leistungs- und

Vergltungssystematik generieren:

Eine zentrale Erkenntnis ist, dass die Umstellung der besonderen Wohnformen auf die neue
Leistungs- und Vergltungssystematik als eine gemeinschaftliche Aufgabe des kiinftigen
Regionalteams — bestehend aus der Regionalplanung, Vergutungsverhandlung und

Hilfeplanung —wahrgenommen werden sollte.

Die Ermittlung und Leistungsfestlegung aller Fachkomponenten (Assistenzleistungen, Fach-
und Organisationsmodul) kann nur bei gegenseitiger Kenntnis der jeweils eruierten /
verhandelten Inhalte zielfihrend erfolgen. Die individuellen Bedarfe der Leistungsberechtigten
lassen sich sowohl Uber die Assistenzleistungen als auch Uber einzelne Elemente des
Fachmoduls Wohnen decken, sodass es hier zu einer ,Uberversorgung” und
Doppelfinanzierung  kommen kdnnte. Diese Nahe besteht insbesondere beim
Leistungselement c) ,Gemeinsame Assistenzleistungen’ des Fachmoduls. Hier ist zu prifen,

welche Assistenzleistungen in Form von Gruppenangeboten innerhalb der Wohnform
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angeboten und durch die Leistungsberechtigten bedarfsdeckend in Anspruch genommen

werden.

Die Uberschneidungen der Fachkomponenten zeigen sehr deutlich auf, welche
Herausforderungen mit einer personenzentrierten Ermittlung einhergehen konnen. Sie
spiegeln aber auch den Stellenwert der individuellen Bedarfsermittlungen wieder, die auch im
Rahmen der Umstellung Il mit den Leistungsberechtigten vorgenommen werden mussen. Das
Gelingen der Gesprache ist - neben der personlichen Konstitution der Leistungsberechtigten -
auch von sonstigen Rahmenbedingungen abhangig, beispielsweise den Raumlichkeiten oder
den sonstigen Gesprachsteilnehmenden. Die Vorbereitung sollte entsprechend in Absprache
mit den Leistungsberechtigten und den —erbringern erfolgen. Noch offen ist die Frage, wie die
Bedarfsermittlung optimal mit Leistungsberechtigten erfolgen kann, die sich nicht mindlich
und/oder schriftlich duBern koénnen. Auch gibt es noch Optimierungsbedarf bei der
Persdnlichen Sicht, die fir einige Leistungsberechtigte schwer verstandlich ist. Perspektivisch
sollten hier zielgruppenspezifische bzw. -gerechte Anpassungen, z.B. in leichter Sprache

erfolgen.

Auf die Hilfeplanung kommen insgesamt aufgrund der Komplexitdt der neuen Leistungs- und
Vergutungssystematik erhdhte Anforderungen in fachlicher Hinsicht hinzu. Mdglichkeiten der
Unterstiitzung werden z.B. in der Ubertragung der Vor- und Nachbereitung der Gesprache auf
eine Assistenzkraft oder die Erstellung praxisnaher Schulungsinstrumente zu den Inhalten der
neuen Leistungssystematik gesehen. Das LWL-Teilprojekt TexLL hat hierzu bereits Ideen und

Inhalte entwickelt, die in der weiteren Erprobung Anwendung finden sollen.

Das Umstellungsverfahren geht mit weitreichenden Veranderungen einher, die nicht nur
verwaltungsintern, sondern auch fiir die Leistungsberechtigten und die Leistungserbringer
mitunter herausfordernd sein konnen. Durch das (externe) Kommunikationskonzept soll diesen
Herausforderungen auf vielfaltige Weise begegnet und eine gelingende Zusammenarbeit aller

gewahrleistet werden.

Trotz ihrer Komplexitdt hat sich die neue Leistungs- und Vergitungssystematik in ihrer

Differenzierung - insbesondere bei den Assistenzleistungen (Unterstiitzende Assistenz und
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Qualifizierte Assistenz) in den Erprobungen als praktisch umsetzbar erwiesen. Hilfreich und
handlungsleitend erschienen hierfir die Ausfiihrungen des Praxisleitfadens. Die dezidierte
Auseinandersetzung mit den Ausflihrungen der Assistenzleistungen im Rahmenvertrag des
Landes Nordrhein-Westfalen nach §131 SGB IX konnten durch TexLL im Zusammenspiel mit
Praktiker*innen im Praxisleitfaden durch praktische Beispiele und Auslegungen weiter prazisiert
werden. Die Notwendigkeit weiterer Prazisierungen wurden anhand des Praxisleitfadens von

der AG 4 ,Soziale Teilhabe” auf Landesebene aufgegriffen.

7. Ausblick

Fur das LWL-Teilprojekt TexLL steht eine weitere Erprobung der Umstellung Il auf die neue
Leistungs- und Vergitungssystematik in einer besonderen Wohnform an, Uber die im
Folgenden kurz berichtet wird. Aber auch weitere Aktivitaten werden das LWL-Teilprojekt TexLL

in den kommenden Monaten begleiten, wie die folgende Abbildung zeigt:

Sep '20 Jan' 2021

* Interne Informationsveranstaltungen zur « Erprobung (3) Umstellung II*
Umstellung Il Auftaktgesprach

Feb / Mrz ‘21 .. '21/'22

« E (3) Ull Fachschulung
« E(3) Ull BELLNRW HPG
« E (3) Ull Ermittlung Fach-/Orgamodul

« Planung Interne Bereitstellung diverser
Informationsmaterialien

« Planung Informationsschreiben zur

°E (_3) ull Gespréchsabend Umstellung 1l (Leistungserbringer)
Leistungsberechtigte « Externe Informationsveranstaltungen
'Fachwelt'

* Echtbetrieb Umstellung |I

*Abk.: E (3) Ull

Abbildung 3: Zeitplan

7.1.Erprobung
Im Januar 2021 hat eine weitere Erprobung der Umstellung Il auf die neue Leistungssystematik

in einer besonderen Wohnform begonnen. Neben der Ermittlung der Assistenzleistungen und
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des Fachmoduls Wohnen wird diese auch die Ermittlung des Organisationsmoduls umfassen.
Durch die Ermittlung sollen weitere Erkenntnisse zur konzeptionellen Ausgestaltung bzw.
Optimierung interner Verfahrensabldufe sowie weitere Daten fir die Kienbaum-Begleitstudie
generiert werden. Vorgesehen ist, dass das Regionalteam in dieser Erprobung erstmals
selbstandig agieren und bei Bedarf engmaschig durch die Mitarbeitenden des Projektes TexLL
unterstltzt wird. Durch die aktive Einbindung des zustdndigen Regionalteams soll die
Praxistauglichkeit des konzipierten Umstellungsverfahrens Uberpriift werden. Hierbei werden
unterschiedliche  Aspekte betrachtet: u.a. Dauer, Anzahl und Abstdnde der
Abstimmungsmomente, Kommunikations- und Informationsstrukturen im Team, die
gemeinsame Anwendung technischer Hilfsmittel / Tools. Eine TexLL Mitarbeiterin wird das
erstmals in dieser Erprobung weitgehend selbstandig agierende Regionalteam sowie den

Prozess koordinierend begleiten und evaluativ auswerten.

Ein weiterer Erprobungsgegenstand war die Fachschulung des Regionalteams im Februar 2021.
Sie diente der personlichen Auseinandersetzung sowie der theoretischen und praktischen
Erprobung der Umstellung Il und umfasste samtliche Inhalte der neuen Leistungs- und
Vergitungssystematik, ermoglichte aber auch das Kennenlernen  des  kinftig
zusammenarbeitenden Regionalteams untereinander. Die Ziele der Fachschulung werden

anhand eines Fragebogens Uberprift und die Ergebnisse ggf. fir Optimierungszwecke genutzt.

7.2. KommunikationsmaBnahmen

Die in Kapitel 2.2 beschriebenen MalBnahmen sollen insbesondere in den kommenden
Monaten umgesetzt werden. Im September 2020 fand hierzu bereits eine interne
Informationsveranstaltung zum angedachten Umstellungsverfahren fir Mitarbeitende des
Referates 3 statt. Ab dem 2. Quartal 2021 folgen die Planungen zu weiteren MaBnahmen
interner Kommunikation tber die Umstellung 1l der besonderen Wohnformen auf die neue
Leistungs- und Vergutungssystematik. Hierzu zdhlen u.a. eine Online-Prasentation, die der
Abteilung 60 zur Verfligung gestellt wird. Mit einem externen Informationsschreiben sollen
zudem die Leistungserbringer auf die bevorstehende Umstellung Il vorbereitet werden.

Im Rahmen der Erprobung wird fir die Leistungsberechtigten bei Bedarf ein Gesprachsabend
zur Information Uber den Ablauf der Umstellung 1l und den bevorstehenden

Bedarfsermittlungsgesprachen eingerichtet. Sofern  diese  Option durch  die
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Leistungsberechtigten und ggf. weiteren Begleitpersonen wahrgenommen wird, stellt dieses
Element ebenfalls einen Erprobungsgegenstand dar.

Ab 2021/'22 kdnnten externe Informationsveranstaltungen fiir ein Fachpublikum folgen. Hierzu
werden Veranstaltungen und Tagungen fortlaufend gesichtet sowie Moglichkeiten ausgelotet.

Feststehende Termine gibt es derzeit noch nicht.

7.3.Thematische Schwerpunkte
Die Anwendung der neuen Leistungssystematik auf die Fallgestaltung der Elternassistenz wird
voraussichtlich ein thematischer Fokus sein, mit dem sich das Projekt u.a. in den kommenden
Monaten und in 2021 naher befassen wird. Daten erster Bedarfsermittlungen sind bereits zur

Verwendung in der wissenschaftlichen Begleitstudie in 2020 Gibermittelt worden.

Die gemeinsame Leistungserbringung nach § 116 Abs. 2 Nr. 6 SGB IX stellt mit dem Wunsch-
und Wahlrecht des Leistungsberechtigten im Sinne des § 104 SGB IX ein weiteres Themenfeld
dar. Das LWL-Teilprojekt TexLL wird sich in diesem Zusammenhang eingehender mit der
Auslegbarkeit der Zumutbarkeit und Angemessenheit etwaiger Winsche und der

Leistungsbewilligung befassen.

Zudem wird sich das Projekt in den kommenden Monaten mit der Ausgestaltung (den Inhalten)
des Fachmoduls Tagesstruktur und der Abgrenzung sowohl zum Fachmodul Wohnen, dem
Organisationsmodul Tagesstruktur als auch zu individuellen Assistenzleistungen zur
Tagesstrukturierung einzelner Leistungsberechtigter befassen. Die gewonnenen Ergebnisse
sollen im Rahmen einer Erprobung in einer besonderen Wohnform auf die praktische

Anwendbarkeit Uberprift werden.

Teil 111: Schlussbemerkung

Zwischen den beiden Teilprojekten bestand nach Abschluss der Pilotphase die Vereinbarung,
die neue Leistungssystematik im Rahmen der Umstellung Il jeweils landesteilig und mit eigen
gesetzten Schwerpunkten zu erproben. Diese unterschiedlichen Herangehensweisen

ermoglichten beiden Teilprojekten eine intensive Auseinandersetzung und fiihrte beidseitig zu
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weitreichenden Erkenntnissen fir die Umstellung besonderer Wohnformen auf die neue
Leistungs- und Vergltungssystematik. Insbesondere konnte Wissen um die Beantwortung
praktischer Fragestellungen generiert werden, die fir die Echtbetrieb-Umstellung als
maBgeblich identifiziert wurden und sowohl Leistungstrager als auch —erbringer im Prozess

unterstutzt.

Weiterhin fehlende Abstimmungen und/oder ungeklérte Sachverhalte zu Grundsatzfragen
hinsichtlich der neuen Leistungs- und Vergitungssystematik flhren innerhalb der
gemeinsamen Kommission zu Verzogerungen im Verhandlungsgeschehen und beeinflussen

kontinuierlich den Beginn der Echtbetrieb-Umstellung besonderer Wohnformen.

Die Teilprojekte werden in der kommenden Phase den Prozess zur Echtbetrieb-Umstellung
weiterhin engmaschig begleiten, die Verhandlungen rund um den Rahmenvertrag des Landes
Nordrhein-Westfalen nach §131 SGB IX beobachten und aktiv Impulse zur Weiterentwicklung
setzen. Weitere Erprobungen der Umstellung in besonderen Wohnformen werden folgen.
Handlungsleitend bleibt hierbei die Grundidee des BTHG, Teilhabe und Selbstbestimmung von

Menschen mit Behinderungen zu starken.
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Vorlage Nr. 15/193
offentlich
Datum: 08.04.2021
Dienststelle: Fachbereich 73
Bearbeitung: Frau Esch
Sozialausschuss 27.04.2021 Kenntnis
Landesjugendhilfeausschuss 20.05.2021 Kenntnis
Ausschuss fiir Inklusion 27.05.2021 Kenntnis
Landschaftsausschuss 21.06.2021 Kenntnis
Tagesordnungspunkt:
Pflegefamiliengeld - landeseinheitliche Ausgestaltung der Leistungen der
Eingliederungshilfe fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderung in
Pflegefamilien

Kenntnisnahme:

Die Einflihrung des Pflegefamiliengeldes zur landeseinheitlichen Ausgestaltung der
Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche zur Betreuung in einer

Pflegefamilie in Zustéandigkeit der Landschaftsverbande wird gemaB Vorlage Nr. 15/193
zur Kenntnis genommen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berUhrt eine oder mehrere Zielrichtungen des ia
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK. ]

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:
Diese Vorlage berticksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (Ifd. Jahr):

Produktgruppe: 087.04.003

Ertrage: Aufwendungen: 34 Mio. €
Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan
Einzahlungen: Auszahlungen: 34 Mio. €
Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan ja

Bei Investitionen: Gesamtkosten der MaBnahme:

Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:
Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

LUBEK




Worum geht es hier?

In leichter Sprache

Kinder mit Behinderungen haben ein Recht auf Unterstitzung.
Viele Kinder mit Behinderungen werden zu Hause unterstitzt.
Einige Kinder mit Behinderungen leben nicht bei ihren eigenen Eltern.
Sie werden durch eine andere Familie unterstutzt.

Das sind Pflegefamilien.

Die Pflegefamilien im Rheinland bekommen

flr ihre Unterstlitzung Geld vom LVR.
Jetzt ist geregelt:
Alle Pflegefamilien in Nordrhein-Westfalen bekommen gleich viel Geld.

Haben Sie Fragen zu diesem Text?

Dann konnen Sie beim LVR in K6In anrufen:
0221-809-2202

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache
finden Sie hier: www.leichtesprache.lvr.de %

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage
insbesondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen fur
die Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und
Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion
und Menschenrechte (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern weitere
Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing.


http://www.leichtesprache.lvr.de/
https://leichtesprachebilder.de/artikel.php?cat_id=19&art_id=742&suchbegriff=Handy&aktion=suchen

Zusammenfassung:

Anliegen und Ziel des Landschaftsverbandes Rheinland ist es, einheitliche Leistungen und
Lebensverhaltnisse fir alle Pflegefamilien zu gestalten und mehr Kindern und
Jugendlichen mit Behinderung im Rheinland das Aufwachsen in einer Familie zu
ermdglichen.

Im Rahmen ihrer eigenen Zustandigkeit fir die Leistungen zur Betreuung in einer
Pflegefamilie vereinheitlichen die Landschaftsverbande Rheinland und Westfalen-Lippe
erstmalig die monatlichen Pauschalbetrage fiir Pflegefamilien in NRW.

Die landeseinheitliche Leistung wird NRW-weit unter dem Begriff Pflegefamiliengeld
eingefthrt. Mit der Einfihrung stellen die Landschaftsverbande in ihrer Zustandigkeit eine
einheitliche Leistungsgewahrung sicher.

Mit dem landeseinheitlichen Pflegefamiliengeld wird ab dem 01.01.2021 eine gleiche
angemessene finanzielle Anerkennung fir Pflegefamilien sichergestellt. Der Wechsel
zwischen den Leistungssystemen, insbesondere von der Jugendhilfe in die
Eingliederungshilfe, kann so reibungslos in der Regel ohne finanzielle EinbuBen erfolgen.
Die Landschaftsverbdnde Rheinland und Westfalen-Lippe setzen damit ein deutliches
Signal der Wertschatzung und Beachtung in Richtung der Pflegefamilien. Auch soll mit
dem Pflegefamiliengeld ein finanziell angemessener Anreiz geschaffen werden, um
Pflegefamilien zu gewinnen, Kinder und Jugendliche mit Behinderung zu betreuen, damit
diese in einem hauslichen, familiaren Umfeld inklusiv aufwachsen kénnen.

Stationdre, kostenintensivere Leistungen sollen hierdurch vermieden werden.

Das Pflegefamiliengeld setzt sich zusammen aus den materiellen Aufwendungen bzw.
existenzsichernden Leistungen fiir das Kind bzw. den Jugendlichen je nach Alter in H6he
von 602 EUR bis zu 837 EUR, den Kosten der Erziehung nach zwei Satzen in Hohe von
715 EUR oder 858 EUR, sowie einem einheitlichen Entlastungsbetrag in Héhe von 515
EUR, der den besonderen Umstanden der Betreuung von Kindern und Jugendlichen mit
Behinderung Rechnung tragt.

Das Pflegefamiliengeld wird rickwirkend zum 01.01.2021 eingefihrt.

Die Vorlage berihrt Zielsetzung Nr. 10 (Kindeswohl und Kinderrechte) des LVR-
Aktionsplans zur Umsetzung der UN-BRK.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/193:

Einfiihrung Pflegefamiliengeld - landeseinheitliche Ausgestaltung der
Leistungen der Eingliederungshilfe fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderung
in Pflegefamilien

Anliegen und Ziel des Landschaftsverbandes Rheinland ist es, einheitliche Leistungen und
Lebensverhaltnisse fir alle Pflegefamilien zu gestalten und mehr Kindern und
Jugendlichen mit Behinderung im Rheinland das Aufwachsen in einer Familie zu
ermdglichen. Im Rahmen ihrer eigenen Zustandigkeit fiir die Leistungen zur Betreuung in
einer Pflegefamilie vereinheitlichen die Landschaftsverbéande Rheinland und Westfalen-
Lippe erstmalig die monatlichen Pauschalbetrage fiir Pflegefamilien in NRW.

Pflegefamilien erhalten grundsatzlich monatliche Pauschalbetrage, mit denen der
Lebensunterhalt des Kindes bzw. Jugendlichen und die Kosten der Erziehung abgegolten
werden.

Die Landschaftsverbidnde haben mit der Ubernahme der Pflegeverhéltnisse zum
01.01.2020 die bisher von den értlichen Eingliederungshilfe-Tragern bzw. den
Jugendamtern gezahlten, unterschiedliche Leistungen sowohl bezogen auf die Kosten der
Erziehung als auch etwaige Entlastungsleistungen ibernommen.

Mit der nun landeseinheitlichen Gestaltung der monatlichen Pauschalbetrage fur
Pflegefamilien wird ab dem 01.01.2021 eine gleiche angemessene finanzielle
Anerkennung sichergestellt. Der Wechsel zwischen den Leistungssystemen, insbesondere
von der Jugendhilfe in die Eingliederungshilfe kann so reibungslos in der Regel ohne
finanzielle EinbuBen erfolgen. Die Landschaftsverbdnde Rheinland und Westfalen-Lippe
setzen damit ein deutliches Signal in Richtung der Pflegefamilien und bringen ihnen
Wertschatzung und Beachtung entgegen.

Bereits im Sommer 2020 haben die Landschaftsverbéande Uber die Einfihrung eines
einheitlichen Entlastungsbetrages mit Wirkung zum 01.01.2020 informiert (vgl. LVR-
Vorlage Nr. 14/4018)

Die gesamten Leistungen der Landschaftsverbande flir Pflegefamilien werden nunmehr
rickwirkend zum 01.01.2021 landeseinheitlich gestaltet.

1. Das landeseinheitliche Pflegefamiliengeld

Die landeseinheitliche Leistung wird NRW-weit unter dem Begriff Pflegefamiliengeld
eingefihrt. Mit der Einfuhrung stellen die Landschaftsverbdénde in ihrer Zustéandigkeit eine
einheitliche Leistungsgewdhrung sicher.

Das Pflegefamiliengeld setzt sich zusammen aus den materiellen Aufwendungen bzw.
existenzsichernden Leistungen fiir das Kind bzw. den Jugendlichen (1), den Kosten der
Erziehung nach zwei Satzen (2), sowie einem einheitlichen Entlastungsbetrag (3), der
den besonderen Umstdnden der Betreuung von Kindern und Jugendlichen mit
Behinderung Rechnung tragt.



(1) Materielle Aufwendungen

Mit den materiellen Aufwendungen wird der Lebensunterhalt des Kindes/Jugendlichen
sichergestellt. Die Héhe des altersgestuften Pauschalbetrages wird analog zur
Vollzeitpflege in der Jugendhilfe gestaltet und richtet sich nach dem jéhrlichen Erlass des
Ministeriums fur Kinder, Familie, Flichtlinge und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen (MKFFI NRW). Der Erlass regelt die H6he der Pauschalbetrage bei
Vollzeitpflege und Barbetrage gemaB § 39 SGB VIII - Kinder und Jugendhilfe.

Fir das Jahr 2021 erhalten Kinder gemaB Erlass im Alter von bis zu 7 Jahren 602 EUR,
Kinder im Alter von 8 bis zu 13 Jahren 687 EUR und Jugendliche ab 14 Jahren 837 EUR
monatlich.

(2) Kosten der Erziehung (KdE)

Die Kosten der Erziehung werden ebenfalls mit dem genannten Erlass des MKFFI NRW
festgelegt. Fir das Jahr 2021 liegt der einfache Satz gemaB Erlass bei 286 EUR
monatlich. Dieser Pauschalbetrag wird flir Pflegefamilien in der Zustandigkeit der
Landschaftsverbande entsprechend angewendet, allerdings mit erhéhten Satzen.

Aktuell werden die Kosten der Erziehung an die Pflegefamilien auf Basis der bis zum
31.12.2019 gewdhrten Leistungen der Kreise und kreisfreien Stadten gezahlt, die
unterschiedlichste Leistungen gewdhrt haben. Dies flihrt zu sehr heterogenen Umfdangen
der Kosten der Erziehung vom ein- bis zum vierfachen Satz der Kosten der Erziehung. In
ausgewahlten Einzelfallen wurden dariiber hinaus auch deutlich erhohte Kosten der
Erziehung z.B. in Hohe des flinf- oder sechsfachen Satzes gewahrt.

In der Jugendhilfe werden flr besonders entwicklungsbeeintrachtigte Pflegekinder (§ 33
S. 2 SGB VIII) ebenfalls besondere Leistungen gewdahrt:
¢ Bei den Westfédlischen Pflegefamilien wird der 2,2-fache Satz flr Pflegeeltern mit
besonderer Eignung, der 3,7-fache Satz fur Profi-Pflegefamilien gewahrt.
e Flr die Rheinischen Erziehungsstellen empfiehlt das LVR-Landesjugendamt den
3,35-fachen Satz der Kosten der Erziehung.

Ziel ist es, die Kosten der Erziehung im Rahmen der Eingliederungshilfe
landeseinheitlich auszugestalten.

Im Rahmen der Eingliederungshilfe erhalten Pflegefamilien daher landeseinheitlich
folgende Pauschalbetrage als Kosten der Erziehung:

o 3,0-facher Satz fiir Pflegefamilien, die von einem
Leistungserbringer/Trager begleitet werden

Pflegefamilien, die durch einen Leistungserbringer beraten und begleitet werden, erhalten
den dreifachen Satz der Kosten der Erziehung. Oftmals werden die Pflegefamilien von
Leistungserbringern akquiriert und umfassend vorbereitet.

Die Vorbereitung umfasst in der Regel Grund- und aufbauende Qualifizierungs- und
FortbildungsmaBnahmen sowie Fachberatungen, prozessbegleitende MaBnahmen und
Supervision.



Die Inanspruchnahme qualifizierter Beratung und Unterstiitzung bedeutet einerseits
einen hdoheren Aufwand fir die Pflegefamilien, bietet andererseits aber auch einen
wichtigen Mehrwert fiir die Pflegefamilie und das Kind bzw. den Jugendlichen. Die
Beratung und Unterstitzung der Pflegefamilien kann ebenfalls einen Beitrag zum
Kinderschutz darstellen.

¢ 2,5-facher Satz fiir Pflegefamilien, die keine Beratung und Begleitung
durch einen Leistungserbringer/Trager in Anspruch nehmen

Pflegefamilien, die keine Beratung und Begleitung durch einen Leistungserbringer/Trager
winschen, erhalten den 2,5-fachen Satz der Kosten der Erziehung.

Warum eine Beratung und Unterstitzung nicht gewlnscht wird, kann unterschiedliche
Grinde haben. Grundsatzlich gehen die Landschaftsverbande jedoch davon aus, dass alle
Pflegefamilien, die Kinder und Jugendliche mit Behinderung erziehen, einen Mehrwert
durch eine qualifizierte Beratung und Begleitung erfahren.

Eine Anpassung der Kosten der Erziehung auf den 3,0-fachen Satz, sofern eine Beratung
durch einen Leistungserbringer/Trager erfolgt, wird im Rahmen des
Gesamtplanverfahrens bzw. im Rahmen der Bedarfsermittlung gepriift.

(3) Entlastungsbetrag

Die Landschaftsverbédnde finanzieren ab dem 01.01.2021 einen landeseinheitlichen
Entlastungsbetrag in Héhe von monatlich pauschal 515 EUR auf der Grundlage des SGB
IX sowie einem weiteren jahrlichen fakultativen Entlastungsbetrag in Hohe von bis zu
2.400 EUR. (Vgl. hierzu LVR-Vorlage Nr. 14/4018).

3. Umsetzung
Die Einflihrung des Pflegefamiliengeldes wird riickwirkend zum 01.01.2021 umgesetzt.

Das Pflegefamiliengeld bedeutet in der Regel eine Leistungsverbesserung fur
Pflegefamilien. Sofern in Einzelféllen mit der Einfllhrung des landeseinheitlichen
Pflegefamiliengeldes eine mdgliche Leistungsverschlechterung verbunden ist, greift der
Bestandsschutz. Der Bestandsschutz greift flr alle Félle, die bis einschlieBlich 31.03.2021
(keine ruckwirkende Kiirzung) erstmalig Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten bzw.
sich im System der Eingliederungshilfe befinden.

Fir die landesweit einheitliche Angleichung ist es erforderlich, dass die vorgeschlagene
Ausgestaltung der Kosten der Erziehung zusammen mit dem monatlichen
Entlastungsbetrag in der Regel einen Hdchstbetrag darstellt. Bereits gewahrte erhéhte
Leistungen auf Grund des Bestandschutzes werden angerechnet. In der Umsetzung
erfolgt dies durch einen ggf. anteiligen Entlastungsbetrag. Diese Anrechnung ist
gerechtfertigt, da bereits mit einem erhdhten Erziehungsbetrag ausreichend finanzielle
Mittel fUr Entlastungsleistungen zur Verfigung stehen.

Da alle Einzelfalle individuell geprift werden mussen, wird die verwaltungsseitige
Umsetzung sukzessive erfolgen. Hierflr ist voraussichtlich ein halbes Jahr zu
veranschlagen.



Die landeseinheitliche Gestaltung der Kosten der Erziehung erfolgt innerhalb des
Planungsansatzes und somit ohne Mehrkosten.

Es wird um Kenntnisnahme der Einfihrung des Pflegefamiliengeldes zur
landeseinheitlichen Ausgestaltung der Leistungen der Eingliederungshilfe fiir Kinder und
Jugendliche zur Betreuung in einer Pflegefamilie in Zustandigkeit der
Landschaftsverbande gebeten.

In Vertretung

LEWANDROWSKI



Anlage - Ubersicht Pflegefamiliengeld ab 01.01.2021

bis unter 7 | 7 bis unter Uber 14
Jahre 14 Jahre Jahre
(1) materielle
Aufwendungen
602 EUR 687 EUR 837 EUR
(]
(=)}
‘©
2 mit Beratung und ohne Beratung Hochstbetrag
2 Begleitung durch und Begleitung Kosten der
2 einen Trager/ durch einen Erziehung
2 | (2) Kosten der Leistungserbringer Trager/ plus
§ Erziehung Leistungserbringer | Entlastungs-
beitrag
858 EUR 715 EUR 1.373 EUR
bzw. 1.230
EUR
(3) Entlastungsbeitrag 515 EUR
jahrlicher bis zu 2.400 EUR
Entlastungsbeitrag unter Anrechnung von SGB XI-Leistungen

Beispiel zur Berechnung des monatlichen Pflegefamiliengeldes:

Kind, 10 Jahre

(1) Materielle Aufwendungen 687 EUR 687 EUR
(2) Kosten der Erziehung
e mit Begleitung durch einen
858 EUR
Leistungserbringer; 3,0-facher Satz
e ohne Begleitung durch einen
715 EUR
Leistungserbringer; 2,5-facher Satz
(3) Entlastungsbeitrag 515 EUR 515 EUR
Pflegefamiliengeld monatlich 2.060 EUR 1.917 EUR

Darliber hinaus kann ein jahrlicher Entlastungsbeitrag in Héhe von bis zu 2.400 EUR auf

Antrag gewahrt werden.




Die Direktorin des Landschaftsverbandes

LVR &

Rheinland
Qualitat fir Menschen
Vorlage Nr. 15/202
offentlich
Datum: 01.04.2021
Dienststelle: Fachbereich 73
Bearbeitung: Herr Ladatsch
Sozialausschuss 27.04.2021 Kenntnis
Bau- und Vergabeausschuss 03.05.2021 Kenntnis
Ausschuss fiir Inklusion 27.05.2021 Kenntnis
Landschaftsausschuss 21.06.2021 Kenntnis
Tagesordnungspunkt:

Inklusive Bauprojektforderung - Bauprojekt Familie Hetzel

Kenntnisnahme:

Die Inklusive Bauprojektférderung des Landschaftsverbandes Rheinland in H6he von
140.000 € fir das Bauprojekt der Familie Hetzel wird gemaB Vorlage Nr. 15/202 zur
Kenntnis genommen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berthrt eine oder mehrere Zielrichtungen des

LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK. Ja

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

|Diese Vorlage berlicksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (Ifd. Jahr):

Produktgruppe: 017

Ertrage: Aufwendungen: 140.000 €
Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan
Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der MaBnahme:

Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

Limbach



Worum geht es hier?

In leichter Sprache:

Dem LVR ist wichtig:

Menschen mit und ohne Behinderungen

sollen in ihrer eigenen Wohnung leben kénnen.
Neben anderen Menschen

mit und ohne Behinderungen.

Dann sind alle Nachbarn im selben Haus.

Oder auf derselben Straf3e.

Daher gibt der LVR seit einiger Zeit Geld
fir neue Hauser mit Wohnungen

fir Menschen mit und ohne Behinderungen.

In schwerer Sprache heiBt das Geld vom LVR:

Bau-Projekt-Férderung.

Familie Hetzel baut in Goch
ein neues Wohnhaus flr 11 Mietparteien.

Der LVR mochte das Projekt mit Geld unterstitzen.
Haben Sie Fragen zu diesem Text?

Dann konnen Sie beim LVR in Koln anrufen:
0221-809-2202

Viele Informationen zum LVR in leichter Sprache
finden Sie hier: www.leichtesprache.lvr.de %

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage insbe-
sondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen flr die
Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und Kommu-
nikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-Behinderten-
rechtskonvention sensibilisieren.


https://leichtesprachebilder.de/artikel.php?cat_id=19&art_id=742&suchbegriff=Handy&aktion=suchen

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion
und Menschenrechte (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern weitere Informati-
onen. Bilder: © Reinhild Kassing.



Zusammenfassung:

Familie Hetzel baut in Goch das Inklusive Wohnprojekt ,Emmericher Weg". Das Gebdude
besteht aus 11 Wohneinheiten fiir Menschen mit und ohne Beeintrachtigungen.

Mit diesem Bauprojekt will Familie Hetzel Wohnraum fiir Menschen mit Beeintrachtigun-
gen schaffen, die unter den derzeitigen Bedingungen des Wohnungsmarktes kaum eine
Chance haben, Wohnraum auBerhalb des Elternhauses und auBerhalb einer besonderen
Wohnform zu finden. Sie sollen unter einem Dach mit Menschen ohne Behinderung mitten
in der Gesellschaft leben kdnnen.

Folgende Forderkriterien sind zu erflllen:

Es muss ein schriftlicher Antrag auf Forderung vorliegen.

Der Antrag muss von einer natlrlichen oder juristischen Person gestellt worden sein, deren
zu férderndes Wohnprojekt sich im raumlichen Zustandigkeitsbereich des LVR befindet.

Es muss sich um ein Wohnprojekt handeln, in dem Menschen mit Behinderung und Men-
schen ohne Behinderung zusammenleben.

Und mindestens 30 % der Bewohner*innen mussen Menschen mit Behinderung sein, die
zugleich leistungsberechtigt fir Leistungen der Eingliederungshilfe (derzeit ,wesentlich be-
hindert") im Sinne des SGB IX sind.

Es darf sich nicht um Gebaude handeln, die nur eine Wohnung enthalten.

Der zu schaffende Wohnraum muss wahrend der Laufzeit der Zweckbindung in Anlehnung
an die DIN 18040 bzw. DIN 18040 R-Standard barrierefrei sein.

Es fehlen Eigenanteile in der Finanzierung der Férderungsempfanger*innen mindestens in
der Hohe der Férderung des Landschaftsverbandes Rheinland.

Die Finanzierung des beantragten Projekts unter Einbeziehung der Mittel des Landschafts-
verbandes Rheinland muss gesichert sein.

Die Forderung betragt maximal 10% der anerkennungsféhigen Baukosten und maximal
200.000 € je Projekt.

Fir fehlende Eigenmittel wird ein einmaliger Zuschuss in H6he von 140.000 € beantragt.
Aus Sicht der Verwaltung lag die Férderfahigkeit des Vorhabens im Sinne der Satzung
und der Fdérderrichtlinien vor und der Antrag ist bewilligt worden.

Das hier beschriebene Férderprogramm betrifft die Zielrichtungen Inklusion, Partizipation,
Selbstbestimmung sowie Gleichstellung des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/202:

1. Einleitung:

Die Landschaftsversammlung hat in ihrer Sitzung am 19.12.2018 die Férderung geeigneter
inklusiver Wohnprojekte fiir Menschen mit und ohne Behinderung durch Zuschuss be-
schlossen. Mit der inklusiven Bauprojektforderung sollen Wohnmaoglichkeiten fiir Menschen
mit Behinderungen geschaffen werden und somit zur Verselbststandigung von Menschen
mit Behinderungen beigetragen werden. Die inklusive Bauprojektférderung soll vor allem
die fehlenden Eigenmittel der féordermittelempfangenden Person ausgleichen.

In 2019 konnten mit diesem Férderprogramm bereits zwei Projekte gefordert werden. Das
Wohnprojekt in Aachen des Hérgeschadigtenzentrums ist bereits eingeweiht und bezogen.
Das Wohnprojekt des Vereins fir kérper- und mehrfachbehinderte Menschen Alsbachtal
e.V. in Oberhausen befindet sich in der Fertigstellung.

In 2020 konnte mit diesem Forderprogramm ein weiteres Projekt geférdert werden.

Das Wohnprojekt des SKM Koéln - Sozialdienst Katholischer Manner e.V. in Kéln-Nippes
befindet sich im Bau.

Mit der Vorlage Nr. 14/4176 hat die Landschaftsversammlung beschlossen, dass Forder-
entscheidungen von der Verwaltung getroffen werden und der politischen Vertretung im 1.
Halbjahr des Folgejahres zusammenfassend berichtet wird.

Im Jahr 2020 wurde das im Folgenden vorgestellte Projekt als viertes Projekt in Goch durch
die Verwaltung zwischenzeitlich beschlossen.

Seit der letzten Vorlage zur Inklusiven Bauprojektférderung (Nr. 14/3997 vom 17.04.2020)
haben sich 12 Personen/Organisationen flr die Férdermdglichkeiten interessiert.

Das jeweils geplante Bauprojekt wurde kurz dargestellt oder das allgemeine Interesse er-
ldutert. Es erfolgte von Seiten der Verwaltung immer eine grundsatzliche Information zu
den Férderbedingungen mit Zusendung der Satzung, den Férderrichtlinien und dem Flyer.
In einem Fall fand ein Besprechungstermin mit einem ausfiihrlichen Beratungsgesprdch
statt.

Bezogen auf drei Projekte wird der Beratungsprozess aktuell intensiviert.

In einem dieser Falle gibt es auch einen konkreten Antrag auf Férderung in Hohe von
200.000 €.

Die BemUhungen zur weiteren Bekanntmachung der Inklusiven Bauprojektférderung wer-
den in Abstimmung mit dem Bereich Offentlichkeitsarbeit in der ndchsten Zeit intensiviert,
um mehr Interessent*innen zu motivieren, Antrage zu stellen.

2. Forderkriterien, Darstellung des Bauprojektes und Angaben zur Erfiillung der
Forderfahigkeit

Laut Satzung Uber die inklusive Bauprojektférderung des Landschaftsverbandes Rheinland
und der dazu gehérigen Forderrichtlinien missen folgende Kriterien vorliegen, damit eine
Forderféahigkeit gegeben ist:

a) Es muss ein schriftlicher Antrag auf Férderung vorliegen.

Der Antrag auf Forderung wurde am 05.09.2020 beim LVR, Dez. 7, Abteilung 73.70, durch
die Familie Hetzel eingereicht.

Férderkriterium ist erflllt



b) Der Antrag muss von einer natiirlichen oder juristischen Person gestellt wor-
den sein, deren zu forderndes Wohnprojekt sich im raumlichen Zustiandigkeits-
bereich des LVR befindet.

Die Familie Hetzel ist eine natiirliche Person, die in Goch wohnt.

Forderkriterium ist erflllt

c) Es muss sich um ein Wohnprojekt handeiln, in dem Menschen mit Behinderung
und Menschen ohne Behinderung zusammenleben.

Und mindestens 30 % der Bewohner*innen miissen Menschen mit Behinderung
sein, die zugleich leistungsberechtigt fiir Leistungen der Eingliederungshilfe
(derzeit ,,wesentlich behindert™) im Sinne des SGB IX sind.

Die Familie Hetzel beabsichtigt, 30% des Wohnraums vorrangig an Menschen mit Behin-
derungen zu vermieten, die fir die Laufzeit der Zweckbindung leistungsberechtigt fiir Leis-
tungen der Eingliederungshilfe fir Menschen mit Behinderungen im Sinne des SGB IX sind.
Finf der elf Wohneinheiten im Erdgeschoss werden an Menschen mit Behinderungen ver-
mietet, die unter den derzeitigen Bedingungen des Wohnungsmarktes kaum eine Chance
haben, Wohnraum auBerhalb des Elternhauses und auBerhalb einer besonderen Wohnform
zu finden. Sie sollen unter einem Dach mit Menschen ohne Behinderung mitten in der
Gesellschaft leben kdnnen. Die restlichen sechs Wohneinheiten werden auf dem freien
Wohnungsmarkt an Menschen ohne Behinderung vermietet.

Ziel ist ein Miteinander im Haus durch ,natlrliche" Begegnung. Gefdrdert und gestaltet
wird das Miteinander durch die Nutzung eines gemeinsamen Gartenbereiches.

Durch die verschiedenen GréBen der Wohnungen sollen unterschiedliche Lebenskonzepte
unter einem Dach verwirklicht werden kénnen. Hierdurch soll eine Mischung von Mietpar-
teien entstehen, die sich in Nichts von anderen Wohnhdusern unterscheidet.

Geleitet ist Familie Hetzel durch den Gedanken, dass ihre beiden erwachsenen Tochter mit
Behinderung so wohnen sollen und kénnen, wie andere Menschen in ihrem Alter auch, in
einer eigenen Wohnung und gleichzeitig in einer Gemeinschaft.

Die konkrete Verteilung der Wohneinheiten wird erst kurz vor Fertigstellung feststehen.
Férderkriterium ist erflllt

d) Es darf sich nicht um Gebdude handeln, die nur eine Wohnung enthalten.
Das Bauprojekt besteht aus 11 Wohneinheiten.
Férderkriterium ist erflllt

e) Der zu schaffende Wohnraum muss wadhrend der Laufzeit der Zweckbindung
in Anlehnung an die DIN 18040 bzw. DIN 18040 R-Standard barrierefrei sein.
Die Bauplanung weist im Erdgeschoss ein rollstuhlgerechtes Wohnen gema3 DIN 18040
Teil 2 aus, im Obergeschoss und im Staffelgeschoss wird Barrierefreiheit gemai DIN 18040
Teil 2 ausgewiesen.

Forderkriterium ist erflllt

f) Es fehlen Eigenanteile in der Finanzierung der Forderungsempfinger*innen
mindestens in der Hohe der Forderung des Landschaftsverbandes Rheinland.
Der Finanzierungsplan weist eine Finanzierungsliicke von 140.000 € Eigenanteil aus.
Forderkriterium ist erflllt



g) Die Finanzierung des beantragten Projekts unter Einbeziehung der Mittel des
Landschaftsverbandes Rheinland muss gesichert sein.

Der Finanzierungsplan und die Grundbucheintragungen weisen aus, dass die Finanzierung
des Gesamtprojektes gesichert ist.

Forderkriterium ist erflllt

h) Die Forderung betragt maximal 10% der anerkennungsfihigen Baukosten und
maximal 200.000 € je Projekt.

Beantragt ist eine Férdersumme in Hohe von 140.000,00 €, das entspricht einem prozen-
tualen Anteil von 9,9% der anerkennungsfahigen Baukosten.

Forderkriterium ist erflllt

3. Darstellung der Kosten und der Hohe des Zuschusses
Gefordert werden kénnen bis zu 10% der anerkennungsfahigen Baukosten, hochstens je-

doch 200.000 € pro Bauprojekt.

Die Gesamtkosten des Projektes des Antragstellers sind wie folgt:

Gesamtkosten 1.410.000 €
abzuglich Sparkasse 1.270.000 €
fehlende Eigenmittel = Zuschuss 140.000 € (ca. 9,9%)

Insofern betragt die Hohe des Zuschusses 140.000 €, was 9,9% der anerkennungsfahigen
Baukosten entspricht.

Fir die oben beschriebenen 11 Wohneinheiten beantragt die Familie Hetzel eine Férderung
durch die Inklusive Bauprojektforderung des LVR. Alle Kriterien sind in Bezug auf das Pro-
jekt der Familie Hetzel erfllt.

Somit lag die Férderfahigkeit des Vorhabens im Sinne der Satzung und der Férderrichtlinien
vor und der Antrag ist bewilligt worden.

Es wird um entsprechende Kenntnisnahme gebeten.

In Vertretung

Lewandrowski



Anlage zu Forderantrag Position 3
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Anlage zu Position 2
Grundstiick: Emmericher Weg 48, 47574 Goch

Grunflache ca. 25 Qm
Grinflache ca. 75 Qm

Stellplatze PKW (8x)

Regenwasser:
Verrieselung durch Rigole
(siehe Bauzeichnung EG)

Gartenbereich
Griinflache ca. 210 Qm

Griinflache gesamt
325Qm =31,64 %

Anmerkung:

Die gesamte Griinflache hat ca. 310 Qm. Das entspricht ca. 30 % des Grundstiickes (1027 Qm).

Wir haben nur dieses eine Grundstiick zu einem Preis zur Auswahl bekommen, das eine ortstibliche
Miethohe zuldsst. Es liegt glinstig in Richtung Stadtnahe.

Es war uns wichtig, das die behindertengerechten Wohnungen alle im EG sind. Daher wurde die
Grundflache so gewahlt.

Sonst hatten wir nur 4 behindertengerechte Wohnungen bauen kénnen.

03.09.2020 K. Hetzel
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		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf


		Alternativtext




		Regelname		Status		Beschreibung


		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext


		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird


		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein


		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken


		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern


		Tabellen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein


		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein


		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen


		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen


		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben


		Listen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein


		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein


		Überschriften




		Regelname		Status		Beschreibung


		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung







Zurück zum Anfang


